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Jahresbericht 

des  Vereins  der  blinden  Akademiker  Deutschlands  E.  V. 

•  für  das  Jahr  1933 

Der  Verein  der  blinden  Akademiker  Deutschlands  E.  V.  (V.b.A.D.)  hat 
die  folgenden  Ziele: 

1.  Die  Hochschulbücherei,  Studienanstalt  and  Beratungsstelle  für  blinde  Studie¬ 
rende  E.  V.  (Blindenstudienanstalt  Marburg-Lahn)  finanziell  zu  unterstützen. 

2.  Die  gesamten  kulturellen,  beruflichen,  sozialen  und  wirtschaftlichen  Interessen 

der  blinden  Geistesarbeiter  zu  fördern  und  zu  vertreten. 

Bei  der  10.  ordentlichen  Mitgliederversammlung  vom  23.  Juli  1933  wurde 
die  Satzung  den  Zeitverhältnissen  entsprechend  abgeändert.  Hierbei  sind 
folgende  §§  in  ihrer  jetzigen  Fassung  hervorzuheben: 

§  2  umreißt  klar  Zweck  und  Ziel  des  V.b.A.D.,  dfer  die  Standesvertre¬ 
tung  der  blinden  Geistesarbeiter  ist  und  den  ordentlichen  und  außerordent¬ 
lichen  blinden  Mitgliedern  in  allen  ihren  Studien-,  Bildungs-  und  Berufs¬ 
fragen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Angelegenheiten  zur  Seite  steht.  Aus 
diesem  Grunde  unterstützt  der  Verein  die  Blindenstudienanstalt,  da  nur 
durch  sie  dem  blinden  akademischen  Nachwuchs  sowie  den  bereits  im  Beruf 
stehenden  blinden  Geistesarbeitern  durchgreifend  geholfen  werden  kann. 
Der  Blindenstudienanstalt  leitet  der  V.b.A.D.  einen  Jahreszuschuß  zu.  Alle 
Vergünstigungen  kommen  sämtlichen  reichs-  und  auslandsdeutschen  blin¬ 
den  Geistesarbeitern  unbeachtet  ihrer  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Zu¬ 
gehörigkeit  zum  Verein  zugute. 

§  3  führt  den  Ariergrundsatz  für  die  ordentlichen  und  außerordent¬ 
lichen  Mitglieder  ein.  Es  wird  unter  blinden  und  fördernden  Mitgliedern 
unterschieden.  Der  Jahresbeitrag  einschl.  Bezug  des  Pflichtorgans  „Beiträge 
zum  Blindenbildungswesen“  beträgt  5  RM.  ab  1.  Januar  1934. 

§§  10 — 14  legen  den  Führergrundsatz  fest.  Der  Reichsleitung  der  N.S. 
Volkswohlfahrt  stehen  Berufung  und  Bestätigung  des  Führers  und  der 
übrigen  Mitglieder  des  Vorstandes  sowie  die  Aussetzung  der  Beschlüsse  zu. 
Schließlich  ist  die  Auflösung  des  Vereins  erschwert  und  sein  evtl.  Ver¬ 
mögensübergang  an  die  Blindenstudienanstalt  gesichert. 

Die  neue  Satzung  wurde  von  der  Reichsführung  der  N.S.  Volkswohl¬ 
fahrt  am  19.  September  1933  genehmigt,  am  10.  Oktober  vom  Register¬ 
richter,  Amtsgericht  Marburg-Lahn,  bestätigt  und  am  4.  Dezember  1933  in 
das  Vereinsregister  eingetragen. 

Grundlegend  waren  die  Veränderungen,  denen  sich  die  Gesamtorgani¬ 
sation  des  Vereins  unterzogen  hat.  Zunächst  wurden  der  V.b.A.D.  mit  dem 
Reichsdeutschen  Blindenverband  und  dem  Verein  der  blinden  Frauen  Deutsch¬ 
lands  unter  Wahrung  jeweiliger  völliger  Selbständigkeit  im  Rahmen  der 
N.S.  Volkswohlfahrt  (IV  Rechtsabteilung,  Leiter  Dr.  jur.  Ballarin)  zum  „Reichs¬ 
bund  der  deutschen  Friedensblinden“  zusammengeschlossen  unter  der  Füh¬ 
rung  des  Stadtrat  a.  D.  Beigeordneten  Zengerling,  Berlin.  Durch  Schreiben 
der  Reichsführung  vom  16.  Oktober  1933  ist  der  Unterzeichnete  durch  den 
Reichswalter  der  N.S.  Volkswohlfahrt  Hilgenfeldt  als  Vorsitzender  des  V.b.A.D. 
bestätigt. 
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Der  Vorstand  des  VbAD.  setzt  sich  nunmehr  zusammen  aus  dem  Unter¬ 
zeichneten  als  Vorsitzenden,  Prof.  Dr.  Bruno  Schultz  als  stellvertretenden 
Vorsitzenden,  Land-  und  Amtsgerichtsrat  Dr.  W.  Becker  als  Vertreter  der 
Kriegsblinden,  Dr.  Benno  Westphal  als  Beisitzer. 

Zum  Arbeitsausschuß,  nach  §  13  „beratendes  Organ“,  gehören: 

Dr.  E.  Claessens,  Bezirksleiter  für  Groß-Berlin,  Brandenburg,  Pommern, 
Ostpreußen  und  Grenzmark  Posen- Westpreußen,  Danzig;  ferner  mit 
Dr.  Becker  Vertreter  der  Belange  der  kriegsblinden  Kommilitonen. 

cand.  phil.  Dehnhardt,  Marburg:  Belange  der  Marburger  Studierenden. 

Schulmusiklehrer  Freund,  Marburg:  Hessen-Nassau,  Freistaat  Hessen.  Frei¬ 
staat  Thüringen;  Belange  der  blinden  Musiklehrer. 

Dr.  Mittelsten  Scheid,  Marburg:  Westfalen,  Rheinland,  Saargebiet. 

Dr.  Reuß,  Schwetzingen:  Baden,  Württemberg. 

Prof.  Dr.  Schultz,  Dresden:  Anhalt,  Bayern,  Freistaat  Sachsen,  Prov. Sachsen. 

Reg.-Rat  Schwendy,  Breslau:  Ober-  und  Niederschlesien. 

Bezirksleiter  für  Hannover,  Schleswig-Holstein,  Hamburg,  Lübeck,  Bremen, 
Braunschweig,  Mecklenburg,  Oldenburg  ist  der  Unterzeichnete. 

Zum  Obmann  der  Fachgruppe  der  blinden  Musiklehrer  hat  der  Unter¬ 
zeichnete  Herrn  Schulmusiklehrer  Freund,  zu  dessen  Stellvertreter  cand. 
phil.  Löffler,  Würzburg,  bestellt. 

Der  Bewilligungsausschuß  besteht  aus  dem  Unterzeichneten,  sowie  den 
Herren  Dr.  Mittelsten  Scheid  und  Dr.  Becker.  Er  gewährt  Darlehen  und  Zu¬ 
schüsse  für  Studien-  und  Erholungszwecke;  ferner  Werkbeihilfen.  Im  Laufe 
des  Jahres  1933  wurden  gewährt: 

Einzelzuschüsse  an  25  Personen,  Darlehen  an  6  Personen.  Darlehen 
wurden  zurückgezahlt  von  14  Personen.  Studienbeihilfe  erhielten  10  Per¬ 
sonen,  Schulgeldbewilligungen  5  Personen,  Zuschüsse  für  Berufszwecke,  Ver¬ 
öffentlichungen  u.  dergl.  11  Personen,  Werkbeihilfen  39  Personen  (Die  Werk¬ 
beihilfen  dienen  vornehmlich  zur  Beschaffung  von  Musikinstrumenten, 
Grammophonen,  Radiogeräten,  Schreibmaschinen,  Studien-  und  Berufslite¬ 
ratur  in  Blindenschrift.  Blindenschriftmaschinen,  Normal-,  Büro-  und  Klein¬ 
schreibmaschinen  verschiedenster  Systeme  und  Hilfsgeräte  aller  Art  wurden 
zu  billigen  Preisen  vermittelt),  Erholungszuschüsse  an  30  Personen  (Emp¬ 
fohlen  wurden  die  Heime  Haus  Wiedemann,  Bad  Faulenbach,  Füssen  i.  All¬ 
gäu,  Hotel  Anastasia  im  Ostseebad  Müritz,  Mecklenburg,  Blindenschüler¬ 
heim  Marburg-Lahn,  Am  Schlag  1.  Letzteres  wurde  am  stärksten  besucht. 
Für  1934  werden  20  Stellen  ä  63  RM.  für  Marburg,  15  Stellen  ä  50  RM. 
für  beliebig  gewählte  Orte  zur  Verfügung  stehen). 

Die  Mitglieder  des  V.b.A.D.  sind  über  ganz  Deutschland  verteilt.  Ihre 
Zahl  betrug  am  31.  Dezember  1932:  435,  am  31.  Dezember  1933:  389.  Der 
Abgang  ist  auf  Sterbefälle,  Ausscheiden  der  Nichtarier  u.a.m.  zurückzu¬ 
führen. 
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An  Sitzungen  fanden  statt:  Vorstandsbesprechungen  am  17.  3.,  am 
22.  7,  und  am  2.  12.  1933;  Arbeitsausschußsitzung  am  23.  7.  und  eine  Teil¬ 
arbeitsausschußsitzung  am  2.  12.,  die  10.  ordentliche  Mitgliederversammlung 
am  23.  7.  1933.  Rundschreiben  ergingen  7  während  des  letzten  Jahres. 
Bezirksversammlungen  fanden  statt:  5  in  Berlin,  4  in  Dresden,  1  in  Frank¬ 
furt-Main,  1  in  Heidelberg. 

Die  materielle  Unterstützung  der  Blindenstudienanstalt  durch  laufende 
jährliche  und  einmalige  außerordentliche  Zuschüsse  erforderte  im  Jahre 
1933  einen  Betrag  von  rund  20000  RM. 

Die  Blindenstudienanstalt  unterhält: 

1.  Eine  Blindenhochschulbücherei  mit  vornehmlich  wissenschaftlichem  Charakter. 
Am  31.  Dezember  betrugen  die  Bestände  17  956  Bände  (1932:  16  325).  Ausge¬ 
liehen  wurden  23  845  Bände  (1.  10.  1932:  12  800).  Die  Zahl  der  Entleiher  be¬ 
trug  im  Jahre  1933:  1446  (1932  bis  1.  10.  1  284). 

2.  Eine  Verlagsanstalt  mit  Blinden-  und  Schwarzdruckerei,  Abschreibe-  und  Kor¬ 
rekturabteilung.  Bis  Ende  1933  sind  herausgebracht  362  Werke  =  1  049  Bände 
(1.  10.  1932:  308  Werke  =  901  Bände)  wissenschaftlicher  und  belehrender 
Disziplinen. 

3.  Ein  Studentenheim,  im  Jahre  1933  von  21  Studierenden  und  5  in  Berufsaus¬ 
ausbildung  besucht.  Davon  haben  im  Jahre  1933  1  promoviert,  2  die  Staats¬ 
prüfung  abgelegt.  Tagesverpflegungssatz  1,70  RM.;  Zimmer  einschl.  Nebenkosten 
12 — 17  RM.  monatlich. 

4.  Ein  Schülerheim  mit  der  staatlich  genehmigten  einzigen  Aufbauschule  (Unter¬ 
tertia  bis  Oberprimareife)  für  Blinde  mit  Reformrealgymnasialziel.  Die  Schule 
führt  zur  mittleren  bzw.  Obersekundareife,  Primareife  und  Abitur.  Eine  höhere 
Handelsschulabteilung  zur  Ausbildung  von  Korrespondenten  und  Stenotypisten 
sowie  eine  Abteilung  zur  Förderung  der  blinden  Musikschüler,  umfassend  den 
Lehrstoff  des  1.  Jahres  eines  Musikseminars,  sind  angegliedert.  Im  Jahre  1933 
wurde  die  Schule  von  36  Schülern  und  Schülerinnen  besucht.  Davon  legten 
4  die  Reife-,  2  die  Primareife-  und  1  die  Schulschlußprüfung  ab.  Der  Inter¬ 
natspreis  beträgt  einschl.  Schulgeld  und  Lehrmittelbeschaffung  jährlich  etwa 
1  000  RM. 

5.  Ein  Archiv  und  eine  Beratungsstelle  zur  Auskunfterteilung  in  allen  Fragen  des 
Blindenbildungs-,  Fürsorge-  und  Versorgungs wesens.  Diese  arbeiteten  mit  allen 
amtlichen  und  privaten  Stellen  und  setzten  sich  für  die  Vermittlung  aller 
Akademiker  und  ausgelernten  Geistesarbeiter  durch  individuelle  Betreuung  und 
Förderung  ein.  Die  Archivbestände  und  die  Schwarzdruckbücherei  weisen  rund 
8  000  Bände  auf.  Sie  wurden  für  gutachtliche,  statistische  und  wissenschaftliche 
Arbeiten  stark  beansprucht. 

6.  Eine  Maschinen-  und  Lehrmittelkonstruktions-  und  Reparaturwerkstätte,  die 
allen  Anforderungen  gerecht  wird,  mit  Verkaufs-  und  Vermittlungsabteilung 
für  alle  Maschinen,  Bücher,  Behelfe  und  Materialien,  die  der  Blinde  braucht. 
Das  Schallplattenbuch  und  die  mechanische  Umformung  des  Schwarzdruckes 
in  die  Blindenschrift  wurden  durch  experimentelle  Arbeiten  und  Gutachten 
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gefördert.  Ein  1.  Schallplattenbuch  ist  in  Umlauf  gesetzt,  Vermittlung  guter 
billiger  Grammophone  durch  uns  eingeleitet  worden. 

7.  Eine  Hauptgeschäftsstelle,  Wörthstraße  11. 

Die  Blindenstudienanstalt  ist  ein  reichswichtiges,  gemeinnütziges  Unter¬ 
nehmen  und  als  milde  Stiftung  anerkannt.  Sie  steht  unter  der  besonderen 
Fürsorge  des  Reichsarbeitsministeriums  und  des  Preußischen  Ministeriums 
für  Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung. 

Nach  wie  vor  bemühte  sich  der  V.b.A.D.  um  die  Berufsfürsorge  und 
den  Aufklärungsdienst  für  blinde  Geistesarbeiter  durch  Eingaben  an  das 
Reich,  die  Länder  und  durch  individuelle  Bestrebungen  bei  behördlichen 
und  privaten  Stellen. 

Die  Belange  der  blinden  Musiklehrer,  Organisten  und  Privatmusiklehrer 
wurden  durch  die  Gruppe  der  blinden  Musiklehrer,  unsere  Mitgliedschaft 
zur  Notenbeschaffungszentrale,  zu  der  Notenkommission  und  dem  Zentral¬ 
stellennachweis  für  blinde  Kirchenmusiker  unterstützt.  Am  15.  Dezember 
1933  fand  eine  Mitgliederversammlung  der  Notenbeschaffungszentrale  in 
Berlin  statt.  Diese  schlug  den  Unterzeichneten  als  Vertreter  des  V  b  A  D 
zum  Vorstandsmitglied  vor.  Die  Bestätigung  ist  bereits  erfolgt.  Eine’ Reihe 
von  musiktheoretischen  Werken,  klassischen  und  modernen  Noten  sind  bei 
dei  NBZ.  im  Druck  neu  erschienen.  Sie  werden  zum  Schwarzdruckpreis 
an  die  Bezieher  abgegeben.  Handschriften  werden  hergestellt,  entweder  aus- 
gehehen  oder  gegen  Vergütung  an  den  Besteller  als  Eigentum  abgegeben. 
Für  den  Arbeitsausschuß  der  Notenbeschaffungszentrale  wurde  Herr  Freund 
Marburg,  als  sein  Stellvertreter  Herr  Löffler,  Würzburg,  vorgeschlagen  Der 
Zentralstellennachweis  steht  im  Begriff,  auf  Grund  eines  Fragebogens’  eine 
umfangreiche  Kartei  über  alle  im  Amte,  ohne  Stellung  oder  im  Studium  be¬ 
findlichen  blinden  Kirchenmusiker  beider  Konfessionen  anzulegen  Es  fanden 
2  Besprechungen  in  Berlin  statt,  auf  denen  die  Richtlinien  zur  Förderung 
der  Belange  der  blinden  Kirchenmusiker  festgelegt  wurden.  Der  Zentral¬ 
stellennachweis  ist  mit  den  Kirchenbehörden  und  den  für  die  Unterbringung 
“  f/age  kommenden  Stellen  ins  Benehmen  getreten,  sodaß  zu  erwarten 
steht,  daß  die  geprüften  Organisten,  die  den  beruflichen  Anforderungen 
genügen,  nach  und  nach  vermittelt  werden. 

Als  Mitglied  des  Rentenausschusses  steht  der  V.b.A.D.  nach  wie  vor 
aut  dem  Standpunkt,  daß  wir  in  erster  Linie  die  Arbeitsfürsorge  bevor¬ 
zugen,  daß  uns  aber  für  die  blinden  Volksgenossen,  die  weder  Arbeit  noch 
das  notwendige  Existenzminimuni  haben,  ein  Ausgleich  neben  der  gehobenen 
rursorge,  sei  es  in  Gestalt  einer  Rente,  als  eine  notwendige  Maßnahme 


Unseren  Standpunkt  mit  Bezug  auf  das  Gesetz  vom  14.  7.  1933  haben 
wn-  m  der  Entschließung  vom  23.  Dezember  1933  an  das  Reichsministerium 
Im  Volksaufklarung  und  Propaganda  niedergelegt.  Wir  erwarten,  daß  die 
seelisch-geistige  Voll-,  ja  oft  Hochwertigkeit  der  Blinden  von  allen  Stellen 
anerkannt  und  in  Zukunft  die  Beschulung,  Ausbildung,  Berufsunterbringung 
und  Fürsorge  in  erhöhtem  Maße  getätigt  wird,  um  den  blinden  Geistes¬ 
arbeitern  Gelegenheit  zu  geben,  auch  ihrerseits  als  werteschaffende  Men¬ 
schen  in  der  Volksgemeinschaft  mitzuwirken. 

Im  Rahmen  der  in  Wien  1929  geschaffenen  Kommissionen  haben  wir 
uns  im  wesentlichen  auf  die  Internationalisierung  der  Blindenschriftsysteme 
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beschränkt.  Die  Mathematik-  und  Chemieschrift,  das  althebräische,  das 
lateinische,  das  griechische  und  das  phonetische  System  sind  ziemlich  zum 
Abschluß  gebracht.  Im  Laufe  des  Jahres  sollen  die  Kommissionen  zu  Sit¬ 
zungen  in  Marburg  zusammengerufen  werden.  Der  Fachkongreß  in  Amster¬ 
dam  ist  für  1935  in  Aussicht  genommen. 

Die  am  24.  Oktober  1932  vom  V.b.A.D.  ins  Leben  gerufene  „Presse¬ 
korrespondenz“  ist  bemüht,  literarische  Erzeugnisse  blinder  Schriftsteller 
in  der  Tagespresse  unterzubringen.  Bisher  sind  2  Nummern  herausgebracht 
worden. 

An  der  seit  1926  herausgegebenen  „Blindenkorrespondenz“  sind  wir 
beteiligt  und  zahlen  je  nach  den  Unkosten  einen  Zuschuß.  Das  Blatt  er¬ 
scheint  monatlich  zweimal  und  unterrichtet  die  Presse  über  Tagesfragen 
des  Blindenwesens. 

Das  vom  V.b.A.D.  herausgegebene  Pflichtorgan,  die  „Beiträge  zum  Blin¬ 
denbildungswesen“,  erscheint  monatlich  in  Punkt-,  vierteljährlich  in  Schwarz¬ 
druck.  Außerdem  erscheinen  die  „Umschau,  Zeitschrift  zur  Belehrung  in 
Fragen  der  Wissenschaft,  Kunst,  Literatur,  Wirtschaft  und  Politik“  sowie 
die  „Schachzeitung“,  beide  monatlich  in  Punktdruck. 

Den  Vereinsmitgliedern  wurde  dringend  der  Bezug  der  Zeitschrift  „Na¬ 
tionalsozialistischer  Volksdienst,  Organ  der  N.S.  Volkswohlfahrt“,  empfohlen. 

Ferner  wurde  es  den  blinden  Volksgenossen  angeraten,  sich  in  die 
Deutsche  Arbeitsfront  einzugliedern.  Der  V.b.A.D.  arbeitet  in  enger  Zusam¬ 
menarbeit  mit  verschiedenen  anderen  der  N.S.  Volkswohlfahrt  angegliederten 
Organisationen.  Durch  die  kriegsblinden  Mitglieder  besteht  eine  Interessen¬ 
verbindung  mit  der  N.S.K.O.V.  (Abteilung  B.E.K.).  Ebenso  ist  eine  direkte 
Beziehung  zu  den  berufsständischen  Organisationen,  wie  N.S.  Juristenbund, 
N.S.  Lehrerbund,  der  Reichskulturkammer  u.a.  in  die  Wege  geleitet  worden 
Die  Mitglieder  des  V.b.A.D.  wurden  darauf  verwiesen,  sich  einer  der  für 
sie  in  Frage  kommenden  Gruppe  anzuschließen,  wo  ihre  Belange  vertreten 
werden. 

In  erster  Linie  ist  der  V.b.A.D.  bemüht,  die  geistigen  und  kulturellen, 
die  sozialen  und  beruflichen  Interessen  seiner  Mitglieder  mittel-  und  un¬ 
mittelbar  durch  Gutachten  und  persönliche  Rücksprachen  wahrzunehmen 
und  zu  vertreten.  Wenn  wirtschaftliche  Schwierigkeiten  der  Einzelnen  auf- 
treten,  werden  diese,  soweit  ihnen  durch  Beratung  über  die  Bezirksleiter 
oder  die  Zentralstelle  nicht  geholfen  werden  kann,  an  die  zuständigen 
Bezirks-  und  Ortsorganisationen  der  N.S.  Volkswohlfahrt  bzw.  das  W.H.W. 
verwiesen. 

Haben  die  bereits  berufstätigen  blinden  Geistesarbeiter  ihren  Anschluß 
an  die  Deutsche  Arbeitsfront  vollzogen,  so  sind  auch  die  blinden  Schüler 
und  Studierenden  bemüht,  sich  den  Anforderungen  der  Zeit  durch  körper¬ 
liche  Ertüchtigung  anzupassen.  Da  ihnen  das  in  der  SA.,  in  der  HJ.,  im 
Arbeitsdienst  oder  in  der  ANST.  nur  teilweise  möglich  ist,  sind  an  der 
Universität  Marburg  besondere  Sport-  und  Körperschulungskurse  eingerichtet 
worden,  die  von  einem  im  Turnen  Blinder  bereits  erfahrenen  akademischen 
Sportlehrer  geleitet  werden.  Es  soll  hier  die  Möglichkeit  geboten  werden, 
neben  dem  seelisch-geistigen  auch  den  körperlichen  Ausgleich  zu  schaffen, 
damit  die  blinden  Studierenden  in  jeder  Beziehung  als  vollwertig  betrachtet 
und  zu  den  höheren  Berufen  zugelassen  werden. 
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Das  ist  der  Kernpunkt  der  höheren  Blindenbildung,  daß  die  blinden 
Geistesarbeiter  geistig  und  körperlich  den  Normalsinnigen  im  Rahmen  des 
Möglichen  gleichgeschaltet  werden. 

Der  V.b.A.D.  wird  auch  im  Jahre  1934  bestrebt  sein,  den  blinden  In¬ 
tellektuellen  Deutschlands  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  zu  stehen,  damit  sie 
in  die  Reihen  der  deutschen  Volksgemeinschaft  eingegliedert  werden. 

Nachstehend  folgt  der  Kassenbericht  für  1933,  nach  Einnahmen  und 
Ausgaben  gegliedert,  ferner  der  Haushaltsvoranschlag  für  1934. 

Es  ist  Pflicht  jedes  blinden  Akademikers  und  Geistesarbeiters,  Mitglied 
des  V.b.A.D.  zu  werden.  Seine  Anmeldung  muß  über  den  Gruppen-  oder 
Bezirksleiter  an  den  Vorsitzenden  nach  Marburg  weitergeleitet  werden.  An¬ 
träge  auf  Zuschüsse  aus  dem  Studien-,  dem  Werkbeihilfe-,  dem  Darlehens¬ 
und  dem  Erholungsfonds  gehen  gleichfalls  über  die  Bezirks-  oder  Gruppen¬ 
leiter  an  die  Zentrale  in  Marburg.  Ich  erwarte,  daß  die  Ausschüsse  und 
die  Mitglieder  mich  wie  bisher  in  meiner  Arbeit  durch  Anregungen  und 
Vorschläge  unterstützen.  Ihnen  allen  sei  an  dieser  Stelle  für  die  im  ver¬ 
gangenen  Jahre  geleistete  Arbeit  gedankt,  Besonderen  Dank  schulden  wir 
den  Behörden  für  die  tatkräftige  Förderung  unserer  Arbeiten,  der  N.S.V. 
für  ihren  Schutz  und  unseren  fördernden  Mitgliedern  für  ihre  materiellen 
Zuschüsse,  die  uns  erst  die  Arbeit  im  vorgezeigten  Rahmen  ermöglichten. 

Strehl 

Kassenbericht 

des  Vereins  der  blinden  Akademiker  Deutschland  E.  V.,  Marburg-Lahn 

für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1933  bis  einschl.  31.  Dezember  1933 


A.  Einnahmen: 


Voranschlag 

vereinnahmt 

1933 

1933 

Reichsmark 

Reichsmark 

Bestände  am  1.  Januar  1933 

1.  Kassenbestand . 

1  241.83 

2.  Debitoren . 

13  898.69 

3.  Lagerbesiand  . 

300.— 

15  440.52 

Etatseinnahmen 

• 

1.  Außerordentliche  Beiträge  und  Spenden 

28  000.— 

27  708.99 

2.  Mitgliederbeiträge . . 

1  500.—' 

1  633.25 

3.  Zinsen . . 

2  500.  - 

1  996.60 

4.  Wohlfahrtsrente . . . 

1  275.75 

1  275.75 

5.  Rücklaufende  Darlehen . 

1  200. 

in  Debit,  u.  Kred.  enth. 

6.  Zeitschrift . 

2  000.— 

2  083.06 

7.  Verlag . 

1  000.— 

1401.68 

36  099.33 

Kreditoren  am  31.  Dezember  1933 

1  556.25 

Insgesamt 

37  475.75 

53  096.10 
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B.  Ausgaben: 


I. 


Voranschlag 

vereinnahmt 

1933 

1933 

Reichsmark 

Reichsmark 

Etatsausgaben 

1.  Beitrag  an  die  Blindenstudienanstalt  . 

19  800.- 

19  784.06 

2.  Erholungsfürsorge . 

2  000.- 

1  867.97 

3.  Darlehen  an  blinde  Studierende  .  .  . 

1  000.- 

in  Debitoren  enthalten 

4.  Unterstützungen  für  produktive  Zwecke 

und  Schulgeldbewilligungen . 

5.  Schulungswoche  und  Förderung  der  blin- 

3  000.- 

3  674.68 

den  Musiklehrer . 

500.- 

121.60 

6.  Notenbeschaffungszentrale  und  Förde¬ 
rung  der  Kommissionsarbeiten  .... 

800.- 

600.- 

7.  Zuschüsse  für  Rundfunkgeräte,  Schreib- 

masch.  u.  techn.  Behelfe,  Werkbeihilfen 

1  500,- 

1  879.39 

8.  Arbeitsausschußarbeiten . 

800.- 

481.11 

9.  Kommissions-  und  Vorstandsarbeiten  . 

800.— 

857.07 

10.  Studienzwecke,  Förderung  int.  Zus.-Arb. 

500.  - 

475.13 

11.  Schwarzdruck verlag . 

400.- 

891.35 

12.  Zeitschrift  . 

2  775.75 

2  936.65 

13.  Blindenkorrespondenz . 

600.- 

423.— 

14.  Allgem.  Büro-,  Porto-  u.  Geschäftsunkost. 

2  000.- 

2  168.37 

15.  Propaganda  u.  Aufklärungsmaterial  .  . 

1  000.- 

650.41 

36  810.79 

Lagerbestand  11  Kappel maschinen  .... 

2  150.  - 

Kreditoren  am  1.  Januar  1933  . 

Debitoren  am  31.  Dezember  1933 

1  239.55 

1.  Darlehen . RM.  9152.22 

2.  Außenstände .  „  1  052.49 

10  204.71 

Kassenbestand  .  .  .  . . 

2  691.05 

Insgesamt 

37  475.75 

53  096.10 

Richtlinien  für  die  Verbandsarbeit  1934 

Einnahmen: 

1.  Außerordentliche  Beiträge  und  Spenden  RM.  28  000. — 


2.  Mitgliederbeiträge .  „  1  000. — 

3.  Zinsen .  „  2  500. — 

4.  Wohlfahrtsrente .  „  1  275.75 

5.  Rücklaufende  Darlehen .  „  1  200.— 

6.  Zeitschrift .  „  1  500. — 

7.  Verlag .  „  1  000. — 


RM.  36  475.75 
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Ausgaben: 


1.  Ordentlicher  Beitrag  an  die  Blindenstudienanstalt . 

ao.  Beitrag  an  die  Blindenstudienanstalt . 

2.  Erholungsfürsorge . 

3.  Darlehen  an  blinde  Studierende . *  .  . 

4.  Unterstützungen  für  prod.  Zwecke  und  Schulgeldbewilligungen 

5.  Sch ulungs woche  und  Förderung  der  blinden  Musiklehrer  .  .  . 

6.  Notenbeschaffungszentrale  u.  Förderung  d.  Kommissionsarbeiten 

7.  Zuschüsse  für  Rundfunkgeräte,  Schreibmaschinen  u.  technische 

Behelfe,  Werkbeihilfen . 

8.  Arbeitsausschußarbeiten . 

9.  Kommissions-  und  Vorstandsarbeiten . 

10.  Studienzwecke,  Förderung  der  int.  Zusammenarbeit  und  Verein¬ 
heitlichung  der  Blindenschriftsysteme . 

11.  Schwarzdruckverlag  . 

12.  Zeitschrift . 

13.  Blindenkorrespondenz  . 

14.  Allgemeine  Büro-,  Porto-  und  Geschäftsunkosten . 

15.  Propaganda  und  Aufklärungsmaterial . 


RM. 

18  000.“ 

V 

1  800.— 

V 

2  000.“ 

V 

1  000.— 

V 

3  000.“ 

V 

500.- 

V 

800.“ 

V 

1  500.  - 

V 

600.“ 

700.“ 

V 


500.“ 
400.“ 
2  275.75 
400.- 
2  000.  “ 
1  000.— 


RM.  36  475.75 


Blindheit  und  Sterilisierung 

Von  Prof.  v.  Hippel,  Göttingen 

Herr  Dr.  Strehl,  Leiter  der  Marburger  Blindenanstalt  für  Akademiker 
hat  mich  ersucht,  als  Augenarzt  zu  den  Abhandlungen  von  Kraemer1)  und 
v.  Verschuer2)  Stellung  zu  nehmen. 

Nachdem  inzwischen  Aufsätze  von  namhaften  Augenärzten  (Krück- 
mann3),  Fleischer4))  vorliegen,  kann  ich  kaum  etwas  Neues  sagen,  will  aber 
trotzdem  dem  geäußerten  Wunsch  durch  eine  kurze  Darlegung  meiner  Auf¬ 
fassung  entsprechen. 

Zunächst  die  Meinungsverschiedenheit  über  die  Zahl  der  durch  erbliche 
Anlage  Blinden  gegenüber  der  Gesamtzahl  derselben.  Kraemer  gibt  sie  auf 
3,85°/o  an,  während  v.  Verschuer  V3  aller  Fälle  von  Blindheit  hierher  rech¬ 
nen  will.  Diese  Gegensätzlichkeit  der  Ansichten  beruht  darauf,  daß,  wie 
von  allen  Seiten  zugegeben  wird,  ein  brauchbares  Material,  um  über  diese 
wichtige  Frage  wirklich  begründete  Angaben  zu  machen,  bisher  nicht  vor¬ 
handen  ist.  Es  handelt  sich  vielmehr,  nachdem  die  Grundlagen  der  Kraemer- 
schen  Berechnung,  bei  der  die  Gebrechlichenzählung  benutzt  wurde,  als 
nicht  genügend  erwiesen  sind,  nur  um  Schätzungen  und  Eindrücke. 
Ich  persönlich  habe  den  „Eindruck“,  daß  die  Schätzung  von  Kraemer  zu 


i)  u.  2)  Mitt.  herausgeg.  vom  Reichsdeutschen  Blindenverband  E.  V.  1933. 

3)  Krückmann.  Klin.  Wochenschr.  1933  Dez.  u.  1934.  54. 

4)  Fleischer.  Münch.  Med.  W.  1934.  17. 
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niedrig,  die  von  v.  Verschuer  zu  hoch  ist.  Mehr  läßt  sich  nicht  sagen.  Es 
wird  also  erst  Aufgabe  langjähriger  und  sehr  mühsamer  Arbeit  sein,  hier 
von  „Meinung“  zu  „Wissen“  zu  gelangen. 

Die  ungeheure  Schwierigkeit,  ausreichende  Kenntnis  über  die  Familien¬ 
verhältnisse  zu  erlangen,  drängt  sich  dem  Praktiker  jeden  Tag  auf,  seihst 
in  Fällen,  die  auch  dem  Laien  auffallen,  z.  B.  ausgesprochenen  Mißbildungen. 
Wie  selten  ist  es  mir  gelungen  z.  B.  beim  Kolobom,  von  den  Patienten 
irgendeine  Angabe  über  Vorkommen  dieser  Mißbildung  in  ihrer  Familie  zu 
erhalten.  Erkundigt  man  sich  nun  nach  den  Verwandten,  so  ist  sehr  oft 
von  diesen  nur  ganz  wenig  bekannt,  man  erfährt  nicht  einmal,  wo  sie 
wohnen  und  noch  weniger  ist  es  möglich  sie  zur  Untersuchung  zu  be¬ 
kommen. 

Wenn  eine  größere  Zahl  junger  Augenärzte  die  nötige  staatliche  Unter¬ 
stützung  bekäme,  um  ausgehend  von  den  in  einer  Klinik  beobachteten 
Fällen  mit  Hilfe  der  Behörden  die  Familienangehörigen  zu  ermitteln  und 
an  ihrem  Wohnort  zu  untersuchen,  so  wäre  das  ein  Weg,  wie  man  all¬ 
mählich  zu  brauchbarem  Material  gelangen  könnte.  Ein  solches  wird  man 
jedenfalls  in  den  Fällen  verlangen  müssen,  wo  es  sich  um  einschneidende 
Maßnahmen  handelt. 

Die  hohe  Schätzung  von  v.  Verschuer  kommt  wohl  mit  dadurch  zu¬ 
stande,  daß  für  viele  Augenkrankheiten  einzelne  Stammbäume  aufgestellt 
werden  konnten,  bei  denen  die  Erblichkeit  ganz  deutlich  hervortritt  und 
daß  diese  Ergebnisse  verallgemeinert  wurden.  Ich  will  davon  nur  4  Bei¬ 
spiele  anführen:  Den  Altersstar,  das  Glaukom,  die  hochgradige  Kurzsichtig¬ 
keit  und  die  Netzhautablösung.  Bei  den  beiden  ersten  ist  jedenfalls  die  Zahl 
der  Fälle,  bei  denen  bisher  keine  Erblichkeit  zu  erweisen  ist,  die  weitaus 
größere.  Außerdem  scheiden  diese  Krankheiten  m.  E.  von  vornherein  für 
aktive  eugenische  Maßnahmen  aus,  einmal  wegen  ihrer  großen  Häufigkeit, 
dann,  weil  beim  Altersstar  jederzeit  vollwertige  Hilfe  möglich  ist,  die  die 
Betroffenen  wieder  berufsfähig  macht  und  beim  Glaukom  eine  rechtzeitige 
Diagnose  (Ausbildung  der  Aerzte!)  und  entsprechende  Behandlung  die 
meistens  erst  im  mittleren  oder  höheren  Lebensalter  entstehende  Krankheit 
für  viele  Jahre  evtl,  für  die  Dauer  hintanhalten  kann. 

Die  hochgradige  Myopie,  die  nach  meiner  Ueberzeugung  zu  den  Miß¬ 
bildungen  gehört  und  grundsätzlich  von  der  so  enorm  häufigen  gutartigen 
Form  zu  trennen  ist  (praktisch  in  gewissem  Lebensalter  nicht  immer  mög¬ 
lich),  ist  eine  häufige  Grundlage  von  Netzhautablösung.  Sie  zu  beseitigen 
wäre  ein  sicher  erwünschtes  Ziel.  Nur  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  der 
weitaus  größere  Teil  der  damit  Behafteten  in  dem  Alter,  wo  die  Mehrzahl 
der  Kinder  erzeugt  zu  werden  pflegt,  ganz  bestimmt  nicht  als  blind  zu 
betrachten  ist  und  deshalb  nicht  unter  die  Bestimmung  des  Gesetzes  fällt. 
Könnte  man  aber  durch  Sterilisierung  die  hochgradige  Kurzsichtigkeit  wirk¬ 
lich  beseitigen,  so  würde  man  damit,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  eine 
große  Zahl  wertvollster  Geistesarbeiter  ausschalten  und  deshalb  mehr  scha¬ 
den  als  nützen.  Trotzdem  würde  ich  solchen  Leuten  keine  Beihilfe  zur 
Eheschließung  verschaffen  und  sie  vor  allen  Dingen  dringlich  davor  warnen, 
einen  gleichfalls  stark  kurzsichtigen  Ehepartner  zu  nehmen. 

Für  die  Netzhautablösung,  sowohl  die  Fälle,  bei  denen  hochgradige 
Kurzsichtigkeit  zugrundeliegt,  als  auch  die,  bei  denen  das  nicht  zutrifft, 
gelten  ähnliche  Erwägungen  wie  für  die  Myopie.  .  ; 
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Bei  den  Beispielen,  die  ich  besprochen  habe,  wäre  ein  besonderer  Stand¬ 
punkt  einzunehmen  gegenüber  solchen  Familien,  wo  nicht  nur  die  Erblich¬ 
keit,  sondern  auch  die  Häufung  von  Fällen,  bei  denen  es  zur  Erblindung 
gekommen  ist,  einwandfrei  nachweisbar  ist.  Ihre  Fortpflanzung  ist  sicher 
unerwünscht,  aber  auch  hier  können  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes 
Sterilisierungen  im  allgemeinen  deshalb  nicht  in  Frage  kommen,  weil  diese 
Leute,  wenn  sie  selber  praktisch  blind  werden,  wegen  ihres  Lebensalters 
nur  noch  relativ  selten  Kinder  in  die  Welt  setzen  werden,  die  Sterilisierung 
käme  also  im  allgemeinen  zu  spät. 

Wie  steht  es  nun  mit  den  Fällen,  bei  denen  die  Erblindung  durch  erb¬ 
liche  Einflüsse  zweifellos  und  allgemeingültig  ist?  Einfach  zu  erfassen  sind 
die  Fälle  mit  dominanter  Vererbung,  sie  gehören  aber  zu  den  seltenen.  Bei 
ihrer  wichtigsten  Gruppe,  nämlich  der  angeborenen  Katarakt,  müssen  die 
Fälle  gesondert  werden.  Es  gibt  Familien,  wo  die  Ergebnisse  der  Star¬ 
operation  so  mangelhaft  sind,  daß  diese  Individuen  sicher  für  die  Allge¬ 
meinheit  unerwünscht  sind.  Die  Sterilisierung  ist  zu  empfehlen,  da  man 
hier  wirklich  weiß,  daß  man  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  diese  Leiden 
ausmerzen  kann.  Fraglich  ist  dagegen  die  Berechtigung  in  den  zwar  selte¬ 
neren  aber  ebenfalls  vorkommenden  Fällen,  wo  die  operativen  Ergebnisse 
durchaus  günstig  sind.  Man  hätte  also  hier  von  Fall  zu  Fall  auf  Grund 
der  Kenntnis  der  Operationsresultate  bei  möglichst  vielen  Familienange¬ 
hörigen  zu  entscheiden.  Diese  Betrachtungen  können  sinngemäß  auf  andere 
dominante  Leiden  angewandt  werden,  sofern  diese  zur  Erblindung  oder 
hochgradiger  Sehschwäche  führen.  Von  den  eigentlichen  Mißbildungen  ge¬ 
hört  nur  der  kleinere  Teil  zu  den  dominant  vererbten,  eine  ausführlichere 
Darstellung  dieser  Frage  würde  aber  zu  weit  führen. 

Bei  den  rezessiven  Leiden,  also  der  übergroßen  Mehrzahl,  erscheint 
mir  ein  Eingehen  auf  Einzelheiten  zur  Zeit  deshalb  unnötig,  weil  nach  dem 
Wortlaut  des  Gesetzes  nur  Personen,  die  selber  an  erblicher  Blindheit 
leiden,  ausgeschaltet  werden  dürfen  und  somit  nur  die  Homozygoten  in 
Frage  kommen.  Die  Verhinderung  ihrer  Fortpflanzung  erscheint  bei  schweren 
Leiden  gerechtfertigt,  nur  ist  allgemein  bekannt,  daß  man  damit  hinsicht¬ 
lich  der  Ausmerzung  dieses  Uebels  nur  sehr  wenig  leisten  kann,  weil  die 
übergroße  Mehrzahl  der  belasteten  Heterozygoten  sind.  Gerade  unter  diesen 
Leiden  gibt  es  solche,  wo  ein  Einbeziehen  der  nicht  erkrankten  Eltern 
durchaus  erwünscht  wäre,  jetzt  aber  nicht  möglich  ist,  ich  denke  an  die 
amaurotische  Idiotie,  bei  der  es  sinnlos  wäre,  die  Erkrankten  zu  sterilisieren, 
da  sie  sterben,  ohne  sich  fortzupflanzen.  Ihre  Erzeuger  fallen  aber  nicht 
unter  das  Gesetz.  Hier  könnte  also  nur  die  dringende  Mahnung  an  die 
Eltern  solcher  Unglücklicher  in  Frage  kommen,  von  einer  Vermehrung  der 
Kinderzahl  abzusehen. 

Bei  der  Leberschen  familiären  Sehnervenatrophie  liegt  es  ganz  ebenso. 
Da  die  Krankheit  nicht  nur  mit  jedem  gesunden,  sondern  auch  mit  jedem 
kranken  Mann  erlischt  (was  bisher  nicht  zu  erklären  ist),  so  hätte  eine 
Sterilisierung  des  Kranken  keinen  Sinn.  Man  müßte  sich  also  schon  an 
seine  nicht  manifest  kranken  weiblichen  Verwandten  halten,  von  denen 
aber  im  allgemeinen  nur  ein  Teil  Vererbungsträger  ist.  Durch  eine  Steri¬ 
lisierung  könnte  man  also  wirklich  völlig  erbgesunde  Personen  unfruchtbar 
machen.  Aber  abgesehen  von  diesen  Bedenken  sind  sie  durch  das  Gesetz 
geschützt. 
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Es  ergibt  sich  also,  daß  für  eine  Ausmerzung  der  rezessiven 
Erbleiden  durch  Sterilisierung  keine  Aussicht  besteht  und  daß 
eine  sehr  wesentliche  Verminderung  derselben  auf  diesem  Wege 
auch  nicht  zu  erreichen  ist,  trotzdem  ist  es  sicher  richtig,  sich  an  die 
einzigen,  deren  man  habhaft  werden  kann,  nämlich  die  Homozygoten  zu 
halten,  wobei  natürlich  in  jedem  Fall  die  Bedeutung  ihres  Leidens  für  eine 
Erblindungsgefahr  zu  prüfen  ist.  Ferner  ist  es  Pflicht,  Mitglieder  von  Fa¬ 
milien,  in  denen  erbliche  Augenleiden  überhaupt  vorgekommen  sind,  drin¬ 
gend  von  Heirat  mit  Blutsverwandten  abzuraten. 

Es  scheint  übrigens  (vergl.  Lenz,  Klin.  Wochenschr.  1934,  294),  daß  man 
an  maßgebender  Stelle  garnicht  an  eine  häufige  Vornahme  von  Zwangs¬ 
sterilisierungen  denkt  und  dies  wird  auch  sicher  für  das  Gebiet  der  erb¬ 
lichen  Blindheit  zutreffen.  Insofern  ist  wohl  die  Besorgnis  der  Blinden,  daß 
ihnen  auf  diesem  Gebiete  Unrecht  geschehen  könnte,  hoffentlich  unbegründet. 

Ich  bin  mit  meinen  Ausführungen  mit  Absicht  nur  wenig  auf  die  Frage 
der  Eheberatung  eingegangen,  sondern  habe  die  Sterilisierung  in  den  Vorder¬ 
grund  gestellt,  weil  ich  aufgefordert  war  zu  dem  Meinungsstreit  zwischen 
Kraemer  und  von  Verschuer  Stellung  zu  nehmen. 

Ich  möchte  hier  noch  einen  Gedanken  aussprechen,  den  ich  im  Schrift¬ 
tum  nicht  erwähnt  finde.  Die  maßgebenden  Eugeniker  heben  hervor,  es 
sei  schon  soweit  bei  uns  gekommen,  daß  etwa  J/3  der  Bevölkerung  erb¬ 
krank  sei  und  lassen  die  Meinung  durchblicken,  daß,  wenn  es  so  weiter 
ginge  wie  bisher,  die  Verhältnisse  sich  noch  wesentlich  verschlimmern 
würden.  Dies  erinnert  mich  an  die  Erörterungen,  die  ums  Jahr  1880  über 
die  angeblich  ständige  Zunahme  der  Kurzsichtigkeit  und  die  Notwendigkeit, 
sie  mit  den  verschiedensten  Mitteln  zu  bekämpfen,  angestellt  wurden.  Ich 
habe  in  meiner  Rektoratsrede  vor  11  Jahren  darauf  hingewiesen,  daß  irgend 
ein  Beweis  für  die  dauernde  Zunahme  der  Kurzsichtigkeit  damals  über¬ 
haupt  nicht  erbracht  werden  konnte,  da  für  die  ganze  Zeit  vor  Beginn  der 
systematischen  Untersuchungen  absolut  keine  Unterlagen  vorhanden  waren 
und  nicht  nachgeschafft  werden  konnten.  Es  zeigte  sich  außerdem,  daß  der¬ 
selbe  Autor,  dei  zuerst  mit  den  Massenuntersuchungen  hervortrat,  30  Jahre 
später  an  demselben  Material  ganz  das  gleiche  Häufigkeitsverhältnis  fand. 
Es  muß  wohl  zugegeben  werden,  daß  wir  über  die  Verbreitung  erblicher 
Leiden,  wie  sie  in  früheren  Jahrhunderten,  ja  noch  bis  vor  wenigen  Jahr¬ 
zehnten  war,  auch  nichts  wissen,  sodaß  es  an  einem  brauchbaren  Ver¬ 
gleichsmaterial  mit  den  heutigen  Verhältnissen  fehlt. 


Die  Notenschrift  im  Musikunterricht 

Von  Heinrich  Reinsch 

Die  Musik  ist  wie  unsere  Lautsprache  Ausdruck  für  Erlebnisse.  Während 
die  Wortsprache  durch  ihre  scharf  begriffliche  Eindeutigkeit  sich  zur  all¬ 
gemeinen  Verständigung  eignet,  ist  die  Musik  durch  ihre  Vieldeutigkeit  der 
Kunst  Vorbehalten.  Beiden  Sprachen  ist  das  akustische  Prinzip  eigen.  Wie 
sehr  auch  die  Wortsprache  im  künstlerischen  Erlebnis  und  Gestaltungsdrange 
begründet  liegt,  erkennt  man  sehr  leicht  an  der  absichtsvollen  Verwendung 
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der  hellen  oder  dunklen  Vokale  und  ihrer  Mischung  mit  für  das  Erlebnis 
charakteristischen  Konsonanzen.  (Sausen,  blitzen,  strahlen,  hacken,  fließen, 
brechen,  dunkel.)  Wer  Dr.  Ludwig  Wüllners  Kunst  als  Rezitator  kennt,  ist 
von  dem  künstlerischen  Werte  der  deutschen  Sprache  durchdrungen.  Die 
Sprache  ist  Ausdruck  von  Erlebnissen,  die  umso  eher  wiedererlebt  werden 
können,  wenn  der  sprachliche  Ausdruck  dafür  möglichst  viel  vom  Charakter 
des  Erlebnisses  übernimmt.  Durch  Gleichheit  oder  Aehnlichkeit  der  aku¬ 
stischen  und  Bewegungselemente  des  Erlebnisses  und  der  Lautzusammen¬ 
setzung  wird  dies  erreicht.  Durch  die  Symbolik  hat  der  künstlerische  Mensch 
den  sprachlichen  Ausdruck  dem  Erlebnis  so  annähern  können,  daß  der 
Hörende  des  Sprechers  das  Erlebnis  in  hohem  Grade  gestaltet  empfängt  und 
dadurch  leichter  nacherleben  kann.  Dieses  Nacherleben  aber  stützt  sich  auf 
gleiche  oder  zumindest  ähnliche  Erlebnisse  des  Hörers,  ohne  die  eine  Ver¬ 
ständigung  unmöglich  wäre.  Der  sprachlichen  Mitteilung  steht  die  schrift¬ 
liche  Mitteilung  gegenüber.  Beide  sind  keineswegs  gleichwertig.  Dieses  zeigt 
sich  besonders  bei  Vergleichung  des  Gestaltungswillens.  Im  Anfang  der 
Versuche  schriftlicher  Aufzeichnung  herrscht  auch  hier  der  Gestaltungstrieb 
vor.  Die  daraus  hervorgehende  Bilderschrift  zeugt  für  die  künstlerische  Ein¬ 
stellung,  möglichst  viel  Charakteristisches  vom  Erlebnis  sichtbar  festzuhalten. 
Das  Zeichnerische  und  Malerische  dieser  Schrift  regt  die  Phantasie  des 
Lesers  in  umfassendem  Maße  an,  so  daß  er  eine  gute  Brücke  zu  dem, 
w^s  den  Schreiber  bewegte,  hatte.  Wie  herrlich  die  Bilderschrift  den  Begriff 
veranschaulichen  kann,  zeigt  das  WTort  „Abenddämmerung“  in  der  chine¬ 
sischen  Schrift,  die  heute  noch  eine  Bilderschrift  ist.  In  kleinster  Zeichnung 
ist  da  zu  sehen  ein  nach  unten  geöffneter  Halbkreis  im  Hintergründe, 
seitlich  vorn  ein  Baum  mit  seinem  Schatten,  an  dessen  Stamm  ein  Mensch 
lehnt  und  in  den  Kreis  (die  untergehende  Sonne)  schaut.  Erklärung:  Der 
Baum  mit  seinem  Schatten  bedeutet  die  Dämmerung,  in  Anlehnung  an 
Waldesdämmerung.  Hier  muß  er  aber  durch  die  untergehende  Sonne  als 
Abenddämmerung  gedeutet  werden.  Der  in  die  scheidende  Sonne  blickende 
Mensch  ist  in  gleichem  Maße  der  Schreiber  wie  auch  der  Leser.  Eine  be¬ 
sonders  feine  und  künstlerische  Aufforderung  für  den  Leser,  sich  des  Er¬ 
lebnisses  durch  eigene  Erinnerung  intensiv  bewußt  zu  werden. 

An  der  Bilderschrift  ist  charakteristisch,  daß  der  Begriff  veranschaulicht 
wird.  Es  wird  ein  Erlebnis  im  Leser  erweckt,  aus  dem  sich  der  Begriff  erst 
bildet.  Es  steht  also  vor  dem  Begriff  das  Erlebnis.  Bei  unserer  heutigen 
Schrift  ist  es  gerade  umgekehrt.  Zuerst  kommt  hier  der  Begriff  und  dann 
folgt  bei  genügender  Aktivität  das  Erlebnis.  In  der  Bildschrift  wird  das 
Gefühl  und  der  Verstand  in  gleicher  Weise  angeregt  und  beschäftigt,  in 
unserer  Buchstabenschrift  der  Verstand  und  vor  allem  das  Gedächtnis.  Nach 
unserer  subjektiven  Einstellung  wird  nicht  mehr  gefragt.  Der  Eindruck  der 
Buchstabenschrift  muß  also  naturgemäß  viel  matter  auf  den  Leser  wirken 
als  die  anschauliche  Bilderschrift.  Als  Voraussetzung  für  die  Wirkung  der 
Buchstabenschrift  ist  das  Erlebnis  in  vollster  Klarheit  erforderlich,  da  durch 
die  Buchstaben  in  keiner  Weise  auf  den  Inhalt  des  Begriffs  hingedeutet 
wird.  Man  kann  also  nicht  durch  die  Schrift  zum  erstmaligen  Erlebnis 
kommen,  sondern  nur  vom  Erlebnis  aus  die  Schrift  verstehen  und  erfassen. 
Wie  wenig  die  Schrift  imstande  ist,  das  Erlebnis  zu  vermitteln,  zeigt  die 
Tatsache,  daß  die  Blinden,  denen  alles  Akustische  zugänglich  ist,  seelisch 
reifer  und  entwickelter  sind  als  die  rein  visuell  aufnehmenden  Taubstummen. 
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Der  Dichter  Rückert  urteilt:  „Von  blinden  Dichtern  hab  ich  manches  schon 
gelesen,  von  keinem  Großen  noch  gehört,  der  taub  gewesen.“  Das  Auge 
ist  nur  an  die  Oberfläche  gebunden.  Das  Akustische  bietet  außer  dem  Ton 
an  sich  die  Klangfarbe  und  die  Harmonie  als  Träger  der  dritten  Dimension, 
der  Tiefe.  Dazu  kommt  noch  das  Allerwichtigste,  die  Bewegung  im  Rhyth¬ 
mus.  In  der  Bewegung  liegt  die  unmittelbarste  Verständigung  zwischen 
Erlebnis  und  Sprache,  also  auch  mit  der  Musik  als  Sprache.  Das  Auge,  das 
in  der  allgemeinen  Beurteilung  unter  den  Sinnesorganen  den  ersten  Platz 
einnimmt,  verliert  durch  sachliche  Abwägung  des  Wertes  der  einzelnen 
Sinne  für  die  Seele  seinen  Vorrang  zu  Gunsten  des  Ohres.  Wir  sahen,  daß 
die  Sprache  Gestaltung  des  Erlebnisses  ist.  Die  Schrift  versuchte  über  die 
Zeichenkunst  ein  lebensvolles  Verhältnis  zu  dem  gleichen  Erlebnis  zu  ge¬ 
winnen.  In  der  Bilderschrift  war  ein  gewisser  Höhepunkt  erreicht.  Durch 
Charakteranlage  sowie  die  kulturell  und  zivilisatorisch  eigenartigen  Ver¬ 
hältnisse  der  Völker  bildete  sich  die  Buchstabenschrift.  Sie  verließ  das  an¬ 
schauliche  Prinzip  und  bildete  das  Gedächtnis  als  Grundlage  der  Schrift¬ 
verständigung*  aus.  Sie  ist  von  der  lebenausstrahlenden  Zeichnung  zur 
schattenhaften  „Bezeichnung“  übergegangen.  Es  drängt  sich  der  Vergleich 
einer  erleuchteten  und  einer  unerleuchteten  elektrischen  Birne  auf.  Die 
erste  strahlt  und  leuchtet  und  zeigt,  was  sie  ist.  Die  andere  liegt  ohne 
werbende  Kraft,  nichts  als  Hülle,  der  die  Seele  entflohen  scheint. 

Von  der  Schrift  aus  zum  Erlebnis  zu  kommen  ist  nur  dann  möglich, 
wenn  man  die  Sprache,  für  die  die  Schrift  eintritt,  genau  kennt.  Die  Bilder¬ 
schrift  tritt  durch  ihre  künstlerische  Gestaltungskraft  neben  die  Sprache, 
die  moderne  Buchstabenschrift  hingegen  hinter  diese.  Die  Kinder  lernen 
in  der  Schule  zuerst  stets  nur  das  schreiben  und  lesen,  was  ihnen  aus  dem 
täglichen  Leben  durch  Erfahrung  bekannt  ist  und  dessen  sprachlichen  Aus¬ 
druck  sie  gut  verstehen.  In  dem  Instrumental-Musikunterricht  geht  man 
diesen  so  selbstverständlichen  Weg  leider  nicht.  Hier  will  man  von  der 
Schrift  aus  zum  musiksprachlichen  Ausdruck  Vordringen  und  von  da  zum 
Erlebnis  kommen. 

Die  Musikschrift  ist  ihrer  Art  nach  teils  bildliche  Darstellung,  teils  nach 
Art  der  Buchstabenschrift  aufgebaut.  Ihre  zeichnerische  Tendenz  liegt  in 
der  räumlichen  Darstellung  der  an  sich  außerräumlichen  Tonhöhenverhält¬ 
nisse  und  ihrer  zeitlichen  Folge. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  ersten  Jahrtausends  sehen  wir  ausschließlich 
das  zeichnerische  Prinzip  angewendet.  Es  sind  die  Neumen,  die  nichts 
anderes  sind  als  die  auf  dem  Papier  festgehaltenen  Zeichen  der  Chorleiter, 
die  die  Bewegungen  der  Melodie  durch  Handbewegungen  in  der  Luft  zur 
Unterstützung  des  Gedächtnisses  der  Sänger  ausgeführt  haben.  Es  sind 
Striche  von  links  unten  nach  rechts  oben,  die  das  Steigen  der  Töne  an¬ 
deuten.  Solche  von  links  oben  nach  rechts  unten  bezeichnen  den  fallenden 
Ton.  Eine  Wellenlinie  bezeichnet  das  Schweifen  (Steigen  und  Fallen  der 
Töne)  der  Melodie.  Unsere  heutige  Notenschrift  hat  das  Bildliche  viel  weiter 
ausgebaut,  so  z.  B.  das  Steigen,  Fallen,  Schweifen,  Springen,  die  Höhe  und 
Tiefe  der  Töne,  im  mehrstimmigen  Satze  die  Verteilung  von  langen  und 
kurzen  Noten  auf  die  verschiedenen  Stimmen,  die  Bindung  durch  glatten 
Bogen,  das  Stakkato  durch  Punkte,  die  wie  eine  ständig  unterbrochene 
Linie  in  der  Reihe  aussehen  und  vieles  andere  mehr.  Diese  bildlichen  Hin¬ 
weise  sind  für  das  Erfassen  der  künstlerischen  Absichten  von  großem  Werte. 
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Die  eminente  Bildlichkeit  der  Notenschrift,  wie  sie  eben  nur  von  Künstler¬ 
augen  erschaut  und  erbaut  werden  konnte,  trägt  aber  auch  Nachteile  in 
sich,  die  auf  erzieherischem  Gebiet  besonders  beachtet  und  ausgeschaltet 
werden  müssen.  Vieles  in  ihr  bleibt  auch  unanschaulich.  Man  denke  nur 
an  die  oft  verwirrende  Darstellung  der  Intervalle  bei  der  Vereinigung  von 
Violin-  und  Baßschlüssel.  Die  vielen  Bezeichnungen  für  die  Tempi,  Dynamik, 
Tonarten,  Taktarten,  Fingersätze  bieten  nur  dem  Gedächtnis  Anhalt.  Vor 
allem  aber  sind  die  lebensvollen,  eigenartigen  Beziehungen  der  Intervalle, 
des  Rhythmus  und  der  Harmonien  nicht  wiederzugeben,  diese  bleiben  nur 
der  akustischen  Darstellung  Vorbehalten.  Will  man  also  Musik  durch  ihre 
Schrift  erfassen,  muß  man  alle  ihre  Elemente  schon  vor  Beginn  des  Noten¬ 
lesens  intensiv  erlebt  haben.  Je  mehr  Erfahrungen  vorliegen,  umso  leichter 
wird  die  Schrift  erfaßt  und  findet  die  Uebertragung  der  Notensehrift  auf 
das  Instrument,  gleichviel  ob  auf  den  Kehlkopf  oder  ein  anderes  Instrument, 
statt.  Bei  den  Tasten-  und  Blasinstrumenten  liegt  die  Gefahr  sehr  nahe, 
durch  die  gegebenen  feststehenden  Töne,  daß  die  Spannungsverhältnisse, 
die  das  Gestaltungsprinzip,  die  Uridee  der  Musik  sind,  nicht  genügend  be¬ 
achtet  werden.  Ein  intensives  Erlebnis  ist  in  solchem  Falle  natürlich  aus¬ 
geschlossen.  Diese  Oberflächlichkeit  findet  in  der  trotz  allen  Mängeln  über¬ 
aus  klaren  Bildlichkeit  der  Notenschrift  einen  Verbündeten.  Die  äußere 
Hülle  des  Kunstwerkes,  die  durch  die  Schrift  leicht  zu  erfassen  ist,  wird 
oft  genug  für  das  Kunstwerk  selbst  genommen.  Das  Wichtigste,  die  Aktivität 
des  Spielers,  die  das  Werk  zum  eigenen  Besitze  macht,  wird  wenig  oder 
zum  mindesten  nicht  genügend  angeregt.  Die  Schulmusik  hat  seit  langem 
in  den  unteren  Klassen  die  Notenschrift  durch  symbolische  Handzeichen 
zu  ersetzen  gewußt.  Diese  sollen  die  Stellung  der  einzelnen  Töne  der  Tonart 
zu  ihrem  Grundtone  charakterisieren.  Trotz  ihrer  einseitigen  Charakteristik 
sind  sie  als  willkommenes  Hilfsmittel,  als  Ersatz  für  Notenschrift  gut  ver¬ 
wendbar.  Am  sinnfälligsten  sind  die  Zeichen  für  Grundton,  Terz  und  Quint. 
Die  tiefgestellte  Faust,  als  Ausdruck  der  Kraft  und  Festigkeit,  die  nur  auf 
der  Basis  ruht,  ist  das  Zeichen  für  die  Tonika.  Das  Terzzeichen  ist  die 
schwebende,  flache,  wagerechte  Hand.  Die  Quint  verdeutlicht  die  seitlich 
aufgestellte  Hand,  mit  nach  oben  gestrecktem  Daumen,  zugleich  als  Scheide¬ 
wand  und  Verbindung  zwischen  Grund-  und  Oktavton.  Die  Handzeichen 
für  die  übrigen  Tonstufen  sind  weniger  glücklich  getroffen.  Dies  liegt  nicht 
zuletzt  an  der  Vieldeutigkeit  derselben,  während  Grundton,  Terz  und  Quint 
durch  ihre  Schlußfähigkeit  eine  viel  straffere  Zusammengehörigkeit  auf¬ 
weisen.  Den  relativen  Wert  aller  Handzeichen  hat  Dr.  Richard  Münnich  in 
seinem  Buch  „Jale“  1930  klar  herausgestellt.  Die  Konsequenz,  die  er  daraus 
zieht,  kann  ich  allerdings  nicht  gutheißen.  Auf  dieses  Buch  möchte  ich 
ganz  besonders  verweisen,  da  es  ein  klares  umfassendes  Bild  von  allen 
bedeutenden  Ton-  und  Klangsilbenmethoden  gibt,  die  in  der  Schulmusik 
zum  Ersatz  und  darüber  hinaus  zur  Ergänzung  der  Notenschrift  gebräuchlich 
sind.  Es  ist  für  jeden  Privatmusiklehrer  ganz  unerläßlich,  sich  mit  den 
Methoden  der  Schulmusik  vertraut  zu  machen,  weil  dadurch  ein  einheit¬ 
liches  Zusammenarbeiten  zwischen  Schul-  und  Privatmusikunterricht  er¬ 
reicht  wird.  Der  Privatlehrer  kann  dann  viel  leichter  und  zielbewußter  das 
Werk  der  Schulmusik  fortsetzen.  Die  Schulmusik  hat  einen  großen  Teil 
der  für  die  Erfassung  der  Notenschrift  erforderlichen  Grunderlebnisse  mit 
den  Schülern  zu  erarbeiten.  Durch  die  vorwiegend  betriebene  Gesangsmusik 
liegt  es  nahe,  daß  zur  Erfassung  der  Musik  der  Text  herangezogen  wird. 
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Hier  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  der  Text  (die  Lautsprache)  selbst 
nur  ein  kleiner  Teil  von  dem  ist,  was  durch  ihn  in  Gemeinschaft  mit  der 
Musik  gestaltet  werden  soll,  das  Erlebnis.  Beide  sind  doch  nur  verschiedene 
Äusdrucksformen  für  das  gleiche  Erlebnis.  Sie  ergänzen  sich  beide  dadurch, 
daß  das  Erlebnis  gleichsam  von  zwei  verschiedenen  Standpunkten  aus  ge¬ 
staltet  wird.  Die  Musik  übernimmt  das,  was  dem  Worte  an  dem  Erlebnis 
nicht  zugänglich  ist,  und  umgekehrt.  Wird  aber  dem  Text  der  Musik  gegen¬ 
über  ein  Uebergewicht  gegeben,  so  würde  bald  der  Irrtum  eintreten,  daß 
die  Musik  Gestaltung  der  Wortsprache  sei. 

Allzuleicht  verliert  dadurch  die  Musikbetrachtung  die  eigentlichen  Auf¬ 
gaben  der  Tonkunst  aus  dem  Auge.  Die  Tonsprache  kann  eben  nur  durch 
musikalische  Erlebnisse  verstanden  werden.  Der  beste  Ausgangspunkt  zu 
ihrem  Verständnis  ist  die  Bewegung  und  der  Rhythmus.  Diese  beiden  sind 
die  natürlichsten  Wege  in  der  Tonkunst.  Insofern  gewinnt  man  durch  die 
Instrumentalmusik  ein  reinmusikalisches  Erlebnis.  Bei  der  Vokalmusik  wird 
durch  den  Text  viel  Außermusikalisches  hineingetragen.  Ich  halte  dafür, 
daß  es  der  musikalischen  Bildung  förderlicher  wäre,  wenn  man  im  Anfang 
mit  der  reinen  Instrumentalmusik  ohne  Einfluß  der  Poesie  beginnen  könnte. 
Dem  steht  aber  leider  die  Tatsache  entgegen,  daß  dem  Kinde  das  Lied  in 
seiner  Ganzheit  von  Melodie  und  Text  gemäßer  ist.  Dieser  Weg  ist  umso 
weniger  nachteilig,  als  die  kleinen  Kinder  überhaupt  nur  das  Spielerische 
und  Klangliche  erfassen.  —  Ebenso  gefährlich  ist  es,  wenn  man  von  der 
zeichnerischen  Idee,  wie  sie  durch  das  Notenbild  der  Melodielinie  leicht 
angeregt  werden  kann,  ausgeht.  Es  ist  durchaus  nicht  immer  dasselbe  zeich¬ 
nerische  Prinzip  bei  gleicher  Melodie  verschiedener  Texte.  Ebenso  oft  kommt 
es  vor,  daß  die  gleiche  musikalische  Phrase  ganz  verschiedene  textliche 
Inhalte  hat,  z.  B.  die  Melodie  von:  „Ich  stand  auf  einem  hohen  Berg,  — 
Der  Mai  ist  gekommen,  —  Fuchs  du  hast  die  Gans  gestohlen,  —  Häslein 
in  der  Grube.“  Bei  Betrachtung  aller  vorstehenden  Lieder  erkennen  wir 
leicht  in  der  ersten  Phrase  eines  jeden  Liedes  die  Urmelodie.  Während  bei 
den  letzten  drei  Liedern  diese  Phrase  nur  fröhlichen  Aufschwung  bedeutet, 
ist  sie  in  dem  ersten  feine  Tonmalerei,  die  in  den  nächsten  Phrasen  (und 
sah  ins  tiefe  Tal,  da  sah  ich  ein  Schifflein  fahren)  wundervoll  fortgeführt 
wird.  Die  Tonmalerei,  das  in  diesem  Liede  waltende  Gestaltungsprinzip,  ist 
auch  durch  das  Auge  an  der  Notenschrift  leicht  zu  erkennen.  Es  ist  nicht 
verwunderlich,  wenn  ein  solches  Lied  in  seinem  Aufbau  leichter  erfaßt 
wird  als  eins,  wo  das  gestaltende  Prinzip  verborgener  liegt.  Vorstellungen, 
die  durch  mehrere  Sinne  (Auge  und  Ohr)  aufgenommen  werden,  sitzen 
fester  als  solche,  die  nur  durch  einen  Sinn  eingehen.  Der  Vokalmusik  liegt 
das  tonmalerische  Gestalten,  durch  den  Text  angeregt,  sehr  nahe.  Um  sich 
vor  Einseitigkeit  in  der  Musikauffassung  zu  schützen,  muß  der  Musik¬ 
unterricht  stets  die  aus  der  Eigengesetzlichkeit  der  Musik  hervorgehenden 
Gestaltungsprinzipien  in  den  Mittelpunkt  der  Betrachtung  stellen.  Die  wesent¬ 
lichen  Gestaltungsmomente  liegen  in  der  Melodie,  Harmonie,  im  Rhythmus, 
Polyphonie,  Homophonie,  Motivik  und  Thematik.  So  gewiß  das  tonmale¬ 
rische  Prinzip  in  der  Musik  seine  Berechtigung  erwiesen  hat,  so  gewiß  liegt 
die  Gefahr  nahe,  besonders  beim  musikalischen  Laien,  da  es  das  am  leich¬ 
testen  faßliche  ist,  als  das  einzige  anzusehen.  Ein  zur  besonderen  Vorsicht 
solcher  Betrachtungsweise  gemahnendes  Beispiel  bietet  uns  die  musikge¬ 
schichtliche  Entwicklung  des  19.  Jahrhunderts,  in  welcher  die  Tonmalerei 
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und  die  Programmusik  das  ganze  Feld  beherrschen.  Die  Vokalmusik  trium¬ 
phiert.  Das  Opfer  dieser  Anschauungsweise  ist  die  Instrumentalmusik,  be¬ 
sonders  die  Kammermusik.  Wir,  die  geistigen  Erben  einer  Zeit,  in  der  durch 
Romantik  und  Neuromantik  die  übergreifenden  Beziehungen  der  Einzel¬ 
künste  nicht  nur  besonders  gepflegt,  sondern  übersteigert  wurden,  können 
uns  nur  recht  langsam  von  dem  in  der  Musikgeschichte  so  oft  wieder¬ 
kehrenden  Satze  loslösen;  die  Musik  sei  Dienerin  der  Poesie  und  des 
Wortes.  Bei  aller  Bereicherung  der  Tonkunst  durch  die  Wortsprache  mußte 
die  Eigengesetzlickeit  der  letzteren,  die  in  der  Eindeutigkeit,  Kürze  der  Be¬ 
zeichnung,  dem  immer  größer  werdenden  Verzicht  auf  Darstellung,  in  der 
Voraussetzung  des  Erlebnisses  des  Einzelbegriffs  liegt,  die  Musik  versklaven 
und  nach  Ueberschreitung  des  noch  Gangbaren  zur  Zerstörung  der  musi¬ 
kalischen  Logik  in  Melodie  und  Harmonie  führen.  Die  Betrachtung  der 
Melodien,  vom  zeichnerischen  Notenbilde  aus  den  Text  zu  gewinnen,  ist 
noch  um  vieles  schlechter,  da  diese  Anschaungsweise  zu  einer  Baukasten¬ 
technik,  zur  Spielerei  führen  muß.  Solche  Experimente  verbauen  den  Weg 
zum  Verständnis  der  Musik. 

Die  Bedeutung  des  Instrumentalspiels  in  der  Schule  liegt  nicht  in  der 
Bereicherung  des  Schulmusikunterrichtes,  sondern  in  der  Tatsache,  daß  der 
Schüler  überhaupt  nur  durch  das  gleichzeitige  Eindringen  in  Instrumental- 
und  Vokalmusik  das  Wesentliche  der  Tonkunst  begreifen  lernt.  Gerade  die 
moderne  Instrumentalmusik  ist  um  vieles  mehr  geeignet,  der  Musikerziehung 
zu  dienen,  als  die  von  der  Poesie  beschwerte  des  19.  Jahrhunderts.  Das 
konstruktive,  lineare,  unbekümmerte  Musikmachen,  das  Unphilosophische, 
Lebensnahe  und  Unsentimentale  liegt  dem  Kinde  wie  überhaupt  dem  Men¬ 
schen  des  Maschinenzeitalters  viel  besser.  Den  Weg,  den  die  neuen  Schul¬ 
musikmethoden  zur  Erarbeitung  des  Musikerlebnisses  einschlagen,  gilt  es 
für  den  Instrumentalunterricht  weiterzugehen.  Jetzt  gilt  es  auch,  die  dem 
Instrument  eigentümlichen  Spielformen,  seine  Musiziermöglichkeiten  zu  er¬ 
fassen.  Jedes  Instrument  hat  seinen  eigenen  Stil.  Es  ist  ganz  unerläßlich, 
die  Schüler  auf  den  Unterschied  der  Melodiebildung  und  des  Satzes  bei 
den  verschiedenen  Instrumenten  aufmerksam  zu  machen.  Es  gehört  unbe¬ 
dingt  zum  vollen  Verständnis  eines  Werkes,  daß  man  die  Einheit  zwischen 
Werk  und  ausführendem  Instrument  erfaßt.  Ein  Klavierstück  wird  in  seinem 
Aufbau  vom  Klavier  her  beeinflußt;  ein  Violinstück  von  den  Klang-  und 
Spielmöglichkeiten  der  Violine,  ein  Chor  von  den  Möglichkeiten  der  sin¬ 
genden  Stimme.  Erst  die  Erkenntnis  der  Ausdrucksmittel  des  Instruments 
läßt  den  Vortrag  ausreifen. 

In  den  folgenden  Ausführungen  spreche  ich  über  einen  Ausschnitt  des 
ersten  Unterrichtsjahres  für  Klavier.  Ich  benutze  im  Anfang  keine  Klavier¬ 
schule.  Erst  wenn  der  Schüler  sich  auf  dem  Instrument  eingelebt  hat,  be¬ 
ginne  ich  mit  der  Notenschrift.  Bei  der  Erfassung  der  eigenartigen  Spiel¬ 
technik  des  Klaviers  wirkt  die  Notenschrift  zuerst  ablenkend.  Als  erste 
Aufgabe  nach  der  Orientierung  über  das  Instrument  betrachte  ich  die  Er¬ 
arbeitung  der  Fünffingerstellung.  Der  Schüler  muß  selbständig  Zwei-  bis 
Fünftonübungen  erfinden.  Gleichzeitig  befestigt  er  die  Namen  der  gespielten 
Tasten  und  Töne.  Möglichst  bald  überträgt  er  nach  eigenem  Singen  be¬ 
kannte  Melodien,  im  Umfange  von  5  Tönen.  Es  ist  gleichgültig,  ob  man 
im  3/4  oder  4/4  Takte  beginnt.  Die  linke  Hand  muß  in  gleicher  Weise  wie 
die  rechte  in  der  ihr  entsprechenden  bequem  liegenden  Oktave  glatt  spielen 
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können.  Darauf  folgt  das  Unisonospiel  beider  Hände.  Der  Lehrer  kann  hier 
bereits  mit  dem  Schüler  4  händig  spielen,  indem  er  die  Begleitung  auf  ver¬ 
schiedene  Weise  improvisiert.  Unterdessen  ist  das  Erfinden  von  melodischen 
Uebungen  soweit  fortgeschritten,  daß  es  bereits  gelingt,  die  geeignetsten 
davon  in  der  Gegenbewegung  zu  spielen.  Wohl  schwieriger,  aber  doch  aus¬ 
führbar  ist  das  Auswechseln  von  Thema  und  Umkehrung  zwischen  rechter 
und  linker  Hand.  Bei  den  Fünftonliedern:  „Kuckuck,  Kuckuck,  —  Hänschen 
klein,  —  Winter  ade  .  .  .,  —  Summ,  summ,  summ,“  —  und  „Bald  gras  ich 
am  Neckar“  macht  die  Versetzung  der  Melodie  in  die  linke  Hand  bei  gleich¬ 
zeitigem  lauten  Mitsingen  derselben  keine  besonderen  Schwierigkeiten.  Jetzt 
wird  mit  der  Notenschrift,  sofern  sie  nicht  schon  von  der  Schule  her  be¬ 
kannt  ist,  begonnen.  Die  Einführung  des  3/4  und  4/4  Taktes  liegt  bereits 
zurück.  Bei  dem  Gebrauch  der  Notenschrift  kann  es  sich  aber  stets  nur 
um  solches  Material  handeln,  das  dem  Lehrgänge  nicht  vorgreift.  Also  bisher 
nur  Stücke  für  eine  Hand  oder  im  Unisonospiel.  Beim  Bau  von  Uebungen 
ist  stets  das  Umkehrungsprinzip  zu  betonen.  Verlängerungen  der  Uebungen 
durch  Anhängung  der  Umkehrung  ist  ein  wesentlicher  Baustein  in  der 
Komposition.  Nun  wird  der  Schüler  schon  soweit  sein,  daß  man  mit  der 
Herausarbeitung  des  Dreiklangs  aus  der  Melodie  beginnen  kann.  Schon  bei 
den  eigenen  Erfindungen  muß  auf  die  Verbindung  Grundton,  Terz  und 
Quinte  und  den  Zusammenklang  von  den  Tasten  des  2.,  4.  und  5.  Fingers 
(d,  f,  g)  besonders  geachtet  werden.  Durch  das  Festhalten  mehrerer  ge¬ 
eigneter  Töne  in  den  Liedern  wird  sich  die  Gruppierung  der  Melodien  ln 
den  Akkord  c,  e,  g  und  d,  f,  g  ergeben.  Das  gleichzeitige  Erklingen  der 
Uebung:  c,  e,  g,  c  e  g,  d  f  g,  c  e  g,  mit  dem  vom  Lehrer  gespielten  Kuk- 
kuckslied  wird  bald  dazu  führen,  daß  der  Schüler  beides,  Melodie  und  Be¬ 
gleitung,  gleichzeitig  spielen  kann.  Bei  der  Uebertragung  dieser  Begleitungs¬ 
figur  auf  den  4/4  Takt  wird  der  Schüler  sich  die  entsprechende  Erweiterung 
der  Figur  durch  Variierung  und  Wiederholung  des  geeignetsten  Tones  er¬ 
arbeiten  müssen.  Der  nötige  Wechsel  von  c  e  g  und  d  f  g  gibt  gute  Ge¬ 
legenheit  zur  Gehörsbildung.  Ebenso  die  eintretenden  Quintenparallelen 
zwischen  Begleitung  und  Melodie,  die  aber  erst  nach  Beherrschung  der 
streng  durchgeführten  Begleitungsfigur  durch  die  bereits  bekannten  ent¬ 
sprechenden  Stellen  der  Gegenbewegung  ersetzt  werden.  Ob  man  mit  dem 
geschlossenen  Akkord  oder  dem  gebrochenen  zuerst  die  Begleitung  aus¬ 
führt,  kommt  auf  die  Handfertigkeit  des  Schülers  an.  Das  Zusammenspiel 
verschiedener  Notenwerte  macht  keine  Schwierigkeiten.  —  Bisher  haben 
wir  4  Begleitungsmöglichkeiten  entwickelt:  Unisono,  Gegenbewegung,  ge¬ 
schlossener  und  gebrochener  dreistimmiger  Akkord.  Parallel-  und  Gegen¬ 
bewegung  werden  in  weiteren  Uebungen  geschult.  Nun  wird  die  schlecht¬ 
klingende  Terzverdoppelung  durch  Auslassung  des  in  der  Melodie  schon 
vorhandenen  Tones  beseitigt.  Der  Doppelton  wird  in  der  Begleitung  weg¬ 
gelassen.  So  entsteht  eine  5.  und  6.  Begleitungsfigur,  die  der  Schüler 
durch  Veränderung  der  bisherigen  finden  muß.  Dieses  regt  sehr  zum  Nach¬ 
denken  und  zum  Selbstschaffen  an.  Er  muß  guten  und  schlechten  Zusam¬ 
menklang  unterscheiden.  Auf  diese  Weise  gewinnt  man  den  dreistimmigen 
Satz,  indem  der  gemeinschaftliche  Ton  verschiedener  Akkorde  mitverwendet 
wird.  Wird  dieser  Satz  nun  auch  noch  um  die  Stimme  mit  dem  gemein¬ 
schaftlichen  Tone  verringert,  so  entsteht  der  zweistimmige  Satz.  In  diesem 
wird  die  parallele  Bewegung  in  Terzen  oder  Sechsten  oder  Dezimen  wie 
in  der  volkstümlichen  Mehrstimmigkeit  eine  große  Rolle  spielen.  Die  Gegen- 


bewegung  wird  hier  zur  Vermeidung  von  unnatürlichen  Sprüngen  und  der 
sonst  leicht  eintretenden  Gleichförmigkeit  führen.  Der  Gesichtskreis  wird 
nun  noch  dadurch  erweitert,  daß  man  die  typische  Walzerbegleitung  und 
für  den  4/4  Takt  die  Marschbegleitung  in  den  Dienst  des  Ausdrucks  stellt. 
Die  erstere  eignet  sich,  was  der  Schüler  natürlich  selbst  finden  muß,  für 
das  ganze  Lied  „Bald  gras  ich  am  Neckar“.  In  dem  Liede  „Kuckuck, 
Kuckuck“  setzt  diese  Begleitung  mit  den  Textworten  „lasset  uns  singen, 
tanzen  und  springen“  ein.  Der  Humor  in  „Winter  ade“,  der  nach  der  vor¬ 
getäuschten  Traurigkeit  über  das  Scheiden  des  Winters  in  den  Zeilen  „aber 
Dein  Scheiden  macht,  daß  mir  das  Herze  lacht“,  zum  Durchbruch  kommt, 
wird  durch  die  hier  eintretende  Walzerbegleitung  mit  diesem  einfachsten 
Mittel  charakteristisch  dargestellt.  Dieses  Mitschaffen  und  „dem  Komponisten 
in  die  Werkstatt  schauen“,  wird  den  Schüler  nicht  nur  seinem  Instrument 
um  vieles  näher  bringen,  sondern  vermittelt  ihm  tiefe  musikalische  Einsicht. 
Das  Wichtigste  wird  so  erreicht,  die  Aktivität.  Durch  das  Spielen  —  nur 
nach  Noten  —  verkümmern  die  besten  Kräfte,  nämlich  Selbstvertrauen 
und  Tatkraft.  Bei  den  Stücken,  die  der  Schüler  von  Noten  zu  spielen  hat, 
darf  nichts  neues  gebracht  werden,  was  dem  Lehrgang  vorgreift.  Jedes 
Neue  muß  durch  eigenes  Vermögen  erarbeitet  werden. 

Der  jetzt  zu  bewältigende  Sechstonumfang  bringt  neue  Klangerweite¬ 
rung  und  Klangverbesserung.  Der  Septimakkord  wird  als  Ausbau  des  Do- 
minant-Dreiklanges  gewonnen.  Bei  den  nun  folgenden  Uebungen  und  Lie¬ 
dern  ist  auf  die  Erfassung  des  Fingersatzes  größter  Wert  zu  legen.  Die 
Lieder  werden  mit  allen  sieben  Begleitungsformen  ausschließlich  der  Gegen¬ 
bewegung  geübt.  Lieder  wie:  „Lang  ist  es  her“  und  „Guter  Mond“  sind 
vorzüglich  für  den  Austausch  der  Finger  zur  Erweiterung  des  Tonumfanges 
geeignet. 

Im  Rahmen  dieses  kurzen  Aufsatzes  ist  es  natürlich  nicht  im  entfern¬ 
testen  möglich,  alle  Probleme  eines  solchen  Lehrganges  ausführlich  zu  be¬ 
handeln.  Ich  beschränke  mich  hier  darauf,  einiges  mir  besonders  wichtig 
Erscheinende  nur  anzudeuten.  Von  größter  Bedeutung  ist  es  jetzt,  die  Auf¬ 
gabe  zu  lösen,  wie  Tonwiederholungen,  Vorhalte,  Durchgänge  auf  gutem 
Taktteil  und  Einzeltöne  harmonisiert  werden  müssen,  wo  eine  Auswahl 
möglich  ist.  Der  erzieherische  Wert  liegt  bei  diesen  Fällen  in  der  Erweite¬ 
rung  der  Aufmerksamkeit  über  den  letztgespielten  Ton  hinaus  bis  zum 
Ende  der  Phrase.  Beispiele  dafür  sind  folgende  Stellen:  In  „Lang  ist  es 
her“  können  der  3.  und  4.  Takt  nur  dann  richtig  harmonisiert  werden, 
wenn  der  Spieler  den  ganzen  Takt  überschaut.  In  „Fuchs  du  hast  die  Gans 
gestohlen“  muß  man  im  4.  Takte  stets  2/4  harmonisch  zusammenfassen.  Die 
hiermit  an  den  Schüler  gestellten  Aufgaben  sind,  wie  mir  die  Erfahrung  be¬ 
stätigt,  nicht  zu  schwer.  Zur  Verfeinerung  des  Vortrages  werden  jetzt  legato, 
staccato,  piano,  forte,  crescendo  und  decrescendo  eingeführt.  Wenn  nicht 
schon  eher,  kann  hier  mit  der  Transkription  der  Lieder  und  Uebungen  be¬ 
gonnen  werden.  Zuerst  nur  die  Melodie  allein,  jedoch  gleich  folgend  mit 
der  Begleitung.  Hierdurch  kommt  man  zur  Anwendung  von  Obertasten  und 
Einführung  der  Vorzeichen.  Es  ist  sehr  von  Vorteil,  wenn  unter  den  vom 
Blatt  zu  spielenden  Stücken  sich  Variationen  über  bereits  gespielte  Melo¬ 
dien  befinden,  um  die  Eigenart  der  Instrumentalmelodie  in  ihrer  Abweichung 
von  der  des  Gesanges  deutlich  zu  machen.  Mit  dem  Liede:  „Fuchs  du  hast 
die  Gans  gestohlen“  tritt  der  Subdominant-Dreiklang  in  größter  Deutlichkeit 
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hervor.  Gleichzeitig  erweitert  sich  der  Umfang  bis  zur  Oktave.  Der  auf  der 
Quinte  stattfindende  Fingerwechsel  ist  für  die  weitere  Fingersatzentwick¬ 
lung  sehr  lehrreich.  Wie  schon  erwähnt,  sollen  alle  Melodien  auch  in  der 
linken  Hand  geübt  werden.  Das  „typische“  Klavierstück  hat  nun  bald  die 
Oberhand  im  Unterricht  erreicht.  Die  Einführung  des  Unter-  und  Ueber- 
satzes  der  Finger  und  die  häufigere  Verwendung  der  Doppelgriffe  gestatten 
nach  kurzer  Zeit  das  Spiel  von  kleinen,  leichten,  für  das  Instrument  charakte¬ 
ristischen  Stücken,  die  auch  für  den  Zuhörer  erfreulich  sind.  Das  Ziel  des 
Klavierunterrichtes  muß  uns  im  Verlauf  der  Zeit  immer  mehr  von  der  Lied¬ 
übertragung  wegführen,  da  das  Lied  keine  eigentliche  instrumentalgewach¬ 
sene  Form  ist.  Die  maßvolle  und  zielsichere  Anwendung  des  Liedes  bietet 
uns  aber  allerlei  Vorteile,  die  wir  uns  zunutze  machen.  Die  Liedübertragung, 
eins  der  sehnlichsten  Ziele  eines  jeden  Anfängers,  wird  ständig  neben  dem 
eigentlichen  Instrumentalstück  fortgesetzt,  bis  es  dem  Schüler  nur  noch  in 
Ausnahmefällen  Schwierigkeiten  macht.  Andere  Melodien,  die  gehört  wer¬ 
den,  werden  mit  Eifer  auf  das  Instrument  übertragen  und  harmonisiert. 
Ein  so  geschulter  Spieler  wird  nicht  so  leicht  im  Freundeskreis  in  die  Ver¬ 
legenheit  kommen,  sagen  zu  müssen,  ich  kann  das  Lied  leider  nicht  be¬ 
gleiten. 

Durch  einen  wie  oben  aufgezeigten  Lehrgang  hat  sich  der  Schüler  jede 
Spielform  selbst  erobert.  In  gleicher  Weise  erarbeitete  er  sich  erlebnismäßig 
die  Musik,  die  Spielformen,  die  Spieltechnik  und  die  dazu  gehörige  Noten¬ 
schrift.  Zu  den  von  der  Schule  her  bekannten  Liedern  tritt  stets  etwas 
Neues  hinzu.  Man  vermeidet  Ueberlastung,  erzieht  allmählich  das  Gedächt¬ 
nis.  Die  Aufmerksamkeit  richtet  sich  ganz  auf  das  Neue,  Fremde.  Das  An¬ 
knüpfen  an  das  Alte,  Bekannte  hat  sich  immer  noch  bewährt.  Die  ge¬ 
wonnenen  Begleitungsfiguren  sind  vollständig  aus  dem  Charakter  des  In¬ 
strumentes  geboren  und  führen  auf  das  Wesentliche  der  Klaviermusik  hin. 
Die  Notenschrift  wird  stets  als  das  behandelt,  was  sie  ist,  nämlich  Auf¬ 
zeichnung  des  gestalteten  Erlebnisses,  die  nur  vollverstanden  werden  kann 
und  richtig  angewendet  wird,  wenn  die  Vorstellungen,  die  sie  wieder  er¬ 
wecken  soll,  so  anschaulich  erworben  sind,  daß  sie  bei  ihrer  Neubelebung 
voll  in  Erscheinung  treten.  Diese  Stellungnahme  der  Notenschrift  gegen¬ 
über  enthält  weder  ihre  Verachtung  noch  ihre  Zurücksetzung,  sondern  för¬ 
dert  ihren  richtigen  Gebrauch  und  steigert  dadurch  ihren  Wert.  Ein  gutes 
Vomblattspielen  ist  nur  auf  diese  Weise  möglich.  Wie  könnte  man  anders 
als  auf  diesem  Wege  ein  Kunstwerk  schon  aus  seinem  Notenbilde  erfassen 
und  genießen,  wie  es  beim  Partiturlesen  sein  soll? 

Am  Ende  des  ersten  Unterrichtsjahres  beherrscht  der  Schüler  die  Haupt¬ 
dreiklänge  und  den  eng  verwandten  Dominant-Septakkord.  Im  weiteren 
Verlauf  wird  die  Harmonisierung  der  Tonleiter  weiter  in  das  Liedgut  hinein¬ 
führen.  In  den  meisten  Liedern  wird  die  Verbindung  der  Melodienoten  der 
4.  zur  3.  Stufe  mit  dem  Septimakkord  und  dem  Grunddreiklange  zu  har¬ 
monisieren  sein.  Bei  der  aufsteigenden  Linie,  3.,  4.,  5.  Stufe  tritt  in  den 
meisten  Fällen  auf  die  4.  Stufe  der  Subdominant-Dreiklang  ein. 

Die  gesonderte  Behandlung  der  Akkorde  in  der  Harmonielehre  ist  ein 
Uebelstand,  der  nicht  mehr  zu  halten  ist.  Wo  könnte  das  Wesen  der  Har¬ 
monie  besser  erfaßt  werden,  als  beim  Spiel  der  meisterlichen  Werke?  Sie 
sind  ja  das  Material  und  das  Ziel  des  Instrumentalunterrichts.  Nicht  kennen 
lernen,  sondern  erkennen,  erfassen,  erfühlen,  erleben.  —  Ueber  der  Auf¬ 
gabe,  die  Technik  schnellstens  zu  fördern,  hat  man  das  Wichtigste  ver- 
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gessen,  die  Aktivität  und  die  Selbständigkeit  (die  Unabhängigkeit  vom 
Notenblatt).  Ein  gutes  Urteil  und  vollster  Genuß  ist  nur  durch  inten¬ 
sivste  Einfühlung  in  das  Werk  und  seine  zwingende  Logik  möglich.  Die 
innige  Durchdringung  des  eigenen  Ichs  mit  dem  des  Komponisten  führt 
zur  Reife  der  Musikalität,  zur  Entfaltung  der  in  uns  schlummernden  Kräfte, 
die  uns  über  uns  hinausheben  und  edler,  besser  machen.  Wer  so  erzogen, 
wird  kein  Nachbeter  von  Urteilen,  die  nicht  selbst  erarbeitet  sind.  Es  ist 
noch  lange  kein  schlechtes,  sondern  ein  recht  gutes  Zeichen,  wenn  dann 
die  Schüler  unsere  Meister  verbessern  wollen.  Gerade  damit  treten  sie  den 
musikalischen  Problemen  näher.  Hier  kann  man  sagen,  wer  andere  ver¬ 
bessern  will,  verbessert  sich  selbst.  Der  Musiklehrer  wird  dann,  der  großen 
verantwortlichen  Erziehungsaufgabe  bewußt,  mit  Stolz,  Freude  und  Be¬ 
geisterung  seinen  Beruf  ausüben.  Ein  gut  Teil  dieser  neuen  Musikerziehungs¬ 
grundsätze  kann  sich  mit  vollem  Recht  auf  die  Praxis  des  Generalbaß- 
Zeitalters  berufen.  Jeder  Spieler  mußte  in  die  Geheimnisse  der  Komposition 
eingeführt  werden,  weil  er  sonst  nicht  imstande  war,  die  Generalbaßschrift 
zu  lesen.  Wo  außer  bezifferten  Bässen  auch  die  Melodie  gegeben  war, 
mußten  die  Mittelstimmen  vom  Spieler  hinzukomponiert  werden.  Diese 
Gleichberechtigung  des  mitschaffenden  Musikfreundes  neben  dem  Kom¬ 
ponisten  schuf  ein  Publikum,  das  die  Grundlage  und  der  Antrieb  für  die 
heraufblühende  Klassik  werden  konnte. 

Man  muß  leider  sagen,  daß  die  aktive  Anteilnahme  des  Volkes  an  der 
Entwicklung  der  Musik  in  demselben  Maße  abgenommen  hat,  in  dem  die 
Ueberschwemmung  mit  fertigen,  leicht  spielbaren  Notenwerken  zunahm. 
Förderung  der  selbstschöpferischen  Betätigung  wird  aus  der  Interesse¬ 
losigkeit  und  Unfruchtbarkeit  herausführen,  dann  wird  das  Vomblattspielen 
musikalischer  und  anregender  sein,  dann  wird  auch  wieder  die  Improvi¬ 
sation  den  Platz  einnehmen  können,  der  ihr  als  eine  der  vornehmsten  Art 
der  Musikausübung  gebührt. 

In  voller  Absicht  habe  ich  vorstehende  Ausführungen  nicht  auf  den 
Blindenunterricht  abgestimmt.  Hätte  ich  dies  getan,  wäre  leicht  der  Irrtum 
möglich,  daß  meine  neue  Methode  ihre  Begründung  in  den  besonderen 
Verhältnissen  der  Blindheit  habe.  Es  hieße  aber  Besonderheiten  konstru¬ 
ieren,  wo  gar  keine  vorhanden  sind.  Die  dargelegten  Gedanken  sind  ohne 
jeden  Unterschied  des  Schülermaterials  auf  rein  musikerzieherischer  Grund¬ 
lage  aufgebaut.  Was  aber  für  den  besonderen  Wert  dieser  Methode  in 
Beziehung  auf  den  Blindenunterricht  spricht,  habe  ich  bereits  in  den 
„Grundfragen  des  Blinden musikunterrichts“  in  den  „Beiträgen  zum  Blin¬ 
denbildungswesen“,  Schwarzdruckausgabe  1.  Jahrgang,  Juli — September 
Nr.  2  und  etwas  früher  in  der  gleichnamigen  Punktschriftausgabe  ausge¬ 
führt.  Die  Erfahrungen,  die  mir  die  Durchführungsmöglichkeit  der  Ideen 
verbürgen,  sind  meist  an  blinden  Schülern  gesammelt.  Meine  nächste  Auf¬ 
gabe  in  der  gleichen  Richtung  soll  nun  ein  bescheidener  Versuch  sein, 
einen  Lehrgang  aufzustellen,  der  den  entwickelten  Gesichtspunkten  ent¬ 
spricht.  Dieser  Lehrgang  wird  dem  Lehrer  erheblich  höhere,  aber  auch 
schönere  Aufgaben  und  viel  größere  Selbständigkeit  im  Unterricht  geben, 
als  es  die  bisherigen  Schulen  getan  haben.  Für  den  Schüler  wird  es  jetzt 
mehr  ein  Eindringen  in  die  Musik  sein  als  ein  bloßes  Spielen  von  Musik¬ 
stücken.  Der  Schwierigkeit  der  Aufgabe  wohl  bewußt,  möchte  ich  nicht 
ohne  die  herzliche  Bitte  schließen,  mir  durch  Anregungen  und  Austausch 
von  Erfahrungen  die  Arbeit  zu  erleichtern. 
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Richtlinien  und  Ziele 
der  Ausbildung  blinder  Musikschüler 

Von  Musiklehrer  Richard  Winkler,  Breslau 

Im  allgemeinen  findet  man  die  Ansicht  sehr  verbreitet,  daß  jeder  Blinde 
ein  geborener  Musiker  ist,  daß  also  jeder  Blinde  über  eine  ganz  hervor¬ 
ragende  musikalische  Begabung  verfügt.  Dieser  irrigen  Ansicht  möchte  ich 
die  Tatsache  entgegenstellen,  daß  wirklich  hervorragende  musikalische  Be¬ 
gabungen  unter  den  Blinden  prozentual  nicht  stärker  vertreten  sind  als 
unter  den  Sehenden.  Es  gibt  unter  den  Blinden  auch  hervorragende  Be¬ 
gabungen,  Durchschnittsbegabungen  und  Befähigung.  Ich  möchte  hier  aus¬ 
drücklich  unterscheiden  zwischen  Begabung  und  Befähigung.  Denn  Be¬ 
fähigung  zu  musikalischer  Betätigung  hat  wohl  fast  jeder  Mensch.  Man  sollte 
daher  mit  der  Zuerkennung  musikalischer  Begabung  sehr  vorsichtig  sein. 
Es  soll  aber  zugegeben  werden,  daß  vorhandene  musikalische  Begabung 
bei  Blinden  sich  besonders  stark  äußert.  Das  ist  wohl  darauf  zurückzu¬ 
führen,  daß  der  Blinde,  wenn  er  sich  mit  dieser  Kunst  beschäftigt,  nicht 
so  leicht  durch  äußere  Einflüsse  abgelenkt  wird,  wodurch  die  Intensität 
der  Auffassung  und  Wiedergabe  eines  Kunstwerkes  äußerst  günstig  beein¬ 
flußt  werden. 

Nach  dem  bisher  Gesagten  wäre  es  also  die  erste  Aufgabe  des  Lehrers, 
festzustellen,  ob  ein  Kind  begabt  oder  nur  befähigt  ist.  Diese  Aufgabe  ge¬ 
hört  wohl  zu  den  schwierigsten,  da  hier  sehr  leicht,  auch  bei  gewissen¬ 
haftester  Prüfung,  bedauerliche  Fehlschlüsse  unterlaufen  können.  Hier  heißt 
es  zunächst,  sich  mit  den  körperlichen  und  psychologischen  Veranlagungen 
des  Schülers  vertraut  zu  machen,  eventuelle  Hemmungen  zu  erkennen  und 
sie  nach  Kräften  zu  beseitigen,  sowie  die  in  ihm  schlummernden  Be¬ 
gabungen  zu  wecken  und  nach  Möglichkeit  zu  fördern. 

Der  Unterricht  muß  so  gestaltet  werden,  daß  das  Kind  sozusagen  spie¬ 
lend  in  die  Kunst  eingeführt  und  in  ihm  die  Liebe  zur  Kunst  erweckt  und 
erhalten  wird.  Die  Unterrichtsmethode  muß  abwechslungsreich  sein  und 
alles  vermeiden,  was  dazu  angetan  ist,  das  Interesse  des  Schülers  zu  ver¬ 
mindern.  Wie  und  mit  welchen  Mitteln  kann  nun  dieses  Ziel  erreicht  werden? 

Hauptbedingung  für  die  Erreichung  dieses  Zieles  i§t  ein  zweckent¬ 
sprechender,  zielbewußter  Schulmusikunterricht,  der  nur  von  einem  gut 
durchgebildeten  Musiklehrer  erteilt  werden  kann,  der  nicht  nur  ein  tüch¬ 
tiger  Musiker,  sondern  auch  ein  hervorragender  Pädagoge  und  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  eip  Psychologe  sein  muß.  Der  Schulmusiklehrer  an  einer 
Blindenanstalt  hat  es  weit  schwerer  als  sein  Kollege  an  einer  Normalschule. 
Das  blinde  Kind  ist  in  körperlicher,  sowie  auch  in  psychologischer  Hinsicht 
oft  mit  Hemmungen  behaftet,  die  bei  sehenden  Kindern  sehr  selten  in  Er¬ 
scheinung  treten,  deren  Beseitigung  den  Lehrer  vor  große  Schwierigkeiten 
stellt  und  viel  Geduld  und  Nervenkraft  erfordert. 

Besonders  schwierig  gestaltet  sich  für  den  Lehrer  der  Unterricht  bei 
denen,  die,  später  erblindet,  als  Erwachsene  in  die  Anstalt  kommen,  die 
also  den  vorbereitenden  Schulmusikunterricht  nicht  genossen  haben.  Es  ist 
ein  Segen  und  mit  Freuden  zu  begrüßen,  daß  der  Schulzwang  auch  für 
blinde  Kinder  gesetzlich  ist,  sodaß  die  Kinder  schon  in  frühem  Alter  in  die 
Anstalt  kommen  und  von  vornherein  zweckentsprechend  erzogen  werden 
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können.  Weder  das  Elternhaus,  noch  irgendeine  Normalschule  sind  in  der 
Lage,  dem  blinden  Kinde  eine  zweckentsprechende  Erziehung  zu  vermitteln. 
Hierzu  gehören  auf  allen  Erziehungsgebieten  gut  vorgebildete  Lehrer,  die 
über  diesbezügliche  Erfahrungen  in  reichstem  Maße  verfügen.  Auf  welche 
Dinge  hat  nun  der  Schulmusiklehrer  an  einer  Blindenanstalt  sein  Haupt¬ 
augenmerk  zu  richten? 

Da  der  Blinde  infolge  des  ihm  fehlenden  Augenlichtes  gezwungen  ist, 
alles  auswendig  zu  lernen  und  aus  dem  Gedächtnis  zu  reproduzieren,  ist 
der  Stärkung  und  Uebung  desselben  ganz  besondere  Aufmerksamkeit  zu 
widmen.  Hier  unterscheidet  sich  der  Unterricht  in  der  Blindenanstalt  von 
dem  der  Normalschule.  Während  man  an  dieser  nach  den  modernen  Richt¬ 
linien  für  den  Unterricht  alles  Auswendiglernen  nach  Möglichkeit  aus¬ 
schaltet,  muß  dieses  in  der  Blindenanstalt  gerade  in  den  Vordergrund  ge¬ 
stellt  werden.  Nur  durch  fortwährende  Uebung  kann  das  Gedächtnis  so 
ausgebildet  werden,  daß  es  den  hohen  Anforderungen  gerecht  werden  kann, 
die  man  ihm  zumuten  muß. 

Das,  was  man  gemeinhin  mit  „Musikalisches  Gehör“  bezeichnet,  gliedert 
sich  in  zwei  Arten,  das  absolute  und  das  relative.  Ersteres  bezeichnet  man 
auch  mit  dem  Namen  „Tonbewußtsein“.  Wer  darüber  verfügt,  ist  in  der 
Lage,  einen  auf  einem  Instrument  angegebenen  oder  auch  gesungenen  Ton 
sofort  festzustellen.  Diese  Fähigkeit  besitzen  nur  sehr  wenige.  Bemerken 
möchte  ich  hierzu  aber  ausdrücklich,  daß  diese  Fähigkeit  kein  Wertmesser 
für  die  Musikalität  des  Menschen  ist.  Es  gibt  äußerst  musikalische  Men¬ 
schen,  denen  das  absolute  Gehör  fehlt.  Aus  meiner  langjährigen  Praxis 
heraus  kann  ich  aber  sagen,  daß  das  absolute  Gehör  durch  viele  Uebung 
manchem  Menschen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  anerzogen  werden  kann. 
Von  ganz  besonderer  Bedeutung  ist  das  Tonbewußtsein  für  den  Organisten 
bei  der  Beantwortung  der  Gesänge  des  Geistlichen. 

Unter  dem  Ausdruck:  „Relatives  Gehör“  ist  die  Fähigkeit  zu  verstehen, 
nach  einem  genannten  Ton  einen  anderen  bestimmen  zu  können.  Hier 
handelt  es  sich  also  um  die  gehörsmäßige  Feststellung  der  Intervalle.  Diese 
Fähigkeit  kann  bei  durchschnittsbegabten  Schülern  durch  fleißiges  Ueben 
erreicht  und  muß  von  denen,  die  sich  dem  Musikerberuf  widmen  wollen, 
unbedingt  verlangt  werden. 

Auch  die  Ausbildung  des  rhythmischen  Gefühls  muß  von  frühester 
Jugend  an  stark  betrieben  werden.  Versäumnisse  in  dieser  Hinsicht  rächen 
sich  späterhin  sehr,  da  der  Rhythmus  das  Fundament  aller  Musik  ist.  Die 
Kinderspiele  müssen  so  gestaltet  werden,  daß  die  Pflege  des  rhythmischen 
Gefühls  innerhalb  derselben  den  ihr  gebührenden  Platz  erhält.  Das  Singen 
der  Spiel-  und  Kinderlieder  ist  seitens  der  Kinder  mit  Händeklatschen  und 
Marschieren  zu  begleiten.  Rhythmische  Motive,  deren  Kompliziertheit  zu 
steigern  ist,  sind  nachzuklopfen.  Nachsingen  von  Tönen  und  Intervallen 
und  Singen  von  verschiedenen  Melodien  in  den  verschiedensten  Rhythmen 
müssen  im  Schulmusikunterricht  fleißig  geübt  werden.  Tonleitern  müssen 
gesungen  und  ihr  Bau  erklärt  werden.  Der  Unterschied  von  Dur  und  Moll 
muß  an  Hand  der  Dreiklänge  erarbeitet  und  das  Verständnis  derselben  so 
weit  gefördert  werden,  daß  die  Kinder  selbständig  Dur-  und  Molldreiklänge 
bilden  und  singen  können.  Drei-  und  vierstimmige  Dur-  und  Molldreiklänge 
müssen  gesungen  werden.  Daß  auch  das  ein-  und  mehrstimmige  Singen 
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von  Kinder-  und  Volksliedern  dabei  zu  seinem  Rechte  kommen  muß,  ist 
ganz  selbstverständlich. 

ö  / 

Mit  dem  Musikunterricht  kann  erst  dann  begonnen  werden,  wenn  die 
geistige  und  körperliche  Entwicklung  des  Kindes  soweit  fortgeschritten  ist, 
daß  es  den  Anforderungen,  die  dieser  Unterricht  an  den  Schüler  stellt,  voll 
und  ganz  gerecht  werden  kann.  Dies  dürfte  wohl  im  zehnten  oder  elften 
Lebensjahr  der  Fall  sein.  Es  ist  zu  empfehlen,  nur  mit  einem  Instrument 
zu  beginnen,  um  Ueberlastung  und  Kräftezersplitterung  zu  vermeiden  und 
den  gewünschten  Erfolg  nicht  von  vornherein  in  Frage  zu  stellen.  Wann 
mit  der  Erlernung  eines  zweiten  Instrumentes  begonnen  werden  kann, 
hängt  von  der  Begabung  sowie  von  der  geistigen  und  körperlichen  Ver¬ 
anlagung  des  Kindes  ab.  Die  Frage,  mit  welchem  Instrument  man  den 
Unterricht  beginnen  soll,  läßt  sich  nicht  zu  Gunsten  des  einen  oder  des 
anderen  beantworten.  Ihre  Lösung  hängt  von  den  gegebenen  Umständen  ab. 

Sehr  empfehlenswert  ist  es  auch,  die  Kinder  sich  freiwillig  und  selb¬ 
ständig  musikalisch  betätigen  zu  lassen  und  diese  Betätigung  so  zu  beauf¬ 
sichtigen,  daß  die  Kinder  diese  Beaufsichtigung  nicht  merken.  Mundhar¬ 
monika,  Ziehharmonika,  einfache  Querflöten  und  kleine  Trommeln  sind  die 
geeigneten  Instrumente.  Als  Beweis  hierfür  möchte  ich  folgendes  Beispiel 
anführen: 

Bei  einer  Weihnachtsfeier  unserer  Anstalt  führte  ich  mit  meinem  Schüler¬ 
orchester  Haydns  „Kindersinfonie“  auf.  Zur  Bedienung  der  hierin  verwen¬ 
deten  Kinderinstrumente  zog  ich  die  Kleinen  heran,  von  denen  die  meisten 
noch  keinen  Musikunterricht  erhielten.  Dabei  machte  ich  nun  die  inter¬ 
essante  Wahrnehmung,  daß  diejenigen,  die  sich  in  der  von  mir  geschil¬ 
derten  Weise  musikalisch  betätigten,  sich  in  rhythmischer  Beziehung  mühe¬ 
los  in  das  Orchester  einordnen  konnten,  während  es  den  anderen,  die  nicht 
weniger  musikalisch  begabt  waren,  große  Schwierigkeiten  bereitete,  die 
richtigen  Einsätze  zu  finden  und  ihren  Part  streng  rhythmisch  durchzuführen. 

Gleich  zu  Beginn  des  Unterrichtes  macht  sich  ein  sehr  fühlbarer  Mangel 
bemerkbar,  dessen  Beseitigung  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nicht  möglich 
sein  wird.  Er  beruht  auf  den  Eigentümlichkeiten  der  Blindennotenschrift, 
auf  die  ich  noch  zu  sprechen  komme. 

Die  Klavier-  und  Violinschulen  der  Sehenden  sind  so  eingerichtet,  daß 
der  Schüler  an  Hand  des  Unterrichtsstoffes  seine  Notenschrift  erlernt.  Nun 
gibt  es  aber  weder  eine  Klavier-  noch  eine  Violinschule  für  Blinde,  die 
diese  Eigenschaft  besitzt.  Da  es  überhaupt  keine  Spezialschulen  für  Blinde 
gibt,  ist  der  Lehrer  darauf  angewiesen,  die  Schulen  der  Sehenden  zu  be¬ 
nutzen,  was  ihn  vor  die  nicht  leichte  Aufgabe  stellt,  sich  den  geeigneten 
Unterrichtsstoff  herauszusuchen  und  für  seinen  Unterrichtsplan  zusammen¬ 
zustellen.  Hieraus  ergibt  sich  für  den  Schüler,  daß  er  gezwungen  ist,  seine 
Notenschrift  ganz  unabhängig  vom  Unterrichtsstoff  zu  erlernen.  Hinzu 
kommt  noch  die  Tatsache,  daß  die  Blindennotenschrift  weit  komplizierter, 
also  weit  schwerer  zu  erlernen  ist  als  die  der  Sehenden.  So  ist  zum  Beispiel 
die  Kenntnis  der  Intervallehre  für  das  Verständnis  der  Blindennotenschrift 
Voraussetzung.  Es  werden  also  hier  von  den  blinden  Kindern  musiktheore¬ 
tische  Kenntnisse  verlangt,  die  das  sehende  Kind  für  den  Anfangsunterricht 
nicht  braucht.  Frühzeitiger  Beginn  mit  der  Erlernung  der  Notenschrift  ist 
also  dringend  erforderlich. 
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Es  ist  selbstverständlich  möglich,  den  Anfangsunterricht  so  zu  gestalten, 
daß  der  Lehrer  dem  Schüler  die  Lektion  nach  Diktat  und  durch  Vorspielen 
einstudiert,  was  aber  sehr  viel  Zeit  kostet,  die  anderweitig  nutzbringender 
im  Unterricht  verwendet  werden  kann.  Ferner  hegt  hierbei  die  Gefahr  sehr 
nahe,  daß  der  Schüler  von  dem  mühsam  Eingelernten  ein  paar  Noten  ver¬ 
gißt,  also  die  ganze  Lektion  nicht  üben  kann,  wodurch  der  Erfolg  der  Unter¬ 
richtsstunde  verloren  geht.  Kann  man  diese  Methode  schon  für  den  An¬ 
fangsunterricht  nicht  gut  heißen,  so  sollte  sie  bei  fortgeschritteneren  Schü¬ 
lern  gänzlich  ausgeschaltet  werden.  Denn  durch  das  Nachspielen  schwie¬ 
rigerer  Stücke  nach  Gehör  schleichen  sich  bezüglich  der  notengetreuen 
Wiedergabe  derselben  sehr  leicht  Ungenauigkeiten  ein,  die,  erst  einmal 
eingeübt,  sich  sehr  schwer  wieder  ausmerzen  lassen.  Hinzu  kommt  noch, 
daß  dem  Schüler  das  für  die  Unterstützung  des  Gedächtnisses  so  wichtige 
Notenbild  gänzlich  fehlt,  was  die  Reproduktion  sehr  erschwert.  Das  Nach¬ 
spielen  nach  Gehör  ist  überall  da  nutzbringend  anzubringen,  wo  es  nicht 
auf  notengetreue  Wiedergabe  ankommt.  (Kommerslieder,  Schlager  und  Tänze 
aller  Art.) 

Alle  Versuche,  die  Blindennotenschrift  einfacher  zu  gestalten,  haben 
sich  als  unmöglich  erwiesen.  Das  neue  „Internationale  Notenschriftsystem“, 
das  sich  bemüht,  allen  Anforderungen  gerecht  zu  werden,  ist  weit  kom¬ 
plizierter  als  die  früheren  Systeme.  Mir  wurde  von  einer  sehenden  Dame, 
von  der  ich  weiß,  daß  sie  die  Blindennotenschrift  wirklich  voll  und  ganz 
beherrscht,  gesagt,  daß  sie  schwierigere  Werke  nur  von  Schwarzdruck  in 
die  Blindennotenschrift  übertragen  kann,  wenn  sie  des  Oefteren  zu  ihrer 
Orientierung  das  Notenschriftsystem  zur  Hand  nimmt.  Man  kann  sich  also 
nach  diesem  Urteil  wohl  eine  Vorstellung  davon  machen,  welcher  Einsatz 
von  Intelligenz  und  Energie  seitens  der  Schüler  dazu  gehört,  die  enormen 
Schwierigkeiten  zu  überwinden,  die  sich  ihnen  beim  Studium  ihrer  Noten¬ 
schrift  entgegenstellen.  Sache  des  Lehrers  ist  es,  dem  Schüler  seine  Auf¬ 
gabe  dadurch  zu  erleichtern,  daß  er  praktische,  leicht  verständliche  Bei¬ 
spiele  konstruiert  und  nach  Diktat  niederschreiben  läßt. 

Weit  schwieriger  als  das  Lesen  der  Notenschrift  ist  die  Uebertragung 
von  Werken  in  dieselbe.  Es  genügt  hierbei  nicht,  daß  der  Uebertragende 
die  Blindenschrift  voll  und  ganz  beherrscht.  Es  ist  unbedingt  erforderlich, 
daß  er  genügend  musikalisch  und  gut  durchgebildet  ist.  Denn  es  kommt 
nicht  allein  darauf  an,  daß  die  Noten  übertragen,  sondern  auch  darauf,  wie 
sie  übertragen  werden.  Musikalische  Uebersichtlichkeit  ist  hier  ein  Haupt¬ 
erfordernis,  da,  wenn  diese  nicht  vorhanden  ist,  das  Auswendiglernen  enorm 
erschwert  wird.  Hieraus  erklärt  sich  auch  die  Tatsache,  daß  es  nur  wenige 
gibt,  die  diese  Arbeit  in  vollkommen  befriedigender  Weise  leisten  können. 
Ein  Blinder  ist  nur  dann  in  der  Lage,  eine  einwandfreie  Uebertragung  zu 
liefern,  wenn  er  auch  die  Notenschrift  der  Sehenden  gut  beherrscht  und 
einen  Diktierer  zur  Verfügung  hat,  der  den  oben  erwähnten  Anforderungen 
in  jeder  Hinsicht  entspricht.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  es  notwendig  ist,  den 
Musikschülern  auch  die  Kenntnis  der  Notenschrift  der  Sehenden  zu  ver¬ 
mitteln.  Dies  gilt  in  ganz  besonderem  Maße  für  diejenigen,  die  sich  dem 
Musiklehrerberuf  widmen  wollen,  da  sie  in  Ausübung  ihres  Berufes  dazu 
gezwungen  sind,  sehende  Schüler  zu  unterrichten  und  diesen  ihre  Noten¬ 
schrift  beizubringen.  Die  Hilfsmittel  zur  Erlernung  der  Notenschrift  der 
Sehenden  dürften  wohl  bekannt  sein. 
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Instrumentalunterricht 

Allgemein  Gültiges 

Auch  auf  diesem  Gebiet  stellen  sich  dem  Lehrer  in  einer  Blindenanstalt 
nicht  zu  unterschätzende  Schwierigkeiten  entgegen.  Eine  tadellose  Körper¬ 
haltung  beim  Spielen  eines  Instrumentes  ist  eine  Forderung,  die  man  an 
jeden  Musiker,  sei  er  Salonmusiker  oder  Künstler,  unter  allen  Umständen 
stellen  muß.  Seine  Darbietungen  werden  um  ein  Beträchtliches  entwertet, 
wenn  er  durch  eine  schlechte  Haltung  das  ästhetische  Empfinden  der  Zu¬ 
hörer  verletzt  und  ihnen  dadurch  den  künstlerischen  Genuß  trübt.  Der 
Sehende  hängt  beim  Hören  der  Musik  sehr  von  dem  Eindruck  ab,  der  ihm 
durch  das  Auge  vermittelt  wird. 

Ein  hoher  Einsatz  von  Energie  und  Geduld  seitens  des  Lehrers  und 
des  Schülers  ist  erforderlich,  hier  den  gewünschten  Erfolg  zu  erzielen.  Das 
fehlende  Auge  muß  durch  den  Tastsinn  ersetzt  werden!  Während  das  sehende 
Kind  dem  Lehrer  Körper-  und  Handhaltung  einfach  absehen  und  nach¬ 
ahmen  kann,  müssen  diese  dem  Blinden  in  allen  ihren  Einzelheiten  gezeigt 
und  durch  das  Betasten  des  Lehrers  seitens  des  Schülers  vermittelt  werden, 
was  naturgemäß  sehr  viel  Zeit  in  Anspruch  nimmt.  Hieraus  ergibt  sich  vor 
allem,  daß  ein  Massenunterricht  in  der  Blindenanstalt  vollkommen  ausge¬ 
schlossen  ist,  und  daß  nur  der  „Einzelunterricht“  zu  dem  gewünschten 
Erfolg  führen  kann. 

Violinunterricht 

Im  Violinunterricht  sind  es  die  Haltung  der  Geige,  sowie  die  Bogen¬ 
haltung  und  -führung,  die  dem  Schüler  infolge  des  Fehlens  der  Kontrolle 
durch  das  Auge  große  Schwierigkeiten  bereiten.  Durch  Betasten  des  Lehrers 
seitens  des  Schülers  muß  hier  das  Auge  ersetzt  werden.  Der  Lehrer  ist 
darauf  angewiesen,  beides  andauernd  praktisch  vorzuführen.  Während  der 
Schüler  die  Anschauung  sich  durch  den  Tastsinn  vermittelt.  Auch  muß  der 
Lehrer  bei  Ausübung  der  diesbezüglichen  Uebungen  immer  wieder  die  Hand 
und  den  Arm  des  Schülers  führen,  um  ihn  dazu  zu  bringen,  daß  der  Bogen 
in  der  gewünschten  Bahn  über  die  Saiten  streicht.  Die  Haltung  des  Bogens 
und  die  Bewegung  des  rechten  Handgelenkes  sind  fortwährend  auf  das 
schärfste  zu  kontrollieren.  Das  Gleiche  gilt  auch  für  die  linke  Hand.  Hier 
ist  auf  die  richtige  Stellung  des  Handgelenkes  uiid  vor  allem  auf  die  des 
Daumens  zu  achten.  Durch  eine  falsche  Stellung  des  Handgelenkes  wird 
das  richtige,  feste  Aufsetzen  der  Finger  äußerst  ungünstig  beeinflußt,  wenn 
nicht  unmöglich  gemacht.  Fehlerhafte  Stellung  und  Bewegung  des  Daumens 
stehen  einer  glatten  Technik  bezüglich  des  Lagenwechsels  äußerst  hinder¬ 
lich  im  Wege.  Ihnen  ist  also  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Auch 
für  ein  gutes  Vibrato  ist  die  richtige  Behandlung  des  Handgelenkes  und 
des  Daumens  eine  unerläßliche  Vorbedingung.  Auf  möglichste  Entspannung 
aller  in  Frage  kommenden  Muskeln  und  Gelenke  ist  strengstens  zu  achten, 
was  sich  hauptsächlich  auf  den  rechten  Arm  und  die  rechte  Hand  bezieht. 
Verschiedene  Stricharten  (Spiccato,  fliegendes  Staccato  und  Springbogen) 
sind  einfach  unausführbar,  wenn  auch  nur  die  geringste  Verkrampfung 
oder  Anspannung  der  Armmuskeln  vorhanden  sind,  da  diese  sich  selbst¬ 
verständlich  auch  auf  die  Hand  übertragen.  Ganz  abgesehen  davon,  daß 
eine  gute  Haltung  des  Instrumentes,  eine  tadellose  Bogenführung  und  Kör¬ 
perhaltung  unerläßliche  Voraussetzungen  zur  Erreichung  einer  einwand- 
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freien  Tecknik  sind,  kommt  es  doch  auch  darauf  an,  daß  der  Geiger  beim 
Spielen  eine  gute  Figur  macht.  Hier  muß  der  Lehrer  unnachsichtliche  Strenge 
walten  lassen  und  darf  auch  nicht  den  geringsten  Fehler  übersehen.  Denn 
was  in  dieser  Hinsicht  im  Anfangsunterricht  versäumt  wird,  das  läßt  sich 
kaum  wieder  gut  machen. 

Ganz  besondere  Aufmerksamkeit  ist  peinlichster  Sauberkeit  bezüglich 
der  Intonation  zu  widmen.  Das  Studium  von  Tonleitern  und  Dreiklängen 
in  allen  nur  erdenklichen  Formen  ist  fleißig  zu  betreiben,  da  hierdurch 
eine  saubere  Intonation  sehr  gefördert  und  eine  glatte  Technik  erzielt  wird. 
Eben  so  wichtig  ist  selbstverständlich  fleißiges  Studium  der  Bogentechnik 
in  allen  ihren  Formen.  Auf  sauberste  Ausführung  aller  möglichen  Strich¬ 
arten  ist  großer  Wert  zu  legen. 

Rhythmische  und  Gehörsübungen  dürfen  im  Unterricht  nicht  vernach¬ 
lässigt  werden.  Es  ist  unbestreitbar,  daß  der  Blinde  ein  weit  höheres  Maß 
an  Intelligenz  und  Energie  einsetzen  muß  als  der  Sehende,  um  das  gleiche 
Ziel  zu  erreichen.  Erfordert  doch  das  Auswendiglernen  eine  Menge  Zeit, 
die  der  Sehende  zu  technischer  Uebung  verwenden  kann. 

Was  nun  den  Lehrplan  anbetrifft,  so  muß  dieser  so  gestaltet  werden, 
daß  nach  Möglichkeit  alles  darin  vermieden  wird,  wodurch  das  Gedächtnis 
unnötigerweise  belastet  wird.  Uebungen  und  Etüden  sind  so  auszuwählen, 
daß  sie  sich  leicht  dem  Gedächtnis  einprägen.  Besonders  geeignet  sind  solche 
instruktiven  Werke,  in  denen  möglichst  viele  Sequenzen  vorhanden  sind, 
oder  solche,  die  sich  infolge  ihrer  Melodieführung  leicht  merken.  Instruktive 
Werke,  die  diesen  Anforderungen  nicht  entsprechen,  aber  für  das  Studium 
infolge  ihres  instruktiven  Wertes  nicht  entbehrlich  sind,  sollen  aber  nicht 
etwa  ausgeschaltet  werden. 

Wenn  es  auch  ohne  Zweifel  richtig  ist,  daß  Uebungen  und  Etüden  das 
wichtigste  Studienmaterial  sind,  so  muß  im  Lehrplan  auch  den  Vortrags¬ 
stücken  der  ihnen  gebührende  Raum  gegeben  werden.  Hier  findet  das  An¬ 
wendung,  was  in  technischer  Hinsicht  durch  Uebungen  und  Etüden  er¬ 
reicht  worden  ist.  Der  Schüler  braucht  Abwechslung.  Andauerndes  Spielen 
von  Uebungen  und  Etüden  kann  sehr  leicht  dazu  führen,  daß  der  Schüler 
ermüdet  und  die  Lust  am  Studium  verliert.  Aus  demselben  Grunde  halte 
ich  es  für  empfehlenswert,  diesbezügliche  Wünsche  der  Schüler,  soweit  sie 
sich  zweckmäßig  in  den  Lehrstoff  einreihen  lassen,  zu  erfüllen. 

Zu  begrüßen  ist  es,  daß  nun  endlich  eine  allen  Anforderungen  ent¬ 
sprechende  Violinschule,  und  zwar  die  von  Ferdinand  Küchler,  in  Blinden¬ 
schrift  vorhanden  ist,  durch  deren  Drucklegung  eine  große  Lücke  in  der 
Violinliteratur  ausgefüllt  wurde.  Wenn  auch  bezüglich  der  Violinliteratur 
bei  weitem  noch  nicht  alle  Wünsche  erfüllt  sind,  so  steht  auch  hier  schon 
sehr  viel  wertvolles  Material  zur  Verfügung. 

Klavierunterricht 

Auch  hier  sind  eine  einwandfreie  Körper-  und  Handhaltung  eine  selbst¬ 
verständliche  Forderung,  deren  Nichtbeachtung  den  Erfolg  des  Unterrichtes 
von  vornherein  illusorisch  macht.  Eine  Hauptschwierigkeit  beim  Klavier¬ 
spielen  bietet  dem  Blinden  die  Treffsicherheit,  die  durch  das  fehlende  Auge 
stark  gemindert  wird.  Ihr  ist  also  seitens  des  Lehrers  ganz  besondere  Auf- 
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merksamkeit  zu  widmen.  Zweckentsprechende  Uebungen,  die  aus  Etüden 
und  Stücken  herauszugreifen  oder  auch  selbst  zu  konstruieren  sind,  müs¬ 
sen  beständig  ausgeführt  werden.  Hier  ist  große  Ausdauer  seitens  des 
Lehrers  und  des  Schülers  ein  Haupterfordernis,  um  den  gewünschten  Erfolg 
zu  erzielen.  Es  ist  nach  meinen  Erfahrungen  nicht  angebracht,  sich  als 
Lehrer  einer  bestimmten  Methode  zu  verschreiben  und  alle  Schüler  ohne 
Berücksichtigung  ihrer  körperlichen  Veranlagung  nur  nach  dieser  Methode 
zu  unterrichten.  Denn  nicht  die  Methode,  sondern  einzig  und  allein  ein 
„Zweckentsprechender  Unterricht“  verbürgt  hier  den  gewünschten  Erfolg. 
Ich  möchte  hierzu  nur  bemerken,  daß  schon  die  anatomische  Bildung  der 
Hand  für  die  Auswahl  der  anzuwendenden  Methode  bestimmend  ist.  Auch 
sonstige  körperliche  Eigenschaften  des  Schülers  können  eine  gewichtige 
Rolle  spielen. 

Im  Uebrigen  verläuft  hier  der  Unterricht,  vorausgesetzt,  daß  die  nötige 
Beherrschung  der  Notenschrift  vorhanden  ist,  wie  bei  den  Sehenden.  Der 
Schüler  spielt  seine  Lektion  vor  und  wird  vom  Lehrer  auf  vorhandene 
Fehler  bezüglich  des  Fingersatzes,  der  Phrasierung,  Dynamik  und  anderer 
künstlerischen  Feinheiten  aufmerksam  gemacht.  Das  Vorspielen  des  Lehrers 
spielt  im  gesamten  Musikunterricht  eine  äußerst  wichtige  Rolle,  da  dadurch 
dem  Blinden  seine  Arbeit  bedeutend  erleichtert  und  die  vom  Lehrer  ge¬ 
wünschte  Auffassung  und  Wiedergabe  eines  Stückes  am  leichtesten  und 
schnellsten  vermittelt  werden. 

Für  die  Gestaltung  des  Lehrplanes  gelten  auch  hier  meine  bereits  für 
den  Violinunterricht  angeführten  Richtlinien.  Im  allgemeinen  sind  für  die 
Methodik  des  Klavierunterrichtes  für  den  Blinden  dieselben  Gesetze  maß¬ 
gebend  wie  für  den  Sehenden. 

Orgelunterricht 

Dasselbe  kann  bezüglich  der  technischen  Ausbildung  im  Orgelunterricht 
gesagt  werden.  Ein  Haupterfordernis  für  den  Orgelunterricht  sind  genügende 
theoretische  Kenntnisse  des  Schülers.  Dies  trifft  in  besonders  hohem  Maße 
für  den  Blinden  zu,  da  er  ja  sehr  auf  das  Freipräludieren  angewiesen  ist, 
während  dem  Sehenden  genügend  gedruckte  Literatur  zur  Verfügung  steht. 
Größter  Wert  ist  darauf  zu  legen,  den  Blinden  in  dieser  Hinsicht  zu  mög¬ 
lichster  Vollkommenheit  heranzubilden,  damit  er  allen  diesbezüglichen  An¬ 
forderungen  gerecht  werden  kann. 

Sobald  der  Schüler  technisch  und  theoretisch  soweit  gefördert  ist,  ist 
mit  dem  freien  Harmonisieren  und  Spielen  von  Chorälen  zu  beginnen.  Auch 
das  triomäßige  Spielen  derselben  ist  fleißig  zu  üben. 

Aeußerst  wichtig  ist  das  Spielen  nach  beziffertem  Baß  und  zwar  nach 
Diktat.  Sobald  als  möglich  muß  auch  mit  dem  Modulieren  von  einer  Tonart 
in  die  andere  begonnen  werden,  da  die  Fähigkeit,  geschickt  und  mit  guter 
Stimmenführung  zu  modulieren,  zum  unentbehrlichen  Rüstzeug  eines  Or¬ 
ganisten  gehört. 

Selbstverständlich  darf  auch  die  technische  Seite  der  Ausbildung  nicht 
zu  kurz  kommen.  Pedalstudien  müssen  fleißig  geübt  werden,  und  auf  gut 
gebundenes  Spielen  auf  den  Manualen  ist  streng  zu  achten.  Präludien, 
Fugen,  Choralvorspiele  und  sonstige  Orgelwerke  alter  und  moderner  Meister 
sind  zweckentsprechend  in  den  Lehrplan  einzuordnen. 
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Aus  alledem  ist  ersichtlich,  welch  eine  vielseitige  Arbeit  hier  geleistet 
werden  muß,  und  daß  nur  ganz  hervorragend  begabte  Schüler  für  den 
Orgelunterricht  in  Frage  kommen  können.  Dringend  zu  empfehlen  ist  es 
aber  trotz  alledem,  jeden  hierfür  genügend  begabten  Musikschüler  am 
Orgelunterricht  teilnehmen  zu  lassen,  da  hierdurch  die  Musikalität  sehr 
gefördert  wird  und  der  Musiker  die  hierbei  erworbenen  Kenntnisse  und 
Fertigkeiten  im  Ensemblespiel  als  Harmoniumspieler  nutzbringend  ver¬ 
werten  kann. 

Lautenunterricht 

In  Fachkreisen  neigt  man  sehr  oft  dazu,  die  Laute  als  ein  ganz  unter¬ 
geordnetes  Instrument  zu  betrachten  und  sie  mit  einem  Lächeln  abzutun. 
Aber  gerade  die  Laute  spielt  in  der  Pflege  der  Volksmusik  und  des  Volks¬ 
liedes  eine  wichtige  Rolle.  Auch  muß  der  Lautenist  über  eine  nicht  zu 
unterschätzende  Musikalität  verfügen,  wenn  er  seine  Volks-  und  Wander¬ 
lieder  sich  frei  (ohne  Noten)  begleiten  will.  Daß  die  technischen  Schwierig¬ 
keiten  auf  diesem  Instrument  auch  nicht  zu  unterschätzen  sind,  ist  wohl 
daraus  zu  ersehen,  daß  man  sehr  selten  einen  wirklich  guten  Lautenspieler 
zu  hören  bekommt.  Die  falsche  Beurteilung  der  Laute  ist  vielleicht  darauf 
zurückzuführen,  daß  auf  ihr  leider  mehr  geklimpert  als  gespielt  wird.  Auch 
hier  ist,  soll  dabei  etwas  wirklich  Gutes  herauskommen,  ein  gediegener 
Unterricht  unerläßlich. 

Der  Lautenunterricht  verläuft  im  allgemeinen  beim  Blinden  so  wie  beim 
Sehenden,  nur  daß  auch  hier  bezüglich  der  Körper-  und  Handhaltung,  sowie 
bei  der  Haltung  des  Instrumentes  die  bereits  erwähnten  Schwierigkeiten 
zu  überwinden  sind. 


Musiktheoretischer  Unterricht 

Auch  im  musiktheoretischen  Unterricht  (Harmonie-,  Modulations-,  Kontra¬ 
punkt-  und  Kompositionslehre)  ist  der  Unterricht  nicht  anders  als  bei  Sehen¬ 
den,  nur  daß  hier  das  Schreiben  von  Beispielen  an  die  Tafel  durch  Vor¬ 
spielen  derselben  ersetzt  werden  muß.  Die  unumgänglichen  schriftlichen 
Arbeiten  können  selbstverständlich  auch  von  Blinden  ausgeführt  werden. 
Voraussetzung  hierfür  ist  allerdings,  daß  der  Lehrer  die  Blindennotenschrift 
beherrscht.  Einschlägige  Fachliteratur  ist  in  genügendem  Maße  vorhanden. 
Vorhandene  Lücken  müssen  durch  Uebertragungen  ausgefüllt  werden.  Jeden¬ 
falls  ist  es  auch  dem  Blinden  möglich,  mit  seinen  sehenden  Studienkollegen 
mitzukommen  und  allen  Anforderungen  gerecht  zu  werden. 

Gehörbildung 

Von  ganz  hervorragender  Bedeutung  für  den  blinden  Musikschüler  ist 
der  Unterricht  in  Gehörbildung,  mit  dem  nicht  früh  genug  begonnen  wer¬ 
den  kann.  Denn  der  blinde  Musiker  ist  bei  Ausübung  seines  Berufes  weit 
mehr  auf  das  Gehör  angewiesen  als  der  Sehende.  Da  er  schließlich  nicht 
alles  auswendig  lernen  kann,  ist  er  sehr  oft  gezwungen,  so  manches  nach 
Gehör  zu  spielen  oder  auch  zu  begleiten.  Dies  dürfte  sich  ganz  besonders 
auf  den  Salon-  und  Tanzmusiker  beziehen.  Ueber  Art  und  Ziel  dieses  Unter¬ 
richtes  habe  ich  schon  bei  der  Behandlung  des  Schulmusikunterrichtes  ge¬ 
sprochen.  Auch  hier  ist  ein  geordneter,  zielbewußter  Lehrplan  unumgäng- 
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liches  Erfordernis.  Im  Musikdiktat  muß  mit  ganz  einfachen  einstimmigen 
Diktaten  begonnen  werden  und  erst  dann,  wenn  die  Schüler  hierin  eine 
gewisse  Sicherheit  im  Nachspielen  derselben  erreicht  haben,  fange  man  mit 
mehrstimmigen  Diktaten  an.  Dasselbe  gilt  auch  für  das  rhythmische  Musik¬ 
diktat.  Ich  habe  die  Erfahrung  gemacht,  daß  man  bei  zielbewußter  Ge¬ 
staltung  des  Unterrichtes  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  recht  erfreuliche 
Erfolge  erzielen  kann,  selbst  bei  mittelmäßig  begabten  Schülern.  Meines 
Erachtens  müßte  jeder  Musikschüler  unter  allen  Umständen  am  Gehör¬ 
bildungsunterricht  teilnehmen,  da  ein  gut  ausgebildetes  musikalisches  Ge¬ 
hör  zum  unentbehrlichen  Rüstzeug  eines  jeden  Musikers  und  ganz  be¬ 
sonders  des  blinden  Musikers  gehört. 

Musikwissenschaftlicher  Unterricht 

Der  musikwissenschaftliche  Unterricht  (Musikgeschichte,  Musikerziehung, 
Aesthetik  und  Methodik  für  die  einzelnen  Instrumentalfächer)  dürfte  wohl 
hauptsächlich  nur  für  die  Schüler  in  Frage  kommen,  die  dem  Privatmusik¬ 
lehrer-  oder  dem  Organisten-  und  Kantorenberuf  zugeführt  werden  sollen. 
Da  immerhin  eine  ganz  ansehnliche  Auswahl  von  musikwissenschaftlicher 
Fachliteratur  vorhanden  ist,  kann  dieser  Unterricht  ebenso  wie  bei  Sehen¬ 
den  gestaltet  werden.  Vorhandene  Lücken  muß  sich  der  Studierende  durch 
Abschreiben  ausfüllen.  Auch  ist  es  sehr  gut,  wenn  er  einen  Vorleser  zur 
Verfügung  hat,  wodurch  ihm  natürlich  bedeutend  mehr  zugänglich  ge¬ 
macht  wird. 

Auf  Grund  meiner  langjährigen  Erfahrung  möchte  ich  dringend  davor 
warnen,  dem  musikwissenschaftlichen  Unterricht  im  Lehrplan  der  Blinden¬ 
anstalt  eine  allzu  bevorzugte  Stellung  auf  Kosten  der  praktischen  Ausbildung 
einzuräumen.  Auf  dem  Gebiet  der  Kunst  heißt  es  nicht:  „Wissen  ist  Macht,“ 
sondern:  „Können  ist  Macht!“  Was  nützen  dem  Musiker  oder  dem  Musik¬ 
lehrer  alle  wissenschaftlichen  Kenntnisse,  wenn  er  bezüglich  seines  prak¬ 
tischen  Könnens  versagt!?  Das  Publikum  fragt  im  allgemeinen  nicht  danach, 
was  der  Musiker  weiß,  sondern  was  er  in  künstlerischer  Beziehung  auf 
seinem  Instrument  leistet.  Diese  Meinung  ist  mir  in  meiner  langjährigen 
Praxis  als  Salon-  und  Tanzmusiker,  sowie  auch  als  Musiklehrer  immer 
wieder  bestätigt  worden.  Auch  hier  gilt  das  Wort  Goethes:  „Grau,  Freund, 
ist  alle  Theorie,  doch  grün  des  Lebens  goldner  Baum.“ 

Unterricht  im  Ensemblespiel 

Aeußerst  wichtig  für  jede  .musikalische  Ausbildung  ist  die  Pflege  des 
Ensemblespiels  in  allen  seinen  Formen.  Der  Pflege  der  Kammermusik  in 
allen  ihren  Arten  ist  im  Lehrplan  der  ihr  gebührende  Raum  zu  geben. 
Denn  durch  nichts  werden  die  Fähigkeit  des  Zusammenspiels  und  die  Fein¬ 
heit  des  musikalischen  Geschmacks  mehr  ausgebildet  als  durch  das  Spielen 
von  Kammermusik. 

In  der  Ausbildung  von  Salon-  und  Tanzmusikern  ist  das  Zusammen¬ 
spiel  kleinerer  und  größerer  Gruppen  in  allen  nur  erdenklichen  Zusammen¬ 
stellungen  unentbehrlich.  Denn  selbst  derjenige,  der  auf  seinem  Instrument 
mit  ganz  ansehnlichen  Leistungen  aufzuwarten  vermag,  versagt  im  Zu¬ 
sammenspiel,  wenn  ihm  hierin  die  erforderliche  Uebung  fehlt.  Auch  müssen 
die  Schüler  dazu  erzogen  werden,  Arrangements  für  kleinere  und  größere 
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Besetzung  selbständig  zu  machen,  da  es  sehr  oft  vorkommt,  daß  man  das, 
i  was  man  gerade  braucht,  nicht  bekommt.  In  dieser  Hinsicht  sind  äußerste 
Vielseitigkeit  und  Selbständigkeit  von  größter  Wichtigkeit. 

Daß  die  Pflege  klassischer  und  guter  Salonmusik  innerhalb  eines 
Schülerorchesters  nicht  fehlen  darf,  ist  selbstverständlich.  Ganz  abgesehen 
davon,  daß  auch  hier  wiederum  das  Zusammenspiel  geübt  wird,  werden 
hier  den  Schülern  die  Kenntnis  klassischer  Werke  und  die  stilistischen 
Eigentümlichkeiten  der  Komponisten  vermittelt. 

Der  blinde  Musiklehrer,  der  diesen  Unterricht  erteilt,  muß,  da  er  ja 
die  Partitur  nicht  vor  sich  haben  kann,  das  ganze  Werk  im  Kopfe  haben 
und  derart  musikalisch  begabt  sein,  daß  er  jede  falsche  Note  sofort  hört 
und  feststellen  kann,  in  welcher  Stimme  der  Fehler  gemacht  worden  ist. 
Daß  dies  bei  komplizierteren  Werken  mitunter  nicht  ganz  einfach  ist,  das 
werden  mir  meine  Fachkollegen  wohl  ohne  weiteres  bestätigen.  Aber  nur 
dann,  wenn  der  Blinde  derartig  musikalisch  begabt  ist,  ist  es  meiner  Mei¬ 
nung  nach  möglich,  daß  er  ein  Schülerorchester  leiten  und  mit  diesem  eine 
ansehnliche  Leistung  zustandebringen  kann. 

(Fortsetzung  folgt) 


Buchbesprechung 

Von  dem  Grundsatz  ausgehend,  daß  Vorsorge  wichtiger  ist  als  Für¬ 
sorge,  hat  Dr.  Ernst  Kraupa  „Pflege  des  Auges“  herausgebracht,  Verlag 
der  „Hilfsstelle  für  deutsche  Blinde,  zugleich  Gesellschaft  zur  Verhütung 
der  Blindheit“  in  Brünn,  Basteigasse  8,  1933.  8°.  169  Seiten.  Bei  Bezug 
durch  obige  Gesellschaft  1,50  RM. 

In  knappen  Zügen,  in  gemeinverständlicher  Sprache,  die  dem  prak¬ 
tischen  Arzt,  dem  Fürsorger  und  dem  Laien  wertvolle  Winke  erteilt  und 
jeden  vor  falschen  Schritten,  insbesondere  der  Inanspruchnahme  Unbe¬ 
rufener  warnt,  gibt  Kraupa  methodische  Anleitung  zur  Verhütung  von  Augen¬ 
leiden,  sowie  zur  Abhilfe  bereits  in  Erscheinung  getretener  Erkrankungen. 

Folgende  Gebiete  werden  behandelt: 

I.  Vom  Auge,  seinen  Teilen  und  ihrer  Leistung 

II.  Von  den  Krankheiten  des  Auges,  ihrer  Verhütung  und  Behandlung 

III.  Von  den  Fehlern  der  Brechkraft  des  Auges 

IV.  Von  der  Augenhygiene,  dem  Augenarzt  und  seinem  Wirken. 

An  den  neuzeitlichen  Problemen,  der  Vererbung  gewisser  Augenleiden 
und  ihrer  Bekämpfung,  an  der  Notwendigkeit  einer  zweckentsprechenden 
Umgestaltung  der  Blindenbildung  und  -fürsorge  sowie  der  Hilfe  der  Kran¬ 
kenkassen  geht  der  Autor  nicht  vorbei.  Wenn  auch  die  Ausführungen  nur 
Richtlinien  sind  und  diese  Probleme  keinesfalls  erschöpfend  behandeln,  so 
lassen  sie  doch  erkennen,  daß  Kraupa  kein  reiner  Theoretiker,  sondern 
einer  jener  Augenärzte  ist,  die  sich  nicht  nur  mit  dem  kranken  Auge,  son¬ 
dern  auch  mit  denen  weiter  befassen,  bei  denen  der  Augenarzt  praktisch 
nicht  helfen  kann. 
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Durch  dieses  Buch  beabsichtigt  der  Verfasser,  eine  nähere  Kenntnis 
von  dem  Bau  und  den  Funktionen  des  Auges  zu  vermitteln,  Augenleiden 
zu  verhüten  und  Augengefährdete  zu  beraten,  sowie  Erblindung  zu  ver¬ 
hindern.  Das  Buch  ist  flüssig,  anschaulich  und  anregend  geschrieben.  Die 
Darstellung  ist  eine  Sammlung  gemeinverständlicher  augenärztlicher  Auf¬ 
sätze,  die  in  der  Brünner  Tageszeitung  „Morgenpost“  erschienen  und  hier 
in  Buchform  niedergelegt  sind. 

M.  E.  verfolgt  der  Verfasser  mit  dieser  Veröffentlichung  ein  bedeutungs¬ 
volles  Ziel,  und  durch  weiteste  Verbreitung  möge  sie  dazu  beitragen,  den 
beabsichtigten  Zweck  zu  erreichen.  Ich  möchte  das  Buch  jedem  Haushalt, 
jedem  Lehrer  und  Jugendbildner,  sowie  allen  Bezirksvertretungen  dringend 
empfehlen,  da  Kraupa  nicht  nur  gute  Ratschläge  für  kleine  alltägliche  Er¬ 
krankungen  erteilt,  Mittel  und  Wege  zeigt,  das  Auge  durch  pflegliche  und 
vernünftige  Behandlung  vor  Schaden  zu  behüten,  sondern  auch  Hinweise 
gibt,  die  manchen  Laien  bewegen  werden,  der  Pflege  des  Auges  und  der 
Erhaltung  der  Sehkraft  mehr  Aufmerksamkeit  zu  schenken  und  im  Be¬ 
darfsfälle  rechtzeitig  den  Facharzt  zu  Rate  zu  ziehen. 

Streh 1 


Anstellungen,  Ernennungen,  Prüfungen 

1 .  Theologen: 

Rommel,  H.,  Pastor,  Dr.,  Pahlen,  Holstein,  mit  der  Probsteileitung  der  „deutschen 
Christen“  beauftragt,  stellvertretender  Probst  und  ständiges  Mitglied  im  Syn¬ 
odalausschuß. 

2.  Juristen: 

Beck,  H.,  Dr.,  Arnsberg,  Schützenstr.  43,  zum  Reg.-Rat  ernannt. 

Künzel,  Werner,  Marburg,  Wörthstr.  11,  1.  jur.  Staatsprüfung. 

Timm,  W.,  Berlin-Friedenau,  Saarstr.  18,  zum  Landgerichtsdirektor  ernannt. 

3.  Philologen: 

Gjengset,  A.,  Oslo,  Colletts  gate  52,  2.  Abtlg.  des  phij.  Examens. 

Kapp ler,  A.,  Dr.,  Karlsruhe,  Baden,  Klauprechtstraße  42,  zum  Lehrer  an  einer 
Mädchenschule. 

4.  Musiklehrer: 

Förstemann,  M.,  Leipzig,  Mozartstr.  17,  Examen  f.  hauptamtl.  Kirchenmusiker. 

5.  Verschiedenes: 

Rupietta,  K.,  Harburg-Wilhelmsburg,  Ebelingstr.  1,  stellvertretender  Kreispresse- 
und  Propagandawart. 

Die  Schüler  der  Blindenstudienanstalt: 

Hafner,  Rudolf,  Augsburg,  Klinkerberg  6, 

Mulock  Houwer,  Walther,  Leiden,  Witte  Singel  25, 

Schulze,  Annemarie,  Erxleben  b.  Magdeburg,  und 

Wenders,  Margarete,  Düsseldorf,  Cleverstr.  29,  am  19.  März  die  Reifeprüfung, 

Goebel,  Bernd,  Marburg,  Schwanallee  19,  am  19.  März  die  Schulschlußprüfung 
bestanden. 
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Der  Blinde  im  Privatrecht 

Von  Gerichtsassessor  Robert  Fritsch,  Frankfurt  a.  M. 

Es  ist  unvermeidlich,  daß  ein  körperliches  Gebrechen  von  der  Schwere 
der  Blindheit  auf  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  von  ihm  Betroffenen  tief¬ 
greifend  einwirkt. 

Gleichwohl  gedenkt  das  Privatrecht  des  Blinden  ausdrücklich  nur  an 
einer  einzigen,  inhaltlich  belanglosen  Stelle,  in  dem  §  1910  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs,  der  die  sog.  Gebrechlichkeitspflegschaft  regelt.  Eine  weitere 
Erwähnung  findet  sich  im  Verfahrensrecht,  welches  in  dem  §  169  des  Ge¬ 
setzes  betreffend  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Sonder¬ 
vorschriften  über  die  Aufnahme  gerichtlicher  oder  notarieller  Urkunden  ent¬ 
hält.  Das  offenbart  einen  Widerspruch  zwischen  den  Tatsachen  des  Lebens 
und  ihrer  rechtlichen  Behandlung,  der  um  so  auffälliger  ist,  als  das  Gesetz 
eine  Fülle  von  Sonderbestimmungen  über  den  Taubstummen  trifft.  Man 
kann  diesen  Widerspruch  nur  soziologisch  aufklären.  Um  die  Jahrhundert¬ 
wende,  als  das  bürgerliche  Recht  neu  geordnet  und  die  bestehenden 
verfahrensrechtlichen  Gesetze  ihm  angepaßt  wurden,  nahm  der  Blinde  im 
Gegensatz  zum  Taubstummen  kaum  am  Rechtsverkehr  teil,  sondern  wurde 
überwiegend  in  geschlossenen  Anstalten  betreut.  Es  kann  daher  nicht  wunder¬ 
nehmen,  wenn  er  dem  Bewußtsein  des  Gesetzgebers  entging. 

Auf  die  gleichen  Ursachen  geht  es  zurück,  daß  eine  wissenschaftliche 
Betrachtung  der  Rechtssätze,  bei  denen  sich  für  den  Blinden  Besonderheiten 
ergeben,  erst  in  jüngster  Zeit  einsetzte.  Dazu  bedurfte  es  einer  Blinden¬ 
bewegung,  die  den  Blinden  in  das  Erwerbsleben  einzuordnen  und  ihm 
Schulung  und  Selbstbewußtsein  zu  verleihen  versuchte.  Systematisch  mag 
zwischen  dem  eigentlichen  Blindenrecht,  d.  h.  den  Vorschriften,  die  sich 
unmittelbar  oder  mittelbar  mit  dem  Blinden  oder  Gebrechlichen  befassen, 
und  zwischen  der  Anwendung  der  allgemeinen  Gesetzesbestimmungen  auf 
den  Sondertatbestand  der  Blindheit  unterschieden  werden.  Praktische  Be¬ 
deutung  kommt  dieser  Trennung  schon  deswegen  kaum  zu,  weil  das  Sonder¬ 
recht  der  Blindheit  bzw.  Gebrechlichkeit  dem  Umfang  und  Inhalt  nach  eng 
begrenzt  ist.  Es  empfiehlt  sich  daher,  der  Systematik  des  Gesetzes  zu  folgen, 
wenn  man  die  den  Blinden  berührenden  Bestimmungen  darstellen  will. 

Im  Personenrecht  gilt  der  Grundsatz  der  Gleichheit  aller  vor  dem  Ge¬ 
setz,  wie  er  sich  unter  dem  Einfluß  des  erstrebten,  ungehemmten  Wirtschafts- 
austauschs  und  der  mit  ihm  gleichlaufenden  Aufklärungsphilosophie  seit 
dem  17.  Jahrhundert  in  allen  Kulturländern  entwickelt  hat.  Daher  trifft  das 
Gesetz  für  den  Blinden  in  Bezug  auf  die  Fähigkeit,  Träger  von  Rechten 
und  Pflichten  zu  sein  (Rechtsfähigkeit)  [§  1  BGB.],  und  durch  Rechtsgeschäft 
innerhalb  der  für  die  einzelnen  Altersgruppen  geltenden  allgemeinen  Abstu¬ 
fungen  Rechtswirkungen  hervorzurufen  (Geschäftsfähigkeit)  [§§  104  f.  BGB.], 
keine  Sondervorschriften.  Es  ist  nicht  uninteressant,  den  Standpunkt  des  alten 
germanischen  Rechts  in  diesen  Fragen  zu  untersuchen.  Nach  ihm  war  rechts¬ 
fähig  nur,  wer  wehrfähig  war.  Das  hing  mit  dem  gerichtlichen  Verfahren  zu¬ 
sammen,  das  den  Zweikampf  als  Beweismittel  verwandte,  sodaß  allein  der 
Wehrfähige  vor  Gericht  Recht  finden  konnte.  Infolgedessen  war  der  Blinde 
privatrechtlich  ausge§chaltet,  und  es  konnte  z.  B.  ein  blind  geborenes  Kind, 
vorausgesetzt,  daß  der  Vater  nicht  ohnehin  von  seinem  Aussetzungsrecht 
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Gebrauch  gemacht  hatte,  nicht  miterben,  und  ein  Späterblindeter  wurde  bereits 
bei  seinen  Lebzeiten  beerbt.  Diese  Rechtsgestaltung  änderte  sich,  sobald  die 
Heeresverfassung  das  Rittertum  bevorzugte,  und  das  gerichtliche  Verfahren 
in  andere  Bahnen  einlenkte,  im  Bereich  des  Landrechtes,  während  sie  sich 
im  Lehnsrecht  als  Standesvorrecht  der  landesherrlichen  Familien  und  des 
hohen  Adels  in  gewissem  Umfang  bis  in  die  jüngste  Zeit  erhielt. 

Im  Recht  der  Willenserklärungen  treten  für  den  Blinden  bei  der  Inne¬ 
haltung  der  gesetzlichen  oder  vereinbarten  Form  (§  125  f.  BGB.)  Schwierig¬ 
keiten  auf.  Dabei  liegt  der  Schwerpunkt  weniger  auf  dem  urkundlichen  Aus¬ 
druck  des  rechtsgeschäftlichen  Willens  als  auf  der  Unterschriftsleistung.  Die 
Urkunde  selbst  braucht  nämlich  weder  eigenhändig  noch  überhaupt  hand¬ 
schriftlich  angefertigt  zu  werden,  sondern  es  genügt,  wenn  sie  im  Druck  oder 
mit  maschinellen  Schreibgeräten  hergestellt  ist.  Zulässig  ist  es  also  auch,  die 
Urkunde  in  Punktschrift,  sei  es  mit  der  Maschine,  sei  es  mit  Tafel  und 
Griffel,  zu  schreiben.  —  Für  die  Beurteilung  der  Rechtsgültigkeit  und  Rechts¬ 
beständigkeit  ist  die  namentliche  Unterzeichnung  durch  den  Erklärenden 
maßgebend.  Steht  im  Rechtsstreit  fest,  daß  die  Unterschrift  echt  ist,  so  wird 
von  gesetzeswegen  vermutet,  daß  die  über  der  Unterschrift  stehende  Schrift 
gleichfalls  echt  sei  (§  439  ZPO.).  Angesichts  dieser  weittragenden  Bedeutung 
der  Unterschrift  glaubten  frühere  Gesetze  dem  Blinden  einen  besonderen 
Schutz  angedeihen  lassen  zu  müssen,  da  er  den  Erklärungsinhalt  nicht  selbst 
lesen  könne.  So  verlangte  das  Preußische  Allgemeine  Landrecht,  daß  der 
Blinde  schriftliche  Willenserklärungen  gerichtlich  aufnehmen  lasse.  Darin  lag 
für  den  Blinden  eine  erhebliche  Erschwerung  des  Rechtsverkehrs,  da  gerade 
dieses  Gesetzbuch  bei  Rechtsgeschäften  die  Schriftlichkeit  praktisch  zur  Regel 
erhob.  Unser  Bürgerliches  Gesetzbuch  hat  nicht  nur,  bis  auf  wenige  berech¬ 
tigte  Ausnahmen,  mit  dem  Grundsatz  der  Formfreiheit  Ernst  gemacht,  son¬ 
dern  auch  dem  Blinden  die  Unterschriftsleistung  ohne  Zuziehung  einer  Amts¬ 
person  freigestellt  (§§  126,  127  BGB.).  Es  bleibt  ihm  heute  selbst  überlassen, 
sich  vorher  eine  zuverlässige  Kenntnis  des  Urkundeninhalts  zu  verschaffen. 
Voraussetzung  eigenhändiger  Unterzeichnung  ist  allerdings,  daß  der  Blinde 
mindestens  seinen  Familiennamen  oder  ein  anerkanntes  Pseudonym  mit  er¬ 
forderlicher  Deutlichkeit  in  Sehschrift  wiedergeben  kann.  Die  freihändige 
Wiedergabe  der  individuellen  Schriftzüge  in  ununterbrochenem  Zusammen¬ 
hang  fehlt  sowohl  bei  der  Punktschrift  als  auch  dann,  wenn  der  Blinde  auf 
irgendeine  Weise  bestimmte  Formen  nachzeichnet,  die  die  Buchstaben  seines 
Namens  darstellen.  Jedoch  können  alle  diese  Schriftzeichen  als  Grundlagen 
für  das  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigte  Handzeichen  dienen  (§§  126 
Abs.  1  BGB.  167,15  .3 — 9),  welches  selbstverständlich  auch  heute  allen  zur 
Verfügung  steht,  welche  ihre  Unterschrift  nicht  niederzuschreiben  vermögen. 
Denn  bei  dem  beglaubigten  Handzeichen  kommt  es  nicht  auf  die  Eigen¬ 
händigkeit  der  Unterzeichnung  an,  sondern  auf  die  Beglaubigung,  deren 
Ordnungsmäßigkeit  die  Amtsperson  hinreichend  verbürgt  (§  183  Abs.  3  FCG.). 
Das  öffentlich  beglaubigte  Handzeichen  braucht  also  nicht  in  den  bekannten 
drei  Kreuzen  zu  bestehen,  ja  es  muß  nicht  einmal  in  jedem  einzelnen  Fall 
für  dieselbe  Person  die  gleiche  Form  aufweisen. 

Auch  die  in  Sehschrift  geleistete  Unterschrift  muß  öffentlich  beglaubigt 
werden  (§  129  Abs.  1  BGB.),  wenn  das  Gesetz  für  die  Gültigkeit  eines  bestimm¬ 
ten  Rechtsgeschäfts  die  öffentliche  Beglaubigung  als  Formerfordernis  auf¬ 
stellt.  Wird  in  diesem  Fall  die  Erklärung  mittels  Handzeichens  unterzeichnet, 
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so  genügt  zur  Wahrung  der  Form  selbstverständlich  die  Beglaubigung  des 
Handzeichens  (§  129  Abs.  2  BGB.).  Das  Gesetz  fordert  die  öffentliche  Be¬ 
glaubigung  als  Gewähr  für  die  Echtheit  der  Unterschrift  u.  a.  bei  Anmel¬ 
dungen  und  Eintragungsbewilligungen  für  öffentliche  Register,  bei  der  An¬ 
fertigung  von  Vermögensverzeichnissen  und  der  Hypothekenabtretung,  wobei 
in  den  beiden  letzten  Fällen  das  entsprechende  Verlangen  des  Geschäfts¬ 
gegners  hinzukommen  muß.  Zuständig  für  die  öffentliche  Beglaubigung  ist 
in  Preußen  das  Amtsgericht,  der  Notar  und  in  manchen  Landesteilen  auch 
der  Ortsvorsteher  (§§  167  Abs.  2,  191  Abs.  1,  200  RFGG.,  Art.  31  f.  PRFGG.). 
Der  Beglaubigungsbeamte  stellt  in  einem  unter  die  Unterschrift  oder  das 
Handzeichen  gesetzten  Vermerk  fest,  daß  die  Unterzeichnung  durch  die  in 
dem  Beglaubigungsvermerk  genannte  Person  vor  seinen  Augen  vollzogen  oder 
durch  diese  Person  als  von  ihr  herrührend  ihm  gegenüber  anerkannt  worden 
sei  (§  183  Abs.  1  u.  2  FGG.).  Für  den  Blinden  enthält  das  Preußische  Recht 
keine  Sondervorschrift  für  die  Unterschriftsbeglaubigung.  Das  stellt  ihn  prak¬ 
tisch  vor  die  Notwendigkeit,  die  Unterschrift  vor  der  Amtsperson  zu  voll¬ 
ziehen,  da  er  bei  Sehschrifturkunden  Erklärung  und  Unterschrift  nicht 
wiedererkennen  kann.  Jedoch  wird  die  Rechtsgültigkeit  der  einmal  erfolgten 
Anerkennung  von  diesen  Schwierigkeiten  nicht  berührt,  denn  der  Anerken¬ 
nungsvermerk  hat  lediglich  die  Tatsache  der  Anerkennung  zum  Gegenstand 
und  sagt  über  deren  inhaltliche  Richtigkeit  nichts  aus.  Das  sächsische  Recht 
nimmt  auf  den  Blinden  und  sonstigen  Leseunfähigen  insofern  Rücksicht,  als 
es  den  Beglaubigungsbeamten  an  weist,  dem  Aussteller  die  Urkunde  vorzulesen. 

Sowohl  die  gewöhnliche  Schriftform  als  auch  die  öffentliche  Beglaubi¬ 
gung  können  stets  durch  die  gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundung 
ersetzt  werden  (§  126  Abs.  3  BGB.),  die,  wie  ihr  Name  sagt,  nicht  nur  die 
Unterschriftsleistung,  sondern  auch  die  Erklärung  selbst  unter  den  er¬ 
höhten  Schutz  der  Amtlichkeit  stellt  und  die  aus  diesem  Grunde  auch  als 
Sicherung  des  Erklärenden  bei  einigen  wichtigen  Rechtsgeschäften,  vor 
allem  im  Grundstücksverkehr,  zwingend  vorgeschrieben  ist.  Das  Wesen 
der  gerichtlichen  oder  notariellen  Beurkundung  (§§  128  BGB.,  167  f.  FGG.) 
besteht  darin,  daß  der  Erklärende  der  Urkundsperson  seinen  Willen  münd¬ 
lich  erklären  kann  und  ihm  die  zu  Protokoll  genommene  Erklärung  zur 
Genehmigung  vorgelesen  wird.  Bei  der  Anfertigung  der  Urkunde  ist  er 
also  nur  durch  Sprechen  und  Hören  beteiligt.  Natürlich  steht  es  ihm 
auch  frei,  selbst  eine  Urkunde  aufzusetzen  und  sie  dem  Urkundsbeamten 
zu  übergeben;  dann  wird  die  Uebergabe  protokolliert  und  zur  Genehmi¬ 
gung  verlesen.  Die  übergebene  Schrift  kann  auch  aus  Punktschriftzeichen 
bestehen.  Die  gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundung  bietet  dem  Blinden, 
soweit  er  schreibunfähig  ist,  den  weiteren  Vorteil,  daß  er  sich  jeder  Unter¬ 
zeichnung  enthalten  kann.  Erklärt  er  dem  Urkundsbeamten,  daß  er  nicht 
schreiben  könne,  so  wird  ein  entsprechender  Vermerk  in  das  Protokoll  auf¬ 
genommen,  der  dann  mit  dem  übrigen  Erklärungsinhalt  zur  Genehmigung 
vorzulesen  ist  (§  177  Abs.  2  FGG.).  Diese  Förmlichkeit  macht  selbst  den 
Notbehelf  des  Handzeichens  entbehrlich.  Wer  der  Sehschrift  fähig  ist,  muß 
sich  ihrer  bedienen;  doch  wird  die  Urkunde  nicht  nichtig,  wenn  er  seine 
Schreibunfähigkeit  zu  Unrecht  erklärt  hat.  Reichsrechtlich  ist  für  den  Blin¬ 
den  schließlich  in  allen  Fällen  noch  die  besondere  Sicherung  vorgeschrie¬ 
ben,  daß  der  Richter  einen  Urkundsbeamten  der  Geschäftsstelle  oder  zwei 
Zeugen  und  der  Notar  einen  zweiten  Notar  oder  zwei  Zeugen  zuziehen 
muß  (§  169  FGG.). 
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Im  praktischen  Rechtsverkehr  wird  sich  trotz  dieser  Vorteile  der  Blinde 
der  gerichtlichen  oder  notariellen  Beurkundung  nur  bedienen,  wenn  sie 
gesetzlich  nicht  zu  umgehen  ist.  Sie  ist  schwerfällig  und  u.  U.  mit  nicht 
unerheblichen  Kosten  verbunden.  Ersteres  gilt  auch  von  dem  öffentlich 
beglaubigten  Handzeichen.  Ein  einfacher  Weg  zur  Erreichung  des  erstreb¬ 
ten  Ziels  steht  dem  Blinden  in  vielen  Fällen  in  der  Einrichtung  der  Stell¬ 
vertretung  zur  Verfügung  (§§  164  f.  BGB.).  Es  muß  natürlich  dort  versagen, 
wo  das  Gesetz,  wie  in  bestimmten  Registersachen,  die  persönliche  Namens¬ 
zeichnung  zur  Aufbewahrung  bei  Gericht  verlangt  oder  die  Vollmachts- 
erteilung  der  gleichen  Form  bedarf  wie  das  beabsichtigte  Rechtsgeschäft  selbst. 
Im  Regelfall  wird  jedoch  die  Stellvertretung  einen  willkommenen  Ausweg  er¬ 
öffnen.  Der  Blinde  kann  durch  mündliche  Erklärung  einen  Sehenden  bevoll¬ 
mächtigen,  für  ihn  zu  unterschreiben.  Die  Unterschrift  des  Sehenden  wirkt 
dann  für  und  gegen  den  vertretenen  Blinden,  als  wenn  er  selber  unter¬ 
zeichnet  hätte.  Das  gilt  natürlich  nur  insoweit,  als  der  Sehende  sich  im 
Rahmen  der  ihm  erteilten  Vertretungsmacht  gehalten  hat.  Für  ihre  Ueber- 
schreitung  braucht  der  Blinde  nicht  einzustehen  (§§  177  f.  BGB.).  Will  der 
Sehende  bei  der  Unterschrift  korrekt  verfahren,  so  muß  er  mit  seinem 
eigenen  Namen  unterschreiben  und  den  Namen  des  Blinden  mit  einem  Zu¬ 
satz  hinzufügen,  der  das  Vertretungsverhältnis  zum  Ausdruck  bringt.  Ge¬ 
bräuchlich  sind  die  Wendungen  „in  Vertretung  des“  oder  „im  Aufträge  des“ 
oder  einfach  „für  den“.  Es  hat  jedoch  auch  keinen  Nachteil  zur  Folge,  wenn 
der  Bevollmächtigte  nur  seinen  eigenen  Namen  oder  nur  den  des  vertretenen 
Blinden  hinschreibt. 

Irrt  sich  ein  Blinder  über  den  Inhalt  einer  von  ihm  unterschriebenen 
Sehschrifturkunde,  so  sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden.  Geht  er  von  der 
begründeten  Ueberzeugung  aus,  daß  die  Urkunde  die  von  ihm  gewollte 
Erklärung  enthält,  weist  aber  das  Schriftstück  in  Wirklichkeit  einen  anderen 
Inhalt  auf,  so  kann  er  seine  Erklärung  wegen  Irrtums  anfechten  (§§  119, 
121  BGB.)  und  damit  hinfällig  machen;  unterzeichnet  er  dagegen  in  dem 
klaren  Bewußtsein,  daß  er  den  Inhalt  der  Erklärung  nicht  kennt,  dann  muß 
er  zu  seiner  Erklärung  stehen.  Das  letztere  wird  insbesondere  der  Fall  sein, 
wenn  er  es  unterlassen  hat,  sich  den  Urkundeninhalt  vorlesen  zu  lassen.  Ob 
diese  Unterlassung  auf  einem  Verschulden  beruht  oder  nicht,  ist  ohne  Be¬ 
lang.  Macht  der  Blinde  von  seinem  Anfechtungsrecht  Gebrauch,  so  muß  er 
der  Gegenpartei  den  etwa  entstandenen  Schaden  ersetzen  (§  122  BGB.). 
Ohne  eine  derartige  Schadenersatzpflicht  kann  sich  der  Blinde  von  den 
Folgen  einer  abgegebenen  Erklärung  befreien,  wenn  in  ihm  durch  unwahre 
Angaben  oder  durch  absichtliches  Verschweigen  eine  unzutreffende  Vor¬ 
stellung  hervorgerufen  worden  ist.  Hier  kann  der  Blinde  seine  Erklärung 
wegen  arglistiger  Täuschung  anfechten  (§§  123,  124  BGB.),  und  es  ist  gleich¬ 
gültig,  ob  er  das  seinige  getan  hat,  um  durch  Heranziehung  eines  Sehen¬ 
den  den  wahren  Sachverhalt  aufzuklären.  Das  Verschweigen  ist  aber  nur 
dann  arglistig,  wenn  der  Täuschende  gewußt  hat,  daß  er  durch  sein  Schwei¬ 
gen  bei  dem  Blinden  eine  irrige  Vorstellung  erregt  oder  unterhalten  hat, 
und  wenn  eine  Rechtspflicht  oder  ein  Sittengebot  zum  Reden  bestand. 

Die  allgemeinen  Vorschriften  über  die  formbedürftigen  Willenserklä¬ 
rungen  erleiden  im  Familien-  und  Erbrecht  gewisse  Abwandlungen,  unter 
denen  für  den  Blinden  vor  allem  diejenigen  bei  der  Testamentserrichtung 
wichtig  sind.  Eine  letztwillige  Verfügung  kann  der  Erblasser  in  öffentlicher 
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und  in  privatschriftlicher  Form  errichten  (§  2231  BGB.).  Wie  bei  der  gericht¬ 
lichen  oder  notariellen  Beurkundung  stehen  dem  Erklärenden  beim  öffent¬ 
lichen  Testament  die  mündliche  und  die  schriftliche  Form  zur  Verfügung 
(§  2238  BGB.).  Wählt  er  die  erstere,  so  muß  er  seinen  letzten  Willen  münd¬ 
lich  vor  einem  Richter  oder  Notar  erklären,  im  letzteren  Falle  kann  er  der 
Amtsperson  eine  Schrift  mit  der  Erklärung  übergeben,  daß  sie  seinen  letzten 
Willen  enthalte.  Das  Verfahren  bei  der  Errichtung  des  öffentlichen  münd¬ 
lichen  Testaments  bietet  für  den  Blinden  keine  Besonderheiten  gegenüber 
dem  bei  der  gerichtlichen  oder  notariellen  Beurkundung  Ausgeführten.  Da¬ 
gegen  stellt  das  Gesetz  die  öffentlich-schriftliche  Form  ausdrücklich  nur 
denjenigen  Personen  zur  Verfügung,  die  Geschriebenes  zu  lesen  vermögen 
(§  2238  Abs.  2  BGB.).  Danach  ist  der  Blinde  nicht  in  der  Lage,  eine  in 
Sehschrift  oder  -druck  hergestellte  Urkunde  zu  übergeben.  Denn  er  ver¬ 
mag  nur  Tastschrift  zu  lesen.  Aber  auch  diese  stellt  Geschriebenes  im  Sinne 
der  behandelten  Bestimmung  dar.  Dem  Blinden,  der  Punktschrift  lesen 
kann,  steht  also  auch  die  öffentlich-schriftliche  Form  frei.  Schlechthin  un¬ 
zugänglich  ist  jedoch  dem  Blinden  die  privatschriftliche  Errichtungsform. 
Für  sie  wird  die  eigenhändige  Niederschrift  des  letzten  Willens  verlangt 
(§  2231,  Nr.  2  BGB.).  Wenn  das  Gesetz  daher  wiederum  diejenigen  Personen 
ausschließt,  die  Geschriebenes  nicht  zu  lesen  vermögen,  so  muß  dieses 
Erfordernis  beim  eigenhändigen  Testament  eine  andere  Bedeutung  haben 
als  bei  der  öffentlich-schriftlichen  Form.  Denn  die  Eigenhändigkeit  der 
Niederschrift  setzt  voraus,  daß  die  Schriftzüge  persönliches  Gepräge  tragen 
und  aus  ihnen  zu  erkennen  ist,  wer  sie  geschrieben  hat.  Daran  fehlt  es 
aber  bei  den  Tastschriftzeichen. 

Wenn  bisher  von  öffentlicher  Beurkundung  die  Rede  war,  so  war  da¬ 
bei  der  Blinde  stets  als  der  Erklärende  gedacht  worden.  Es  erhebt  sich  nun 
die  Frage,  in  wie  weit  er  bei  derartigen  Akten  als  Zeuge  zu  verwenden 
ist.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  der  Förmlichkeitszeuge  den  Hergang  der 
Beurkundung  wahrnehmen  muß.  Das  ist  dem  Blinden  versagt.  Er  kann 
deshalb  nie  bei  der  Errichtung  eines  öffentlichen  Testaments  oder  bei  der 
gerichtlichen  oder  notariellen  Beurkundung  einer  sonstigen  Willenserklärung 
als  Zeuge  mitwirken.  Dagegen  steht,  was  in  diesem  Zusammenhang  des 
Gegensatzes  wegen  gestreift  werden  mag,  der  Verwendung  Blinder  als 
Trauzeugen  nichts  im  Wege.  Denn  die  wesentlichen  Förmlichkeiten  der 
Eheschließung  können  mit  dem  Gehör  wahrgenommen  werden.  Die  Unter¬ 
zeichnung  im  Heiratsregister  kann  auch  mittels  Handzeichens  erfolgen 
oder  auch  ohne  Schaden  für  die  Gültigkeit  der  Eheschließung  ganz  unter¬ 
bleiben. 

Im  Alltagsleben  ist  der  Blinde  infolge  seines  Gebrechens  in  erhöhtem 
Maße  der  Gefahr  ausgesetzt,  daß  er  anderen  Schaden  zufügt  oder  daß  er 
selber  das  Opfer  einer  Schadenszufügung  wird,  weil  er  einer  fahrlässigen 
Einwirkung  nicht  in  der  gebotenen  Weise  auszuweichen  vermag.  Im  ersteren 
Falle  kann  er  schadenersatzpflichtig  werden,  im  letzteren  können  zu  seinen 
Gunsten  Schadenersatzansprüche  erwachsen.  Dabei  ergeben  sich  in  ver¬ 
schiedener  Richtung  Besonderheiten. 

Was  den  von  einem  Blinden  angerichteten  Schaden  angeht,  so  wird 
nach  dem  Recht  der  unerlaubten  Handlung  (§§  823  ff.  BGB.)  vorausgesetzt, 
daß  der  Blinde  vorsätzlich  oder  fahrlässig  gehandelt  hat.  Die  vorsätzliche 
Schadenzufügung  bietet  keine  Abweichung  von  der  üblichen  Rechtsgestaltung 
und  kann  daher  außer  Betracht  gelassen  werden.  Es  ist  selbstverständlich,  daß 
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ein  Blinder  so  gut  wie  ein  Sehender  uneingeschränkt  für  Vorsatz  einzustehen 
hat.  Schwierigkeiten  bietet  aber  die  Frage,  wann  dem  Blinden  Fahrlässigkeit 
zur  Last  fällt.  Fahrlässigkeit  ist  die  Außerachtlassung  der  im  Verkehr  erforder¬ 
lichen  Sorgfalt  (§  276  BGB.).  Läßt  sie  ein  Blinder  schon  dann  außer  Acht,  wenn 
er  sich  ohne  Begleitung  oder  Führerhund  im  Straßenverkehr  bewegt?  Das  ist 
sicherlich  nicht  der  Fall.  An  dem  Verkehr  auf  der  Straße  darf  sich  jeder  be¬ 
teiligen,  und  dieser  Verkehr  muß  auch  mit  Personen  rechnen,  die  sich  abnorm 
benehmen.  Die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  bemißt  sich  nicht  nach 
dem,  was  von  einem  Vollsinnigen  bei  durchschnittlicher  Aufmerksamkeit 
zu  fordern  ist,  sondern  ist  auf  die  eigenartigen  Verhältnisse  des  Blinden 
zu  beziehen.  Es  ist  von  dem  Maß  an  Vorsicht  und  Aufmerksamkeit  aus¬ 
zugehen,  welches  ein  ordentlicher  und  verantwortungsbewußter  Blinder  bei 
durchschnittlicher  Anstrengung  aufwenden  kann.  Wollte  man  in  der  Blind¬ 
heit  als  solcher  ein  Moment  fahrlässiger  Gefährdung  anderer  erblicken,  so 
würde  man  für  den  Blinden  von  dem  allgemeinen  Grundsatz  abweichen, 
daß  eine  Schadenshaftung  nur  aus  verschuldetem  Unrecht  erwächst  und 
zu  einer  Gefährdungshaftung  gelangen,  wie  sie  die  Rechtsordnung  beim 
Betrieb  gewisser  mit  erhöhter  Gefahr  verbundener  Anlagen  und  Verkehrs¬ 
mittel  unabhängig  vom  Verschulden  festsetzt.  Das  widerspräche  aber  dem 
Gesetz,  das  die  Gefährdungshaftung  auf  wenige  ausdrücklich  geregelte  Fälle 
beschränkt.  Jedoch  ist  von  dem  Blinden  ein  hohes  Maß  von  Sorgfalt  zu 
verlangen.  Wer  einen  Tatbestand  erhöhter  Unsicherheit  im  allgemeinen  Ver¬ 
kehr  begründet,  muß  auch  in  erhöhtem  Maße  auf  die  Verhütung  von  Schaden 
bedacht  sein.  Verursacht  er  trotzdem  einen  Schaden,  so  trifft  ihn  dafür 
keine  Verantwortlichkeit.  Der  erhöhten  Sorgfaltspflicht  ist  stets  genügt, 
wenn  der  Blinde  sich  an  die  jeweiligen  Verkehrsvorschriften  hält,  oder 
wenn  er  sich  eines  sehenden  Führers  oder  eines  Führerhundes  bedient.  Ist 
der  Führer  durch  Gesetz  oder  Vertrag  verpflichtet,  den  Blinden  zu  beaufsich¬ 
tigen,  so  muß  der  Führer  für  den  Schaden  aufkommen,  den  der  Blinde  wider¬ 
rechtlich  einem  Dritten  zugefügt  hat  (§  832  BGB.).  Die  Ersatzpflicht  tritt 
nicht  ein,  wenn  er  seiner  Aufsichtspflicht  genügt,  oder  wenn  der  Schaden 
auch  bei  gehöriger  Aufsichtsführung  entstanden  sein  würde.  Hat  der  Sehende 
die  Führung  aus  Gefälligkeit  übernommen,  so  trifft  ihn  keine  Verantwort¬ 
lichkeit.  Das  Merkmal  der  Gefälligkeit  wird  nicht  dadurch  ausgeschlossen, 
daß  der  Führer  ein  Geschenk  oder  Trinkgeld  erwartet.  Eine  vertragliche 
Verpflichtung  wird  hierdurch  nicht  begründet.  Das  Gesagte  gilt  nur  in 
soweit,  als  es  sich  um  die  Verletzung  der  Aufsichtspflicht  handelt;  so¬ 
weit  also  dem  Blinden  die  Möglichkeit  widerrechtlicher  Schadensstiftung 
aus  der  Vernachlässigung  der  gebotenen  Sorgfalt  in  der  Beaufsichtigung 
erwächst.  In  diesem  Fall  hat  der  Blinde  dem  Führer,  der  von  dem  Dritten 
auf  Schadensersatz  in  Anspruch  genommen  worden  ist,  seinerseits  Ersatz 
zu  leisten,  wenn  er  fahrlässig  war  (§  840  Abs.  2  BGB.).  Trifft  dies  nicht 
zu,  so  bleibt  der  Schaden  an  dem  Führer  hängen. 

Es  liegt  im  Wesen  der  Führung,  daß  sie  sich  nicht  auf  die  Beaufsich¬ 
tigung  beschränkt,  sondern  auch  darüber  hinaus  den  Geführten  in  eine 
bestimmte  Richtung  lenkt.  Erwächst  aus  dieser  Einwirkung  ein  Schaden, 
weil  der  Führer  die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  außer  Acht  läßt  und  • 
der  sich  auf  die  Führung  verlassende  Blinde  ein  Rechtsgut  verletzt,  so  liegt 
eine  unerlaubte  Handlung  allein  des  Führers  vor,  für  die  dieser  nach  den 
allgemeinen  Vorschriften  einzustehen  hat.  Es  ist  ganz  gleich,  wie  die  Be¬ 
ziehungen  zwischen  dem  Führer  und  dem  Blinden  gestaltet  sind;  auch  der- 
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jenige,  der  aus  Gefälligkeit  die  Führung  übernommen  hat,  muß  natürlich 
für  eigenes  schuldhaftes  und  widerrechtliches  Verhalten  einstehen,  und  es 
kann  dabei  keinen  Unterschied  machen,  daß  der  Schaden,  äußerlich  be¬ 
trachtet,  von  dem  Geführten  angerichtet  worden  ist.  Auf  den  Blinden  kann 
der  Führer  dann  nicht  zurückgreifen,  da  diesen  kein  Verschulden  trifft, 
wenn  er  sich  auf  die  Führung  einer  geeigneten  sehenden  Person  verläßt. 

Für  den  Blindenhund  ist  der  Blinde  als  Tierhalter  verantwortlich  (§  833 
BGB.).  Der  Tierhalter  unterliegt  grundsätzlich  einer  vom  Verschulden  unab¬ 
hängigen  Gefährdungshaftung  (§  833  Satz  1  BGB.).  Bei  Nutztieren  läßt  es 
jedoch  das  Gesetz  wieder  bei  der  Verschuldenshaftung  bewenden  (§  833 
Satz  2  BGB.).  Der  Blindenhund  ist  unbestritten  als  ein  Nutztier  im  Sinn  dieser 
Gesetzesvorschrift  anzusehen.  Der  Blinde  ist  daher  nur  verantwortlich,  wenn 
er  ihn  nicht  ordentlich  beaufsichtigt  hat.  Auch  trifft  ihn  keine  Haftung, 
wenn  der  Schaden  trotz  genügender  Sorgfalt  nicht  zu  vermeiden  war. 

Wird  der  Blinde  durch  eine  schuldhafte  und  rechtswidrige  Handlung 
eines  anderen  in  seiner  Person  oder  in  seinen  Vermögensrechten  verletzt, 
so  muß  er  sich  entgegenhalten  lassen,  wenn  er  seine  Umgebung  nicht  auf 
sein  Gebrechen  hingewiesen  hat  und  aus  der  Unkenntnis  ein  Schaden  ent¬ 
stehen  konnte.  Das  kann  den  Blinden  ganz  oder  teilweise  um  seinen  Schadens¬ 
ersatzanspruch  bringen  (§  254  BGB.).  Bürgert  sich  das  Tragen  eines  Blinden¬ 
abzeichens  allgemein  ein,  und  gewöhnt  sich  das  Publikum  an  diese  Kenn¬ 
zeichnung,  so  wird  man  es  als  eine  Vernachlässigung  der  im  Verkehr  er¬ 
forderlichen  Sorgfalt  ansehen  müssen,  wenn  ein  Blinder  ohne  dieses  Ab¬ 
zeichen  sich  allein  auf  der  Straße  bewegt.  Ist  das  Tragen  eines  Abzeichens 
noch  nicht  allgemein  üblich,  so  kann,  außer  wenn  ungewöhnliche  Um¬ 
stände  dazu  eine  Veranlassung  geben,  nicht  erwartet  werden,  daß  der  Blinde 
den  Verkehr  in  besondererWeise  auf  seine  Behinderung  aufmerksam  macht. 

Zum  Abschluß  sei  auf  eine  vormundschaftsrechtliche  Einrichtung  ein¬ 
gegangen,  die  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  dem  Blinden  ausdrücklich  zur 
Verfügung  stellt.  Liegen  bei  einem  Blinden  die  Voraussetzungen  der  Ent¬ 
mündigung  vor  (Geisteskrankheit  oder  Geistesschwäche,  Verschwendung 
oder  Trunksucht),  so  kann  er  wie  jeder  Sehende,  in  dessen  Person  die 
gleichen  Voraussetzungen  eingetreten  sind,  unter  Vormundschaft  gestellt 
werden.  Die  Blindheit  als  solche  ist  natürlich  niemals  ein  Entmündigungs¬ 
grund.  Das  Gesetz  geht  jedoch  davon  aus,  daß  Gebrechliche,  insbesondere 
Blinde,  Taube  und  Stumme,  unter  Umständen  ihre  Angelegenheiten  nicht 
selbst  zu  besorgen  vermögen.  Für  diesen  Fall  kann  das  Vormundschaftsgericht 
dem  Gebrechlichen  einen  Pfleger  bestellen,  wenn  jener  damit  einverstanden 
ist  (§  1910  BGB.).  Das  Einverständnis  hat  sich  sowohl  auf  die  Person  des 
Pflegers  als  auch  auf  den  Kreis  seiner  Amtstätigkeit  zu  erstrecken,  welcher 
sämtliche  Angelegenheiten  des  Pfleglings,  einen  bestimmten  Ausschnitt  der¬ 
selben  oder  auch  nur  einzelne  Geschäfte  umfassen  kann.  Wenn  nun  auch 
anzuerkennen  ist,  daß  dem  Blinden  eine  Hilfe  bei  der  Erledigung  seiner 
Angelegenheiten  oft  willkommen  ist,  so  geht  doch  die  Absicht  des  Gesetzes 
insofern  fehl,  als  der  Blinde  nicht  eines  gesetzlichen  Vertreters,  sondern 
einer  tatsächlichen  Unterstützung  bedarf.  Diese  letztere  ist  allerdings  in 
der  Pflegschaft  über  den  Gebrechlichen  mit  enthalten.  Aber  die  Pflegschaft 
bringt  gleichzeitig  soweit  der  Amtskreis  des  Pflegers  reicht,  gewisse  Ein¬ 
schränkungen  der  eigenen  rechtsgeschäftlichen  Tätigkeit  des  Pfleglings  mit 
sich.  Seine  Geschäftsfähigkeit  erleidet  grundsätzlich  keine  Einbuße.  Der 
Pfleger  kann  jedoch,  und  dies  sogar  ohne  und  gegen  den  Willen  des  Pfleg- 
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lings,  mit  Wirkung  für  und  gegen  den  Vertretenen  handeln.  Daraus  kann 
bei  Unstimmigkeiten  zwischen  beiden  die  Gefahr  entstehen,  daß  jeder  von 
ihnen  über  den  gleichen  Gegenstand  Verfügungen  trifft  oder  über  die  gleiche 
Angelegenheit  ein  Verpflichtungsgeschäft  abschließt.  Dann  ist  die  zuerst 
getroffene  Verfügung  gültig,  die  spätere  dagegen  ohne  rechtliche  Wirksam¬ 
keit.  Denn  widersprechende  Verfügungen  über  einen  und  denselben  Gegen¬ 
stand  schließen  einander  in  der  Wirkung  aus.  Bei  Verpflichtungsgeschäften 
ist  rechtlich  ein  Nebeneinander  gleichgerichteter  Willensakte  möglich,  es 
ergibt  sich  nur  die  Frage,  ob  der  Pflegling  die  Mittel  hat,  beide  Verpflich¬ 
tungen  auch  zu  erfüllen.  Die  Zahlungsfähigkeit  ist  aber  ein  tatsächlicher 
Punkt,  der  die  rechtliche  Gültigkeit  eines  Geschäfts  nicht  berührt.  Der  Ge¬ 
brechliche  ist  bei  dieser  Sachlage,  wenn  er  sich  nicht  der  Gefahr  von  Ver¬ 
mögensverlusten  aussetzen  will,  gezwungen,  in  dem  Geschäftsbereich  des 
Pflegers  ein  eigenes  rechtsgeschäftliches  Handeln  zu  unterlassen. 

Im  Rechtsleben  wird  von  der  Einrichtung  des  Gebrechlichkeits-Pflegers 
wenig  Gebrauch  gemacht,  am  wenigsten  wohl  von  den  Personengruppen, 
für  die  sie  das  Gesetz  eigentlich  vorsieht.  Denn  ihre  rechtlichen  Auswir¬ 
kungen  bringen  für  den  Betroffenen  nicht  nur  eine  Erleichterung,  sondern, 
da  er  sich  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  des  eigenen  Handelns  enthalten 
muß,  auch  eine  Bevormundung  mit  sich,  die  naturgemäß  jeder  nach  Mög¬ 
lichkeit  zu  vermeiden  trachtet.  Die  Rechtseinrichtung  der  Gebrechlichkeits¬ 
pflegschaft  ist  daher  als  ein  gesetzgeberischer  Fehlgriff  anzusehen. 

Damit  sind  die  Rechtsvorschriften,  die  den  Blinden  unmittelbar  oder 
mittelbar  zum  Gegenstand  haben  oder  ihn  besonders  angehen,  erschöpft. 
Wenn  sich  aus  ihnen  ergibt,  daß  dei  Blinde  in  gewissen  Beziehungen  an¬ 
ders  als  der  Sehende  behandelt  wird,  oder  daß  er  der  Natur  der  Sache  nach 
von  gewissen  Rechtsförmlichkeiten  ausgeschlossen  ist,  so  hat  sich  doch  der 
Gesetzgeber  jeder  bewußten  Benachteiligung  enthalten.  Daran  wird  auch 
in  Zukunft  festgehalten  werden,  soweit  es  sich  um  den  Blinden  als  solchen 
dreht.  Soweit  dagegen  Erbkranke  in  Frage  kommen,  werden  auch  die  Blin¬ 
den  den  allgemeinen  Zurücksetzungen  unterliegen,  welche  selbst  im  Privat¬ 
recht  im  Interesse  der  Rassekultur  zu  erwarten  sind.  Das  wird  sich  haupt¬ 
sächlich  im  Familienrecht  (z.  B.  durch  Einführung  des  Ehefähigkeitszeug¬ 
nisses)  und  im  Erbrecht  (z.  B.  in  der  Erbunwürdigkeit  der  Erbkranken)  aus¬ 
wirken.  Doch  sind  in  dieser  Richtung  die  Reformen  noch  nicht  über  den 
Zustand  von  Erwägungen  und  Erörterungen  hinausgekommen,  und  es  ist 
damit  zu  rechnen,  daß  der  Eingriff  des  Gesetzgebers  in  die  Privatrechts¬ 
sphäre  der  Erbkranken  nicht  über  das  unbedingt  Erforderliche  hinaus¬ 
gehen  wird. 


Blindenrente  in  Schweden 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Alfons  Gottwald,  Berlin 

Schweden  hat  seine  Blindenrente  bekommen.  Am  21.  März  1934  wurde 
von  beiden  Kammern  einstimmig  das  Gesetz  über  die  Blindenrente  be¬ 
schlossen.  Es  ist  im  schwedischen  Reichsgesetzblatt  (Svensk  Författnings- 
samling)  vom  2.  Mai  1934  unter  Nr.  105  S.  141  veröffentlicht.  Es  tritt  am 
1.  Januar  1935  in  Kraft.  Von  diesem  Tage  ab  erhält  jeder  Blinde  in  Schwe¬ 
den  eine  jährliche  Rente  von  500  Kr.*) 


*)  1  Kr.  =  z.  Zt.  etwa  0,67.  RM. 
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Vierzehn  Jahre  hat  man  in  Schweden  gebraucht,  um  zu  diesem  Erfolg 
zu  kommen.  Gutachten  und  Reichtagsbeschlüsse,  Entwürfe  und  Gegenent¬ 
würfe  Wechselten  einander  ab.  Die  Entwicklungsgeschichte  dieses  Gesetzes 
ist  für  jeden  Blindenrechtler  von  großem  Interesse.  Sie  soll  hier  in  Kürze 
dargestellt  werden. 

I.  Grundprinzipien 

Von  besonderer  Bedeutung  war  die  Frage,  ob  die  Rente  auf  dem  Be¬ 
dürfnisprinzip  oder  dem  Ausgleichsprinzip  aufgebaut  werden  solle. 

Das  Bedürfnisprinzip  nimmt  Rücksicht  auf  die  Einkommenslage  des 
einzelnen  Rentenempfängers.  Je  größer  das  eigene  Einkommen,  desto  kleiner 
die  Rente  und  umgekehrt.  Wer  selbst  verdient,  soll  weniger  erhalten  als 
derjenige,  der  völlig  ohne  Einkommen  ist. 

In  Schweden  haben  alle  Verfechter  des  Bedürfnisprinzips  für  seine 
praktische  Durchführung  folgende  Berechnungsart  zugrunde  gelegt:  Als 
Rente  wird  ein  Jahresgrundbetrag  festgesetzt,  von  dem  die  Hälfte  des  Ein¬ 
kommens  abzuziehen  ist.  Ein  Vorschlag  berechnete  beispielsweise  den  Jahres¬ 
betrag  auf  600  Kr.  Verdient  der  Rentenberechtigte  selbst,  sagen  wir,  800  Kr., 
so  soll  er  nur  600 — 400  =  200  Kr.  als  Rente  erhalten.  Hiernach  hat  also 
die  Rente  den  Charakter  einer  besonders  gearteten  Wohlfahrtsunterstützung. 

Ganz  im  Gegensatz  dazu  steht  das  Ausgleichsprinzip.  Nach  diesem 
stellt  die  Rente  einen  Ausgleich  für  das  Gebrechen  und  die  mit  ihm  ver¬ 
bundenen  Sonderunkosten  dar.  Daraus  folgt,  daß  sie  nicht  vom  Einkommen 
des  Rentenempfängers  abhängig  sein  kann,  sondern  grundsätzlich  für  alle 
Blinden  in  gleicher  Höhe  gezahlt  werden  muß.  Wir  werden  noch  sehen, 
daß  die  Entwicklung  in  Schweden  mit  dem  Bedürfnisprinzip  begann  und 
dem  Siege  des  Ausgleichsprinzips  endete. 

Ein  anderes  Gegensatzpaar  ist  das  Gleichheits-  und  das  Ortsklassen¬ 
prinzip.  Hier  begann  die  Entwicklung  mit  dem  Letzteren  und  endete  mit 
dem  Siege  des  Ersteren. 

Das  Ortsklassenprinzip  bedeutet,  daß  die  verschiedenen  Orte  je  nach 
der  Höhe  ihrer  Lebenshaltungskosten  in  Klassen  eingeteilt  werden  und  daß 
die  Rente  nach  diesen  Klassen  gestaffelt  wird.  In  Stockholm  beispielsweise 
würde  der  Blinde  einen  höheren  Rentenbetrag  erhalten  als  irgendwo  auf 
dem  Lande.  Bei  dem  Gleichheitsprinzip  würde  eine  solche  Differenzierung 
nicht  eintreten.  Die  Rente  des  Stochkolmers  und  des  Landbewohners  wäre 
genau  dieselbe. 

II.  Entwicklungsgeschichte  des  Gesetzes 

Am  Anfang  steht  das  Jahr  1920.  In  diesem  Jahre  berief  auf  Grund 
einer  königlichen  Anweisung  der  Kultusminister  8  Sachverständige  mit  dem 
Aufträge,  einen  Bericht  über  das  schwedische  Blindenwesen  zu  geben  und 
Vorschläge  zur  Besserung  der  Lage  der  Blinden  zu  machen.  Das  Ergebnis 
ihrer  Erörterungen  legten  die  Sachverständigen  in  einem  1922  herausge¬ 
gebenen  Buch  nieder.  Der  Bericht  mit  den  Vorschlägen  wurde  dann  meh¬ 
reren  Behörden  zur  Begutachtung  übergeben. 

Neben  zahlreichen  anderen  Vorschlägen  empfehlen  die  Sachverstän¬ 
digen  die  Einführung  einer  staatlichen  Blindenrente.  Diese  soll  auf  dem 
Bedürfnisprinzip '  einerseits  und  dem  Ortsklassenprinzip  andererseits  auf¬ 
gebaut  werden.  Drei  Ortsklassen  werden  vorgeschlagen.  Bei  der  Berech¬ 
nung  der  Rente  soll  von  dem  Existenzminimum  ausgegangen  werden.  Dies 
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wird  um  1/3  höher  angenommen,  als  es  für  die  Armenunterstützung  festgesetzt 
wird,  weil  man  der  Ansicht  ist,  daß  ein  Blinder  infolge  seines  Gebrechens 
wesentlich  größere  Ausgaben  hat.  So  werden  als  Jahresrentengrundbeträge 
880,  675  und  550  Kr.  in  Vorschlag  gebracht.  Man  schätzt,  daß  1  600  Personen 
in  den  Genuß  der  Rente  kommen  und  die  Unkosten  800  000  Kr.  betragen 
werden. 

Der  Sachverständigenbericht  stieß  in  den  Kreisen  der  Blinden  auf  leb¬ 
haften  Widerspruch.  Neue  Vorschläge  tauchten  auf.  Hervorzuheben  ist  der 
Gegenvorschlag  der  großen  Blindenvereine  Schwedens.  JSowohl  das  Be¬ 
dürfnis-  als  auch  das  Ortsklassenprinzip  werden  abgelehnt.  Jeder  Blinde 
soll  eine  jährliche  Rente  von  800  Kr.  erhalten.  Ausgenommen  sollen  nur 
diejenigen  Personen  sein,  die  aus  ihrem  Vermögen  ein  festes  Einkommen 
an  Zinsen  usw.  haben  oder  Unfall-,  Alters-  oder  eine  andere  Rente  beziehen. 

So  standen  sich  der  Sachverständigenbericht  und  der  Gegenvorschlag 
der  Blindenvereine  eine  Reihe  von  Jahren  gegenüber,  ohne  daß  etwas  ge¬ 
schah.  Die  Behörden,  denen  der  Sachverständigenbericht  zur  Aeußerung 
übermittelt  war,  brauchten  Zeit.  Das  Sozial-  und  das  Pensionsministerium 
benötigten  8  Jahre,  um  sich  dann  im  wesentlichen  auf  den  Standpunkt 
des  Sachverständigenberichtes  zu  stellen. 

Es  ist  verständlich,  daß  dies  den  Blinden  zu  lange  dauerte.  Im  Jahre 
1929  wurde  denn  auch  eine  von  mehr  als  1  000  Blinden  unterschriebene 
Petition  eingereicht  und  gleichzeitig  im  Reichstag  ein  Antrag  auf  Vor¬ 
lage  eines  Blindenrentengesetzes  gestellt.  Der  Antrag  wurde  abgelehnt.  Be¬ 
gründung:  die  Aeußerungen  des  Sozial-  und  des  Pensionsministeriums  seien 
noch  nicht  eingegangen,  und  ferner  stehe  das  Blindenrentengesetz  im  Zu¬ 
sammenhang  mit  dem  allgemeinen  Pensionsversicherungsgesetz,  das  z.  Zt. 
Gegenstand  einer  Revision  sei. 

Auf  Betreiben  der  Blindenvereine  wurde  im  nächsten  Jahre  der  Antrag 
wiederholt,  jedoch  wegen  Aussichtslosigkeit  zurückgezogen.  Man  erreichte 
lediglich  einen  Beschluß,  der  aussprach,  daß  die  Blindenrente  innerhalb 
der  Reform  des  Blindenwesens  von  besonderer  Bedeutung  sei,  und  daß  der 
Reichstag  die  Regierung  bitte,  die  Reform  des  Blindenwesens  möglichst  bald 
zum  Abschluß  zu  bringen. 

In  Ausführung  dieses  Beschlusses  beauftragte  die  Regierung  den  Leiter 
des  ßlindeninstituts  in  Tomteboda,  Herrn  Rektor  Gustaf  Ek,  mit  der  Aus¬ 
arbeitung  eines  neuen  Sachverständigenberichts  und  eines  neuen  Gesetz¬ 
entwurfs.  Ek  stellt  sich  wiederum  auf  den  Standpunkt  des  Bedürfnisprinzips, 
und  auch  die  weiteren  Vorarbeiten  in  den  zuständigen  Ministerien  bauten 
auf  diesem  auf.  Tatsächlich  hätte  Schweden  eine  Blindenrente  auf  der 
Grundlage  des  Bedürfnisprinzips  erhalten,  wenn  nicht  im  Jahre  1932  ein 
Regierungswechsel  eingetreten  wäre. 

Bei  der  Reichstagswahl  erzielten  die  Sozialdemokraten  einen  derartigen 
Erfolg,  daß  die  neue  Regierung  von  ihnen  allein  gebildet  wurde..  Die  so¬ 
zialistischen  Minister  hielten  das  Bedüifnisprinzip  für  eine  zu  große  Ein¬ 
schränkung.  Sie  wollten  jedem  Blinden,  allerdings  nach  Ortsklassen  unter¬ 
schieden,  die  gleiche  Rente  geben.  Also  Ausgleichsprinzip  und  Ortsklassen- 
prinzip. 

Es  war  klar,  daß  die  Umstellung  der  behördlichen  Arbeiten  Zeit  be¬ 
nötigte.  Die  Minister  riefen  die  Vertreter  der  Blindenvereine  zu  sich  und 
legten  ihnen  die  Frage  vor,  ob  sie  im  Jahre  1933  einen  Gesetzentwurf  mit 
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Bedürfnisprinzip  oder  im  Jahre  1934  einen  Gesetzentwurf  mit  allgemeinem 
gleichen  Rentenbezug  haben  wollten.  Die  Abordnung  äußerte  sich  in 
letzterem  Sinne. 

Die  Regierung  hat  Wort  gehalten.  Das  Blindenrentengesetz  ist  Wirk¬ 
lichkeit  geworden,  allerdings  sieht  es  noch  etwas  anders  aus,  als  die  Mi¬ 
nister  im  Jahre  1932  wollten.  Das  Ortsklassenprinzip  ist  fallen  gelassen 
worden.  Das  Gesetz  steht  auf  dem  Standpunkt  des  Ausgleichs-  und  des 
Gleichheitsprinzips.  Somit  sind  nach  langen  und  schweren  Kämpfen  die 
Gedanken  des  Gegenvorschlages  der  Blindenvereine  schließlich  doch  zum 
Gesetz  erhoben  worden. 

III.  Inhalt  des  Gesetzes 

Das  Gesetz  enthält  14  Paragraphen. 

Gleich  im  §  1  ist  das  Ausgleichs-  und  das  Gleichheitsprinzip  nieder¬ 
gelegt.  Es  wird  ausgesprochen,  daß  grundsätzlich  jeder  Blinde  Anspruch 
auf  Blindenrente  hat.  Die  Rente  beläuft  sich  auf  500  Kr.  jährlich. 

Die  Vorschrift  enthält  eine  Begriffsbestimmung  der  Blindheit.  Blind 
ist  zunächst  der,  dem  das  Sehvermögen  vollkommen  fehlt.  Blind  im  Sinne 
des  Gesetzes  ist  aber  auch  derjenige,  der  zwar  einen  geringen  Sehrest 
besitzt,  dem  aber,  wie  es  im  Gesetze  heißt,  der  „ledsyn“*)  fehlt.  Hier¬ 
mit  meint  das  Gesetz  nicht  denjenigen  Grad  von  Kurzsichtigkeit,  den 
wir  als  praktisch  blind  bezeichnen.  Die  gegebene  Begriffsbestimmung  ist 
viel,  viel  enger.  Nur  der  geringste  Teil  der  praktisch  Blinden  würde  darunter 
fallen.  Wer  zwar  nicht  lesen  kann,  aber  imstande  ist,  sich  einigermaßen 
allein  fortzubewegen,  hat  den  „ledsyn“  und  gilt  daher  nicht  als  blind. 

§  2  enthält  die  Ausnahmen  des  Prinzips  und  führt  unter  den  Buch¬ 
staben  a — 1  elf  Gruppen  von  Blinden  auf,  die  keine  Rente  erhalten.  Zu¬ 
nächst  wird  bestimmt,  daß  nur  schwedische  Staatsbürger  die  Rente  er¬ 
halten  (a).  Jedoch  kann  die  Regierung  unter  der  Voraussetzung  der  Gegen¬ 
seitigkeit  anordnen,  daß  auch  Angehörigen  bestimmter  fremder  Staaten  die 
Rente  zuteil  wird. 

Die  Rentenberechtigung  beginnt  erst,  wenn  der  Blinde  nicht  mehr  schul¬ 
pflichtig  ist  (c).  Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  in  Schweden  für  die 
Schulpflicht  Blinder  besondere  Bestimmungen  bestehen.  Auf  jeden  Fall 
beginnt  die  Rentenberechtigung  erst  mit  dem  16.  Lebensjahr  (b). 

Die  Rente  wird  sowohl  Blindgeborenen,  wie  Früherblindeten,  als  auch 
Späterblindeten,  nicht  aber  Altersblinden  gewährt.  Wer  nach  dem  60.  Lebens¬ 
jahre  das  Augenlicht  verliert,  ist  vom  Rentenbezug  ausgeschlossen  (d).  Aus 
diesem  Grunde  muß  derjenige,  der  beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes,  also 
am  1.  Januar  1935,  das  60.  Lebensjahr  überschritten  hat,  nach  weisen,  daß 
er  schon  vor  dem  60.  Lebensjahr  erblindet  war. 

Das  Ausgleichsprinzip  verlangt,  daß  derjenige,  der  den  Schaden,  der 
ausgeglichen  werden  soll,  selbst  absichtlich  herbeigeführt  hat,  den  Aus¬ 
gleich  nicht  erhält.  Daher  ist  vom  Rentenbezug  ausgeschlossen,  wer  seine 
Erblindung  vorsätzlich  herbeigeführt  hat  (e),  wer  sich  weigert,  sich  einer 
ärztlichen  Behandlung  zu  unterziehen,  die  die  zuständige  Stelle  angeordnet 
hat  (f),  wer  zu  seinem  Unterhalt  nicht  beiträgt,  obgleich  er  dazu  imstande 
ist,  und  wer  sich  dem  Alkoholmißbrauch  hingibt  (g). 

*)  leda  =  führen;  Syn  =  Sehvermögen;  also  ledsyn  =  so  viel  Sehvermögen,  daß 
man  sich  selbst  führen  kann. 
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Aus  dem  Ausgleichsprinzip  folgt  weiter,  daß  Personen,  die  in  Anstalten 
untergebracht  sind  und  also  keinen  Ausgleich  gegenüber  den  Sehenden 
benötigen,  vom  Rentenbezug  ausgeschlossen  sind.  Daher  erhalten  Insassen 
von  Gefängnissen  und  Zuchthäusern,  von  Verwahrungsanstalten  für  Rück¬ 
fallsverbrecher  und  Pflegeanstalten  für  vermindert  zurechnungsfähige  Ver¬ 
brecher,  von  Erziehungs-  oder  Trinkerheilanstalten,  von  Schutzheimen  (h), 
von  Siechen-  oder  Armenhäusern,  von  Anstalten  für  Blinde  mit  kompli¬ 
zierten  Gebrechen,  für  Geisteskranke,  für  Geistesschwache  und  für  Epi¬ 
leptiker  (i),  oder  von  sonstigen  Anstalten  (k)  keine  Rente.  Den  Anstalts¬ 
insassen  wird  gleichgestellt,  wer,  ohne  in  einer  Anstalt  untergebracht  zu 
sein,  seinen  Unterhalt  vom  Staat  erhält. 

Als  letzte  Ausnahme  wird  eine  Generalklausel  aufgestellt,  die  verhin¬ 
dern  soll,  daß  Personen,  die  ein  großes  Vermögen  oder  hohes  Einkommen 
haben,  in  den  Genuß  der  Rente  kommen.  Keine  Rente  erhält  daher,  wer 
sich  in  einer  solchen  wirtschaftlichen  Lage  befindet,  daß  die  Billigkeit  einen 
Ausschluß  vom  Rentenbezug  verlangt.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  unterhalts¬ 
pflichtige  Angehörige  vorhanden  sind,  die  sich  in  einer  derartigen  wirt¬ 
schaftlichen  Lage  befinden  (1). 

Gibt  der  Blinde  sein  Einkommen  oder  Vermögen  oder  dasjenige  von 
unterhaltspflichtigen  Angehörigen  falsch  an,  so  kann  ihm  die  Rente  auf 
Zeit  entzogen  werden.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  er  die  Erblindung  durch 
grobe  Fahrlässigkeit  herbeigeführt  hat  (§  2  Abs.  2). 

Die  §§  3 — 7  regeln  das  Verfahren.  Das  Gesuch  ist  an  die  Lokalbehörde, 
das  Pensionsamt,  zu  richten.  Eine  Bescheinigung  des  Pfarrers  und  gege¬ 
benenfalls  ein  ärztliches  Zeugnis  über  die  Blindheit  sind  beizufügen.  Die 
Richtigkeit  der  gemachten  Angaben  ist  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen 
zu  versichern. 

Das  Pensionsamt  muß  sich  zu  dem  Gesuch  äußern  und  übermittelt  die  Akten 
mit  seiner  Aeußerung  an  die  Zentralbehörde,  das  Pensionsministerium  (Pen- 
sionsstyrelsen*).  Gleichzeitig  stellt  es  seine  Aeußerung  dem  Gesuchsteller  zu. 

Das  Pensionsministerium  entscheidet  über  die  Rentenberechtigung.  Kann 
das  Augenleiden  durch  ärztliche  oder  Krankenhausbehandlung  gebessert 
werden,  so  ist  das  Ministerium  befugt,  eine  solche  Behandlung  anzuordnen, 
die  dann  auf  Staatskosten  vorgenommen  wird. 

Hält  das  Pensionsministerium  den  Rentenanspruch  für  gegeben,  so 
fertigt  es  einen  Rentenbescheid  aus,  der  dem  Gesuchsteller  durch  das  Pen¬ 
sionsamt  zuzustellen  ist.  Stellt  sich  heraus,  daß  das  Pensionsministerium 
irrtümlicherweise  die  Rentenberechtigung  angenommen  hat,  oder  fällt  die 
Rentenberechtigung  infolge  des  Eintritts  eines  der  im  §  2  genannten  Um¬ 
stände  fort,  so  beschließt  es  die  Einziehung  der  Rente. 

Die  §§  8 — 14  enthalten  Vorschriften  ganz  verschiedenen  Gepräges,  die 
zum  Teil  von  erheblicher  Bedeutung  sind.  Obgleich  das  Gesetz  ausdrück¬ 
lich  an  verschiedenen  Stellen  vom  Anspruch  auf  Rente  spricht,  wird  das 
Beschreiten  des  Rechtsweges  ausgeschlossen.  Lehnt  das  Pensionsministerium 
die  Zuerteilung  der  Rente  ab,  so  ist  diese  Entscheidung  endgültig.  Der 
Blinde  kann  nicht  gegen  diesen  Beschluß  Klage  erheben. 

*)  Bei  der  Uebersetzung  des  Wortes  Pensionsstyrelsen  mit  Pensionsiniuisterium 
ist  der  andersartige  Behördenaufbau  in  Schweden  zu  beachten,  wonach  diese  Zen¬ 
tralbehörde  nicht  von  einem  vom  Parlament  abhängigen  Minister,  sondern  von 
einem  Fachbeamten,  dem  Generaldirektor  geleitet  wird. 
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Wird  ein  Rentenbetrag  nicht  spätestens  ein  Jahr  nach  dem  Fälligkeits¬ 
jahr  abgehoben,  so  ist  er  verwirkt.  Auf  der  anderen  Seite  kann  der  Ren¬ 
tenanspruch  weder  gepfändet,  noch  auch  übertragen  werden.  Das  Gesetz 
bestimmt  ausdrücklich  seine  Unpfändbarkeit  und  Unübertragbarkeit. 

Sämtliche  Kosten  der  Blindenrente  sowie  die  Kosten,  die  bei  einer  vom 
Pensionsministerium  angeordneten  ärztlichen  Behandlung  entstehen,  wer¬ 
den  vom  Staat  getragen.  Diese  Vorschrift  ist  deswegen  von  besonderer  Be¬ 
deutung,  weil  nach  früheren  Vorschlägen  ein  Teil  der  Kosten  von  den 
Kommunen  getragen  werden  sollte. 

Für  die  verschiedenen  im  Gesetz  erwähnten  amtlichen  Erklärungen 
werden  von  der  Regierung  oder  einer  von  ihr  damit  betrauten  Stelle  For¬ 
mulare  herausgegeben  werden,  die  dann  allgemein  benutzt  werden  müssen. 
Schließlich  wird  angeordnet,  daß  die  Regierung  Ausführungsbestimmungen 
zum  Gesetz  erlassen  kann. 

IV.  Kritik  des  Gesetzes 

Das  Blindenrentengesetz  bedeutet  einen  gewaltigen  Fortschritt  im  Blin¬ 
denrecht  Schwedens.  Darüber  kann  man  sich  mit  allen  schwedischen  Schick¬ 
salsgefährten  von  Herzen  freuen.  Auf  der  anderen  Seite  muß  aber  auch 
ausgesprochen  werden,  daß  das  Gesetz  in  seiner  jetzigen  Form  eine  ganze 
Reihe  von  Schwächen  und  Unzulänglichkeiten  enthält. 

Der  Sozialminister  hat  diese  Mängel  im  Reichstag  offen  zugegeben.  Er 
hat  aber  erklärt,  daß  es  die  Finanzlage  des  Staates  bei  der  gegenwärtigen, 
auch  in  Schweden  herrschenden  Wirtschaftskrise  leider  nicht  zuläßt,  den 
Wünschen  der  Blinden  z.  Zt.  noch  weiter  entgegenzukommen. 

Insbesondere  hat  er  bedauert,  daß  die  Regierung  das  ursprünglich  ge¬ 
plante  Ortsklassenprinzip  nicht  einführen  konnte.  Der  Stockholmer  und  der 
Landbewohner  erhalten  den  gleichen  Rentenbetrag.  Es  ist  klar,  daß  bei 
dieser  Regelung  der  Stockholmer  ungünstiger  gestellt  ist.  Die  gröbsten  Här¬ 
ten  sollen  jedoch  durch  das  am  gleichen  Tage  ergangene  und  ebenfalls 
am  1.  Januar  1935  in  Kraft  tretende  Gesetz  über  den  kommunalen  Pen¬ 
sionszuschuß  („Svensk  Författningssamling“  1934,  Nr.  106.  S.  144)  ausge¬ 
glichen  werden. 

Nach  diesem  Gesetz  kann  der  Rentenempfänger  einen  „kommunalen 
Zuschuß  zur  Blindenrente“  erhalten,  wenn  trotz  des  Rentenbezuges  Hilfs¬ 
bedürftigkeit  vorliegt.  Der  Zuschuß  kann  in  Geld  oder  Naturalien  gewährt 
werden.  Die  Durchführung  im  einzelnen  ist  den  Kommunen  überlassen, 
die  auch  die  Kosten  zu  tragen  haben.  Der  Zuschuß  richtet  sich  also  nach 
der  Bedürftigkeit,  diese  wiederum  ist  abhängig  von  den  Lebenshaltungs¬ 
kosten  des  Ortes,  in  dem  der  Blinde  wohnt. 

Wir  haben  also  folgendes  Bild:  Man  wollte  eine  allgemeine  gleiche 
Rente  schaffen,  war  aber  aus  staatsfinanziellen  Gründen  nicht  in  der  Lage, 
die  Höhe  der  Rente  so  zu  bemessen,  daß  auch  in  den  teuersten  Orten 
Schwedens  das  Existenzminimum  erreicht  würde.  Daher  war  man  gezwun¬ 
gen,  neben  die  auf  dem  Ausgleichs-  und  Gleichheitsprinzip  aufgebaute 
Blindenrente  eine  Zusatzrente  zu  stellen,  die  das  Bedürfnis-  und  Orts¬ 
klassenprinzip  in  reiner  Form  widerspiegelt. 

Der  Hauptmangel  des  Gesetzes  besteht  sicherlich  darin,  daß  der  Be¬ 
griff  der  Blindheit  viel  zu  eng  gefaßt  ist.  Viele  hochgradig  kurzsichtigen 
Personen  stehen  hinsichtlich  der  Schwierigkeiten  und  Unkosten,  die  das 
Leiden  mit  sich  bringt,  praktisch  genommen  den  völlig  Erblindeten  gleich. 
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Die  Grenzziehung  des  schwedischen  Gesetzes  ist  willkürlich  und  trägt  den 
tatsächlichen  Verhältnissen  zu  wenig  Rechnung.  Bei  einer  späteren  Re¬ 
vision  wäre  die  Einfügung  des  im  deutschen  Blindenrecht  entwickelten 
Begriffs  „praktisch  blind“  unbedingt  zu  empfehlen. 

Die  zu  große  Enge  des  Blindheitsbegriffs  ist  auch  in  Schweden  erkannt 
worden.  Ein  Ergänzungsantrag  wurde  eingebracht,  jedoch  abgelehnt.  Der 
Sozialminister  erklärte  aber  immerhin,  daß  man  den  Blindheitsbegriff  des 
Gesetzes  nicht  zu  eng  auslegen  solle. 

In  dem  Ergänzungsantrag  wurde  ferner  die  Vorschrift  angegriffen,  nach 
der  derjenige,  der  nach  dem  60.  Lebensjahr  erblindet,  keine  Rente  erhalten 
soll.  Man  hielt  die  Grenze  von  60  Jahren  für  zu  niedrig  und  beantragte, 
sie  auf  67  zu  erhöhen.  Schließlich  sah  der  Erzängungsantrag  eine  Erhöhung 
der  Jahresrente  von  500  Kr.  auf  700  Kr.  vor.  Der  Sozialminister  versprach, 
daß  die  Regierung  nach  Besserung  der  allgemeinen  Wirtschafts-  und  Finanz¬ 
lage  das  Gesetz  darauf  durchsehen  wolle,  in  welchen  Richtungen  es  einer 
Verbesserung  fähig  sei. 

Wenn  man  von  den  genannten  Schwächen  und  Schönheitsfehlern  ab¬ 
sieht,  bedeutet  das  schwedische  Gesetz  über  die  Blindenrente  einen  ganz 
großen  Wurf  auf  dem  Gebiete  des  Blindenrechts.  Der  alte  Gedanke,  daß 
der  Blinde  wegen  seiner  Blindheit  grundsätzlich  Objekt  der  Wohlfahrts¬ 
fürsorge  sei  und  daher  einer  besonderen  Rente  bedürfe,  die  in  jedem  ein¬ 
zelnen  Fall  wiederum  nach  der  Hilfsbedürftigkeit  abzustufen  sei,  ist  ver¬ 
lassen.  Der  neue  Gedanke,  daß  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  und  Gleich¬ 
stellung  im  Konkurrenzkampf  dem  Blinden  für  die  aus  seinem  Leiden  re¬ 
sultierenden  Mehrunkosten  ein  Ausgleich  zu  gewähren  sei,  ist  unzweideutig 
zur  Anerkennung  gelangt. 

Schon  der  im  Gesetz  gebrauchte  Ausdruck  für  den  Begriff  der  Blin¬ 
denrente  ist  viel  klarer  als  unser  deutsches  Wort.  Das  Gesetz  spricht  nicht 
von  Rente  oder  ähnlichem,  sondern  von  „blindhetsersättning“,  d.  h.  Blind¬ 
heitsersatz  oder  Ersatz  des  durch  Blindheit  verursachten  Schadens.  Treffen¬ 
der  kann  der  in  dem  Begriff  liegende  Gedanke  nicht  ausgedrückt  werden. 

Es  wäre  zu  wünschen,  daß  das  schwedische  Blindenrentengesetz  zum 
Anlaß  würde,  den  Ausgleichsgedanken  ganz  anders  als  bisher  bei  Erörte¬ 
rung  des  Rentenproblems  herauszuarbeiten. 


Die  Befreiung  Blinder  von  der  Umsatzsteuer 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Alfons  Gottwald,  Berlin 

Die  Umsatzsteuer  ist  diejenige  Steuerart,  bei  der  die  Wünsche  der  Blin¬ 
den  am  weitgehendsten  berücksichtigt  wurden.  Die  grundlegende  Bestim¬ 
mung  ist  §  3  der  Verordnung  über  Aenderung  der  Durchführungsbestim¬ 
mungen  zum  Umsatzsteuergesetz  vom  30.  Januar  1932. 

I. 

Blinde  Einzelunternehmer:  Praktisch  genommen  ist  jeder  Blinde,  wenn 
er  nicht  gerade  einen  großen  Betrieb  leitet,  von  der  Umsatzsteuer  befreit. 

Die  Verordnung  stellt  im  einzelnen  folgende  Voraussetzungen  auf: 

1.  Der  Betreffende  muß  erblindet  sein.  Vollständige  Blindheit  ist  nicht 
erforderlich.  Auch  wer  nur  „praktisch  blind“  ist,  erhält  Steuerfreiheit.  Kriegs¬ 
blinde  und  Friedensblinde  erfahren  gleichmäßige  Behandlung. 
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Die  Art  der  gewerblichen  oder  beruflichen  Tätigkeit  ist  gleichgültig. 
Steuerfreiheit  genießen  sowohl  Händler  und  Kaufleute  als  auch  Rechts¬ 
anwälte,  Steuerberater  usw. 

2.  Die  Billigkeitserwägungen,  die  zur  Sonderstellung  der  Blinden  hin¬ 
sichtlich  der  Umsatzsteuer  geführt  haben,  greifen  nach  Ansicht  des  Gesetz¬ 
gebers  nicht  Platz,  wenn  der  Blinde  einen  Betrieb  mit  mehreren  Arbeit¬ 
nehmern  sein  eigen  nennt.  Für  die  Steuerbefreiung  ist  daher  vorgeschrie¬ 
ben,  daß  der  blinde  Arbeitgeber  nicht  mehr  als  zwei  Arbeitnehmer  be¬ 
schäftigen  darf.  Hierbei  gelten  nach  ausdrücklicher  Vorschrift  die  Ehefrau, 
die  minderjährigen  Abkömmlinge  und  die  Eltern  des  Blinden  nicht  als 
Arbeitnehmer  im  Sinne  der  Verordnung,  wenn  sie  zu  seinem  Haushalt  ge¬ 
hören.  Beispielsweise  erhält  also  ein  blinder  Kaufmann,  der  außer  seiner 
Ehefrau  und  drei  zu  seinem  Haushalt  gehörigen  minderjährigen  Kindern 
noch  zwei  Angestellte  beschäftigt,  Steuerbefreiung.  Dagegen  ist  derjenige 
steuerpflichtig,  der  außer  zwei  Arbeitnehmern  eine  Schwester  oder  ein 
volljähriges  Kind  beschäftigt.  Noch  über  diese  Vorschriften  der  Verordnung 
hinausgeheud,  hat  sich  der  Reichsfinanzminister  in  einem  an  den  Deutschen 
Industrie-  und  Handelstag  gerichteten  Schreiben  vom  23.  Februar  1934 
damit  einverstanden  erklärt,  daß  auch  Lehrlinge  nicht  als  Arbeitnehmer  im 
Sinne  der  Verordnung  gelten. 

3.  Die  unter  1.  und  2.  aufgeführten  Voraussetzungen  müssen  durch 
die  Bescheinigung  einer  amtlichen  Fürsorgestelle  dem  Finanzamt  nachge¬ 
wiesen  werden.  Die  Fürsorgestelle  muß  also  bescheinigen,  daß  der  Betref¬ 
fende  blind  ist  und  nicht  mehr  als  zwei  Arbeitnehmer  beschäftigt.  Die  Be¬ 
scheinigung  wird  auf  ein  Jahr  ausgestellt. 

Amtliche  Fürsorgestellen  im  Sinne  der  Verordnung  sind  für  Kriegs¬ 
blinde  in  Preußen  die  Behörden  der  Fürsorgeverbände,  im  übrigen  Reich 
die  Hauptfürsorgestellen  der  Kriegsbeschädigten-  und  Kriegshinterbliebenen¬ 
fürsorge.  Diese  Stellen  geben  auch  die  Bescheinigungen  für  die  Friedens¬ 
blinden.  Nur  wenige  Länder  haben  für  die  Friedensblinden  getrennte  Stellen 
vorgesehen.  So  beispielsweise 

Württemberg  (die  Schultheißenämter), 

Baden  (der  bad.  Landesblindenpfleger  Herr  Vanoli,  Freiburg,  Karlstr.  87), 
Bremen  (die  Gewerbekammer), 

Hessen  (die  Wohlfahrtsämter  —  Oberbürgermeistereien  —  in  den 
Städten;  die  Bürgermeister  in  den  übrigen  Gemeinden). 

4.  Will  ein  Blinder  Befreiung  von  der  Umsatzsteuer  erreichen,  so  hat 
er  folgenden  Weg  einzuschlagen:  Er  muß  sich  zunächst  an  die  amtliche 
Fürsorgestelle  wenden.  In  Berlin  ist  dies  die  Vermittlungsstelle  für  Schwer¬ 
beschädigte,  Blindenabteilung,  Berlin  C.,  Poststraße  4/5.  Hier  muß  er  die 
Ausstellung  einer  Bescheinigung  gemäß  §  3  Ziffer  1  der  Verordnung  über 
Aenderung  der  Durchführungsbestimmungen  zum  Umsatzsteuergesetz  vom 
30.  1.  1932  beantragen.  Gleichzeitig  mit  dem  Antrag  muß  ein  ärztliches 
Attest  über  die  Blindheit  eingereicht  werden.  Liegt  bereits  ein  solches  Attest 
bei  einer  anderen  Behörde,  bei  einer  Reichseisenbahndirektion  oder  einer 
Blindenwohlfahrtsstelle,  so  ist  die  Einreichung  eines  neuen  Attestes  im 
allgemeinen  nicht  erforderlich,  wenn  in  dem  Antrag  angegeben  wird,  bei 
welcher  Stelle  sich  das  Attest  befindet. 

Auf  Grund  des  Antrages  erhält  der  Blinde  dann  die  Bescheinigung, 
die  er  zusammen  mit  dem  Gesuch  auf  Befreiung  von  der  Umsatzsteuer 
seinem  Finanzamt  einzureichen  hat. 

48 


Da  die  Bescheinigung  nur  für  ein  Jahr  ausgestellt  wird,  muß  der  Blinde 
sie  sich  jedes  Jahr  wieder  neu  beschaffen.  Bei  dem  neuen  Antrag  wird  die 
Angabe  ratsam  sein,  daß  er  im  Vorjahre  bereits  eine  Bescheinigung  ge¬ 
habt  hat. 

II. 

Die  Frage  der  Steuerpflicht  von  Blindenbeschäftigungswerkstätten  ist 
verschieden  zu  beantworten,  je  nachdem  die  Werkstätten  von  öffentlichen 
Blindenanstalten  betrieben  werden  oder  nicht. 

1.  Für  die  Blindenbeschäftigungswerkstätten  öffentlicher  Blindenanstal¬ 
ten  gilt  §  3  Ziffer  2  der  Verordnung  über  Aenderung  der  Durchführungs¬ 
bestimmungen  zum  Unsatzsteuergesetz  vom  30.  Januar  1932.  Hiernach  sind 
diese  von  der  Umsatzsteuer  befreit,  wenn  die  Einnahmen  nachweislich  für 
Zwecke  der  Blinden  verwendet  werden. 

2.  Nicht  so  einfach  liegen  die  Dinge  bei  denjenigen  Blindenbeschäf¬ 
tigungswerkstätten,  die  nicht  von  öffentlichen  Blindenanstalten  betrieben 
werden.  Hier  gilt  §  3  Ziffer  3  des  Umsatzsteuergesetzes.  Nach  dieser  Vor¬ 
schrift  sind  Unternehmen,  deren  Zwecke  ausschließlich  gemeinnützig  oder 
wohlttätig  sind,  von  der  Umsatzsteuer  befreit.  Daß  es  sich  bei  einer  Blin¬ 
denbeschäftigungswerkstätte  um  ein  gemeinnütziges  oder  zum  mindesten 
wohltätiges  Unternehmen  handelt,  dürfte  im  allgemeinen  anzunehmen  sein.*) 

Die  Befreiung  tritt  nicht  für  alle  Umsätze  ein,  vielmehr  stellt  das  Gesetz 
zwei  Beschränkungen  auf.  Zunächst  müssen  die  für  die  verkauften  Waren 
verlangten  Preise  hinter  den  durchschnittlich  für  gleichartige  Leistungen 
von  Erwerbsunternehmen  der  freien  Wirtschaft  geforderten  Entgelten  Zurück¬ 
bleiben.  Eine  Beschäftigungswerkstätte  eines  Blindenvereins,  in  der  Bürsten 
angefertigt  werden,  kann  also  beispielsweise  nur  dann  Befreiung  von  der 
Umsatzsteuer  erhalten,  wenn  sie  die  Bürsten  billiger  abgibt  als  der  freie 
Handel. 

Allerdings  ist  immer  die  zweite  vom  Gesetz  aufgestellte  Beschränkung 
zu  berücksichtigen,  wonach  es  sich  um  Umsätze  handeln  muß,  die  den 
gemeinnützigen  oder  wohltätigen  Zwecken  des  Unternehmens  unmittelbar 
dienen.  Einige  Finanzämter  haben  sich  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß 
der  Verkauf  der  von  den  Blinden  hergestellten  Sachen  an  sich  ein  Verkauf 
wie  jeder  andere  sei  und  unmittelbar  keine  Gemeinnützigkeit  oder  Wohl¬ 
tätigkeit  bezwecke.  Lediglich  das  auf  Grund  der  Verkäufe  eingenommene 
Geld  werde  in  gemeinnützigem  oder  wohltätigem  Sinne  verwandt.  Dies 
reiche  aber  für  die  vorliegende  Gesetzesstelle  nicht  aus.  Der  Umsatz  selbst 
müsse  direkt  Gemeinnützigkeit  oder  Wohltätigkeit  zum  Ziel  haben.  Diese 
enge  Auslegung  entspricht  zwar  dem  Wortlaut,  nicht  aber  dem  Zwecke 
des  Gesetzes. 

Auf  jeden  Fall  sind  solche  Unternehmen  umsatzsteuerfrei,  die  Mate¬ 
rialien  zu  billigen  Preisen  an  blinde  Handwerker  in  deren  Interesse  ab¬ 
geben,  denn  hier  bezweckt  zweifellos  der  einzelne  Umsatz  Wohltätigkeit 
gegenüber  dem  erblindeten  Handwerker. 

*  In  der  Praxis  wird  meist  zwischen  beiden  Begriffen  nicht  scharf  unter¬ 
schieden  (vgl.  Bescheid  des  Finanzamts  Königsberg  im  „Blindenfreund“  Nr.  3  vom 
März  1923  Seite  44;  vgl.  jedoch  Kraemer  „Gemeinnützig  oder  mildtätig“  in  der 
„Blindenwelt*  1931  Nr.  9). 
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Ermäßigung  der  Einkommensteuer  für  Blinde 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Alfons  Gottwald,  Berlin 

Der  Blinde  hat  gegenüber  dem  Sehenden  ganz  erhebliche  Mehraus¬ 
gaben  für  Hilfs-  und  Pflegekräfte  zu  leisten.  Dem  trägt  der  Staat  bei  der 
Bemessung  der  Einkommensteuer  Rechnung. 

I.  Lohn-  und  Gehaltsempfänger 

Bei  Lohn-  und  Gehaltsempfängern  sind  grundsätzlich  RM.  100, —  monat¬ 
lich  lohnsteuerfrei.  Für  Blinde  erhöht  sich  diese  Freigrenze  um  200%),  so- 
daß  der  blinde  Lohn-  oder  Gehaltsempfänger  für  RM.  300, —  monatlich 
Lohnsteuerfreiheit  genießt. 

Dies  ergibt  sich  für  Kriegsblinde  aus  einem  Runderlaß  des  Finanz¬ 
ministers  vom  12.  12.  1925,  für  Zivilblinde  aus  einer  Verfügung  des  Finanz¬ 
ministers  vom  24.  10.  1932. 

Ist  bei  der  Bemessung  der  Steuer  das  Gesagte  nicht  berücksichtigt 
worden,  so  muß  der  Blinde  einen  Antrag  stellen,  der  an  das  Finanzamt 
zu  richten  ist. 

II.  Selbständige  Personen 

Einen  Antrag,  dem  selbständig  tätigen  Blinden  die  gleiche  Freigrenze 
wie  dem  Lohn-  und  Gehaltsempfänger  einzuräumen,  hat  das  Reichsfinanz¬ 
ministerium  abgelehnt.  Es  kommen  also  die  Bestimmungen  des  Einkom¬ 
mensteuergesetzes  in  Frage.  Diese  geben  zwei  Möglichkeiten  für  die  Be¬ 
rücksichtigung  der  durch  die  Blindheit  notwendig  werdenden  Mehrausgaben. 

Zur  Berechnung  des  zu  versteuernden  Einkommens  sind  von  den  Ein¬ 
nahmen  die  Geschäftsausgaben  abzuziehen.  Zu  den  Geschäftsausgaben  ge¬ 
hören  u.  a.  Löhne  und  Gehälter*).  Benötigt  jemand  infolge  seiner  Erblindung 
eine  besondere  Hilfskraft  in  seinem  Beruf,  so  erhöhen  sich  seine  Geschäfts¬ 
ausgaben  (Werbungskosten).  Damit  wird  der  zu  versteuernde  Einkommens¬ 
betrag  geringer.  Auf  diese  Weise  wirkt  sich  die  Mehraufwendung  in  einer 
Verminderung  der  Einkommensteuer  aus. 

Außer  einer  beruflichen  Hilfskraft  benötigt  der  Blinde  häufig  eine  Per¬ 
son  zu  seiner  persönlichen  Pflege.  Die  Ausgaben  hierfür  sind  keine  Wer¬ 
bungskosten  und  können  daher  nicht  in  den  Geschäftsausgaben  aufgeführt 
werden.  Sie  bilden  aber  eine  Grundlage  für  die  Ermäßigung  der  Einkom¬ 
mensteuer  gemäß  §  56  Einkommensteuergesetz. 

Nach  dieser  Vorschrift  können  ganz  allgemein  durch  Krankheit  oder 
Körperverletzung  verursachte  außergewöhnliche  Belastungen  durch  Er¬ 
mäßigung  oder  Erlaß  der  Einkommensteuer  berücksichtigt  werden,  wenn 
das  Einkommen  RM.  30  000, —  jährlich  nicht  übersteigt.  Zu  beachten  ist, 
daß  es  sich  nicht  um  eine  Muß-,  sondern  lediglich  um  eine  Kannvorschrift 
handelt.  Es  steht  im  Ermessen  des  Finanzamts,  ob  es  die  Ermäßigung  ein- 
treten  lassen  will. 

III.  Renten 

Renten  und  sonstige  laufende  Bezüge  sind  grundsätzlich  steuerpflichtig. 
Bei  Lohn-  und  Gehaltsempfängern  unterliegt  die  für  sie  zu  entrichtende 
Steuer  nicht  dem  Lohnabzug,  vielmehr  muß  eine  besondere  Veranlagung 
erfolgen. 

*)  Vgl.  §§  7,11,2;  15,1  und  §  16  Einkommensteuergesetz. 
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Der  grundsätzlichen  Steuerpflicht  gegenüber  bestehen  eine  ganze  Reihe 
von  Ausnahmen,  die  im  §  8  und  40  Ziffer  3  Satz  2  des  Einkommensteuer¬ 
gesetzes  aufgeführt  sind. 

Wenn  ich  im  folgenden  eine  Uebersicht  über  die  steuerpflichtigen  und 
steuerfreien  Renten  und  sonstigen  laufenden  Bezüge  gebe,  so  erhebe  ich 
nicht  den  Anspruch  auf  Vollständigkeit.  Der  größeren  Uebersichtlichkeit 
wegen  werden  nur  die  wichtigsten  und  am  häufigsten  vorkommenden  Fälle 
aufgeführt. 

Fällt  im  konkreten  Falle  eine  Rente  sowohl  unter  eine  Ziffer  der 
Gruppe  A  als  auch  gleichzeitig  unter  eine  Ziffer  der  Gruppe  B,  so  ist  die 
Rente  steuerfrei,  da  die  Gruppe  B  die  Ausnahmen  enthält,  die  der  unter 
A  gegebenen  Regel  Vorgehen. 

A.  Einkommensteuerpflichtig  sind*): 

1.  Vererbliche  Renten. 

2.  Leibrenten,  Leibgedinge,  Zeitrenten  und  andere  unvererbliche  Renten. 

3.  Renten  aus  der  reichsgesetzlichen  Angestellten-,  Unfall-,  Invaliden-  und  Hin¬ 
terbliebenenversicherung  sowie  aus  der  Knappschaftsversicherung. 

4.  Renten  aus  privaten  Versicherungen,  ausgenommen  Krankenversicherung. 

5.  Unfallrenten  mit  Einrechnung  des  Schmerzensgeldes. 

6.  Bezüge  aus  Pensionskassen. 

7.  Zinsen,  Gewinnanteile  und  Dividenden  aus  Vermögensanlagen,  Wertpapieren, 
Sparkassen-  und  Bankkonten,  Hypotheken  usw. 

B.  Einkommensteuerf reif  .sind  **) : 

1.  Renten  nach  dem  Reichsversorgungsgesetz. 

2.  Verstümmelungs-,  Kriegs-,  Luftdienst-,  Alters-  und  Tropenzulagen,  Pensions¬ 
und  Rentenerhöhungen  der  Militärpensions-  und  Versorgungsgesetze. 

3.  Kriegsbeschädigtenrenten  und  Renten  der  Militärhinterbliebenen. 

4.  Renten  aus  dem  Besatzungspersonenschädengesetz  vom  17.  7.  1922. 

5.  Vorzugsrenten  aus  dem  Anleiheablösungsgesetz  vom  16.  7.  1925. 

6.  Die  mit  deutschen  Kriegsdekorationen  verbundenen  Ehrensolde. 

7.  Bezüge  aus  einer  privaten  oder  öffentlichen  Krankenversicherung. 

8.  Bezüge  aus  der  öffentlichen  Erwerbslosenfürsorge. 

9.  Wohlfahrtsunterstützungen  aus  öffentlichen  Mitteln  oder  aus  Mitteln  einer 
öffentlichen  Stiftung. 

10.  Unterstützungen  für  Zwecke  der  Erziehung  oder  Ausbildung,  der  Wissen¬ 
schaft  oder  Kunst  aus  öffentlichen  Mitteln  oder  aus  Mitteln  einer  öffent¬ 
lichen  Stiftung. 

11.  Unterhaltsrenten,  die  auf  einer  gesetzlichen  Verpflichtung  beruhen,  insbe¬ 
sondere  die  von  den  Eltern,  Kindern  oder  den  Ehegatten  geleisteten  Unter¬ 
haltsrenten. 

12.  Freiwillige  Zuwendungen.  Hierunter  fallen  auch  Unterhaltsrenten  und  son¬ 
stige  Unterstützungen  von  Seiten  der  Geschwister.  m 

*)  Vgl.  §§  37 — 40  Einkommensteuergesetz. 

**)  Vgl.  §§  8  und  40  Ziffer  3  Satz  2  Einkommensteuergesetz. 
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Der  blinde  Geistesarbeiter  als  werteschaffen¬ 
des  Glied  der  Volksgemeinschaft 

Von  Carl  Strehl 

Die  meisten  deutschen  Volksgenossen  kennen  nur  einen  besonderen 
Typ,  den  blinden  Bettler.  Es  ist  bedauerlich,  aber  verständlich.  Diesem  be¬ 
gegnen  sie  häufig  auf  der  Straße  und  in  der  Literatur.  Er  erregt  ihr  Be¬ 
dauern  und  Mitleid  und  prägt  sich  ihrem  Gedächtnis  ein.  Der  schaffende 
blinde  Volksgenosse  entgeht  der  Aufmerksamkeit.  Er  sitzt  am  Schreibtisch 
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Blindenstudienanstalt:  Geschäftsstelle  und  Bibliothek,  Wörthstraße  9  und  11 

oder  in  der  Werkstatt.  Ihn  bemerkt  nur  der,  der  zu  ihm  in  ein  näheres  Ver¬ 
hältnis  tritt.  Das  ist  kein  Wunder;  denn  die  Zahl  der  Blinden  unter  den 
rund  500  000  Körperbehinderten  in  Deutschland  beträgt  etwa  34  000  ein¬ 
schließlich  der  3  000  Kriegsblinden  nach  der  letzten  Reichsgebrechlichen- 
zählung  von  1925/26.  Sie  verschwinden  unter  den  66  Millionen  deutscher 
Volksgenossen  fast  völlig. 

Besonders  zu  beachten  ist:  Es  gibt  eine  totale  und  eine  praktische 
oder  soziale  Blindheit.  Die  erstere  setzt  völlige  Lichtlosigkeit,  die  letztere 
Lichtschimmer,  Sehreste  bei  stark  eingeschränktem  Gesichtsfeld  voraus. 
Praktisch  Blinden  bleibt  in  den  meisten  Fällen  eine  eigene  Orientierungs¬ 
und  bessere  Anpassungsfähigkeit.  Ihr  Prozentsatz  unter  den  Blinden  ist 
relativ  hoch.  Es  ist  abwegig,  Blinde  schlechthin  als  Kranke  zu  bezeichnen. 
Blindheit  setzt  ein  abgeschlossenes,  nicht  mehr  zu  behandelndes  Leiden 
voraus  und  ist  als  Dauerzustand  zu  betrachten  Das  schließt  nicht  aus,  daß 
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in  manchen  Fällen  durch  operativen  Eingriff  der  Zustand  der  Blindheit  be¬ 
seitigt  werden  kann.  Iin  allgemeinen  ist  demnach  der  Blinde  als  ein  körper¬ 
lich,  rassisch  und  erbbiologisch  gesunder  Volksgenosse  zu  betrachten.  Ihm 
ist  lediglich  durch  Krieg,  Unfall  oder  Krankheit  der  optische,  der  Sehsinn, 
verloren  gegangen.  Folgerichtig  kann  man  also  vielfach  annehmen,  daß  der 
Blinde  als  sonst  normaler  Mensch  und  nicht  als  minderwertig  zu  gelten  hat. 

Naturgemäß  kann  das  Fehlen  der  Anschauungsbilder  die  Entfaltung 
des  sinnlichen  Lebens  hemmen.  Es  handelt  sich  jedoch  hier  überwiegend 
um  äußere,  das  seelisch-geistige  Leben  und  seine  Vollwertigkeit  nicht 
notwendig  beeinträchtigende  Schianken.  Körperliche  und  geistige  Hem¬ 
mungen,  die  man  bei  blindgeborenen  Kindern  ab  und  zu  beobachtet, 
sind  nicht  immer  Folgeerscheinungen  des  Gebrechens  an  sich.  Es  sind  oft 
Wirkungen  einer  ungünstigen,  unsachgemäßen  Entwicklungsmöglichkeit. 
Erscheinungen,  die  heute  zufolge  allgemein  zugängiger  und  der  Besonder¬ 
heit  des  Gebrechens  angepaßter  Schul-  und  Berufsausbildung  überwunden 
sind.  Treten  sie  auch  äußerlich  stark  hervor,  so  sind  sie  doch  nicht  innerer 
Natur  bei  sonst  gesunden  Blinden.  Nichtsinnliche  Handlungen,  die  der  Blinde 
ausführt,  die  Gesichtsvorstellungen,  Seheindrücke  voraussetzen,  bringen 
allerdings  oft  schwer  überwindbare  Schwierigkeiten  mit  sich.  Diese  äußere 
Behinderung  bedingt  aber  keine  Einschränkung  an  Gefühlsempfindungen. 
Der  Mangel  an  äußerer  Ablenkung  kann,  ja  muß  sogar  zu  einer  Vertiefung 
und  Verinnerlichung  des  Gemüts-  und  Empfindungsleben  führen.  Das  ist 
bei  Blinden  zwar  nicht  schlechthin  der  Fall.  Voraussetzung  ist  stets  eine 
entsprechende  Veranlagung.  Ist  diese  vorhanden,  so  wird  die  Verminderung 
der  äußeren  Eindrücke  den  Blinden  vor  Oberflächkeit  bewahren  und  ihn 
zu  stärkerer  Verinnerlichung  führen. 

In  diesen  kurzen  psychologischen  Betrachtungen,  in  denen  ich  mich 
an  die  Ausführungen  des  bekannten  blinden  Blindenpsychologen  Steinberg*) 
anlehne,  versuchte  ich  die  Grundstellung  des  Blinden,  insbesondere  des 
blinden  Geistesarbeiters,  zu  charakterisieren.  Sie  mögen  den  theoretischen  Be¬ 
weis  erbringen,  daß  es  Unrecht  wäre,  den  begabten,  körperlich  sonst  gesunden 
Blinden  nur  wegen  seines  Gebrechens  vom  geistigen  Schaffen  auszuschließen. 
Die  Zahl  derer  unter  ihnen,  die  zu  einem  geistigen  Berufe  befähigt  sind,  ist 
gering.  Sie  wird  den  Arbeitsmarkt  wahrlich  nicht  belasten.  Dagegen  müßte 
es  den  befähigten  Blinden  tief  innerlich  erschüttern,  wenn  ihm  wegen  Mangels 
des  optischen  Sinnes  trotz  hoher  Begabung  der  Aufstieg  verschlossen  bliebe. 

Zu  allen  Zeiten  hat  es  blinde  Gelehrte,  Dichter,  Schriftsteller,  Musiker, 
Rechts-  und  Staatswissenschaftler,  Theologen  und  Philologen,  Aerzte,  über¬ 
haupt  blinde  Geistesarbeiter,  wenn  wir  den  Begriff  generell  fassen  wollen, 
gegeben.  Meist  waren  es  jedoch  Spätererblindete,  die  bereits  im  Beruf 
standen.  Ich  nenne  nur  einige  Namen,  wie  Milton,  Plank,  Dühring,  Spiel¬ 
hagen,  Riggenbach,  Vaihinger,  Eberhard,  Bruno  Schultz,  Hatzfeld,  Pfann- 
stiehl.  Den  Früherblindenden  schlossen  sich  mit  dem  Verlust  des  Augen¬ 
lichts  in  früheren  Zeiten  meist  auch  die  Tore  des  geistigen  Fortkommens. 
Erst  um  die  Wende  des  18.  Jahrhunderts  gelangen  die  ersten  Blinden¬ 
bildungsversuche  und  erstanden  die  ersten  Blindenunterrichtsanstalten.  Diese 
haben  sich  schnell  und  siegreich  nicht  nur  in  Europa,  sondern  in  der  ganzen 
zivilisierten  Welt  durchgesetzt.  Aber  erst  während  des  Weltkrieges  wurden 
in  Marburg-Lahn  die  Einrichtungen  ins  Leben  gerufen,  die  hochbegabten 


*)  Kongreßbericht  Königsberg  1927,  S.  81  ff. 


53 


Blinden  die  höhere  Schulbildung,  das  Studium  und  die  Berufsvermittlung 
ganz  allgemein  ermöglichten.  Die  durch  die  Blindenstudienanstalt  gebotenen 
Erleichterungen  sind  weder  qualitativ  noch  quantitativ  gedacht.  Sie  sind  rein 
kulturtechnischer  und  wirtschaftlicher  Natur,  aber  notwendig,  damit  der 
Blinde  physisch  und  psychisch  nicht  zu  stark  belastet  wird.  Bedeutet  für 
ihn  doch  jeder  kleinste  Weg  in  unbekanntem  Gelände  eine  körperliche 
und  geistige  Anstrengung.  Vorzeitige  Erschöpfung  vorhandener  Energien 
muß  aber  vermieden  werden.  Wie  die  Blindenanstalt  dem  blinden  Volks- 


Blindenstudienanstalt:  Schule  und  Schülerheim,  Am  Schlag  1  und  2 


schüler,  so  vermittelt  die  Blindenstudienanstalt  zu  Marburg  den  höheren 
Schülern  den  erforderlichen  Wissensstoff.  Schulabschluß  und  Studium  bilden 
heute  für  die  wirklich  begabten  Blinden  keine  Schwierigkeit  mehr.  Sie 
machen  in  der  Regel  gute,  manchmal  ausgezeichnete  Abschlußprüfungen. 
Rein  theoretisch  erbringen  sie  damit  den  vollen  Beweis,  daß  sie  die  er¬ 
forderlichen  Kenntnisse  tatsächlich  besitzen  für  diesen  oder  jenen  Beruf, 
der  eine  akademische  Vorbildung  oder  mittlere  Abschlüsse  voraussetzt. 
Schon  während  ihrer  Ausbildungszeit  als  Referendar  haben  sie  oft  den 
praktischen  Beweis  erbracht,  daß  sie  das  eine  oder  andere  Amt  übernehmen 
können.  Dies  allerdings  nur,  wenn  sie  eine  eigene  Hilfskraft,  einen  Vor¬ 
leser,  eine  Sekretärin  mitbringen.  Diese  ist  und  bleibt  für  die  Betätigung 
des  blinden  Geistesarbeiters  eine  unbedingte  Voraussetzung.  Akteneingänge, 
periodische  Zeitschriften,  Gesetzesblätter,  Verordnungen,  Erlasse  u.  a.  m.,  die 
jedem  im  höhereq  oder  mittleren  Dienst  stehenden  Berufstätigen  tagtäglich 
auf  den  Schreibtisch  fliegen,  können  für  ihn  nicht  erst  in  Blindenschrift 
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.  übertragen  werden.  Die  Kenntnis  dieser  Schriftstücke  muß  er  sich  von  seiner 
•  Hilfskraft  vermitteln  lassen.  Mancher  Sehende  wird  nun  sagen:  „Dann  ist  es 
aber  unmöglich,  daß  der  Blinde  alle  einschlägige  Literatur  verfolgt  und  zu 
gegebener  Zeit  für  die  Bearbeitung  gewisser  Vorgänge  richtig  heranzieht.“  Das 
ist  aber  erfahrungsgemäß  lediglich  Sache  der  richtigen  Organisation.  Ebenso 
wenig  wie  dem  sehenden  Richter,  Anwalt,  Verwaltungsbeamten,  Lehrer  oder 
Pfarrer  wird  es  ihm  möglich  sein,  Einzelheiten  im  Gedächtnis  zu  haben. 
Er  wird  sich  dann  mit  Hilfe  seiner  Sekretärin  vielleicht  oft  schneller  in 
der  Literatur  oder  den  Akten  zurechtfinden.  Denn  einerseits  kommt  ihm 
sein  gutes  Gedächtnis  durch  intensivere  Schulung  zugute.  Andererseits  ist 
er  zufolge  des  Nichtsehens  gezwungen,  die  einschlägigen  Vorgänge  gründ¬ 
licher  durchzuarbeiten,  als  es  ein  Normalsinniger  im  allgemeinen  tut,  der 
sich  auf  das  Auge  bzw.  die  Notiz  verläßt. 

Vielfach  haben  sehende  Berufskollegen  oder  Vorgesetzte  die  Aeußerung 
fallen  lassen:  „Ja,  dann  tut  doch  nicht  der  Blinde,  sondern  seine  sehende 
Hilfe  die  Arbeit!“  Aeußerlich  gesehen,  vielleicht.  Denn  sie  schlägt  nach, 
liest  vor  und  schreibt;  aber  das  sind  doch  nur  technische  und  mechanische 
Arbeiten.  Die  rein  geistige  Verarbeitung  des  Stoffes,  die  endgültige  Leistung 
vollbringt  doch  der  blinde  Geistesarbeiter  selbst. 

Oft  habe  ich  bei  solchen  Gängen,  bei  denen  es  sich  um  die  Unter¬ 
bringung  blinder  Geistesarbeiter  handelte,  das  Gefühl  gehabt,  als  käme  sich 
der  Normalsinnige,  der  einem  Blinden  die  gleiche  vollwertige  Leistung  zu¬ 
spricht,  minderwertig  vor.  Unbewußt  vielleicht  kommt  ihm  der  Gedanke: 
wenn  ein  Blinder  dieses  Dezernat  übernehmen  kann,  dann  ist  das,  was  ich 
leiste,  nicht  vollwertig,  und  jeder  Mensch  hält  seine  eigene  Arbeit  ja  meist 
für  die,  die  kein  andrer  ebenso  gut  verrichten  kann.  Das  ist  natürlich  irrig. 
Denn  die  Blinden,  die  das  leisten  können,  sind  meist  hochwertige  Kräfte, 
die  im  Vollbesitz  ihrer  Sehkraft  vielleicht  Ueberdurchschnittsleistungen  zu¬ 
stande  bringen  würden. 

Wenn  man  behauptet,  der  Blinde  sei  nicht  in  allen  Ressorts  verwend¬ 
bar,  so  trifft  das  bedingt  zu.  Der  Mangel  des  Gesichtssinns  ist  eben  nicht 
überall  ersetzbar,  z.  B.  bei  Augenscheinseinnahmen  u.  a.  m.  Aber  es  gibt 
Berufsarten,  die  mehr  Schreibtisch-,  Lehr-  oder  rednerische  Tätigkeit  mit 
sich  bringen  als  andere,  wo  es  nicht  nur  darauf  ankommt,  dieses  oder  jenes 
optisch,  sondern  nur  geistig  aufzunehmen  und  zu  erkennen.  Der  Blinde 
muß  selbstverständlich  für  das,  was  er  sagt  oder  schreibt,  voll  verantwort¬ 
lich  sein,  so  auch  für  Fehler  seiner  Hilfskraft,  soweit  diese  nicht,  wie  sonst 
üblich,  von  anderen  Personen  kontrolliert  wird.  Dies  natürlich  nur  mit  Bezug 
auf  die  äußere  Form  des  Schriftstückes  usw.  Da  der  blinde  Geistesarbeiter 
die  Hilfskraft  von  sich  aus  honoriert,  ist  es  abwegig,  ihn  zufolge  seines 
Gebrechens  als  halbe  Kraft  zu  bezeichnen.  Zur  Einarbeitung  wird  er  etwas 
mehr  Zeit  benötigen.  Dann  aber  wird  er  seine  Tätigkeit  als  Lehrer,  Richter, 
Pfarrer,  Anwalt  usw.  voll  übernehmen  und  erledigen.  Wenn  hier  und  da 
behördliche  oder  private  Stellen  mit  Blinden  andere  Erfahrungen  gemacht 
haben,  dann  darf  dies  nicht  ganz  allgemein  auf  das  Blindsein,  sondern  es 
muß  viel  mehr  auf  Nebenumstände  zurückgefübrt  werden,  so  auf  bestehende 
Verordnungen,  z.  B.  solche,  die  Schwerkriegsbeschädigten  die  Herab¬ 
setzung  ihrer  Dienststunden,  die  Erhöhung  ihrer  Urlaubszeit,  die  Einschrän¬ 
kung  oder  Kürzung  ihres  Dezernates  ganz  allgemein  gestatten.  So  ist  es 
nicht  die  Blindheit  im  besonderen,  sondern  die  Dienst-  oder  Kriegsbeschä- 
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digung,  die  sie  zu  diesen  Vergünstigungen  berechtigt.  Rechtsansprüche,  von 
denen  m.  W.  nur  wenige  Gebrauch  machen.  Wohl  kommt  es  vor,  daß  der 
eine  oder  andere  in  seiner  Stellung  versagt.  Dies  darf  aber  nicht  verall¬ 
gemeinert,  vor  allem  nicht  nur  auf  die  Blindheit  geschoben  werden.  Oft 
findet  der  Blinde  auch  nicht  die  verständnisvolle  äußere  Hilfe  bei  seinen 
Vorgesetzten,  Kollegen  oder  Untergebenen.  Das  Vorurteil  und  die  Ueber- 
windung  des  Minderwertigkeitsgefühls  der  andern  spielen  dabei  eine  große 
Rolle.  Eigentlich  müßten  die  Leistungen  und  Erfolge  der  letzten  20  Jahre 
den  vollen  Beweis  erbracht  haben,  daß  der  befähigte  blinde  Geistesarbeiter 
werteschaffender  wirkt  in  einer  seinen  Fähigkeiten  angemessenen  Stellung 
und  Tätigkeit.  Zwingt  man  einen  hochbegabten  Blinden,  eben  wegen  seines 
Gebrechens,  trotz  handlicherUngeschicklichkeit,einHandwerk  zu  erlernen  und 
es  auszuüben,  dann  wird  er  sich  und  den  andern  auf  die  Dauer  zur  Last  fallen. 

Der  blinde  Geistesarbeiter  ist  zwar  im  Verhältnis  zur  Gesamtheit  eine 
Seltenheit;  aber  der  Weg  zum  Studium  und  zum  höheren  Beruf  darf  ihm 
nicht  verschlossen  werden,  nur  weil  er  zufolge  des  Gebrechens  einen  un¬ 
geschickten,  manchmal  äußerlich  hilflosen  Eindruck  macht.  Es  ist  notwen¬ 
dig,  daß  heute  unseren  wehrfähigen  Volksgenossen,  die  uns  mit  ihrem  Le¬ 
ben  im  Falle  eines  Krieges  schützen,  die  bürgerliche  Existenzmöglichkeit 
garantiert  wird.  Aber  ebenso  wie  der  Frau  eine  ganz  besondere  Stellung 
im  Berufsleben  eingeräumt  und  auf  ihre  Mitarbeit  in  den  höheren  Berufen 
nicht  verzichtet  wird,  sollen  diese  Berufsmöglichkeiten  auch  denen  nicht 
vorenthalten  bleiben,  die  trotz  der  Lichtlosigkeit  dazu  befähigt  sind.  Der 
vollsinnige  Mensch  kann  ja  mit  guten  Fähigkeiten  und  Anlagen  sich  be¬ 
liebigen  Berufen  zuwenden,  während  die  Zahl  der  geeigneten  Berufe  für 
die  blinden  Geistesarbeiter  beschränkt  ist. 

Nachstehende  Annäherungswerte  mögen  Ihnen  hiervon  ein  ungefähres 
Bild  geben.  Wir  haben:  v 

6  Hochschullehrer 

19  Theologen  (Geistliche  in  kleineren  Gemeinden  oder  an  Anstalten) 

58  Philologen  (einschl.  Volks-,  Mittel-  und  Blindenschullehrer) 

44  Juristen  (höhere  Justiz-,  Verwaltungsbeamte  und  Anwälte) 

28  Nationalökonomen  (höhere  u.  mittlere  Beamte  in  öffentl.  u.  privaten  Betrieben) 
12  mittlere  Verwaltungsbeamte  (Sekretäre,  Obersekretäre,  Inspektoren) 

9  Mediziner  (Massageärzte,  Hygieniker  im  Aufklärungsdienst) 

7  Ingenieure  (Lehrer,  Gutachter  und  Vertreter) 

6  Anstalts-,  Heim-  und  Verbandsleiter 

4  Blindenbibliothekare 

3  Blindendruckverleger 

5  Blindenpfleger  und  -Fürsorger 

115  Privatmusiklehrer,  Kirchenmusikdirektoren  und  Organisten  im  Amte 
52  konzertierende  Künstler  • 

368 

9  im  Ausbildungsdienst  als  Referendare 
36  im  Studim  begriffen 
40  höhere  Schüler 


453  insgesamt,  das  sind  1,330/0  der  Gesamtblindenzahl. 
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Viele  werden  fragen:  „Diese  Zahlen  hören  wir  mit  Staunen.  Aber  welche 
Tätigkeiten  üben  denn  nun  die  blinden  Theologen,  Philologen,  Juristen, 
Nationalökonomen  usw.  eigentlich  aus?“  Pie  Antwort  möge  lauten:  Jede 
Tätigkeit,  bei  der  es  nicht  nur  auf  rein  technische  und  mechanische  Fähig¬ 
keiten,  sondern  mehr  auf  geistige  Verarbeitung  und  Leistung  ankommt. 

Den  blinden  Hochschullehrer  findet  man  als  Theologen,  Philosophen, 
Nationalökonomen,  Mathematiker,  Fürsorgewissenschaftler  im  Rahmen  der 
Hygiene.  Hier,  wo  er  sein  Wissen  frei  von  jeder  Disziplinfrage  vermitteln 
kann,  bieten  sich  keine  besonderen  Schwierigkeiten.  Allerdings  bleibt  dieser 
Beruf  nur  wenigen  außerordentlich  Begabten  Vorbehalten,  und  nur  in 
wenigen  Fällen  wird  es  einem  Blinden  gelingen,  Ordinarius  zu  werden. 

Die  meisten  unserer  blinden  Theologen  sind  Pfarrer  in  kleinen  Ge¬ 
meinden  oder  an  Anstalten  der  inneren  Mission.  Allen  Formalien  und 
Kasualien  kommen  sie  nach  kurzer  Eingewöhnung  in  ihr  Amt  auch  bei 
völliger  Lichtlosigkeit  selbständig  nach.  Bei  besonderen  Gelegenheiten  geht 
ihnen  die  Pfarrersfrau  oder  der  Küster  zur  Hand,  so  bei  Führung  der 
Kirchen-  und  Kassenbücher.  Bei  Taufen,  Einsegnungen,  Hochzeiten  und 
Beerdigungen  bedienen  sie  sich,  ohne  daß  es  dem  Laien  auffällt,  kleiner 
persönlicher  Hilfsmittel  oder  Handreichungen.  All  diese  Aeußerlichkeiten 
sind  wichtig;  sie  bilden  aber  keine  Kluft,  sondern  nur  eine  Brücke  zwischen 
dem  blinden  Seelsorger  und  seiner  Gemeinde.  Die  Liturgie,  Predigt,  Seel¬ 
und  Gemeindefürsorge  bieten  keine  Schwierigkeiten.  Sind  Besichtigungen 
oder  Besuche  erforderlich,  wird  die  Frau,  die  Gemeindeschwester  oder  die 
Fürsorgerin  mitgehen,  wie  das  sonst  auch  üblich  ist. 

Beim  Lehrer?  ganz  gleich  ob  an  höheren,  Mittel-  oder  Volksschulen, 
bietet  die  Vermittlung  des  Wissensstoffes  keine  Hindernisse.  Lediglich  die 
Frage  der  Disziplin  kann  zu  solchen  führen.  Aber  das  ist  auch  meist  bei 
vollsinnigen  Lehrern  Sache  der  Veranlagung  und  Fähigkeiten.  In  den  meisten 
Fällen  nehmen  sich  die  Blinden,  die  an  Normalschulen  tätig  sind,  eine 
Hilfe  mit,  die  die  Klassenaufsicht  führt.  Rügen  erteilt  selbstverständlich  nur 
der  Lehrer.  Im  allgemeinen  kann  aber  der  blinde  Lehrer,  da  ihm  die  päda¬ 
gogische  Arbeit  erleichtert  wird,  das  Hauptgewicht  auf  Methodik  legen. 
Am  besten  eignen  sich  Schulen,  in  denen  es  der  Lehrer  nur  mit  Erwach¬ 
senen  zu  tun  hat:  Pädagogische  Hochschulen,  Konservatorien,  Reichswehr, 
Polizei,  Führerschulen  u.  a.  m.  Aber  auch  in  den  oberen  Klassen  an  höheren 
Mädchen-  und  Knabenschulen  hat  sich  der  Blinde  bewährt,  vereinzelt  auch 
in  Mittel-  und  Volksschulen.  Natürlich  hat  man  ihm  vornehmlich  die  ethi¬ 
schen  Fächer,  wie  Religion,  Geschichte,  weiter  vielleicht  Deutsch  und  fremde 
Sprachen  übertragen.  Besonders  betonen  möchte  ich  die  Eignung  des  Blin¬ 
den  als  wissenschaftlichen  und  als  Musiklehrer  in  den  Blindenschulen.  Hier 
können  sie  nicht  nur  gute  Lehrer,  sondern  auch  Erzieher  sein.  Sie  wirken 
durch  ihr  Beispiel  und  flößen  dem  blinden  Schüler  von  vornherein  Selbst¬ 
vertrauen  ein.  Körperertüchtigung,  Aufsichtsdienst  u.  a.  soll  man  natürlich 
sehenden  Lehrern  überlassen.  Dafür  wird  der  Blinde  eine  höhere  Stunden¬ 
zahl  im  Unterricht  übernehmen.  Den  blinden  Blindenlehrer  aber  aus  soge¬ 
nannten  pädagogischen  Rücksichten,  weil  Sehende  vielseitiger  zu  verwenden 
sind,  auszuschließen,  halte  ich  vom  psychologisch-erzieherischen  Stand¬ 
punkt  aus  für  verkehrt. 

Kurz  ein  Wort  über  den  blinden  Juristen  und  Nationalökonomen  als 
Richter,  Beamter  und  Anwalt.  Eine  Tätigkeit  als  Zivilrichter  scheidet  leider 
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auf  Grund  einer  entgegenstehenden  Reichsgerichtsentscheidung  wegen  der 
damit  verbundenen  Berufsgefahr  aus.  Möglich  wäre  sie  vielleicht  vornehmlich 
in  den  Berufungs-  und  Beschwerdeinstanzen,  aber  auch  in  Vormundschafts-, 
Nachlaß-,  Fürsorgeerziehungs-  und  Vollstreckungssachen.  Demzufolge  wird 
der  blinde  Richter  im  Rahmen  der  Justiz  z.  Zt.  mit  Ausbildungsdienst  für 
höhere  und  mittlere  Justizbeamte,  weiter  in  Personal-  und  Verwaltungs¬ 
sachen,  Dienstaufsichtsbeschwerde-,  Gnadensachen  u.  a.  m.  beschäftigt;  als 
Staatsanwalt  in  der  Vorbereitung  und  internen  Vernehmung  in  Strafsachen; 
in  der  Verwaltung  als  Justitiar  und  juristischer  Hilfsarbeiter  bei  Landes¬ 
ministerien,  Provinzialregierungen,  Landesversicherungsanstalten,  Landes- 
arbeits-,  Landesfinanzämtern  usw.,  weiter  als  Beamter  bei  Fürsorge-,  Wohl- 
fahrts-,  Versorgungs-,  Steuer-  und  Rechtsabteilungen  im  höheren  und  mitt¬ 
leren  Dienst  im  Reich,  den  Ländern  und  Kommunen. 

Mit  dem  Publikum  verhandeln  sie  genau  so  wie  der  Sehende.  Sie  ver¬ 
schaffen  sich  vorher  an  Hand  der  Aktenvorgänge  ein  Bild.  Oder  sie  lassen 
sich  von  dem  Antrag-  oder  Gesuchsteller  den  Sachverhalt  berichten.  Handelt 
es  sich  um  alltägliche  Auskunft  oder  Beratung,  werden  sie  diese  aus  dem 
Stegreif  erledigen.  Können  sie  das  nicht,  so  machen  sie  sich  kurze  Notizen 
in  Seh-  oder  Punktschrift,  lassen  die  Besucher  Platz  nehmen,  gehen  in  das 
Nebenzimmer,  orientieren  sich  durch  ihre  Hilfskraft  an  Hand  der  ein¬ 
schlägigen  Literatur  und  entscheiden  alsdann  sofort.  Oder  sie  erbitten 
schriftlichen  Antrag,  den  sie  dann  schreibtischmäßig  bearbeiten. 

Genau  so  verfährt  der  blinde  Rechtsanwalt.  Sein  Plaidoyer  kann  er 
ebenso  wie  der  Sehende  auf  Grund  des  Aktenstudiums  vor  Gericht  halten. 
Während  der  Sitzungen  überreichte  Schriftsätze  läßt  er  sich  durch  seine 
Hilfe  vermitteln,  oder  wenn  diese  zu  lang  sind,  bittet  er  um  Vertagung  des 
Termins,  was  ja  auch  die  sehenden  Anwälte  tun. 

Ueber  die  blinden  Musiklehrer,  Organisten  und  Künstler  ist  nicht  viel 
zu  sagen,  da  sie  genau  so  wie  die  Vollsinnigen  arbeiten.  Hohe  musikalische 
Veranlagung  ist  selbstverständliche  Voraussetzung.  Technische  und  persön¬ 
liche  Hilfeleistungen  vermittelt  der  sehende  Begleiter.  Die  Hauptsache  bleibt 
die  musikalische  und  künstlerische  Leistung.  Dabei  ist  hervorzuheben,  daß 
sich  Gesang,  Klavier  und  Orgel  besonders  gut  für  Blinde  eignen. 

Massageärzte  in  großen  orthopädischen  und  chirurgischen  Kranken¬ 
anstalten  arbeiten  wie  ihre  sehenden  Kollegen.  Sie  haben  ihr  Studium  vor 
der  Erblindung  absolviert  und  sich  nach  dem  Unfall  spezialisiert.  Manche 
halten  Rasse-,  erbbiologische  und  hygienische  Vorträge  und  betätigen  sich 
als  Jugend-  und  Volksaufklärungsärzte. 

Es  gibt  auch  blinde  Ingenieure  und  Konstrukteure.  Einige  üben  selbst 
nach  der  Erblindung  diesen  Beruf  aus.  Andere  haben  sich  zufolge  einer 
überragenden  technischen  Begabung  diesem  erst  später  zugewandt.  Gerade 
diese  Ausnahmen  zeigen  deutlich,  daß  bei  begabten  Blinden  nicht  schema¬ 
tisch,  sondern  nur  individuell  nach  Anlagen  und  Neigungen  verfahren 
werden  muß. 

Der  Blinde,  der  den  einen  oder  anderen  oben  erwähnten  Beruf  wählen 
will,  muß  ganz  besondere  Fähigkeiten  für  sein  Fach  aufweisen  und  den 
Stempel  einer  eigenen  Persönlichkeit  tragen.  Mögen  diese  Ausführungen 
dazu  beitragen,  das  Vorurteil,  das  heute  noch  an  vielen  Stellen  herrscht, 
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zu  überwinden  und  bei  Behörden  und  privaten  Betrieben  Verständnis  für 
die  Einstellung  blinder  Geistesarbeiter  zu  wecken. 

Gelirigt  dies,  dann  wird  aus  dem  Almosen  heischenden  blinden  Bettler 
ein  werteschaffendes  und  steuerzahlendes  Glied  der  Volksgenossenschaft. 


Von  Musiklehrer  Richard  Winkler,  Breslau 

(Schluß) 

Ziele  der  Ausbildung 

Die  Musik  ist  die  Kunst,  die  dem  Blinden  am  nächsten  steht  und  ihm 
am  meisten  zu  geben  vermag.  Sie  ist  es,  die  ihn  aus  dem  grauen  Einerlei 
des  Alltags  heraushebt,  seiner  Seele  immer  wieder  frische  Schwungkraft 
gibt  und  ihn  in  eine  bessere  Welt  versetzt,  wo  er  sich  die  seelische  Kraft 
holen  kann,  sich  mit  seinem  Schicksal  abzufinden.  Die  Musik  ist  die  Sonne 
im  Leben  des  Blinden.  Vor  allem  aber  darf  auch  der  Wert  der  Musik  be¬ 
züglich  ihres  äußerst  günstigen  Einflusses  auf  die  Entwicklung  des  Cha¬ 
rakters,  also  als  wichtiges  Erziehungsmittel  für  unsere  Jugend  keinesfalls 
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unterschätzt  werden.  In  dieser  Eigenschaft  liegt  der  ideelle  Wert  dieser 
Kunst  für  jeden  Menschen,  der  nicht  im  öden  Materialismus  des  Lebens 
geistig  verkommen  will.  Es  muß  vornehmste  Pflicht  einer  jeden  Blinden¬ 
erziehungsanstalt  sein,  jedem  einigermaßen  musikalisch  veranlagten  Blinden 
eine  seinen  Fähigkeiten  entsprechende  gediegene  musikalische  Ausbildung 
zu  vermitteln.  Dadurch  wird  es  ihm  möglich,  mit  seinem,  wenn  auch  mit¬ 
unter  bescheidenen  Können  sich  und  seiner  Umgebung  Freude  und  Genuß 
zu  bereiten. 

Es  ist  gänzlich  verfehlt  und  dringend  davor  zu  warnen,  die  zur  Ver¬ 
fügung  stehenden  Musikstunden  im  Lehrplan  der  Anstalt  hauptsächlich  nur 
dazu  zu  verwenden,  einzelne  Spitzenleistungen  zu  erzielen,  da  dies  zwangs¬ 
läufig  dazu  führen  muß,  zu  Gunsten  einzelner  begabter  Schüler  die  All¬ 
gemeinheit  allzusehr  vom  Musikunterricht  auszuschalten.  Daraus  ergibt  sich, 
daß  Musiklehrer  und  Künstler  in  den  Blindenanstalten  nicht  ausgebildet 
werden  können. 

Für  die  Ausbildung  zum  Privatmusiklehrerberuf  kommen  nur  sehr 
wenige  in  Frage.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  dieser  Beruf  eine  ganz  hervor¬ 
ragende  musikalische  Begabung  erfordert,  muß  auch  eine  hohe  intellektuelle 
Begabung  vorhanden  sein,  die  den  Musikschüler  dazu  befähigt,  sich  die 
unumgänglich  notwendige  Schulbildung  für  die  Ablegung  der  Staatlichen 
Privatmusiklehrerprüfung  anzueignen.  Daß  hier  an  die  Intelligenz  und  Arbeits¬ 
kraft  des  Blinden  sehr  hohe  Anforderungen  gestellt  werden  müssen,  dürfte 
wohl  begreiflich  sein.  Persönlichkeitswerte  und  gesellschaftliche  Gewandt¬ 
heit  sind  unerläßliche  Vorraussetzung. 

Schüler,  die  für  diese  Ausbildung  in  jeder  Hinsicht  für  fähig  befunden 
worden  sind,  müssen  musikalisch  soweit  vorgebildet  werden,  daß  sie  die 
Aufnahmeprüfung  in  ein  Konservatorium  bestehen,  dort  weiter  studieren 
und  die  Staatliche  Privatmusiklehrerprüfung  ablegen  können. 

Ich  halte  diesen  Weg  schon  allein  deshalb  für  den  einzig  richtigen, 
da  hierdurch  auch  erreicht  wird,  daß  der  Blinde  so  früh  wie  möglich  unter 
Sehende  kommt,  sich  an  den  Umgang  mit  ihnen  gewöhnt  und  dadurch 
gesellschaftlich  gewandter  wird.  Dadurch  wird  ihm  Gelegenheit  geboten, 
seine  Fähigkeiten  mit  denen  seiner  sehenden  Studienkollegen  zu  vergleichen, 
was  ihn  vor  Unterschätzung,  aber  auch  vor  Ueberschätzung  seiner  Persön¬ 
lichkeit  und  seines  Könnens  bewahrt.  Schüchternheit  und  Minderwertigkeits¬ 
gefühle,  unter  denen  der  Blinde  mitunter  zu  leiden  hat,  werden  durch  den 
dauernden  Umgang  mit  Sehenden  am  leichtesten  überwunden.  Also  sobald 
als  möglich  heraus  mit  den  Blinden  in  die  Welt  der  Sehenden,  in  der  und 
mit  der  er  doch  einmal  in  Ausübung  seines  Berufes  leben  muß! 

Zur  Erwerbung  der  erforderlichen  Schulbildung  ist  der  beste  Weg,  den 
Blinden  nach  Absolvierung  der  Anstaltsschule  nach  Marburg  auf  die  Blinden¬ 
studienanstalt  zu  schicken,  wo  ihm  auch  alle  technischen  Hilfsmittel  zur 
Erreichung  seines  Zieles  in  reichstem  Maße  zur  Verfügung  stehen.  Die  voll¬ 
kommene  Beherrschung  der  Handhabung  der  Schreibmaschine  (Punktschrift 
und  Schwarzschrift)  ist  unerläßliche  Voraussetzung  und  muß  dem  Schüler 
schon  in  der  Anstalt  vermittelt  werden. 

Für  das  musikwissenschaftliche  Studium  am  Konservatorium  ist  eine 
verhältnismäßig  reiche  Auswahl  von  Fachliteratur  vorhanden,  was  den 
blinden  Musikstudenten  in  die  Lage  versetzt,  auch  auf  diesem  Gebiet  allen 
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Anforderungen  zu  entsprechen.  Gut  ist  es,  wenn  der  Blinde  eine  sehende 
Hilfskraft  zu  seiner  Verfügung  ‘hat,  die  ihm  vorlesen  und  Vorspielen  kann, 
wodurch  ihm  sein  Studium  bedeutend  erleichtert  wird. 

*  ■ 

Nach  ganz  anderen  Gesichtspunkten  muß  die  Ausbildung  von  Salon- 
und  Tanzmusikern  gestaltet  werden.  Hier  ist  ganz  besonderer  Wert  darauf 
zu  legen,  einen  mit  allen  Hunden  gehetzten  Praktiker  zu  erziehen  und  ihn 
möglichst  vielseitig  auszubilden,  um  dadurch  seine  Verwendbarkeit  zu  stei¬ 
gern  und  ihn  für  einen  erfolgreichen  Existenzkampf  tauglich  zu  machen. 
Einwandfreie  Leistungen  auf  mindestens  zwei,  wenn  möglich  drei  Instru¬ 
menten  sind  hier  dringendes  Erfordernis.  Desgleichen  auch  gediegene  Kennt¬ 
nisse  auf  dem  Gebiet  der  Harmonielehre.  Der  Schüler  muß  dauernd  dazu 
erzogen  werden,  Lieder,  leicht  faßliche  Salonmusik  und  Tänze  aller  Art 
nach  Gehör  zu  begleiten.  Ja,  er  muß  in  dieser  Hinsicht  so  weit  gefördert 
werden,  daß  er  imstande  ist,  zu  einem  vorgetragenen  Gedicht  eine  melo¬ 
dramatische  Begleitung  zu  improvisieren  oder  auch  ein  einmal  vorgesummtes 
Couplet  sofort  zu  begleiten. 

Wenn  es  auch  wahr  ist,  daß  man  sich  die  Praxis  erst  im  Beruf  holen 
kann,  muß  der  Schüler  trotzdem  systematisch  dazu  erzogen  werden,  sich 
diese  erwerben  zu  können.  Der  Blinde  kann  sich  auf  dem  Gebiete  der 
Salon-  und  Tanzmusik  nur  dann  gegen  alle  Vorurteile  behaupten,  wenn 
er  das  Publikum  durch  hervorragende  Leistungen  von  seinem  Können  über¬ 
zeugt.  Das  Publikum  hält  mit  seiner  Bewunderung  nicht  zurück,  wenn  der 
Blinde  allem  gerecht  wird,  was  es  von  ihm  verlangt,  läßt  ihn  aber  eben¬ 
soschnell  links  liegen,  wenn  er  irgendwie  versagt.  Um  mit  seinen  sehen¬ 
den  Fachkollegen  konkurrieren  zu  können,  muß  der  Blinde  zum  Mindesten 
dasselbe,  wenn  nicht  mehr  leisten  als  diese. 

Nach  alledem  ist  zu  ersehen,  daß  für  diesen  Beruf  nur  wirklich  gut 
begabte  Schüler  als  geeignet  betrachtet  werden  können,  und  daß  auch 
für  sie  die  allergediegenste  Ausbildung  gerade  gut  genug  ist.  Die  Ausbil¬ 
dung  für  diesen  Beruf  kann  nur  von  einem  Lehrer  erfolgreich  geleitet 
werden,  der  selbst  auf  diesem  Gebiet  praktisch  tätig  war  und  daher  auch 
vollkommen  Bescheid  weiß.  Ich  möchte  hier  dringend  davor  warnen,  die 
Anforderungen  zu  unterschätzen,  die  heute  an  einen  Salon-  und  Tanzmusiker 
gestellt  werden. 

Sehr  empfehlenswert  ist  es,  diese  Schüler  neben  ihrer  musikalischen 
Ausbildung  auch  als  Klavierstimmer  ausbilden  zu  lassen.  Ihr  späterer  Be¬ 
ruf  gibt  ihnen  Gelegenheit,  sich  auch  auf  diesem  Gebiet  Kundschaft  zu 
erwerben  und  damit  ihr  Einkommen  bedeutend  zu  erhöhen.  Aber  auch  hier 
muß  die  Ausbildung  die  Gewähr  dafür  geben,  daß  das  Publikum  durch 
hervorragende  Leistungen  voll  befriedigt  wird.  Eine  einzige  Pfuscherei  kann 
einen  Schaden  anrichten,  der  sehr  schwer  wieder  gut  zu  machen  ist.  Be¬ 
merken  möchte  ich  ausdrücklich,  daß  nicht  jeder  sonst  musikalische  Mensch 
sich  dazu  eignet,  ein  tüchtiger  Klavierstimmer  zu  werden.  Hierfür  sind 
körperliche  Gesundheit  und  gesunde,  widerstandsfähige  Nerven  unbedingte 
Voraussetzung.  Da  der  Klavierstimmer  auch  oft  Reparaturen  an  den  Instru¬ 
menten  auszuführen  hat,  die  mitunter  recht  kompliziert  sein  können,  ist 
manuelle  Geschicklichkeit  unentbehrlich.  Daß  dies  in  erhöhtem  Maße  für 
den  Blinden  zutrifft,  ist  leicht  begreiflich.  Die  Tatsache,  daß  oft  vorkommen¬ 
de  mechanische  Störungen  an  den  Instrumenten  mitunter  sehr  schwer  auf¬ 
zufinden  und  festzustellen  sind,  erfordert  gute  geistige  Begabung  und  Kombi- 
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nationsvermögen.  Weitere  wichtige  Voraussetzung  für  die  Eignung  zum 
Klavierstimmer  ist  ein  sehr  ausgeprägtes,  föines  Gehör,  das  auf  jede  feinste 
Schwingung  reagiert  und  den  Stimmer  dazu  befähigt,  die  Intervalle  der 
temperierten  Stimmung  festzustellen  und  eine  einwandfreie  Stimmung  zu 
liefern.  Die  Eignung  für  diesen  Beruf  kann  nur  von  einem  tüchtigen  Klavier¬ 
stimmlehrer  festgestellt  werden,  der  über  genügende  praktische  Erfahrung 
verfügt. 

Zur  gründlichen  Erlernung  dieses  Berufes  ist  mit  Rücksicht  darauf, 
daß  sie  neben  der  Ausbildung  zum  Salon-  und  Tanzmusiker  hergeht,  eine 
dreijährige  Lehrzeit  zu  fordern,  die  sich  entsprechend  verkürzt,  wenn  der 
Schüler  nur  im  Klavierstimmen  ausgebildet  wird.  Den  Abschluß  der  Aus¬ 
bildung  bildet  eine  strenge  Prüfung  auf  allen  Gebieten  dieses  Berufes,  die 
von  einer  aus  blinden  und  sehenden  Fachmännern  bestehenden  Prüfungs¬ 
kommission  abzuhalten  ist. 

Zu  erwähnen  wäre  noch  die  Ausbildung  für  den  Beruf  des  Kantors 
und  Chorleiters.  Hier  darf  aber  leider  die  Tatsache  nicht  verschwiegen 
werden,  daß  man  seitens  der  maßgebenden  Stellen  der  Anstellung  blinder 
Kirchenmusiker  immer  noch  große  Schwierigkeiten  entgegenstellt.  Hier  ist 
seitens  der  Blindenfprsorgeorganisationen  viel  Aufklärungsarbeit  zu  leisten. 
Ja,  es  kann  gesagt  werden,  daß  es  berühmte  Kirchenmusiker  unter  den  . 
Blinden  gegeben  hat  und  noch  gibt,  deren  Namen  nicht  nur  in  der  Welt 
der  Blinden,  sondern  auch  in  der  gesamten  Musikwelt  einen  guten  Klang 
hat.  Dies  dürfte  wohl  zur  Genüge  beweisen,  daß  der  Blinde  auch  in  diesem 
Beruf  seinen  Mann  stellen  kann.  Hervorragende  musikalische  und  intellek¬ 
tuelle  Begabung  sind  selbstverständlich  Voraussetzung  hierfür. 

Die  Ausbildung  für  den  Beruf  des  Instrumental-  und  Gesangskünstlers 
kann  nur  durch  Fachkünstler  erfolgen,  kommt  also  für  den  Lehrplan  einer 
Blindenanstalt  nicht  in  Frage.  Hinzu  kommt  noch  die  unbestreitbare  Tat¬ 
sache  daß  es  für  jeden  Künstler  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung 
ist,  nachweisen  zu  können,  daß  er  seine  Ausbildung  bei  einem  prominen¬ 
ten  Künstler  genossen  hat.  Hiermit  soll  aber  absolut  nicht  gesagt  sein,  daß 
dieser  Nachweis  die  Hauptsache  ist.  Bestimmend  für  die  Bewertung  eines 
jeden  Künstlers  sind  selbstverständlich  immer  nur  seine  künstlerischen 
Leistungen. 

Daß  man  an  den  maßgebenden  Stellen  stets  bestrebt  sein  soll,  jeden 
einigermaßen  dazu  befähigten  Blinden  an  den  Segnungen  eines  gediegenen 
Musikunterrichtes  teilnehmen  zu  lassen,  habe  ich  bereits  gesagt  und  begrün¬ 
det,  halte  es  aber  für  so  wichtig,  daß  ich  diese  Forderung  nochmals  wieder¬ 
holen  möchte.  Daß  die  Ausbildung  bei  denen,  die  die  Musik  nicht  beruflich 
ausüben  wollen,  andere  Wege  zu  beschreiten  hat,  ergibt  sich  aus  den  ange¬ 
strebten  Zielen.  Hier  soll  doch  dem  Schüler  nur  so  viel  praktisches  Können 
vermittelt  werden,  wie  er  zu  seiner  Erbauung  und  zur  Freude  seiner  Um¬ 
gebung  braucht.  Es  sind  nicht  immer  und  überall  künstlerische  Leistungen 
erforderlich,  diesen  rein  ideellen  Zweck  zu  erfüllen.  Ein  zur  Laute  gesungenes, 
heiteres  Liedchen,  ein  auf  der  Violine  oder  auf  dem  Klavier  gut  gespieltes 
Salon-  oder  Tanzstück  können  bei  den  Zuhörern  große  Freude  auslösen. 
Und  welche  Genugtuung  bietet  es  dem  Blinden,  seinen  Mitmenschen  eine 
Freude  bereiten  zu  können!  Wie  schön  ist  es,  wenn  der  blinde  Handwerker, 
dessen  Existenzkampf  doch  wirklich  nicht  leicht  ist,  und  der  doch  ein  biß¬ 
chen  Freude  in  seinem  Leben  so  bitter  nötig  braucht,  nach  vollbrachtem 
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Tagewerk  ein  Instrument  zur  Hand  nehmen  oder  sich  ans  Klavier  setzen 
kann,  um  bei  den  Klängen  seiner  Musik  die  Misere  des  Alltags  für  einige 
Zeit  zu  vergessen! 

Hier  darf  man  eben  nicht  nach  der  materiellen,  sondern  nur  nach  der 
ideellen  Zweckmäßigkeit  fragen.  Es  ist  gänzlich  falsch  und  vom  mensch¬ 
lichen  Standpunkt  auf  das  allerschärfste  zu  verurteilen,  sich  mit  dem  Rechen¬ 
stift  in  der  Hand  hinzusetzen  und  zu  fragen:  „Was  kostet  dieser  Unterricht, 
und  was  bringt  er  ein?“.  Nach  meiner  Meinung  muß  es  doch  so  sein,  daß 
nicht  „Das  Geld“,  sondern  einzig  und  allein  „Der  Mensch“  mit  seinen  be¬ 
rechtigten  Ansprüchen  an  Lebensfreude  und  Befriedigung  seiner  seelischen 
Bedürfnisse  in  den  Vordergrund  zu  stellen  ist. 

Wenn  es  schon  infolge  der  schwierigen  finanziellen  Verhältnisse  unserer 
Zeit  absolut  nicht  möglich  ist,  dem  Blinden  für  seine  berufliche  Ausbildung 
eine  längere  Zeit  zu  bewilligen  als  dem  Sehenden,  so  ist  es  keinesfalls  zu 
verantworten,  die  Ausbildungszeit  aus  finanziellen  Gründen  kürzer  zu  be¬ 
messen  als  für  den  Sehenden. 

Der  Schaden,  der  durch  derartiges  Verfahren  angerichtet  wird,  dürfte 
sich  später  .in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht  bitter  rächen.  Es  liegt  klar  auf 
der  Hand,  daß  nur  der  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  ein  nützliches  Glied  am 
Volkskörper  sein  kann,  der  über  eine  gediegene  Ausbildung  für  seinen  Be¬ 
ruf  verfügt.  Daß  dies  in  erhöhtem  Maße  für  den  Blinden  zutrifft,  bedarf 
wohl  nach  dem  bisher  Gesagten  keiner  weiteren  Begründung. 


Anstellungen,  Ernennungen,  Prüfungen 

1.  Juristen 

Fritsch,  R.,  Gerichtsassessor,  Frankfurt-M.,  Darmstädterlandstr.  44,  ab  2.  April 
Kommissorium  am  Amtsgericht  (Verwaltungssachen,  Unterricht  der  Super- 
numerare). 

Krause,  F.,  Dr.,  Naumburg-S.,  Barbaraplatz  5,  am  28.  März  zweite  jur.  Staats¬ 
prüfung  (kbl.). 

Künzel,  W.,  Referendar,  Marburg-L.,  Wörthstr.  11,  18.  April  zum  Dr.  jur.  pro¬ 
moviert. 

Schleicher,  A.,  Dipl. -Ing.,  Ger.-Ass.,  Dr.,  Karlsruhe-Bd.,  Ritterstr.  22,  ab  1.  April 
bei  der  Bad.  Staatskanzlei  (kbl.). 

Spargel,  E.,  Assessor,  Dr.,  Hamburg,  Lohhof  5,  ab  Mai  Verwaltungsassessor  bei 
der  amtl.  Hauptfürsorgestelle  für  Kb.  und  Kh.  (kbl.). 

Timm,  W.,  Berlin-Friedenau,  Saarstr.  18,  zum  Landger.-Direktor  am  Landgericht 
Berlin  ernannt  (Dezernat  für  Justizverwaltungssachen  (kbl.). 

2.  Philologen 

Steige,  R.,  stud.  phil.,  Breslau,  Blücherplatz  9,  am  3.  u.  4.  Mai  staatliche  Orga¬ 
nisten-  und  Chorleiterprüfung. 

3.  Verschiedenes 

Moths,  K.,  Greiz,  Weststr.  2,  ab  1.  April  bei  der  Stadt  als  Bürogehilfe  auf  Privat¬ 
dienstvertrag  angestellt. 
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Blindenbildungswesen 


(Schwarzdruckausgabe) 


Organ  der  Hochschulbücherei,  Studien¬ 
anstalt  und  Beratungsstelle  für  blinde 
Studierende  E.V.  (H.St.B.) 
und  des  Vereins  der  blinden  Aka¬ 
demiker  Deutschlands  E.V.  (V.b.A.D.), 
Marburg-Lahn 


Zeitschrift  zur  Förderung  der  Blinden¬ 
bildung,  -fürsörge  und  -Versorgung,  so¬ 
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5.  Jahrgang  Juli — September  1934  Nr.  3 


Marburg-Lahn 

Druck  und  Verlag  der  Blindenstudienanstalt 

1934 


Reichspräsident  Generalfeld¬ 
marschall  Paul  von  Beneckendorff 

und  Hindenburg 

am  2.  August  1934  verschieden 

In  seelischer  Erschütterung  und  tiefer  Trauer  stehen  die 
deutschen  kriegs-  und  friedensblinden  Akademiker  und 
Geistesarbeiter  an  der  Bahre  des  teuren  Toten.  Er  war 
uns  allen  ein  leuchtendes  Vorbild,  ein  guter  Kamerad,  ein 
treuer  Beschützer,  ein  Vater  des  Volkes  im  wahrsten  Sinne 
des  Wortes.  Paul  von  Hindenburg  wird  allen  deutschen 
kriegs-  und  friedensblinden  Akademikern  und  Geistes¬ 
arbeitern  unvergeßlich  bleiben. 

Herrn  Oberst  von  Hindenburg  und  seiner  hochverehrten 
Familie  spreche  ich  auf  diesem  Wege  im  Namen  des  Ver¬ 
eins  der  blinden  Akademiker  Deutschlands  E.  V.  in  Mar¬ 
burg-Lahn  die  innigste  und  herzlichste  Teilnahme  für  die¬ 
sen  schweren  Verlust  aus. 


Strehl 


Hindenburg  zum  Gedächtnis 

Von  Studienrat  Dr.  Hans  Ludwig,  Berlin 

Die  Totenfeiern  von  Neudeck  und  Tannenberg,  die  in  der  Seele  des 
deutschen  Volkes  und  darüber  hinaus  in  den  Herzen  der  Welt  tiefsten 
Widerhall  gefunden  haben,  sind  verklungen,  verhallt  die  Glocken,  die  die 
Trauerbotschaft  durchs  deutsche  Land  trugen:  Hindenburg,  der  deutsche 
Reichspräsident  und  Generalfeldmarschall  ist  in  die  Ewigkeit  eingegangen! 
Das  Leben  mit  seinen  alltäglichen  Aufgaben  und  Pflichten  fordert  wieder 
sein  Recht.  Und  doch,  was  haben  wir  verloren !  Ein  Mensch  ging  von  dieser 
Erde,  dessen  Leben  ein  Stück  Weltgeschichte  umschloß,  und  bei  dessen 
Eingreifen  in  ihre  Geschicke  die  Welt  den  Atem  anhielt.  Wir  aber  können 
in  aller  Trauer  um  den  großen  Toten  das  stolze  Bewußtsein  im  Herzen 
tragen,  daß  er  der  Unsere  war.  Er  war  des  deutschen  Landes  Schild  und 
eiserner  Wall  in  schweren  Kriegsläuften,  und  er  war  in  Jahren  des  Nieder¬ 
gangs  und  der  inneren  Zerrissenheit  Hüter  unseres  Vaterlandes.  Für  alle 
Kreise  des  deutschen  Volkes  war  er  ein  Vater,  und  gerade  auch  die  blinden 
Geistesarbeiter,  die  im  V.b.A.D.  zusammengefaßt  sind,  können  seiner  Für¬ 
sorge  dankbar  gedenken.  Er  verfolgte  neben  all  seinen  hohen  militärischen 
und  staatsmännischen  Aufgaben  unser  Leben  und  Schaffen  mit  herzlicher 
und  lebhafter  Anteilnahme. 

Als  im  Frühjahr  1917  die  „Hochschulbücherei,  Studienanstalt  und  Be¬ 
ratungsstelle  für  blinde  Studierende“  eröffnet  wurde  und  damit  für  die  in 
der  Verteidigung  des  Vaterlandes  erblindeten  Akademiker  eine  Möglichkeit 
gefunden  war,  sich  eine  ihren  Neigungen  und  Fähigkeiten  entsprechende 
Berufstätigkeit  zu  schaffen,  hat  Hindenburg  als  Chef  des  Generalstabes 
des  Feldheeres  diese  bedeutsame  Schöpfung  mit  seinen  besten  Wünschen 
begleitet.  Im  September  des  Jahres  1917  schrieb  er:  „Ich  habe  mit  leb¬ 
haftem  Interesse  von  dem  großzügigen  Hilf s werk  des  Vereins  zu  Gunsten 
der  bei  der  Verteidigung  des  Vaterlandes  erblindeten  Akademiker  Kennt¬ 
nis  genommen  und  wünsche  dem  Vorhaben  selbst  und  allen  denen,  die 
ihre  Kräfte  in  den  Dienst  der  Sache  stellen  wollen,  einen  vollen  Erfolg.“ 
Sein  Bild  prägte  sich  damals  in  den  Jahren  der  großen  Entscheidungs¬ 
kämpfe  tief  in  die  Herzen  jedes  einzelnen  von  uns  ein.  Dann  kam  der 
Ausgang  des  Weltkrieges,  dessen  Schicksal  er  nicht  mehr  wenden  konnte. 
Die  Novemberrevolution  tobte  über  Deutschland;  doch  der  Feldherr  übte 
die  ungeheure  Selbstüberwindung  und  führte  das  Frontheer  in  musterhafter 
Ordnung  in  die  Heimat  zurück.  Es  war  ein  graues,  schicksalschweres  Weih¬ 
nachtsfest,  das  wir  1918  in  Marburg  feierten.  Und  doch  brachte  es  eine 
helle  Freude,  als  Hindenburg  aus  dem  Hauptquartier  ein  persönliches  Schrei¬ 
ben  an  den  V.b.A.D.  schickte:  „Den  lieben  Kameraden  sage  ich  besten 
Dank  für  die  Weihnachtsgrüße,  die  ich  aufrichtig  erwidere,  von  Hinden¬ 
burg,  Generalfeld  marschall.“  Hindenburg  hatte  in  den  Text  noch  nachträg¬ 
lich  eigenhändig  „lieben"  eingefügt,  und  gab  damit  seiner  herzlichen  Ver¬ 
bundenheit  besonderen  Ausdruck. 

Und  als  dann  im  Jahre  1925  das  Vertrauen  des  deutschen  Volkes  den 
greisen  Feldmarschall  an  die  Spitze  des  Reiches  berief,  und  aus  dem  Feld¬ 
herrn  der  Staatsmann  und  Landes vater  wurde,  da  hat  auch  unter  uns  blin¬ 
den  Akademikern  ihm  mancher  seine  kleinen  Sorgen  und  Wünsche  vor¬ 
getragen.  Ein  Vater  des  Vaterlandes  war  er,  und  so  konnte  es  für  ihn 
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auch  keine  größere  Freude  geben,  als  helfen  zu  können  da,  wo  Hilfe  not 
tat.  Das  wußten  alle  die,  die  ihn  wirklich  kannten.  So  hat  man  ihm  als 
Zeichen  der  Ehrung  zu  seinem  achtzigsten  Geburtstag  nichts  Schöneres  zu 
schenken  gewußt  als  die  Mittel  für  eine  große  Stiftuug,  die  Hindenburg- 
spende  des  deutschen  Volkes,  für  deren  Verwendung  er  völlig  freie  Hand 
hatte.  Mancher  aus  unseren  Reihen  hat  aus  der  Hindenburgspende  in  seiner 
beruflichen  Ausbildung  oder  in  wirtschaftlich  schwierigen  Zeiten  praktische 
Hilfe  erfahren  und  dadurch  wieder  neuen  Mut  und  neue  Kraft  gewonnen. 

Das  Kuratorium  der  Hindenburgspende  hat  dann  auch  unter  seinem 
Vorsitzenden,  Herrn  Ministerialrat  Dr.  Karstedt,  die  Anregung  zur  Heraus¬ 
gabe  und  Blindendrucklegung  der  ausgezeichneten  Schrift  gegeben:  Hin- 
denburg  der  Feldherr,  der  Mensch  und  Staatsmann.  Die  Marburger  Blin¬ 
denstudienanstalt  hat  das  Werk  für  den  RBV.  gedruckt,  und  es  ist  allen 
Blindenbibliotheken  und  Erholungsheimen  kostenlos  zugestellt  worden.  Ein 
Büchlein,  das  für  alle  Blinden,  die  sich  geistig  beschäftigen  und  für  mili¬ 
tärisches  Geschehen,  menschliche  Größe  und  staatsmännisches  Gestalten 
Verständnis,  haben,  eine  wertvolle  Bereicherung  ist.  In  diesem  Zusammen¬ 
hang  verdient  noch  erwähnt  zu  werden,  daß  die  Marburger  Blindenstudien¬ 
anstalt  vor  dem  Tode  des  Reichspräsidenten  sein  biographisches  Werk: 
„Aus  meinem  Leben“,  mit  Zuschuß  des  Herrn  Reichsarbeitsministers  in 
Blindendruck  begonnen  und  bereits  zwei  Bände  davon  herausgegeben  hat. 

Hier  sprechen  Leben  und  Taten  dieser  großen  Persönlichkeit  ganz  un¬ 
mittelbar  zu  uns.  Hindenburg  verkörpert  in  sich  den  Geist  des  alten  Preu¬ 
ßentums,  den  Geist  der  Pflichterfüllung  und  Hingabe  an  das  Vaterland- 
Und  dieser  alte  echt  preußische  Geist  ragt  hinein  in  unsere  Zeit.  Er  sagt 
einmal  selbst:  „Maßgebend  in  meinem  Leben  und  Tun  war  für  mich  nicht 
der  Beifall  der  Welt,  sondern  die  eigene  Ueberzeugung,  die  Pflicht  und  das 
Gewissen.“  So  treu  sich  selbst,  steht  er  da  in  aller  Zeit  der  Verwirrung. 
Während  einer  Regierung,  der  er  innerlich  nicht  zu  folgen  vermochte,  hat 
er  doch  seine  Pflicht  getan,  um  das  Beste  für  sein  Vaterland  zu  erreichen. 
Von  vielen  verkannt  ist  er  seinen  Weg  gegangen  und  hat  doch  nur  an  das 
Wohl  seines  Vaterlandes  gedacht.  „Ich  bin  todmüde;  aber  ich  werde  stehen, 
bis  ich  umfalle,  solange  dieser  alte  Körper  noch  zu  etwas  gut  ist,  für  ein 
Beispiel,“  so  sagte  er,  und  so  hat  er  gehandelt.  Wenn  seine  Kräfte  auch 
kaum  noch  reichen  wollten,  er  wußte,  was  er  für  sein  Volk  in  schwerer 
Zeit  bedeutete.  Das  gab  ihm  immer  wieder  neue  Kraft.  So  hielt  er  aus,  bis 
er  einer  neuen  Zeit  die  Hand  reichen  konnte.  Am  Tage  von  Potsdam  gab 
er  einem  Manne,  dessen  Liebe  und  Hingabe  zu  Deutschland  er  erkannte, 
dem  genialen  Führer  der  nationalsozialistischen  Bewegung,  Adolf  Hitler, 
die  Hand  und  öffnete  ihm  den  Weg  für  sein  großes  Werk.  Er  sah  noch 
dieses  neue  Werk  des  Wiederaufbaues  entstehen  und  blickte  voll  Hoffnung 
in  die  Zukunft.  Dann  trat  er  ab  von  seinem  Posten,  auf  dem  er  treu  aus¬ 
geharrt  hatte.  Sein  Tagewerk  war  vollbracht,  und  er  konnte  erhobenen 
Hauptes  vor  seinen  Herrgott  treten,  „ein  treuer  Diener  seines  Volkes“. 

Wir  blinden  Geistesarbeiter  können  das  Andenken  des  großen  Deut¬ 
schen  nicht  besser  ehren  und  bewahren,  als  wenn  wir  uns  von  seinem 
Wesen  und  Geiste  innerlich  berühren  lassen  und  seinem  Vorbilde  nachzu¬ 
leben  trachten.  Jeder  von  uns  ist  auf  einen  anderen  Platz  gestellt,  und  es 
kommt  darauf  an,  daß  wir  unser  Leben  einordnen  in  einen  größeren  Zu- 
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sammenhang,  in  die  schaffende  Volksgemeinschaft.  Dann  werden  wir  fin¬ 
den,  daß  es  auf  jeden  einzelnen  von  uns  ankommt.  Denn  auch  für  uns 
muß  das  Wort  Hindenburgs  gelten:  „Bis  zu  meinem  letzten  Atemzuge  wird 
die  Wiedergeburt  Deutschlands  meine  einzige  Sorge,  der  Inhalt  meines 
Bangens  und  Betens  sein.“ 


Bundesamt  für  das  Heimatwesen 

Aus:  Deutsche  Zeitschrift  für  Wohlfahrtspflege,  10.  Jh.  Nr.  1,  April  34,  S.  33 ff. 

FV.  §  9  Abs.  1  u.  2 

Wer  außerhalb  einer  Anstalt  wohnt  und  die  Hauptmahlzeiten  einnimmt, 
kann  als  Pflegling  der  Anstalt  nicht  etwa  deshalb  gelten,  weil  er  dort  die 
übrigen  Mahlzeiten  einnimmt.  BFV.  Marburg-Lahn,  BFV.  Amtsverband  des 
Amtsbezirks  Oldenburg,  Beigeladener  BFV.  Landkreis  Goslar  v.  31.  10.  1933, 
Bd.  84  S.  47. 

Gründe: 

Der  Kläger  verlangt  Kosten  erstattet,  die  ihm  seit  Januar  1930  für  den 
durch  Unfall  erblindeten,  am  5.  Mai  1904  geborenen  Studenten  Hans  L. 
durch  dessen  Aufenthalt  in  der  Blindenstudienanstalt  zu  Marburg  entstehen. 

L.  hat  sich  zunächst  zur  Vorbereitung  für  das  Abiturientenexamen  am 
27.  Januar  1925  von  Oldenburg  aus  in  die  Blindenstudienanstalt  begeben 
und  ist  dort  bis  zum  18.  Februar  1926  geblieben.  Bis  zum  Oktober  1925 
hat  der  Vater  die  Kosten  getragen,  die  später  entstandenen  sind  von  dritter 
Seite  ersetzt  worden.  Vom  18.  Februar  1926  an  hat  sich  L.  in  Belgrad  und 
Saly  in  Ungarn  aufgehalten  und  ist  dann  Ende  Mai  oder  Anfang  Juni  1927 
nach  Oldenburg  zu  seinen  Eltern  zurückgekehrt  und  mit  ihnen  nach  Hunt¬ 
losen  (Bezirk  des  Beklagten)  verzogen.  Am  16.  Juli  1927  ist  er  wieder  nach 
Marburg  zurückgekehrt  und  hat  in  der  dortigen  Blindenstudienanstalt  am 
13.  September  1928  die  Reifeprüfung  bestanden.  Nach  kurzem  Aufenthalt 
bei  seinen  inzwischen  nach  Goslar  verzogenen  Eltern  hat  er  sich  zum  Stu¬ 
dium  der  Rechtswissenschaften  in  die  Blindenstudienanstalt  nach  Marburg 
zurückbegeben,  wo  er  seit  dem  1.  Januar  1930  von  dem  Kläger  mit  44  RM. 
monatlich  unterstützt  wird.  Nach  Ablegung  der  Reifeprüfung  hat  L.  nicht 
mehr  in  der  Anstalt,  sondern  in  einem  durch  deren  Vermittlung  für  ihn 
gemieteten  Zimmer  gewohnt  (Auskunft  der  Anstalt  vom  7.  Januar  1931). 
Die  Mittagsmahlzeiten  pflegte  er  in  der  „Mensa“  in  der  Universität  (oder 
an  einem  Freitische)  einzunehmen,  die  übrigen  Mahlzeiten  in  der  Anstalt. 

Der  Kläger  ist  der  Ansicht,  daß  die  Blindenstudienanstalt  dem  L.  als 
Anstalt  im  Sinne  des  §  9  FV.  gedient  habe,  und  daß  der  Beklagte  als  der 
für  Huntlosen  zuständigen  BFV.  endgültig  fürsorgepflichtig  sei. 

Der  Beklagte  hat  eingewandt,  daß  die  Hilfsbedürftigkeit  des  L.  bereits 
im  Oktober  1925  dem  BFV.  Stadt  Oldenburg  bekanntgeworden  sei,  und 
daß  dieser  daher  endgültig  fürsorgepflichtig  sein  würde;  er  hat  ferner  be¬ 
stritten,  daß  die  Blindenstudienanstalt  in  Marburg  eine  Fürsorgeanstalt  im 
Sinne  des  §  9  FV.  sei. 
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Nach  Vernehmung  des  Leiters  der  Blindenstudienanstalt  Dr.  S.  und  des 
Hans  L.  hat  der  Vorderrichter  die  Klage  abgewiesen.  Er  führt  aus,  L.  sei 
seit  seiner  Studentenzeit  nicht  in  einer  Fürsorgeanstalt  im  Sinne  des  §  9 
FV.  gewesen,  da  er  nicht  in  der  Blindenstudienanstalt  genächtigt  und  an¬ 
scheinend  auch  keine  Mahlzeiten  eingenommen  habe.  Auch  gehe  die  Er¬ 
möglichung  des  Universitätsstudiums  über  den  Rahmen  des  fürsorgerechtlich 
Vertretbaren  hinaus. 

Gegen  diese  Entscheidung  hat  der  Kläger  Berufung  eingelegt,  deren 
Zurückweisung  der  Beklagte  beantragt. 

Auf  den  Antrag  des  Klägers  hat  das  BAH.  den  BFV.  Landkreis  Goslar  zum 
Verfahren  beigeladen,  der  seine  endgültige  Fürsorgepflicht  bestritten  hat. 

Es  war,  wie  geschehen,  zu  erkennen. 

Das  BAH.  ist  der  ausführlich  und  einwandfrei  begründeten  Entscheidung 
des  Vorderrichters  beigetreten.  Im  einzelnen  sei  noch  bemerkt: 

Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Blindenstudienanstalt  in  Marburg 
allgemein  als  Fürsorgeanstalt  im  Sinne  des  §  9  FV.  anzusehen  ist,  da  sie 
dem  L.  nicht  als  solche  gedient  hat.  Fürsorgeanstalten  sind  in  erster  Linie 
Anstalten,  welche  eines  besonderen  Schutzes  bedürftige  Personen  durch 
Aufnahme  in  ihre  Obhut  vor  Schaden  an  Leib  oder  Seele  bewahren,  sei 
es,  daß  sie  dieses  Schutzes  wegen  körperlicher  oder  wegen  geistiger  Ge¬ 
brechen  bedürfen.  An  einer  solchen  anstaltsmäßigen  Betreuung  hat  es  aber 
bei  L.  gefehlt,  der  außerhalb  der  Anstalt  gewohnt  und  seine  Hauptmahl¬ 
zeiten  auch  nicht  dort  eingenommen  hat.  Es  sind  daher  bei  L.  wesentliche 
Momente  anstaltsmäßiger  Obhut  nicht  vorhanden  gewesen.  Einer  solchen 
hat  L.  auch  nicht  bedurft,  da  er  nicht  völlig  erblindet  und  noch  imstande 
war,  weite  Reisen  in  das  Ausland  selbständig  zu  unternehmen.  Nur  aus¬ 
nahmsweise  hat  das  BAH.  außerhalb  des  Anstaltsbezirkes  untergebrachte, 
aber  der  Anstaltsaufsicht  unterstehende  Personen  —  Fürsorgezöglinge  und 
Geisteskranke  —  unter  bestimmten  weiteren  Voraussetzungen  den  Anstalts¬ 
pfleglingen  gleichgestellt;  zu  diesen  Personen  hat  L.  aber  nicht  gehört. 
Lediglich  als  Blinder  bedurfte  er  nicht  anstaltsmäßiger  Fürsorge;  im  Vorder¬ 
gründe  seiner  Beziehungen  zu  der  Studienanstalt  stand  die  Ausbildung  zu 
einem  Berufe.  §  6  RGS.  findet  auf  L.  keine  Anwendung,  da  er  bereits  am 
5.  Mai  1925  volljährig  geworden  ist.  Nach  §  6e  RGS.  gehört  allerdings  auch 
die  Erwerbsbefähigung  Blinder  zu  den  Fürsorgeaufgaben.  Es  trifft  ferner 
zu,  daß  die  Fürsorge  für  Friedensblinde  im  Rahmen  des  §  17  RGS.  Auf¬ 
gabe  der  gehobenen  Fürsorge  ist  (vgl.  Baath,  FV.  9.  Aufl.,  S.  39  Fußnote  6 
und  Erlaß  des  Pr.  Ministers  für  Volkswohlfahrt  vom  14.  Januar  1930,  be¬ 
treffend  öffentliche  Fürsorge  für  Blinde,  Volkswohlfahrt  S.  111  und  Baath 
a.  a.  0.  S.  558).  Aber  auch  bei  wohlwollendster  Beurteilung  kann  die  Vor¬ 
bereitung  zum  Referendarexamen  nicht  zu  den  Fürsorgeaufgaben  gerechnet 
werden,  die  noch  in  den  durch  §  35  RGS.  erweiterten  Rahmen  der  von 
einem  Fürsorgeverbande  gewährten  Hilfe  fallen  (vgl.  zuletzt  Entscheidung 
BAH.  Bd.  83  S.  88)  *). 
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Kommt  aber  der  Schutz  des  §  9  FV.  dem  Kläger  im  vorliegenden  Falle 
nicht  zugute,  so  ist  weder  der  Beklagte  noch  der  Beigeladene  endgültig 
fürsorgepflichtig.  Die  Bezugnahme  des  Klägers  auf  die  Vorschrift  des  §  7 


1)  DZW.  IX.  Sp.  475  b. 
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Abs.  3  FV.  a.  F.  greift  schon  um  deswillen  nicht  Platz,  weil  auf  Grund  dieser 
inzwischen  aufgehobenen  Bestimmungen  nach  feststehender  Rechtspre¬ 
chung  des  BAH.  Kostenersatz  nicht  verlangt  werden  kann  (vgl.  Baath,  FV. 
8.  Aufl.,  S.  84). 

Die  Berufung  mußte  daher  auf  Kosten  des  Klägers  zurückgewiesen 
werden. 


M.  E.  wurde  bei  der  obigen  Entscheidung  von  2  irrigen  Voraussetzungen 
ausgegangen : 

1.  Wenn  auch  stud.  H.  L.  in  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  ge¬ 
wohnt  und  seine  gesamten  Mahlzeiten  dort  eingenommen  hätte,  so  muß 
festgestellt  werden,  daß  die  Blindenstudienanstalt  keinesfalls  nach  §  9  FV. 
„eine  Kranken-,  Entbindungs-,  Heil-,  Pflege-  oder  sonstige  Fürsorgeanstalt, 
Erziehungsanstalt  oder  eine  Straf-,  Arbeits-  oder  sonstige  Zwangsanstalt  ist. 
Es  handelt  sich  hier  lediglich  um  eine  Anstalt  zur  Unterstützung  der  Be¬ 
rufsausbildung,  die  den  blinden  Studierenden,  die  die  Universität  in  Mar¬ 
burg  oder  anderwärts  besuchen,  kulturelle,  soziale  und  wirtschaftliche  För¬ 
derung  bietet. 

2.  Es  liegt  zweifellos  ein  Irrtum  vor,  wenn  das  BAH.  sich  auf  den 
Standpunkt  stellt,  daß  §  6  RGS.  auf  L.  keine  Anwendung  finde,  da  er 
„bereits  am  5.  Mai  1 925  volljährig  geworden“  sei.  §  6  umschreibt  lediglich 
den  notwendigen  Lebensbedarf  für  die,  die  nach  §§  1  und  5  der  RGS.  als 
hilfsbedürftig  zu  betrachten  sind.  Hilfsbedürftigkeit  im  Sinne  des  §  5  lag 
unbedingt  bei  L.  vor,  sodaß  auf  ihn  auch  §  6  Anwendung  finden  mußte. 

Die  „Erläuterungen  zu  den  Reichsgrundsätzen  über  Voraussetzung,  Art 
und  Maß  der  öffentlichen  Fürsorge“  im  „Reichsarbeitsblatt“.  Amtl.  Teil, 
Jg.  1924,  Nr.  29/30,  S.  494/5,  betonen  zu  §  6  in  Abs.  3:  „Ebenso  bestimmt 
§  6e,  daß  auch  bei  Blinden,  Taubstummen  und  Krüppeln  die  Erwerbs¬ 
befähigung  zur  Pflichtaufgabe  der  Fürsorge  gehört.  Die  Erfahrungen,  be¬ 
sonders  in  der  sozialen  Kriegsbeschädigtenfürsorge,  haben  ergeben,  daß  es 
die  wirksamste,  würdigste  und  im  Endergebnisse  sparsamste  Hilfe  für  der¬ 
artige  Schwererwerbsbeschränkte  ist,  ihre  Kräfte  dem  Wirtschaftsleben  nutz¬ 
bar  zu  machen.  Die  Fürsorge  wird  daher  im  Endergebnis  nicht  verteuert, 
wenn  sie  verpflichtet  wird,  von  vornherein  auch  diese  Erwerbsbefähigung 
in  ihren  Aufgabenkreis  einzubeziehen.“ 

Selbst  durch  den  gehobenen  Unterstützungssatz  nach  §  17  RGS.  wird 
kaum  mehr  als  der  in  §  6  RGS.  umrissene  „notwendige  Lebensbedarf“  für 
den  in  Not  geratenen,  also  nach  §  5  RGS.  hilfsbedürftigen  stud.  jur.  H.  L. 
gewährt.  Es  ist  abwegig,  festzustellen,  daß  dieser  Unterstützungssatz  etwa 
nach  §  6e  RGS.  bzw.  §  35  RGS.  das  Studium  bzw.  die  Referendarausbil¬ 
dung  des  H.  L.  sichergestellt  habe.  Diese  Kosten  wurden  restlos  von  privaten 
Stellen  getragen. 

Da  H.  L.  seinen  „gewöhnlichen  Aufenthalt“  in  Marburg  hatte,  die  Blin¬ 
denstudienanstalt  im  Sinne  des  §  9  der  FV.  nicht  als  eine  Fürsorgeerziehungs¬ 
anstalt  anzusehen  ist,  und  selbst  der  gehobene  Unterstützungssatz  ihm  die 
akademische  Ausbildung  nicht  sicherstellen  konnte,  sondern  lediglich  zur 
Deckung  des  notwendigen  Lebensbedarfs  diente,  mußte  der  Kläger  end- 


gültig  abgewiesen  werden.  Es  besteht  bei  H.  L.  fortgesetzte  Hilfsbedürftig¬ 
keit,  solange  dieser  nicht  eine  ihm  billigerweise  zuzumutende  bezahlte 
Tätigkeit  ausübt. 


M.  E.  kann  man  aus  der  obigen  Entscheidung  nicht  die  Folgerung  zie¬ 
hen,  daß  in  außergewöhnlichen  Fällen  nicht  im  Rahmen  des  §  6  in  Ver¬ 
bindung  mit  §  17  und  §  35  RGS.  über  den  gehobenen  Satz  des  notwen¬ 
digen  Lebensbedarfs  hinaus  eine  Beihilfe  für  begabte  Blinde  zur  Durch¬ 
führung  des  Studiums  und  zur  Ausbildung  im  Referendardienst  —  sei  es 
als  Jurist  oder  als  Philologe  — ,  zu  den  Aufgaben  der  Fürsorgeverbände 
gerechnet  werden  dürfte.  Dies  vornehmlich  in  Fällen,  in  denen  der  betr. 
Blinde  manuell  ungeschickt  und  für  ein  Handwerk  oder  einen  anderen 
mechanischen  Beruf  ungeeignet  erscheint,  während  er  infolge  seiner  über¬ 
ragenden  geistigen  Veranlagung  nach  Ablegung  der  akademischen  und 
staatlichen  Prüfungen  befähigt  wird,  sich  im  öffentlichen  Dienst  oder  im 
freien  Beruf  eine  Existenz  zu  gründen.  Die  für  diese  Berufsausbildung  auf¬ 
gewendeten  Sondermittel  dürften,  da  sie  den  gehobenen  Satz  für  den  notwen¬ 
digen  Lebensbedarf  in  den  meisten  Fällen  nur  um  geringe  Summen  über¬ 
steigen,  trotz  des  längeren  Studiums  und  des  Vorbereitungsdienstes  auf  die 
2.  Staatsprüfung  geringer  sein  als  eine  4 jährige,  in  einer  Blindenanstalt 
vermittelte  handwerkliche  Ausbildung,  die  auch  nicht  von  vornherein  Ge¬ 
währ  bietet,  daß  der  blinde  Handwerker  sich  später  seinen  Lebensunter¬ 
halt  völlig  selbständig  verdienen  kann.  Es  kann  daher  erwartet  werden, 
daß  nach  den  an  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  mit  blinden  Geistes¬ 
arbeitern  gemachten  Erfahrungen  die  öffentliche  Fürsorge  großzügig  und 
nach  weitausschauenden  Gesichtspunkten  arbeitet.  Dies  besonders  auch, 
wenn  musikalisch  begabte  Blinde  in  Frage  kommen,  bei  denen  nach  Ab¬ 
legung  der  Obersekundareife-,  ja  selbst  der  Abiturientenprüfung  ein  2 — 3- 
jähriges  Studium  an  einem  staatlich  anerkannten  Konservatorium  oder  an 
einer  Musikhochschule  Voraussetzung  für  die  Ablegung  der  Privatmusik¬ 
lehrerprüfung  ist. 

Strehl 


Verwaltungsbericht  der  Blindenstudienanstalt 

für  die  Zeit  vom  1.  Oktober  1932 — 31.  März  1934 

Räumlich  haben  wir  uns  seit  1.  Oktober  1932  nicht  verändert.  Uns 
gehören:  Die  Grundstücke  Wörthstraße  9/11  mit  der  Hochschulbücherei, 
dem  Studentenheim,  dem  Büro,  dem  Archiv  und  der  Beratungsstelle;  die 
Häuser  Am  Schlag  1  mit  Schülerheim,  Am  Schlag  2  mit  der  höheren  Blinden¬ 
schule  und  dem  Wirtschaftsgebäude;  Am  Schlag  10  das  Verlagsgebäude  mit 
der  Blindendruckerei  und  -binderei,  der  Abschreibe-  und  Korrekturabteilung, 
der  Buchhaltung,  dem  Lager  und  der  mechanischen  Versuchswerkstätte. 

Die  Bestände  der  Hochschulbücherei,  des  Kernstücks  der  Marburger 
Einrichtungen,  haben  sich  von  16325  am  1.  Oktober  1932  auf  18285  Bände 
am  1.  April  1934  erhöht.  Das  ergibt  einen  Zuwachs  von  1960  Bänden.  Die 
Bestände  verteilen  sich  auf  die  folgenden  4  Hauptdisziplinen: 
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Einzelbände 

Doppelbände 

insgesamt 

Wissenschaftliche  Literatur 

9  742 

4  639 

14  381 

Belehrende  Schriften  .  . 

252 

107 

359 

Schöne  Literatur  .... 

1618 

323 

1941 

Noten . 

1445 

159 

1  604 

insgesamt 

13  057 

5  228 

18  285 

Die  gegebenen  Zahlen  zeigen  den  überwiegend  starken  Anteil  der  wissen¬ 
schaftlichen  Literatur,  die  auch  unserer  Bücherei  ihren  Charakter  verleiht. 
1931  wurde  mit  Unterstützung  des  Reichsarbeitsministeriums  der  „Gesamt¬ 
katalog  der  öffentlichen  Blindenleihbüchereien“  herausgebracht.  Das  Real¬ 
schema  dieses  GK.  dient  als  systematische  Grundlage  zur  Vereinheitlichung 
des  Blindenbüchereiwesens.  Ein  Ergänzungsband,  umfassend  die  Jahre 
1931 — 35,  etwa  20  Druckbogen  stark  ist  in  Vorbereitung.  Wir  hoffen,  die 
erforderlichen  Zuschüsse  für  diesen  wertvollen  Zusatzband  im  Interesse  der 
gesamten  deutschen  Blindenbüchereien  und  ihrer  Leser  von  der  öffentlichen 
Hand  zu  erhalten. 

Ueber  die  eigenen  Bestände  gaben  wir  1930  einen  Punktschriftkatalog 
heraus,  der  durch  monatliche  Anlagen  zu  unserer  Punktschriftzeitung  „Bei¬ 
träge  zum  Blindenbildungswesen“  ergänzt  wird.  Die  Zahl  der  Entleiher  betrug: 

1932:  1321 
1933:  1446 

.  1934:  1489  (bis  1.  April) 

Von  den  Lesern  waren  1931  40°/o  Kriegs-,  60°/o  Friedensblinde,  im  Jahre 
1934  dagegen  25°/o  Kriegs-,  75°/o  Friedensblinde.  Die  Ausleihe  betrug: 

1932:  19  042  Bände 

1933:  23  845  „ 

1934:  6  094  „  (vom  1.  1.— 1.  4.  1934) 

Das  ergibt  im  Jahre  1934  einen  Ein-  und  Ausgang  von  je  81  Bänden  pro 
Tag.  Von  den  Neueinstellungen  entfallen  etwa  80°/o  auf  Eigenherstellung 
in  Druck-  und  Handschrift;  etwa  20°/o  sind  durch  den  Buchhandel  erworben 
worden,  davon  18°/o  im  In-,  20°/o  im  Auslande.  Infolge  der  Mittelknappheit 
war  es  oft  nicht  möglich,  die  sehr  teuren,  aber  inhaltlich  wertvollen  aus¬ 
ländischen  Werke  anzuschaffen.  Zum  überwiegenden  Teil  bleiben  wir  auf 
die  handschriftliche  Eigenübertragung  angewiesen. 

Unsere  Schwarzdruckbücherei  betrug  damals  7418,  jetzt  7985  Bände. 
Diese  verteilen  sich  auf  6  Disziplinen  wie  folgt: 


Wissenschaftliche  Literatur  .  . 

4  570 

Bände 

Allgemein  belehrende  Schriften 

118 

» 

Schöne  Literatur . 

131 

V 

Blindenwesen . 

2  904 

V 

Noten . 

15 

V 

Schülerbibliothek . 

247 

V 

insgesamt 

7  985 

Bände 

Diese  Abteilung  bildet  einen  wertvollen  Bestandteil  unserer  Einrichtungen. 
Wir  müssen  jeweils  den  Schwarzdruck  in  mehreren  Exemplaren  von  den 
Werken  besitzen,  die  in  Blindendruck-  oder  -handschrift  angefertigt  werden. 
Weiter  gehen  uns  alle  Neuerscheinungen  über  das  Blindenwesen  zu.  Blinde 
Studierende,  die  die  grundlegenden  Werke  aller  Disziplinen  weder  in  der 
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Universitätsbibliothek  noch  in  den  Seminaren  auf  längere  Zeit  ausleihen 
können,  sie  aber  für  die  Anfertigung  wissenschaftlicher  Arbeiten  zum  Vor¬ 
lesen  benötigen,  benutzen  gern  diese  Schwarzdruckbibliothek.  Auch  für 
unser  Lehrerkollegium,  unser  Archiv  und  unsere  Beratungsstelle  sind  diese 
Bücherbestände  eine  wesentliche  Hilfe.  Sie  werden  im  Rahmen  der  Punkt- 
schriftbücherei  mitverwaltet. 

Der  Verlag,  der  die  Druckerei  und  Binderei  umfaßt,  weist  folgenden 
Bestand  auf: 

364  Werke,  1  052  Bände,  46  574  Platten,  93  148  Seiten 

gegen  1932:  308  „  901  „  38  233  „  76  466 

Das  Verlagsverzeichnis  weist  wissenschaftliche  und  belehrende,  vor¬ 
nehmlich  Schulliteratur  auf.  Es  werden  auch  Werke  für  fremde  Stellen 
gedruckt,  wobei  der  Herstellungspreis  in  Ansatz  gebracht  wird.  Alle  Bücher 
in  Druck-  und  Handschrift  werden  nach  der  Marburger  Systematik  her¬ 
gestellt.  Teil  I  (Systematische  Darstellung  der  Brailleschen  Vollschrift),  Teil  II 
(Systematische  Anleitung  zur  Uebertragung  literarischer,  besonders  auch 
wissenschaftlicher  Werke  in  Punktschrift)  und  Teil  III  (Systematischer  Leit¬ 
faden  zum  Gebrauch  der  deutschen  Blindenkurzschrift)  wurden  auf  dem 
3.  Blindenwohlfahrtskongreß  1930  zu  Nürnberg  als  typographische  Grund¬ 
lage  für  das  gesamte  Blindenschrifttum  anerkannt.  Im  Jahre  1930  haben 
wir  Teil  IV  (System  der  Mathemathik-  und  Chemieschrift)  auch  in  Schwarz¬ 
druck  herausgegeben.  Es  sind  Verhandlungen  über  eine  Internationalisierung 
dieses,  des  lateinischen,  griechischen,  hebräischen  und  Lautschriftsystems 
nach  der  Marburger  Vorlage  im  Gange.  Eine  solche  internationale  Verein¬ 
heitlichung  würde  den  nach  dieser  Systematik  angefertigten  Blindenbüchern 
einen  größeren  Leserkreis  und  somit  einen  besseren  Absatz  erschließen. 
Auf  Grund  des  vorhandenen  Plattenbestandes  kann  der  Verlag  nach  Be¬ 
darf  Neuauflagen  herstellen.  Dadurch  erwächst  der  Blindenstudienanstalt 
nach  und  nach  eine  Einnahmequelle,  wenngleich  diese  wegen  der  geringen 
Kaufkraft  der  Blindenbüchereien,  -anstalten  und  Blinden  nicht  überschätzt 
werden  darf.  Die  Binderei-  und  Abziehabteilung  arbeiten  für  die  gesamten 
Bibliotheks-,  Archiv-  und  Verlagsabteilungen. 

Eine  kleine  Schwarz-Hausdruckerei  sorgt  für  Titeldrucke,  den  Druck 
der  „Beiträge  zum  Blindenbildungswesen“,  Sonderschriften, •  Sitzungs-  und 
Kuratoriumsberichte,  Fluglätter,  Buchhaltungs-,  Büromaterial  u.  dgl.  Da  es 
sich  bei  allen  diesen  Drucken  nur  um  kleine  Auflagen  handelt,  würden 
die  Arbeiten,  wenn  anderwärts  ausgeführt,  zu  teuer,  während  sich  hier  die 
Abteilung  organisch  in  die  Verlagsabteilung  mit  Blindendruckerei  und 
-binderei  einfügt. 

Die  mechanische  Werkstätte  verbessert  und  erzeugt  technische  Hilfs- 
und  Unterrichtsmittel;  vornehmlich  sorgt  sie  für  alle  in  unseren  Häusern 
vorkommenden  Reparaturen.  Sie  beaufsichtigt  unseren  Maschinenpark,  hält 
die  Büroschreib-  und  Blindenschriftmaschinen  des  eigenen  Betriebes  instand, 
gegen  Entgelt  die  der  Schüler  und  Studierenden  sowie  auswärtiger  Inter¬ 
essenten.  Wir  haben  in  der  letzten  Zeit  Zeichen-,  Notensetz-,  Notenschreib¬ 
geräte,  Aluminium-Trichtertafeln  in  allen  Formen  herausgebracht.  Die  Mar¬ 
burger  Blindenstenographiermaschine  ist  in  ihrer  Konstruktion  fertig;  die 
Fabrikation  wird  im  Laufe  des  Jahres  begonnen. 
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Die  Lagerabteilung  verwaltet  die  Bestände  und  besorgt  den  gesamten 
Absatz  technischer  Hilfsmittel  eigener  und  fremder  Produktion. 

Für  die  handschriftliche  Uebertragung  und  den  Verlag  arbeitet  die 
Korrekturabteilung.  Der  wissenschaftliche  Charakter  unserer  Bücherei,  un¬ 
seres  Verlages  und  unserer  Abschreibeabteilung  verlangt  eine  sorgfältige 
Ueberprüfung  des  Gedruckten  und  Geschriebenen,  um  bibliothekstechnisch, 
typographisch,  orthographisch  und  sachlich  einwandfreie  Drucke  und  Hand¬ 
schriften  herzustellen. 

Die  Studienanstalt  zerfällt  in  das  Studentenheim,  die  Aufbauschule  mit 
Reform -Realgymnasialziel,  die  höhere  Handelsschul-  und  die  Musik-Pro¬ 
seminarabteilung,  das  Schülerheim  mit  Garten,  Park,  Turn-  und  Spielplatz. 
Es  waren  in  Marburg  im 


Semester 

Schüler 

Studierende 

in  Ausbildung 

insgesamt 

W.S.  1932/33 

27 

16 

5 

48 

S.S.  1933 

25 

16 

2 

43 

W.S.  1933/34 

23 

21 

2 

46 

Bis  zum  1.  April  1934  haben  insgesamt  277  Blinde  die  Einrichtungen  der 
Marburger  Blindenstudienanstalt  unmittelbar  beansprucht.  Von  diesen  sind 
z.  Zt.  (1.  April  1934): 


verstorben . 30 

Im  Beruf . 147 

In  Ausbildung . 26 

Im  Studium . 30 

Zurück  in  die  Heimat  .  .  25 

Schüler . 19 

(Im  Sommerhalbjahr  1934  32) 


Sie  gehören  folgenden  Ländern  an: 

Deutsche  Reichsangehörige  .  233 


1.  Preußen . 160 

2.  Baden . 11 

3.  Bayern . 14 

4.  Braunschweig  ....  5 

5.  Bremen .  1 

6.  Hamburg . 11 

7.  Hessen-Darmstadt  .  .  5 

8.  Lübeck .  1 

9.  Mecklenburg  ....  2 

10.  Oldenburg .  3 

11.  Sachsen . 11 

12.  Thüringen  .....  7 

13.  Württemberg  ....  2 


Zusammen  233 

Ausländer  .  . . 44 

277 

Abgesehen  von  den  Lesern  unserer  Hochschulbücherei  werden  etwa  600 
blinde  Geistesarbeiter  mittelbar  durch  die  Einrichtungen  der  Marburger 
Blindenstudienanstalt  laufend  betreut  und  beraten. 


75 


Der  Lehrkörper  unserer  Reform-Realgymnasialschule  umfaßt  einen  Schul¬ 
leiter,  6  vollamtliche  und  4  nebenamtlich  beschäftigte  Lehrkräfte.  Die  voll¬ 
amtlichen  Kräfte  geben  25  Wochenstunden  und  übernehmen  nachmittags 
den  Arbeits-Aufsichtsdienst  in  der  Schule. 


Die  Leistungen  der  Schüler  waren  durchschnittlich  gut,  z.  T.  sehr  gut. 
In  der  Zeit  vom  1.  Oktober  1932 — 1.  April  1934  wurden  folgende  Prüfungen 


abgelegt: 


Datum 
Ostern  33 

Herbst  33 


Reifeprüfung 

Name 

Paul  Altenhenne,  Werries/Westfalen 


Kurt  Decker,  Thallichtenberg,  Bez.  Trier 
Scharnhorst  Puikys,  Vechelde,  Braunschweig 
Frieda  Röhrig,  Marienberg/Westerwald 


Ziel 

stud.  jur. 

stud.  theol. 
stud.  jur. 
stud.  phil. 


Ostern  34 


Rudolf  Hafner,  Augsburg 
Walther  Mulock  Houwer,  Leiden  (Holland) 
Annemarie  Schulze,  Erxleben  bei  Magdeburg 
Margarete  Wenders,  Düsseldorf 


stud.  jur.  . 
stud.  math. 
Kindergärtnerin 
Handelsschule 


Primareife 


Ostern  33 
Herbst  33 


Walter  Küster,  Celle 

Alfred  Kohlhaus,  Neustadt/Orla 


W  ohlf  ahrtspf  1  e  ger 
Handelsschule 


Schulschlußprüfung 


Herbst  33 
Ostern  34 


Handelsschule 

Korrektor 


Karl-Heinz  Schüler,  Stettin 
Bernd  Goebel,  Marburg 

Insgesamt  haben  seit  Restehen  der  Schule  die  Abiturientenprüfung  53,  die 
Primareife  2,  die  Obersekundareife  17  abgelegt. 


Der  Gesundheits-  und  Körperzustand  der  Schüler  ist  von  unserem  Haus¬ 
arzt  als  recht  befriedigend  festgestellt.  Ihre  körperliche,  geistige  und  seelische 
Entwicklung  ist  normal.  Die  Augenuntersuchungen  werden  regelmäßig  halb¬ 
jährlich  durch  die  Universitäts-Augenklinik  durchgeführt.  Die  Auswahl  unter 
den  blinden  Schülern  wird  heute  noch  strenger  getroffen  als  früher.  Be¬ 
gabte  werden  bis  zur  mittleren  und  Obersekundareife,  Hochbegabte  bis  zum 
Studium  gebracht.  Musikalischen  Neigungen  und  Fähigkeiten  gehen  wir 
nach,  um  die  Schüler  nach  abgelegter  Schulschlußprüfung  den  Konserva¬ 
torien  und  Hochschulen  über  unser  Musik-Proseminar  zuzuführen.  Es  wäre 
dankenswert,  wenn  die  deutschen  Blindenanstalten  die  Marburger  Bestre¬ 
bungen  dadurch  unterstützen,  daß  sie  wirklich  begabte  Schüler  zur  Ablegung 
der  mittleren,  Obersekunda-  und  Hochschulreifeprüfung  ausschließlich  nach 
Marburg  schickten,  um  eine  noch  stärkere  Ausnützung  dieser  Schuleinrich¬ 
tung  zu  gewährleisten.  Der  Lehrkörper  und  die  Lehrmittel  sind  so  beschaffen, 
daß  bei  bester  Förderung  des  Schülers  der  geringste  körperliche  und  gei¬ 
stige  Aufwand  von  ihm  verlangt  wird.  Wir  sind  bemüht,  Schüler,  Schüle¬ 
rinnen  und  Studierende  in  stete  Berührung  mit  dem  Leben  zu  bringen, 
sodaß  sie  nicht  zu  Sonderlingen  und  Eigenbrödlern  erzogen  werden. 


Das  Reichsarbeitsministerium  ist  gebeten,  im  Benehmen  mit  dem  Reichs¬ 
ministerium  des  Innern  durch  das  Preußische  Ministerium  für  Wissenschaft, 
Kunst  und  Volksbildung  die  Zuerkennung  der  Hochschulreife  denjenigen 
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unserer  blinden  Schüler  und  Schülerinnen  zu  erwirken,  die  wissenschaft¬ 
lich  gute  Ergebnisse  erzielen,  und  die  charakterlich  und  politisch  einwand¬ 
frei  sind.  Durch  besondere  Sportkurse  streben  wir  an,  die  Körperertüchti¬ 
gung  zu  heben.  Soweit  möglich,  wird  unsere  blinde  Jugend  in  den  BDM. 
und  in  die  HJ.  eingegliedert.  Vom  Werkhalbjahr  können  die  blinden  Abi¬ 
turienten  befreit  werden;  doch  streben  wir  eine  Sonderregelung  an,  die 
den  blinden  Schulentlassenen  mit  der  Volksgemeinschaft  in  Verbindung 
bringt  und  ihm  Gelegenheit  gibt*  der  Allgemeinheit  zu  dienen. 

Das  Büro  und  die  Beratungsstelle  dienen  der  Berufsfürsorge  in  Ver¬ 
bindung  mit  allen  öffentlichen  und  privaten  Stellen  des  Reiches,  der  Länder, 
der  Provinzen,  sowie  den  Hauptfürsorgestellen  und  Blindenanstalten.  Den 
wärmsten  Dank  für  tatkräftige  Unterstützung  schulden  wir  dem  Fürsorge¬ 
referenten  im  Reichsarbeitsministerium,  Herrn  Oberregierungsrat  Dr.  Rhode. 
Es  handelt  sich  bei  dieser  Arbeit  um  eine  stete  Aufklärung  in  Wort  und 
Schrift.  Sie  wird  zum  Teil  unterstützt  durch  unsere  Zeitschrift  „Beiträge 
zum  Blindenbildungswesen“,  die  „Handbücher  der  Blindenwohlfahrtspflege“ 
mit  Ergänzungsheften. 

Im  Benehmen  mit  den  Behörden,  insbesondere  dem  Reichsarbeitsmini¬ 
sterium,  sind  wir  bemüht,  die  blinden  Geistesarbeiter  nach  Vollendung  der 
Studien  bei  Behörden  oder  in  Privatunternehmungen  unterzubringen  oder 
ihnen  zur  Gründung  einer  freien  Berufstätigkeit  behilflich  zu  sein.  Ein¬ 
gehende  Auskunft  über  diese  Bemühungen  gibt  die  von  der  Marburger 
Blindenstudienanstalt  von  Zeit  zu  Zeit  herausgegebene  Berufsstatistik  blinder 
Geistesarbeiter. 

Das  unserer  Beratungsstelle  angegliederte  Archiv  arbeitet  Gutachten  aus, 
stellt  Statistiken  zusammen,  sichtet  Material  und  bespricht  Bücher. 

Wenngleich  die  Blindenstudienanstalt  als  ein  kulturelles  und  sozial¬ 
karitatives  Unternehmen  stets  auf  Zuschüsse  angewiesen  sein  wird,  so  ar¬ 
beitet  sie  in  allen  Abteilungen  wirtschaftlich. 

Was  die  Blindenstudienanstalt  für  die  kriegsblinden  Geistesarbeiter  ge¬ 
tan  hat,  wurde  in  einer  kleinen  Broschüre  „Die  Kriegsblindenfürsorge  der 
Marburger  Blindenstudienanstalt  von  1915  bis  1932“  (Marburg  1932)  nieder¬ 
gelegt.  Die  dort  geschilderte  Arbeit  hat  sich  nunmehr  fast  gänzlich  auf  die 
Friedensblinden  übertragen.  Langsam  beginnen  sich  die  Erfolge  der  Kriegs¬ 
blinden  auch  auf  die  Friedensblinden  auszuwirken.  Dies  war  nur  möglich, 
weil  uns  die  Behörden,  vornehmlich  das  Reichsarbeitsministerium  und  das 
Preußische  Ministerium  für  Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung  unter¬ 
stützten. 


Aus  der  Praxis  des  Schreibunterrichts 
in  Noten-Schwarzschrift  für  blinde  Schüler 

Von  B.  Obermann,  Zeichenlehrer  an  der  Blindenstudienanstalt 

Das  Wichtigste,  was  die  musikalische  Erziehung  dem  einzelnen  Men¬ 
schen  verleihen  kann,  ist  unbestritten  die  Erweckung  und  planmäßige 
Heranbildung  des  schöpferischen  musikalischen  Wahrnehmungsvermögens, 
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die  Entwicklung  seiner  Fähigkeit  zur  musikalischen  Aktivität.  „Das  Ge¬ 
lingen  der  reinen  Form  erfordert  neben  dem  schöpferischen  Musiker  die 
mitschöpferische  Gesellschaft.  Das  schöpferische  Element  im  Einzelnen  flüssig 
zu  machen,  ihn  Musik  empfinden  und  erleben  zu  lassen,  ist  das  ideale  Ziel 
des  Musikunterrichts.“ 

Musikalisches  Erleben  besteht  aber  nicht  nur  im  Empfangen,  musi¬ 
kalisches  Erleben  drängt  nach  Auswirken,  drängt  nach  Gestaltung,  nach 
Darstellung.  Seit  Urväterzeit  müht  man  sich  um  ein  möglichst  treffliches 


Bild  1:  Marburger  Notensetzgerät 

Mittel  solcher  Darstellung  in  Schrift.  Sieghaft  hat  sich  als  solches  die  Note 
herausgebildet  und  behauptet.  Die  musikalische  Erziehung  fürs  praktische 
Leben  kann  nun  einmal  das  Notensystem  nicht  entbehren,  sodaß  man  sogar 
von  seiten  der  früheren  Gegner  der  Notenschrift  jetzt  bereits  im  4.  Schul¬ 
jahr  der  Volksschule  diese  einführen  will. 

Wenn  für  den  blinden  Schüler  die  Braillesche  Notenschrift  nach  ihrer 
ganzen  Eigenart  als  bestes  Element  des  musiksprachlichen  Ausdrucks  vom 
„geschriebenen“  Werke  her  gelten  kann,  so  kommt  sie  kaum  inbetracht 
bei  der  Niederschrift  einer  Melodie,  einer  Harmonie  seitens  des  Schülers, 
des  Musiktreibenden,  die  für  Sehende  bestimmt  ist,  für  sie  lesbar  sein  soll. 
Wie  ist  beim  Blinden  diese  klaffende  Lücke  zu  beseitigen?  Wie  kann  er 
sich  musikschriftlich  der  Umwelt  verständlich  machen?  Wie  kann  ihm  ge¬ 
holfen  werden,  damit  er  auch  hier  inbezug  auf  technisches  Können  dem 
Sehenden  nicht  nachsteht? 
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Das  gegebene  Verständigungs-  bzw.  Ausdrucksmittel  kann  eben  nur 
die  Schwarzschriftnote  mit  all  ihrem  Zeichenzubehör  sein,  wie  sie  dem 
Sehenden  gilt.  Seit  Jahren  bemüht  sich  die  Blindenstudienanstalt  Marburg 
um  Schaffung  von  Hilfsgeräten,  die  dem  blinden  Musikschüler  oder  Musik¬ 
treibenden  das  Darstellen  der  Schwarzdrucknoten  nebst  Hilfszeichen  er¬ 
möglicht.  Als  erstes  unentbehrliches  Hilfsmittel  auf  diesem  Wege  erweist 
sich  das  Marburger  Notensetzgerät  (Bild  1),  das  naturgemäß  dem 
Lernenden  zuerst  die  Noten-  und  Hilfszeichenformen  des  Schwarzdrucks 
vermittelt  und  ihm  dann  die  Möglichkeit  gibt,  diese  in  Reliefform  gefer¬ 
tigten  Zeichen  in  ein  Normalnotenliniensystem,  das  auf  der  Wachstafel  ein¬ 
geritzt  ebenso  wie  jene  Zeichen  für  ihn  taktil-motorisch  erfaßbar,  kon¬ 
trollierbar  ist,  einzutragen  bzw.  zu  setzen. 

Hat  der  blinde  Schüler  im  Erfassen  und  Setzen  der  Zeichen  die  nötige 
Sicherheit  erlangt,  so  beginnt  er  unter  Zuhilfenahme  des  von  der  Marburger 


Bild  2:  Saiten-Notenschreibgerät 

Blindenstudienanstalt  nach  langer  gründlicher  Erprobung  herausgebrachten 
Saiten-Notenschreibgeräts  (Bild  2)  mit  der  eigenhändigen  Darstellung 
der  Noten  und  der  Hilfszeichen  mittels  eines  Bleistiftes,  am  besten  eines 
harten  (Nr.  3  oder  4). 

Auf  eine  Sperrholztafel  wird  das  leere  Blatt  mit  Reißstiftchen  (es  ge¬ 
nügen  zwei)  festgesteckt,  der  Rahmen  aufgelegt  und  mittels  der  Schraube 
rechts  befestigt.  Das  notwendige  Liniensystem  fertigt  sich  der  Schüler  selbst, 
indem  er  unter  Vorführung  und  leichter  Niederhaltung  der  als  Lineal  zu 
benutzenden  Saiten  —  sie  lassen  sich,  falls  ihre  Spannung  nachläßt,  nach¬ 
schrauben  bzw.  anziehen  —  die  Linien  hinlegt.  Noch  bieten  ihm  also  hier 
die  fünf  festliegenden  Saiten  sowie  ein  beigegebener  kleiner  Schieber  (der, 
mit  der  linken  Hand  festgedrückt  gehalten,  angibt,  wo  das  letzte  Zeichen 
gesetzt  ist;  der  auch  als  Richtunggeber  bei  Notenhals  und  Taktstrichen 
dient)  einen  ständigen  Anhalt  zur  Orientierung,  und  er  schreibt  seine  Zei¬ 
chen  in,  auf,  über  oder  unter  dieses  Linien-(Saiten-)system.  Die  geschrie¬ 
benen  Zeichen  selbst  kann  er  allerdings  nicht  kontrollieren.  Der  Apparat 
soll  ja  auch  ein  Uebergangshilfsmittel  darstellen  auf  dem  Wege  zum  Ziel, 
dem  Darstellen  der  Schwarzschriftnote  mit  ihren  Hilfszeichen  ähnlich  wie 
beim  Schreiben  mit  der  Schreibmaschine.  Die  Abstände  zwischen  den  ein- 
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zelnen  Notensystemen  können  beliebig  groß  gewählt  werden.  Eine  einge¬ 
steckte  Nadel  vermag  die  Orientierung  zu  erleichtern. 

Schließlich  wurde  als  3.  und  letztes  Hilfsmittel  ein  Schwarzschrift- 
Notenschreibgerät  (Bild  3  und  4)  aus  mehrjähriger  praktischer  Erfah¬ 
rung  heraus  geschaffen.  Es  sollte  in  seiner  ganzen  Art  denkbar  einfach, 
also  vom  Schüler  möglichst  mühelos,  ohne  zu  vieles  Ueberlegen  zu  be¬ 
nutzen  sein.  Alles  Differenzieren  hinsichtlich  der  Anordnung  der  wesent¬ 
lichen  Schablonenteile,  alle  taktil-motorisch  zu  erfassenden  Merkmale  am 
Gerät  mußten  aufs  allernotwendigste  beschränkt  bleiben,  kurz:  das  Schreib- 


Bild  3:  Schwarzschrift-Notenschreibgerät 

gerät  sollte  denkbar  einfach  sein.  Seit  1  Jahre  ist  dieses  Gerät  nunmehr 
im  Unterricht  an  der  Aufbauschule  der  Blindenstudienanstalt  praktisch  er¬ 
probt  worden,  es  hat  sich  als  brauchbarstes  Hilfsmittel  dieser  Art  vortreff¬ 
lich  bewährt. 

Dieses  Schwarzschrift -Notenschreibgerät  besteht  zunächst  aus  einer 
Sperrholztafel,  auf  welcher  das  Schreibpapier  mittels  Reißstiftchen  an  den 
Ecken  (es  genügen  zwei)  befestigt  wird.  Hiernach  wird  mittels  einer  Schraube 
der  Rahmen  festgespannt,  so,  daß  die  mit  Zentimetereinteilung  versehene 
Rahmenleiste  nach  unten  liegt.  In  den  freien  Innenraum  legt  man  nun  das 
mit  den  5  Notenlinien-Schlitzen  versehene  Lineal,  um  zunächst  mit  Hilfe 
eines  Bleistiftes  (es  empfiehlt  sich  die  Verwendung  eines  Minenbleistifts, 
weil  er  nicht  gespitzt  zu  werden  braucht)  diese  5  Notenlinien  zu  ziehen. 
Nach  Entfernung  des  Schlitzlineals  wird  nun  die  Notenschrift-Schablone  so 
eingelegt,  daß  die  Zapfenführung  passend  auf  der  oberen  Rahmenleiste 
läuft,  die  zeigerförmige  Spitze  auf  der  Zentimeterleiste  unten  liegt.  Auf 
dem  von  Zentimeter  zu  Zentimeter  verschiebbaren  Zeiger  befindet  sich  ein 
um  die  halbe  Notenzwischenraumbreite  nach  oben  bzw.  unten  verstellbarer 
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mit  den  Notenlöchern  und  5  eingefeilten  Orientierungskerben  versehener 
Schieber  mit  Knopf,  auf  dem  praktischerweise  beim  Schreiben  stets  der 
Daumen  der  linken  Hand  ruht.  Ist  der  Schieber  nach  unten  gedrückt,  so 
liegt  die  unterste  Kerbe  stets  auf  der  ersten,  die  nächste  auf  der  2.  Linie 
usw.  Die  Lochöffnung  zwischen  der  1.  und  2.  Kerbe  bezeichnet  also  den 
1.  Zwischenraum,  im  Violin-Schlüssel  also  die  Lage  der  Note  f.  Entspre¬ 
chend  liegen  alle  übrigen  Zwischenraumnoten.  Wird  der  Schieber  hochge¬ 
schoben,  so  bezeichnen  die  Löcher  entsprechend  die  Lage  der  Liniennoten. 
Die  Noten  werden  nun  ihrem  Werte  entsprechend  eingezeichnet.  Nach  einiger 


Bild  4:  Schwarzschrift-Notenschreibgerät 

Uebung  sind  auch  die  Noten  und  Hilfszeichen  über  und  unter  dem  System 
leicht  darzustellen.  Notenhals-,  Taktstriche  u.  ä.  sind  an  der  Schieberkante 
entlang  zu  ziehen.  Auch  für  alle  anderen  Zeichen  gibt  der  Schieber  die  ge¬ 
wünschten  Anhaltspunkte.  Die  Zentimetereinteilung  an  der  unteren  Rahmen¬ 
leiste  gibt  die  Orientierung  für  die  von  Intervall  zu  Intervall,  von  Akkord 
zu  Akkord  fortzubewegende  Schablone.  Sie  kann  auch  einen  sicheren  An¬ 
halt  geben  bei  späterer  mehrzeiliger  Harmonisierung.  Der  Abstand  zwischen 
den  einzelnen  Liniensystemen  kann  wieder  beliebig  groß  gewählt,  die 
Orientierung  dabei  durch  eine  eingesteckte  Nadel  erleichtert  werden. 


Gerrit  van  der  Mey,  ein  blinder  Konstrukteur 

Von  Wigbert  Sehranz,  naturw.  Lehrer  an  der  Blindenstudienanstalt, 

Marburg-Lahn 

Daß  der  Blinde  auf  vielen  Gebieten  des  täglichen  Lebens  durchaus 
gleiches  wie  der  Sehende  leisten  kann,  ist  eine  Tatsache.  Voraussetzungen 
dafür  sind  das  Vorhandensein  der  entsprechenden  Begabung,  eine  gründ¬ 
liche  Ausbildung  und  der  Wille,  die  sich  entgegenstellenden  Schwierigkeiten 
zu  überwinden,  zu  denen  auch  besonders  das  unberechtigte  Vorurteil  der 
Sehenden  den  Leistungen  der  Blinden  gegenüber  gehört.  Die  Begabungen 
sind  bei  den  Nichtsehenden  keineswegs  einseitig,  sondern  sie  zeigen  die 

gleiche  Mannigfaltigkeit  wie  bei  den  Se¬ 
henden.  Im  Folgenden  möchte  ich  von 
der  technischen  Begabung  eines  Blinden, 
des  Primaners  der  Blindenstudienanstalt 
in  Marburg  an  der  Lahn,  Gerrit  van  der 
Mey,  berichten.  Sie  hat  besonders  Aus¬ 
druck  gefunden  in  zwei  Maschinenkon¬ 
struktionen,  die  mit  den  Teilen  eines  Me¬ 
tallbaukastens  ausgeführt  wurden.  Die 
beiden  Maschinen  sind  nicht  nach  Vor¬ 
lagen  gebaut,  soliden  es  sind  Neuschöp¬ 
fungen,  maschinelle  Lösungen  schwieri¬ 
ger  technischer  Vorgänge.  Es  handelt  sich 
um  eine  Webmaschine  und  um  eine  Ma¬ 
schine  zum  Verpacken  und  Verkleben 
von  Paketen.  Van  der  Mey  hat  niemals 
Gelegenheit  gehabt,  ähnliche  Maschinen 
durch  Abtasten  kennen  zu  lernen.  Die 
Leistung  ist  so  außerordentlich,  daß  eine 
Veröffentlichung  selbstverständlich  ist,  zumal  dieses  Beispiel  den  Blinden  und 
den  Sehenden  manches  zu  sagen  hat.  Man  sieht,  daß  eine  Begabung  auch 
beim  Blinden  sich  nicht  zurückdrängen  läßt,  sondern,  wenn  sie  vorhanden  ist, 
mächtig  nach  Ausdruck  sucht  und  nicht  halt  macht,  weil  für  ihn  die  Schwierig¬ 
keiten  zu  groß  sind.  Der  Blinde  kann  sogar,  trotzdem  ihm  das  Augenlicht 
fehlt,  durch  umso  stärkere  Pflege  seiner  Fähigkeiten  und  durch  Anspannung 
des  Willens  vieles  über  dem  Durchschnitt  leisten. 

Gerrit  van  der  Mey  ist  Holländer  und  wurde  am  5.  Januar  1914  in  Lisse 
geboren.  Sein  Vater  ist  Blumenzüchter.  Schon  in  früher  Jugend  zeigte  Gerrit 
van  der  Mey  starkes  technisches  Interesse  und  Freude  am  Zeichnen.  Die 
technische  Begabung  scheint  aus  der  väterlichen  Familie  zu  stammen.  Sie 
tritt  besonders  hervor  bei  einem  Bruder  des  Vaters,  der  Ingenieur  ist  und 
sich  einen  Namen  als  Spezialist  im  Eisenbetonbau  gemacht  hat.  Durch  eine 
Gehirnhautentzündung  erblindete  Gerrit  van  der  Mey  mit  5  Jahren  voll¬ 
ständig  und  trat  1922  in  die  Blindenanstalt  zu  Huis  ter  Heide  ein.  Nach  dem 
Besuch  dieser  Voranstalt  kam  er  1926  in  die  Blindenanstalt  zu  Amsterdam. 
Da  man  der  Anschauung  war,  daß  dem  Blinden  der  technische  Beruf  ver¬ 
schlossen  sei,  sollte  er  dort  zum  Musiklehrer,  dann  zum  Stenotypist  aus¬ 
gebildet  werden.  An  diesen  Berufen  hatte  er  aber  keine  Freude.  Wie  zur 
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Abwehr  brach  bei  ihm  seine  Liebe  zum  Technischen  umso  stärker  hervor, 
die  ihm  noch  durch  folgendes  bestärkt  wurde.  Er  erzählt,  daß  er  durch 
das  Fehlen  des  Augenlichtes  und  das  schlechte  Hören  auf  dem  linken  Ohr 
in  der  Gesellschaft  mit  anderen  Menschen  immer  etwas  das  Gefühl  gehabt 
hätte,  abseits  zu  stehen.  Diese  Empfindung  führte  dazu,  daß  er  lieber  für 
sich  alleine  war  und  sich  verbissen  mit  seinem  Metallbaukasten  beschäftigte. 
1931  kam  er  nach  Marburg  a.  d.  L.  in  die  Reform-Realgymnasial-Abteilung 
der  Blindenstudienanstalt.  Dort  ist  schon  recht  bald  seine  große  Begabung 
in  Erscheinung  getreten.  Er  ist  ein  sehr  guter  Schüler  und  zeigt  nicht  nur 
einseitiges  Interesse  für  die  Mathematik  und  die  naturwissenschaftlichen 
Fächer,  sondern  auch  die  Beschäftigung  mit  den  fremden  Sprachen,  beson¬ 
ders  das  Sprachen  vergleichen,  macht  ihm  Freude.  Seit  einiger  Zeit  treibt 
er  für  sich  allein  das  Friesische.  Große  Befriedigung  und  Erholung  findet 
er  auch  im  Klavierspiel.  Er  schätzt  besonders  Bach  und  Beethoven  und  hat 
auf  Schulveranstaltungen  öfters  schon  Proben  seines  Könnens  gegeben.  Die 
körperliche  Ertüchtigung  erscheint  ihm  in  gleicher  Weise  wichtig.  Morgens 
ist  er  einer  der  ersten  draußen  auf  dem  Turnplatz  bei  gutem  und  schlechtem 
Wetter.  Er  zeigt  in  seiner  ganzen  Lebensführung  etwas  Abgeklärtes,  Ziel¬ 
sicheres  und  macht  sich  bewußt  frei  von  dem  wenig  nützenden  Pessimismus. 
Seinen  Mitschülern  ist  er  ein  guter,  helfender  Kamerad.  Mit  großem  Ver¬ 
ständnis  für  die  Ideen  des  Nationalsozialismus  hat  er  den  Umbruch  Deutsch¬ 
lands  miterlebt. 

Die  beiden  Maschinen  hat  Gerrit  van  der  Mey  in  den  Ferien  gebaut, 
zunächst  die  Webmaschine,  dann  die  Einpackmaschine,  an  deren  restloser 
Durcharbeitung  er  eben  noch  ist.  Er  verwendet  zum  Bauen  die  Meccano- 
Kästen  und  hat  damit  alles,  was  an  Festigkeit  und  Genauigkeit  überhaupt 
möglich  ist,  herausgeholt.  Neuerdings  geht  er  dazu  über,  selbstgebogene 
Drähte  zu  verwenden.  Bei  seinen  neuen  Plänen  (z.  B.  Bau  einer  Muster¬ 
webmaschine)  will  er  die  Selbstanfertigung  von  Spezialteilen  noch  weiter 
ausbauen,  um  die  Grenzen,  die  das  Material  seinen  technischen  Wünschen 
setzt,  soweit  wie  möglich  zu  erweitern.  Die  Ausführung  der  Konstruktion 
beginnt  erst,  wenn  der  Plan  dafür  im  Kopfe  genau  durchgearbeitet  ist.  In 
reichem  Maße  wendet  er  dabei  seine  hervorragenden  mathematischen  und 
physikalischen  Kenntnisse  an.  Oftmals  ist  es  so,  daß  er  gerade  durch  die 
Maschinen  auf  Probleme  aufmerksam  wird,  an  deren  Lösung  er  sich  alleine 
versucht.  Das  ist  übrigens  sehr  charakteristisch  für  ihn,  Probleme  so  weit 
wie  möglich  ohne  Hilfe  zu  lösen,  auch  wenn  dabei  einmal  Umwege  zu 
machen  sind.  Nur  das  gibt  ihm  Befriedigung,  Dargebotenes  widerstrebt  ihm. 
Auffällig  ist  an  seinen  Maschinen  die  betriebssichere  Anordnung  der  ein¬ 
zelnen  Teile,  die  im  Arbeitsgang  kaum  aus  dem  festen  Gerüst  herauskommen. 
Geachtet  wurde  auch  besonders  auf  den  ausgeglichenen  Gang  der  Maschinen, 
daß  die  Arbeitsleistung  des  antreibenden  Motors  in  den  einzelnen  Phasen 
ziemlich  gleich  bleibt.  Diese  Harmonie  zeigt  sich  auch  rein  äußerlich  in  der 
Anordnung  des  Ganzen,  ohne  daß  das  Auge  hierbei  mitwirken  konnte  und 
brauchte. 

Maschinen  mit  solcher  Kompliziertheit  kurz  zu  beschreiben,  ist  nicht 
einfach.  Es  soll  trotzdem  versucht  werden,  unterstützt  durch  den  jungen 
Konstrukteur  und  die  beigefügten  Aufnahmen  ein  ungefähres  Bild  von  den 
Arbeitsgängen  zu  geben. 
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Zum  Verständnis  der  Webmaschine  muß  erwähnt  werden,  daß  ein  Ge¬ 
webe  aus  Längsfäden  besteht,  die  durch  Querfäden  miteinander  verbunden 
werden.  Dabei  verlaufen  die  Querfäden  abwechselnd  über  einem  oder  unter 
einem  Längsfaden,  wobei  benachbarte  Querfäden  entgegengesetzten  Rich¬ 
tungssinn  haben. 


In  der  Webmaschine  sind  40  wollene  Längsfäden  zu  einer  Breite  von 
8  cm  nebeneinander  ausgespannt.  Auf  der  einen  Seite  (Abb.  links  hinten) 
sind  diese  Fäden  auf  einer  breiten  Rolle  aufgewickelt  und  auf  der  anderen 
Seite  (Abb.  rechts  vorne)  an  einer  ähnlichen  Rolle  befestigt,  die  gedreht 
wird  und  das  fertige  Tuch  aufwickelt.  Die  Fäden  bleiben  immer  unter  Span¬ 
nung,  da  die  erste  Rolle  eine  Bremsung  hat.  Kurz  nach  dem  Verlassen  dieser 
Rolle  geht  jeder  Faden  durch  ein  Oehr  in  halber  Höhe  eines  senkrechten 
Drahtes.  Die  Drähte  für  die 
Fäden  1,  3,  5  usw.  sind  an 
einem  Rahmen,  die  übrigen 
an  einem  zweiten  Rahmen  be¬ 
festigt.  Beide  Rahmen  stehen 
unmittelbar  voreinander  und 
sind  mit  Ketten  verbunden, 
die  über  Zahnräder  laufen. 

Auf  diese  Weise  ist  eine  senk¬ 
rechte  Verschiebung  gegen¬ 
einander  ermöglicht;  entwe¬ 
der  sind  die  Fäden  1, 3,  5  usw. 
oben  und  2,  4,  6  usw.  unten 
oder  umgekehrt.  Von  dort  ge¬ 
hen  die  Fäden  durch  einen 
Kamm,  in  dem  jeder  Faden 
seinen  Schlitz  hat.  Unmittel¬ 
bar  davor  befindet  sich  eine 
Schiene  senkrecht  zur  Faden¬ 
richtung,  auf  der  ein  Schiff¬ 
chen,  in  dem  ein  langer  Woll- 
faden  auf  ein  Stäbchen  auf-  Webmaschine  von  Gerrit  van  der  Mey 

gewickelt  ist,  hin-  und  her¬ 
gleitet.  Der  Gang  ist  nun  folgendermaßen:  Zunächst  wird  ein  Teil  der  Längs¬ 
fäden  1,  3,  5  usw.  oder  2,  4,  6  usw.  hinunter,  flach  auf  die  Schiene  gezogen, 
während  der  andere  Teil  sich  nach  oben  bewegt.  Dann  gleitet  das  Schiff¬ 
chen  von  einem  Ende  der  Schiene  durch  die  Oeffnung  zwischen  den  Fäden 
an  das  andere  Ende,  wobei  sein  Faden,  der  zu  Beginn  noch  festgehalten 
werden  muß,  sich  abwickelt.  Die  Bewegung  des  Schiffchens  erfolgt  durch 
einen  leichten  Balken  unter  der  Schiene,  der  hin-  und  herstößt  und  zwi¬ 
schen  zwei  Hämmerchen  an  seinen  Enden  das  Schiffchen  entsprechend 
bewegt.  Eine  große  Schwierigkeit  bereitete  die  richtige  Bremsung  des  Schiff¬ 
chens,  da  es  häufig  durch  den  Anprall  zurücksprang.  Das  wurde  in  der 
Hauptsache  durch  das  Anbringen  eines  Stäbchens  beseitigt,  gegen  das  das 
Schiffchen  an  der  Seite  stößt  und  wodurch  es  seine  Richtung  etwas  ab¬ 
ändert.  Nachdem  das  Schiffchen  hinüber  gegangen  ist,  wechseln  die  Fäden. 
Diejenigen,  welche  erst  oben  waren,  kommen  jetzt  herunter,  die  anderen 
hinauf.  Inzwischen  bewegt  sich  der  Kamm,  der  fest  mit  der  Schiene  ver- 
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bunden  ist,  vorwärts  und  schiebt  den  Querfaden,  der  zwischen  den  Längs¬ 
fäden  hängen  geblieben  ist,  vor  sich  her.  Der  Querfaden  muß  dann  soweit 
verschoben  sein,  daß  das  Schiffchen  nach  der  Rückkehr  des  Kammes  leicht 
durch  die  Oeffnung  zwischen  den  Längsfäden  hindurchgleiten  kann;  dabei 
legt  es  den  zweiten  Querfaden.  Jetzt  braucht  man  den  Faden  des  Schiff¬ 
chens  nicht  mehr  festzuhalten,  da  er  bereits  mit  dem  Gewebe  verbunden 
ist.  Dann  geht  der  Kamm  wieder  vorwärts  und  schiebt  diesen  Querfaden 
fest  an  den  ersten.  Inzwischen  wechseln  die  Längsfäden  wieder,  und  nun 
beginnt  der  Arbeitsgang  von  neuem,  bis  die  Längsfäden  verbraucht  sind. 

Die  Ein packmaschine  soll  Schachteln  von  6  zu  4  zu  1  cm  Größe 
in  Papier  einwickeln  und  verkleben.  Die  Schachteln  werden  aus  dem  Ein- 
legeschacht  (auf  der  Abb.  rechts  oben)  von  der  Maschine  selbsttätig  zur 


Einpackiuaschine  von  Gerrit  van  der  Mey 


Verpackung  entnommen.  Das  dazu  nötige  Papier  wird  als  Streifen  auf  einer 
Seite  (Abb.  rechts)  eingeführt  und  in  passende  Stücke  geschnitten.  Die 
Leimung  erfolgt  an  zwei  Punkten  des  Arbeitsganges,  die  noch  näher  be¬ 
sprochen  werden.  Der  Antrieb  der  Maschine  geschieht  durch  eine  Kurbel 
(Abb.  rechts  unten). 

Das  Einpacken  von  Schachteln  setzt  sich  aus  mehreren  Bewegungen 
zusammen,  die  nicht  alle  gleichzeitig  an  einer  Stelle  ausgeführt  werden 
können.  Die  Maschine  verwendet  daher  das  laufende  Band,  zwei  Ketten, 
auf  denen  die  Schachteln  bewegt  werden  und  an  zwei  Haltepunkten  der 
Einpack-  und  Verklebevorgang  in  zwei  Abschnitten  erfolgt.  Dadurch  brau¬ 
chen  an  einer  Stelle  nur  wenige  Bewegungen  ausgeführt  zu  werden,  die  dann 
zeitlich  gesehen  doch  nacheinander  stattfinden.  Der  Gang  der  Maschine  ist 
folgendermaßen:  Eine  Walze  führt  den  Papierstreifen  durch  einen  wage¬ 
rechten  Schlitz  unter  die  Einlegestelle.  Dabei  wird  der  rechte  Rand  des 
Papiers  durch  eine  Scheibe  mit  Leim  bestrichen.  Wenn  ungefähr  8  cm 
Papier  durch  den  Schlitz  gelaufen  sind,  rollt  die  Walze  nicht  weiter,  und 
die  Lineale,  die  den  Schlitz  freigelassen  haben,  schließen  sich  unter  dem 
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Druck  eines  Gewichtes.  Nun  wird  ein  Messer,  das  zunächst  senkrecht  neben 
dem  Papier  stand,  durch  den  Zwischenraum  zwischen  den  beiden  Metall¬ 
streifen,  die  jedes  Lineal  bilden,  hinuntergedreht  und  dadurch  das  Papier 
abgeschnitten.  Gleichzeitig  fällt  die  unterste  Schachtel  im  Schacht,  dadurch 
daß  zwei  Haltestreifen  auseinandergehen,  auf  das  abgeschnittene  Papier. 
Durch  Festklemmen  der  nächsten  Schachtel  wird  ein  Nachfallen  der  übrigen 
verhindert  und,  wenn  die  Haltestreifen  wieder  in  der  alten  Lage  sind,  diese 
Klemmeinrichtung  gelöst.  Nach  dem  Zurückd'rehen  des  Messers  werden  die 
Lineale  geöffnet  und,  während  das  Papier  für  die  folgende  Schachtel  nach¬ 
kommt,  das  abgeschnittene  und  geleimte  Papier  mit  der  Schachtel  darauf 
durch  die  Ketten  an  die  erste  Haltestelle  gebracht.  Dort  ist  auf  beiden  Seiten 
der  Ketten  je  ein  Falter,  der  hochklappbar  ist  und  in  Ruhe  das  Papier 
vorüber  läßt.  Während  die  Schachtel  durch  ihr  Eigengewicht  liegen  bleibt, 
wird  der  Papierstreifen  von  den  Faltern  durch  Hochklappen  und  Herum¬ 
greifen  zunächst  mit  dem  geleimten,  dann  mit  dem  anderen  Rande  auf  die 
Schachtel  gelegt  und  die  Naht  durch  einen  Metallstreifen  fest  angedrückt. 
Inzwischen  faltet  vor  und  hinter  der  Schachtel  je  ein  Falter  das  Papier  von 
oben,  und  die  soweit  gepackte  Schachtel  wird  anschließend  durch  die  Ketten 
auf  die  zweite  Haltestelle  gebracht.  Die  nachfolgende  Schachtel  erreicht 
dann  gerade  die  erste  Haltestelle.  Auf  der  zweiten  Haltestelle  wird  der  Ver¬ 
packungsvorgang  vollendet,  während  eine  Klemme  die  erste  Klebenaht,  die 
noch  nicht  getrocknet  sein  kann,  unter  Druck  hält.  Die  durch  das  Falten 
von  oben  an  den  Ecken  entstandenen  Dreiecke  werden  von  Faltern  gegen 
die  Schachte]  gelegt  und,  wenn  das  beendet  ist,  die  Vorder-  und  Hinter¬ 
fläche  der  Schachtel  mit  Leim  bestrichen.  Die  Vorrichtung  hierzu  befindet 
sich  auf  der  Maschine  (Abb.  oben  links)  und  besteht  aus  einer  Scheibe, 
die  aus  einem  Behälter  Leim  entnimmt  und  an  zwei  Metallstreifen  abgibt. 
Diese  geben  beim  Herunterfallen  den  Leim  an  die  Schachtel  ab,  und  nun 
wird  sofort  das  Papier  vorne  und  hinten  durch  Falter,  die  von  unten  zwi¬ 
schen  den  Ketten  'hervorkommen,  an  die  Schachtel  gepreßt.  Das  fertige 
Paket  wird  von  der  Maschine  (Abb.  links)  abgestoßen. 

Zum  Schluß  möchte  ich  der  Hoffnung  Ausdruck  geben,  daß  Gerrit 
van  der  Mey  mit  seiner  großen  technischen  Begabung  der  Weg  zu  dem 
entsprechenden  Beruf  nicht  verschlossen  bleibt,  daß  er  nach  dem  Abitur 
durch  das  Studium  an  der  technischen  Hochschule  das  Rüstzeug  erhält,  mit 
dem  er  sicherlich  Bedeutendes  zu  leisten  imstande  ist.  Dazu  möge  ihm  sein 
Können,  sein  Wille  und  seine  lebensbejahende  Einstellung  verhelfen. 


Der  blinde  Handwerker  im  ständischen  Aufbau 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  A.  Gottwald,  Berlin 

Der  ständische  Aufbau  des  deutschen  Handwerks  wurde  durch  die  Ver¬ 
ordnung  vom  15.  Juni  1934  (RGBl.  1934,  Seite  494)  ein  gewaltiges  Stück 
vorwärts  getrieben.  §  55  dieser  Verordnung  enthält  Sonderbestimmungen 
für  den  blinden  Handwerker. 

Der  blinde  Handwerker  wird  doppelt  organisiert.  Gemäß  §  8  der  Ver¬ 
ordnung  ist  er  Mitglied  der  für  seinen  Handwerkszweig  zuständigen  Innung. 
Von  dieser  werden  die  rein  fachlichen  Belange  vertreten. 

86  • 


Daneben  ist  er  Mitglied  des  „Reichsverbandes  des  Blinden-Handwerks“, 
dessen  Gründung  in  Bälde  zu  erwarten  ist.  Von  dieser  Organisation  werden 
die  spezifischen  Belange  des  blinden  Handwerkers  vertreten. 

Es  ist  Vorsorge  getroffen,  daß  durch  die  Doppelmitgliedschaft  dem  blin¬ 
den  Handwerker  keine  Mehrunkosten  entstehen. 

In  gleicher  Weise  wie  die  blinden  Handwerker  werden  solche  in  die 
Handwerksrolle  eingetragenen  Gewerbetreibenden  organisiert,  die  über¬ 
wiegend  Blinde  beschäftigen.  Sonstige  Einrichtungen  und  Unternehmungen, 
die  blinde  Handwerker  beschäftigen  und  ihre  Waren  als  Blindenwaren  ver¬ 
treiben,  müssen  dem  Reichsverband  des  Blindenhandwerks  beitreten. 

Neben  der  Eingliederung  in  den  ständischen  Aufbau  ist  für  den  blin¬ 
den  Handwerker  ein  besonderer  Schutz  geschaffen  worden.  Die  betreffende 
Gesetzesbestimmung  wurde  durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli  1934  (RGBl.  1934 
Seite  566)  als  §  56  a  Absatz  2  in  die  Gewerbeordnung  eingefügt. 

Hiernach  unterliegt  der  Hausierhandel  mit  Blindenwaren  besonderen 
Beschränkungen.  Blindenwaren  im  Sinne  des  Gesetzes  sind  solche  Waren, 
die  von  Blinden  handwerksmäßig  hergestellt  sind.  Ihr  Feilhalten  oder  An¬ 
bieten  im  Wege  des  Hausierhandels  ist  nur  gestattet,  wenn  sie  von  der 
Stelle,  die  sie  zuerst  in  den  Vertrieb  gibt,  1.  mit  ihrer  eigenen  Bezeichnung 
(der  sog.  Ursprungsbezeichnung),  2.  dem  vorgeschriebenen  Blindenwaren¬ 
zeichen  und  3.  dem  Kleinhandelsverkaufspreis  versehen  sind.  Im  übrigen 
ist  jeglicher  Hausierhandel  unter  Bezugnahme  auf  die  Beschäftigung  von 
Blinden  oder  auf  die  Fürsorge  für  solche  verboten. 

Die  zur  Durchführung  dieser  Bestimmung  erforderlichen  Ausführungs¬ 
vorschriften  werden  vom  Reichswirtschaftsminister  erlassen  werden. 


Die  höhere  Handelsschulabteilung 
der  Marburger  Blindenstudienanstalt 

Von  C.  Strehl,  Marburg 

Es  ist  eine  Aufgabe  unserer  Zeit,  jeden  einzelnen  Volksgenossen  nach 
Maßgabe  seiner  Fähigkeiten  in  den  allgemeinen  Arbeitsprozeß  einzureihen. 
Je  mehr  Personen  in  diesen  Kreis  der  Schaffenden  einbezogen  werden, 
desto  geringer  wird  die  Last  der  öffentlichen  Fürsorge,  sodaß  es  im  eigenen 
Interesse  des  Staates  liegt,  möglichst  vielen  einen  Arbeitsplatz  zuzuweisen. 
So  ist  man  selbstverständlich  auch  bemüht,  die  Gebrechlichen,  insbesondere 
die  Blinden  erwerbsfähig  zu  machen  und  sie  an  solcher  Stelle  unterzu¬ 
bringen,  wo  sie  vollwertige  Arbeit  zu  leisten  vermögen.  Ein  großer  Prozent¬ 
satz  unter  ihnen  ist  imstande,  den  fehlenden  Sinn  durch  verstärkten  Ein¬ 
satz  der  verbliebenen  Sinne  auszugleichen  und  dadurch  zu  einer  ganzen 
Reihe  von  Berufen  befähigt  zu  werden.  Wir  finden  den  Blinden  nicht  nur 
in  manueller  Beschäftigung  in  Handwerk  und.  Industrie,  sondern  viele  in 
geistigen  Berufen,  wo  sie  als  durchaus  leistungsfähig  sich  bewährt  haben 
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und  anerkannt  sind.  Es  gibt  eine  ganze  Reihe  von  Blinden,  die  zu  rein 
manueller  Arbeit  von  Haus  aus  nicht  veranlagt,  denen  aber  Gelegenheit 
oder  besondere  Begabung  zur  Ausbildung  für  einen  akademischen  Beruf 
versagt  sind.  Hier  bieten  sich  verschiedene  andere  Erwerbsmöglichkeiten, 
unter  denen  der  Beruf  des  Maschinenschreibers,  Stenotypisten  und  Korre¬ 
spondenten  besondere  Beachtung  verdient. 

Ursprünglich  war  die  Schreibmaschine  nur  die  Brücke  des  schriftlichen 
Verkehrs  Blinder  mit  Sehenden.  Vor  allem  gab  man  den  Blinden  durch 
Zuteilung  einer  Maschine  Gelegenheit  zur  schriftlichen  Mitteilung  an  andere. 
Bald  aber  kam  man  auf  den  Gedanken,  die  erworbene  Fertigkeit  beruflich 
zu  verwerten.  Es  gelang,  anfänglich  bestehende  Bedenken  bei  Behörden 
und  privaten  Arbeitgebern  zu  zerstreuen  und  einige  Blinde  als  Maschinen¬ 
schreiber  unterzubringen.  Durch  Einzelerfolge  ermutigt,  ging  man  dazu  über, 
Gruppen  systematisch  für  diesen  Beruf  vorzubereiten. 

Wie  aber  bei  der  übermäßigen  Fülle  von  Bewerbern  in  jeder  Berufsart 
von  jedem  einzelnen  ein  Höchstmaß  von  Leistungsfähigkeit  verlangt  wird, 
um  sich  im  Wettbewerb  durchsetzen  zu  können,  so  stellt  auch  die  Tätigkeit 
des  Maschinenschreibers  Anforderungen,  denen  der  Blinde  unbedingt  ge¬ 
wachsen  sein  muß.  Als  notwendigste  Grundlage  hierzu  ist  eine  gediegene 
Allgemeinbildung  erforderlich,  ohne  die  eine  wirklich  erfolgreiche  Arbeit 
nicht  zu  erzielen  ist.  Ebenso  bietet  sie  dem  künftigen  Stenotypisten  die 
beste  Gelegenheit,  sich  später  zu  gehobeneren  Posten  emporzuarbeiten,  die 
im  Bereich  der  für  ihn  bestehenden  Möglichkeiten  liegen. 

Die  Marburger  Blindenstudienanstalt  hat  ihrer  Aufbauschule  mit  Reform- 
Realgymnasialziel  eine  zweistufige  höhere  Handelsschulabteilung  angeglie¬ 
dert,  die  eine  sorgfältige  theoretische  und  praktische  Ausbildung  gewähr¬ 
leistet.  Schüler,  die  mindestens  die  Obersekundareife  und  eine  gute  Kenntnis 
der  Blindenkurzschrift  sowie  der  Handhabung  der  Normalschreibmaschine 
nachweisen  können,  werden  in  der  Regel  nach  einem  einjährigen  Besuch 
den  Abschluß  der  höheren  Handelsschule  machen  können.  Treffen  diese 
Voraussetzungen  nicht  zu,  sind  im  allgemeinen  2  Jahre  erforderlich.  Schüler, 
die  das  18.  Lebensjahr  nach  Abschluß  der  höheren  Handelsschulabteilung 
noch  nicht  vollendet  haben,  werden  auf  mindestens  2  Jahre  als  Volontär 
in  einem  behördlichen  oder  privaten  Betriebe  die  erworbenen  theoretischen 
Kenntnisse  praktisch  untermauern  müssen,  da  ihnen  die  sonst  übliche 
3  jährige  Lehrzeit  mit  gleichzeitiger  Berufsschulpflicht  mangelt.  I 

In  der  höheren  Handelsschulabteilung  der  Marburger  Blindenstudien¬ 
anstalt  vermitteln  besonders  ausgewählte  Lehrkräfte,  die  im  Unterricht  Blin¬ 
der  bewährt  und  erprobt  sind,  die  handelswissenschaftlichen  und  handels¬ 
technischen  Kenntnisse.  Die  Kurse  sind  zwar  getrennt  von  dem  übrigen 
Unterricht;  aber  die  Kursusteilnehmer  erweitern  und  vertiefen  ihre  schu¬ 
lischen  Kenntnisse  durch  Besuch  der  obligatorischen  Unterrichtsfächer,  die, 
soweit  angängig,  mit  dem  Unterricht  der  Reform-Realgymnasialabteilüng 
kombiniert  sind.  Es  kann  nicht  oft  genug  betont  Werden,  daß  nur  die  aller¬ 
beste,  sorgfältigste  Ausbildung  Aussicht  auf  spätere  Erfolge  bietet. 

Die  Kosten  für  den  Besuch  der  höheren  Handelsschulabteilung  betragen 
pro  Jahr  für  das  Schulgeld,  Ergänzung  der  Lehrmittel,  Wohnung,  Bekösti- 
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gung  und  kleinere  Ausgaben  rund  1100  RM.,  monatlich  etwa  90  RM.  Eine 
Normal-Standard-Büromaschine,  eine  Blindenschrift-  und  eine  Stenographier¬ 
maschine  werden  zum  Gesamtpreis  von  etwa  400  RM.  vermittelt.  Diese  Lehr¬ 
mittel  sind  während  des  Studiums  unbedingt  erforderlich,  da  sie  das  Rüst¬ 
zeug  für  den  berufstätigen  blinden  Stenotypisten  bilden.  Auf  Wunsch  können 
die  Maschinen  auch  leihweise  gegen  Entgelt  gestellt  werden,  und  zwar 
Normalschreibmaschinen  monatlich  für  10  RM.,  Blindenschriftmaschinen 
monatlich  für  2  RM.  Die  Anschaffung  der  Maschinen  ist  einmalig.  Diese 
ebenso  wie  die  während  der  Schulzeit  erworbenen  Lehrmittel  gehen  in  den 
Besitz  des  Schülers  über. 

Der  Lehrstoff  der  höheren  Handelsschulabteilung  ist  nach  reinen  Zweck¬ 
mäßigkeitsgesichtspunkten  ausgewählt.  Er  soll  das  allgemeine  Können  und 
Wissen  entwickeln,  das  der  Blinde  später  für  die  Berufsausübung,  sei  es 
als  Stenotypist,  sei  es  als  Korrespondent,  Behördenangestellter  oder  selb¬ 
ständiger  Kaufmann  braucht.  Da  der  Unterricht  dem  Schüler  eine  Lehr¬ 
zeit  ersetzen  muß,  hegt  das  Schwergewicht  auf  fortgesetzten  praktischen 
Uebungen  an  der  Stenographier-  und  Schreibmaschine  (Methode  des  Arbeits¬ 
unterrichts).  Theoretische  Erörterungen  treten  mehr  ergänzend  hinzu.  Sie 
wollen  dem  Schüler  einmal  die  Kenntnisse  vermitteln,  mit  denen  er  die 
ihm  übertragenen  praktischen  Aufgaben  sachgemäß  erledigen  kann.  Darüber 
hinaus  wollen  sie  ihm  eine  allgemeine  Uebersicht  über  die  wichtigen  Ein¬ 
richtungen  des  Wirtschafts-  und  Rechtslebens,  die  Staats-  und  Behörden¬ 
organisation  im  neuen  Reiche  geben  und  ihn  im  wirtschaftlichen  Denken 
in  einem  nationalen  und  sozialen  Geiste  schulen. 

Der  Deutschunterricht  bezweckt  in  erster  Linie  eine  unbedingte 
Festigung  der  Schüler  auch  in  den  schwierigsten  Fällen  der  Rechtschreibung, 
Zeichensetzung  und  Grammatik.  Häufige  Stilübungen  sollen  in  dem  Schüler 
das  Gefühl  für  Stilreinheit  und  -Schönheit  wecken  und  ihn  befähigen,  Sach¬ 
verhalte  aus  den  einzelnen  Gebieten  von  Wirtschaft  und  Verwaltung  in 
einem  klaren  einfachen  Deutsch  knapp,  aber  erschöpfend  darzustellen.  Er¬ 
gänzend  treten  hinzu  Uebungen  an  allgemeinbildenden  Stoffen. 

Der  Unterricht  im  Wirtschaftsbriefwechsel  stellt  eine  besondere 
Anwendung  der  allgemeinen  Ergebnisse  des  Deutschunterrichts  auf  die 
einzelnen  Zweige  des  Wirtschaftslebens  dar.  Der  Schüler  wird  zunächst  auf 
jedem  Gebiete  eingeführt  in  das  Verständnis  des  Inhalts  der  hier  vorkom¬ 
menden  Schriftstücke  und  die  Bedeutung  der  darin  verwendeten  Ausdrücke. 
Es  schließen  sich  Uebungen  an,  in  denen  der  Schüler  die  erarbeiteten  Be¬ 
griffe  und  Redewendungen  der  Wirtschaftssprache  in  kleineren  und  größeren 
Aufgaben  selbständig  anzuwenden  lernt.  Er  gelangt  so  dazu,  den  später  vor¬ 
kommenden  Schriftwechsel  nach  Inhalt  und  Form  sachgemäß  selbständig 
zu  bearbeiten.  Die  Uebungen  erfolgen  bald  mündlich,  bald  schriftlich,  in 
der  Klasse  oder  als  Hausarbeiten. 

Die  Handelskunde  vermittelt  in  großen  Zusammenfassungen  dem 
Schüler  eine  allgemeine  Uebersicht  über  die  im  Briefwechsel  schon  er¬ 
arbeiteten  Wirtschaftsgebiete,  wie  Handelsbetrieb,  Rechtsgrundlagen  der 
Vertragsschließung,  Mahn-  und  Klagewesen,  Verkehrseinrichtungen  und  ihre 
Bedeutung,  Zahlungsausgleich  mit  dem  In-  und  Auslande,  Aufbau  der  Unter¬ 
nehmungen,  Arbeitsrecht  und  Sozialversicherung,  Bankwesen,  Wertpapier- 
und  Börsengeschäfte,  Außenhandel. 
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Die  Volkswirtschaftslehre  zeigt  in  letzter  Zusammenfassung  die 
Wirtschaftsgesetze  auf,  aus  denen  die  wirtschaftlichen  Einrichtungen  er¬ 
wachsen,  untersucht  die  Bedeutung  der  einzelnen  Einrichtungen  unter  dem 
Gesichtspunkte  des  Gemeinwohls  und  die«  Maßnahmen  des  Staatswesens, 
das  sich  die  Verwirklichung  dieses  Gemeinwohls  gegenüber  dem  Eigennutz 
der  Einzelwirtschaften  zur  Aufgabe  gesetzt  hat. 

Die  Wirtschaftsgeschichte  bezweckt,  das  Verständnis  der  Gegen¬ 
wart  zu  vertiefen  durch  Darstellungen,  wie  sich  die  einzelnen  Einrichtungen 
im  Gesamtzusammenhang  entwickelt  haben,  durch  welche  geistigen  Strö¬ 
mungen  und  Weltanschauungen  sie  vorhereitet  wurden  und  inwieweit  diese 
im  Urteil  der  Geschichte  gerechtfertigt  oder  als  Irrtümer  verworfen  werden. 
Sie  erzieht  damit  den  Schüler  zu  geistiger  Beweglichkeit  und  lehrt  ihn,  die 
Tatbestände  seiner  Umwelt  wohl  nicht  als  unveränderlich  anzusehen,  aber 
sich  zugleich  vor  ungeschichtlicher  Neuerungssucht  durch  Unterschätzung 
der  historischen  Kräfte  zu  hüten. 

Die  Wirtschaftserdkunde  zeigt  dem  Schüler  die  Verbundenheit  aller 
Kultur  mit  Blut  und  Boden  und  gibt  ihm  einen  Ueberblick  über  die  wirt¬ 
schaftliche  Bedeutung  der  einzelnen  Erdräume  und  die  zwischen  ihnen 
bestehenden  Verkehrsbeziehungen. 

I 

Das  kaufmännische  Rechnen  vermittelt  dem  Schüler  die  Kenntnis 
und  Beherrschung  der  punktschriftlichen  Rechnungsverfahren  an  Aufgaben 
aus  dem  Wirtschaftsleben.  Uebungen  in  der  Bedienung  der  Rechenmaschine 
treten  ergänzend  hinzu. 

Die  Buchhaltung  wird  als  einfache  und  doppelte  Buchführung  gelehrt, 
in  einer  den  besonderen  Bedürfnissen  des  Blinden  angepaßten  schlichten 
Form.  Als  Hilfsmittel  dienen  eine  von  der  Blindenstudienanstalt  heraus¬ 
gebrachte  Buchhaltungstafel  und  die  Blindenschriftmaschine.  Ziel  des  Unter¬ 
richts  ist  es  einmal,  den  Schüler  zu  befähigen,  seine  privaten  wie  beruf¬ 
lichen  Geldangelegenheiten  durch  Verbuchung  übersichtlich  zu  machen, 
zum  anderen  ihn  in  der  genauen  punktschriftlichen  Behandlung  des  Ziffern¬ 
werks  zu  schulen  und  ihm  das  kaufmännische  Denken  näher  zu  bringen, 
das  auf  den  verschiedensten  Gebieten  von  der  Buchhaltung  richtunggebend 
beeinflußt  wird. 

Der  Unterricht  im  Bürodienst  bedeutet  die  zusammenfassende  Am 
Wendung  des  in  den  verschiedenen  Einzelfächern  vermittelten  Lehr-  und 
Uebungsstoffes  in  Form  eines  Muster-Kontorbetriebes.  Uebungen  in  der 
Aufnahme  von  Stenogrammen  mit  Uebertragung  in  die  Maschine  laufen 
her  neben  Uebungen  im  Gebrauch  des  Diktaphons  und  der  Bearbeitung 
von  GesamUGeschäftsgängen  unter  Bildung  von  „Scheinfirmen“.  Der  Schüler 
lernt  hier,  die  in  den  einzelnen  Fächern  erworbenen  Kenntnisse  und  Fähig¬ 
keiten  im  Gesamtzusammenhang  anzuwenden  und  zu  verknüpfen. 

Diese  Sondereinrichtung  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  bietet  alle 
technischen  Voraussetzungen,  die  den  blinden  Maschinenschreiber,  Steno- 
typisten  und  Korrespondenten  vollwertig  neben  den  sehenden  stellen. 

Die  Grundlage  der  technischen  Ausbildung  bildet  die  Handhabung  der 
Normalschreibmaschine. 
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Diese  wird  heute  auch  vom  Sehenden  nach  der  Tastmethode  bedient, 
d.  h.:  im  wesentlichen  ohne  Zuhilfenahme  der  Augen.  Fälle,  bei  denen  der 
gute  sehende  Maschinenschreiber  heute  noch  das  Auge  als  Hilfe  heranzieht, 
entstehen  namentlich  da,  wo  es  auf  eine  gefällige  räumliche  Anordnung 
der  Texte  ankommt.  Hier  setzt  die  eigentliche  Sonderausbildung  des  blinden 
Maschinenschreibers  ein,  die  durch  mannigfache  besondere  Hilfsmittel  unter¬ 
stützt  wird.  Beispiele  mögen  dies  für  die  einzelnen  Fälle  veranschaulichen. 

1.  Die  Fortsetzung  angefangener  Arbeiten  nach  Unterbre¬ 
chungen.  Der  Sehende  liest  hier  den  geschriebenen  Text  einfach  nochmal 
durch  und  stellt  die  Maschine  mit  Hilfe  des  Auges  wieder  auf  die  richtige 
Stelle  des  Textes  ein.  Der  Blinde  kann  das  nicht  in  gleich  einfacher  Weise. 
Er  muß  möglichst  eine  Zeile,  einen  Absatz,  einen  angefangenen  Satz  oder 
wenigstens  das  schon  begonnene  Wort  zuende  schreiben.  Dann  kann  er 
sich  auf  seinem  Stenographiestreifen  leicht  anmerken,  bis  wohin  er  ge¬ 
schrieben  hat.  Handelt  es  sich  darum,  den  angefangenen  Bogen  aus  der 
Maschine  auszuspannen,  um  zwischendurch  etwas  eiliges  anderes  zu  schrei¬ 
ben,  so  merkt  er  sich  auch  die  Zahl  der  Zeile  und  des  Typenfeldes,  wo 
er  stehengeblieben  ist.  Müssen  Randbreite  und  Zeilenabstand  für  die  neue 
Arbeit  geändert  werden,  so  hat  sich  der  Blinde  die  alten  Abstände  eben¬ 
falls  zu  merken.  Da  all  dies  eine  besondere  Gedächtnisbelastung  darstellt, 
ist  es  richtig,  dem  Blinden  die  Unterbrechung  angefangener  Arbeiten  nur 
ausnahmsweise  zuzumuten,  sofern  nicht  ein  Sehender  ihm  beim  Wieder¬ 
finden  der  richtigen  Textstelle  behilflich  sein  kann. 

2.  Verbesserungen  des  Textes.  Der  Sehende  radiert  hier,  stellt  die 
Maschine  auf  die  ausradierte  Stelle  ein  und  schreibt  dann  die  richtigen 
Buchstaben  hin.  Das  kann  der  Blinde  im  allgemeinen  nicht.  Natürlich  ist 
ein  verbesserter  Brief  immer  etwas  Unerfreuliches  und  sollte  daher  über¬ 
haupt  nicht  Vorkommen.  Ein  werbendes  Unternehmen  muß  schon  durch 
die  bloße  Aufmachung  seiner  schriftlichen  Aeußerungen  dem  Briefempfänger 
seine  geschäftliche  Gewissenhaftigkeit,  Sauberkeit  und  Ordnungsliebe  dar¬ 
zutun  suchen.  In  Anbetracht  dieser  Umstände  zielt  die  Sonderausbildung 
des  blinden  Maschinenschreibers  unter  anderem  dahin,  ihn  so  schreibsicher 
zu  machen,  daß  Verbesserungen  der  Texte  bei  ihm  überhaupt  nicht  nötig 
werden.  Beherrschung  der  Rechtschreibung,  Zeichensetzung  und  Grammatik, 
Gewöhnung  an  ein  gleichmäßig  gewissenhaftes  Arbeiten  müssen  dem  Steno¬ 
graphieschüler  der  Blindenstudienanstalt  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen 
sein,  ehe  er  als  büroreif  erachtet  werden  kann.  Dies  Ziel  wird  dadurch 
leichter  erreicht,  daß  dem  Blinden  neben  den  Vorteilen  des  Gesichtssinnes 
auch  dessen  Nachteil,  die  häufige  Ablenkung  durch  das  Auge,  fehlt.  Der 
Blinde  arbeitet  erfahrungsgemäß  im  allgemeinen  wesentlich  konzentrierter 
als  sein  sehender  Berufsgenosse. 

3.  Den  Seitenschluß  bei  Texten  von  mehr  als  einer  Seite  Umfang 
erkennt  der  Blinde  an  der  Seitenskala,  die  für  ihn  mit  besonderen,  fühl¬ 
baren  Zeichen  ausgestattet  werden  kann.  Die  Lehrmittelwerkstatt  der  Blin¬ 
denstudienanstalt  bringt  an  den  Maschinen  neuerdings  einen  mechanischen 
Seitenschl'ußanzeiger  an;  diese  Einrichtung  bewirkt,  daß  bei  Seiten¬ 
schluß  eine  allgemeine  Tastensperre  eintritt,  die  dem  Blinden  das  Ende  der 
Seite  anzeigt.  Die  Einrichtung  ist  in  der  Lehrmittelwerkstätte  der  Blinden- 
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Studienanstalt  ausgearbeitet  worden.  Sie  erleichtert  auch  dem  Sehenden  die 
Arbeit. 

4.  Die  räumliche  Anordnung  der  Texte  setzt  zunächst  ein  sicheres 
Auffinden  der  zu  beschreibenden  Felder  und  Zeilen  voraus.  Dies  wird  er¬ 
möglicht  einmal  durch  eine  tastbare  Walzenskala,  die  dem  Blinden  anzeigt, 
welches  von  den  80  Feldern  der  betr.  Zeile  er  im  Augenblick  beschreiben 
würde.  Der  Blinde  kann  sich  danach  jede  beliebige  Stelle  der  Zeile  zum 
Beschreiben  genau  einstellen.  Der  Zeilenhebel  sodann  verursacht  beim  Ge¬ 
brauch  eine  Anzahl  von  Knackgeräuschen,  die  dem  Blinden  ohne  beson¬ 
dere  Hilfseinrichtung  die  genaue  Einstellung  jeder  benötigten  Zeile  gestatten. 
Somit  ist  er  imstande,  jedes  beliebige  Feld  auf  jeder  Zeile  aufzufinden. 
Handelt  es  sich  darum,  wiederkehrend  bei  bestimmten  Feldern  mit  einem 
betimmten  Textteil  anzufangen,  also  Kolonnen  zu  fertigen,  so  dient  dem 
Blinden  genau  wie  dem  Sehenden  der  Tabulator.  Während  der  alte  Reiter- 
Tabulator  in  der  Handhabung  jedoch  für  den  Blinden  etwas  umständlich 
war,  schaltet  der  neue  Setztabulator,  bei  dem  die  Felder  durch  einfachen 
Druck  auf  einen  Knopf  eingestellt  werden,  das  Auge  als  Hilfe  beim  Tabu¬ 
latorsetzen  völlig  aus  und  hebt  so  den  früheren  Vorsprung  des  Sehenden 
vor  dem  Blinden  auch  in  dieser  Beziehung  auf.  Darüber  hinaus  vermag 
der  Blinde  den  Setztabulator  häufig  mit  besonderem  Vorteil  bei  Gelegen¬ 
heiten  anzuwenden,  wo  der  Sehende  noch  das  Auge  nimmt,  z.  B.  bei  län¬ 
geren  Unterstreichungen,  Unterstrichelungen  usw.  So  wird  dem  Blinden  die 
Anfertigung  von  Aufstellungen  jeder  Art,  wie  Preislisten,  Rechnungen,  Lohn¬ 
listen,  Tabellen  usw.  genau  wie  dem  Sehenden  ermöglicht.  Natürlich  er¬ 
fordert  die  räumliche  Anordnung  im  einzelnen  Falle  besondere  Uebung, 
die  durch  mannigfache  Uebungsarbeiten  mit  wachsenden  Anforderungen 
an  die  Selbständigkeit  der  Schüler  erreicht  wird.  Diese  Erfahrung  zeigt,  daß 
der  Blinde  es  hier  bald  zur  Routine  bringt. 

5.  Das  Beschreiben  von  Vordrucken.  Da  der  Blinde  jede  Zeile  und 
darin  wieder  jedes  Feld  mit  den  dargestellten  Hilfsmitteln  genau  auffinden 
kann,  so  ist  er  auch  in  der  Lage,  das  Ausfüllen  von  Vordrucken  zu  be¬ 
sorgen.  Hier  genügt  es,  daß  ihm  bei  einem  neu  eingeführten  Vordruck  ein¬ 
fach  ein  Sehender  ein  für  allemal  sagt,  in  welcher  Zeile  vom  oberen  Rande 
und  auf  welchem  Feld  der  einzutragende  betr.  Text  zu  beginnen  hat,  und 
bis  wohin  er  reichen  darf.  Zweckmäßig  ist  es  —  auch  für  den  Sehenden  — , 
die  zu  beschreibenden  Vordrucke  von  vornherein  in  der  Zeilenbreite  der 
Schreibmaschinen  drucken  zu  lassen,  so  daß  die  Anwendung  der  Stech¬ 
walze  sich  erübrigt.  Der  Blinde  wird  darin  geschult,  die  Vordrucke  in  ein¬ 
heitlicher  gleichbleibender  Weise  aufzubewahren,  so  daß  er  sie  sofort  richtig 
in  die  Maschine  einführen  kann.  Freilich  wird  sich  das  Beschreiben  von 
Vordrucken  durch  Blinde  nur  dann  als  wirtschaftlich  erweisen,  wenn  ent¬ 
weder  die  einzelnen  Vordrucke  nicht  zu  häufiges  Neueinstellen  von  Zeilen 
und  Feldern  erfordern  oder  aber  in  größerer  Anzahl  zu  beschreiben  sind, 
so  daß  der  Tabulator  die  Arbeit  erleichtern  kann. 

6.  Die  Herstellung  von  Durch  Schlägen  bereitet  dem  blinden  Schrei¬ 
ber  geringe  Mühe.  Genau  wie  bei  der  Verwendung  von  Vordrucken  ge¬ 
wöhnt  sich  der  Blinde  auch  hierfür  eine  gleichmäßige,  einheitliche  Auf¬ 
bewahrung  des  Kohlepapiers  an  —  dessen  Vorder-  und  Rückseite  er  übrigens 
durch  das  Tastgefühl  mühelos  auseinanderhalten  kann  —  und  legt  es  nach 
einem  immer  gleichbleibenden,  zweckmäßigsten,  gewissermaßen  taylori- 
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sierten  Verfahren  zwischen  die  Durchschlagsbogen.  Nach  einem  gleichartig 
gestalteten  Verfahren  wendet  er  sie  um,  wenn  auch  die  Rückseiten  der 
Blätter  für  die  Durchschläge  verwendet  werden  sollen.  Beim  Ordnen  legt 
er  alle  Bogen  auf  eine  Unterlage  mit  erhöhten  Kanten  —  wie  sie  z.  B.  von 
den  Kohlepapierfabriken  als  Aufbewahrungskarton  geliefert  wird  —  und 
erreicht  damit,  daß  genau  Blatt  auf  Blatt  zu  liegen  kommt. 

Diese  Beispiele,  wie  der  Blinde  das  Fehlen  des  Augenlichtes  bei  der 
Arbeit  ersetzt,  zeigen  uns,  daß  der  Blinde  an  der  Maschine  alle  vorkom¬ 
menden  Arbeiten  erledigen  und  vollwertige  Arbeit  leisten  kann. 

Die  Stenographie  der  Sehenden  wird  durch  eine  solche  der  Blinden 
ersetzt.  Da  mit  der  Deutschen  Blindenkurzschrift  der  blinde  Stenotypist  die 
erforderliche  Schreibgeschwindigkeit  noch  nicht  erreichen  kann,  ist  von  der 
Marburger  Blindenstudienanstalt  eine  eigene  Stenographie  für  Blinde  heraus¬ 
gebracht  worden,  welche  bei  der  Ausbildung  von  blinden  Stenotypisten  zur  An¬ 
wendung  kommt.  Sie  baut  sich  auf  dem  erwähnten  internationalen  Alphabet 
und  der  Deutschen  Kurzschrift  auf,  verwendet  Silben-,  Vor-  und  Nachsilben- 
sowie  Wortkürzungen ;  in  hohem  Maße  wird  von  den  sog.  Auslassungs¬ 
kürzungen  Gebrauch  gemacht. 

Zum  Schreiben  der  Stenographie  hat  die  Marburger  Blindenstudien¬ 
anstalt  in  jüngster  Zeit  eine  Maschine  konstruiert,  die  durch  große  Hand¬ 
lichkeit,  kleinste  Ausmaße  und  geringes  Gewicht  (etwa  IV2  kg)  sowie  be¬ 
sondere  präzise  Arbeit  die  bisher  angebotenen  Blindenschriftmaschinen  über¬ 
trifft.  Die  Schrift  ersteht  auf  einem  schmalen  Papierstreifen,  der  auf  der 
linken  Seite  der  Maschine  herausläuft. 

Neben  dem  schnellen  Schreiben  ist  für  einen  Stenotypisten  das  rasche 
Wiederlesen  gleich  wichtig.  Zu  seiner  Erleichterung  sind  zu  der  Schreib¬ 
maschine  noch  zwei  Hilfsmittel  hergestellt  worden: 

a)  ein  Pap ierauf Wickler, 

b)  eine  Leseschiene. 

Wenn  mittels  der  Stenographiermaschine  ein  Diktat  aufgenommen  ist, 
wird  der  Papierstreifen  mit  dem  an  der  Maschine  abgerissenen  Ende  in 
den  Schlitz  der  an  dem  Aufwickler  befindlichen  Kurbel  gesteckt  und  so 
zu  einer  kleinen  Rolle  aufgewickelt.  Soll  nun  die  Uebertragung  des  Diktats 
in  die  Schwarzschriftmaschine  erfolgen,  so  wird  vor  dieser  die  Leseschiene 
gleich  dem  Aufwickler  mit  zwei  Klammern  am  Tisch  befestigt.  Von  dem 
Aufwickler  wird  der  Streifen  durch  die  Leseschiene  geführt,  durch  welche 
er  immer  in  gerader  Linie  vor  der  Schwarzschriftmaschine  herläuft  und  so 
leicht  abgelesen  werden  kann. 

Bei  genügend  geistiger  und  manueller  Begabung,  durch  welche  Fak¬ 
toren  ja  auch  die  Leistungen  Sehender  in  ihrer  Verschiedenartigkeit  beein¬ 
flußt  werden,  kann  ein  Blinder  Diktate  bis  zu  150  und  180  Silben  in  der 
Minute  aufnehmen  und  diese  auch  rasch  und  sauber  in  die  Schwarzschrift¬ 
maschine  übertragen. 

.Eine  moderne,  zur  Bedienung  durch  Blinde  von  der  Firma  Siemens 
&  Halske  herausgebrachte  halbautomatische  Lehr-Telefonzentrale  steht  zur 
Verfügung,  an  der  der  blinde  höhere  Handelsschüler  im  Laufe  des  Kursus 
theoretisch  ausgebildet  wird,  um  in  Betrieben,  die  Telefonvermittlung  als 
Nebenarbeit  fordern,  mit  Erfolg  verwendet  zu  werden. 
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Bestimmte  Voraussetzungen  müssen  allerdings  bei  dem  Blinden,  der  die 
höhere  Handelsschulabteilung  der  Blindenstudienanstalt  besuchen  will,  vor¬ 
handen  sein.  Da  sind  zunächst  erforderlich  eine  gewisse  Schnelligkeit  und 
Gewandtheit  in  der  Auffassung,  ferner  trockene,  bewegliche  und  geschickte 
Hände.  Vor  allem  aber  muß  der  Blinde  eine  widerstandsfähige  Gesundheit] 
besitzen,  denn  der  Beruf  des  Maschinenschreibers,  Stenotypisten  oder  Korre-] 
spondenten  verlangt  einen  überaus  hohen  Einsatz  von  Nervenkraft. 


Der  mit  guten  Kenntnissen  und  technischen  Fertigkeiten  ausgerüstete  | 
blinde  Stenotypist  ist  in  jedem  größeren  behördlichen  oder  privaten  Be¬ 
triebe  verwendbar.  Voraussetzung  ist,  daß  sich  der  Arbeitgeber,  Bürochef 
und  die  sehenden  Mitarbeiter,  vornehmlich  in  der  ersten  Zeit,  seiner  an-{;. 
nehmen  und  ihm  mit  kleinen  technischen  und  mechanischen  Hilfeleistungen!! 
zur  Hand  gehen.  Zweckmäßig  wird  es  sein,  ihm  einen  Arbeitsplatz  ein- f 
zuräumen,  an  dem  er  möglichst  ungestört  arbeiten  kann,  und  der  es  ihm  I 
ermöglicht,  seine  technischen  Behelfe  unterzubringen,  sowie  im  Bedarfsfälle  t 
die  Hilfe  eines  Sehenden  in  Anspruch  zu  nehmen.  Ist  der  Blinde  erst  ein-jj 
mal  mit  der  ihm  vom  Betrieb  gestellten  Maschine  eingearbeitet,  dann  wird  I 
er  genau  wie  der  sehende  Stenotypist  arbeiten.  Sollte  den  Chef  das  Ge-  ► 
räusch  der  Blindenstenographiermaschine  beim  Diktat  stören,  ist  es  emp- ; 
fehlenswert,  dasselbe  fernmündlich  zu  vermitteln,  wie  dies  in  größeren  Be-  \ 
trieben  bereits  üblich  ist,  soweit  der  Arbeitgeber  es  nicht  vorzieht,  mit  dem! 


Diktaphon  zu  arbeiten.  Es  besteht  auch  die  Möglichkeit,  daß  der  Chef  das 
Stenogramm  spricht,  der  Blinde  es  in  die  Diktiermaschine  wiederholt  und 
dann  die  Uebertragung  von  der  Walze  auf  die  Maschine  vornimmt.  Den 
Geflogenheiten  des  Arbeitgebers  wird  sich  der  blinde  Maschinenschreiber, 
Stenotypist  und  Korrespondent  durchaus  anpassen.  Für  die  Uebergangszeit 
ist  eine  gewisse  Nachsicht  erforderlich,  damit  die  bei  der  Ausübung  desp 
Berufes  durch  die  Blindheit  gegebenen  Hemmungen  und  Hindernisse  über¬ 
wunden  werden  und  der  Blinde  sich  in  sein  Tätigkeitsfeld  einarbeiten  kann,  ij 
Sind  einmal  die  ersten  Schwierigkeiten  und  Hindernisse  beseitigt,  dann 
wird  der  Blinde  seinen  Mann  stehen  und  durch  Arbeitseifer,  Betriebstreue 


und  Kameradschaft  die  Nachteile  des  Gebrechens  auszugleichen  bemüht  sein. 


Nach  Abschluß  der  theoretischen  und  praktischen  Ausbildung  der  blin¬ 
den  Handelsschüler  war  die  Blindenstudienanstalt  stets  bemüht,  sie  in  ge¬ 
eigneten  Stellen  unterzubringen.  Durch  schriftliche  Eingaben,  Referenzen, 
Gutachten,  sowie  durch  persönliche  Fühlungnahme  wurden  behördliche  und 
private  Betriebe  mit  der  Verwendungsmöglichkeit  Blinder  als  Maschinen¬ 
schreiber,  Stenotypisten  oder  Korrespondenten  bekannt  gemacht. 


Aus  der  nachstehenden  Statistik  ist  ersichtlich,  daß  es  von  den  bis¬ 
herigen  51  Teilnehmern  an  den  Kursen  der  höheren  Handelsschulabteilung 
34  gelang,  eine  sie  befriedigende  und  auskömmliche  Stellung  zu  erringen. 
1  ist  verstorben,  5  sind  stellungsuchend,  11  nehmen  zur  Zeit  am  Kursus  teil. 


Behörden,  Anstalten,  Blinde  oder  deren  Eltern  weisen  wir  ausdrücklich 
auf  diese  einzige  höhere  Handelsschulabteilung  für  blinde  Maschinen¬ 
schreiber,  Stenotypisten  und  Korrespondenten  hin.  Auskünfte  erteilt 


die  Direktion  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg-L. 

Wörthstraße  11,  Fernruf  2771. 
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Es  besuchten  die  Handelsschulabteilung 
der  Marburger  Blindenstudienanstalt: 

a)  Zivilblinde: 

Baaß,  Otto,  Landau/Oberpfalz,  1923 — 24,  selbständiger  Kaufmann 

Bachmann,  Karl,  Niedervorschütz,  Kreis  Melsungen,  1929 — 31,  im  eigenen  Ge¬ 
schäft  tätig 

Beate,  August,  Gevelsberg,  1931 — 32,  Telefonist  beim  Magistrat  in  Gevelsberg. 
Beyer,  Hans,  Bremen,  1926,  im  Geschäft  des  Vaters 
Böge,  Georg,  Hamburg,  selbständiger  Kaufmann 
i  Breckwoldt,  Kurt,  Lübeck,  1920 — 22,  selbständiger  Kaufmann 
Busse,  Otto,  Herne,  1925 — 26,  Reisebuchhandlung 
Engel,  Luise,  Hainfeld/Landau,  1928 — 31,  stellungsuchend 
Ferrlein,  Josef,  Rüsselsheim-Main,  1928 — 29,  tätig  in  Adam  Opel  A.-G. 

Fissel,  Herbert,  Nordhausen,  am  städtischen  Krankenhaus 
Förster,  Wilhelm,  Schlanstedt/Halberstadt,  Schüler  seit  Herbst  1933 
Frank,  Karl,  Mannheim,  1924 — 25,  stellungsuchend 
Garth,  Theodor,  Viersen,  1926 — 27  selbständiger  Kaufmann, 

Hafner,  Rudolf,  Augsburg,  Schüler  seit  Ostern  1934 

Hagerott,  Eberhard,  Braunschweig,  Schüler  seit  Ostern  1934 

Hitzke,  Walter,  Soest,  1928 — 30,  kaufmännisch  tätig  im  Geschäft  des  Vaters 

Ittihadieh,  Djewad,  Heilbronn,  1931 — 33,  in  kaufmännischer  Lehre 

Josefiak,  Leo,  Dortmund,  1925 — 26,  in  der  Städtischen  Krankenanstalt 

Juringius,  Margarete,  Stockholm,  1923,  kaufmännische  Angestellte 

Klep,  Albert,  Ginneken/Holland,  1924,  Korrespondent  im  Geschäft  des  Vaters 

Koch,  Wilhelm,  Oldenburg,  1922 — 23,  am  Versicherungsamt 

Kohl  haus,  Alfred,  Neustadt/Orla,  Schüler  seit  Oktober  1931 

Nölle,  Paul,  Dortmund,  Schüler  seit  Herbst  1933 

Noll,  Willi,  Frankfurt-M.,  1923—26,  Korrespondent  am  Fürsorgeamt  Frankfurt-M. 
Pahl,  Karl,  Karlsruhe/B.,  1934,  Kreisbetriebszellenleiter 

Parschau,  Heinz,  Rössel  in  Ostpr.,  Bez.  Allenstein,  Schüler  seit  Ostern  1934 
Render,  Emil,  Ludwigshafen,  1929 — 31,  Stenotypist  im  Geschäft  des  Vaters 
Sawitzki,  Paul,  Lüdenscheid,  1928 — 30,  selbständiger  Kaufmann 
Schaette,  Heinz,  Wuppertal-Elberfeld,  Schüler  seit  Ostern  1934 
/  Schmidt,  Robert,  Casdorf,  Kreis  Homberg,  1928,  verstorben 
Schmitt,  Hellmut,  Mannheim,  1928,  zur  Zeit  in  der  Heimat 
Snoek,  Leendert,  Almkerk,  Nordbrabant,  1929,  Korrespondent 
>  Schüler,  Karl-Heinz,  Stettin,  Schüler  seit  Herbst  1933 

Strathus,  Hans,  Berlin,  1929,  Korrespondent  bei  Karstadt  A.-G.,  Berlin 
L  Trippe,  Karl,  Unna  in  Westfalen,  1929 — 31,  beim  Westf.  Blindenverein 
Wenders,  Margarete,  Düsseldorf,  Schülerin  seit  Ostern  1934 
Wildenhayn,  Reinhold,  Dresden-Loschwitz,  1929 — 30,  kaufmännisch  tätig 
t  Winkelmann,  Aloys,  Bennert/Rheinl.,  1920,  selbständiger  Landwirt 
|  Winkelmann,  Franz,  Bennert/Rheinl.,  1920,  selbständiger  Landwirt 
jL  Winkler,  Karl,  Essen,  1930 — 32,  Städt.  Blindenfürsorge 
Zinn,  Erich,  Gelsenkirchen,  Schüler  seit  Ostern  1934 
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b)  Kriegsblinde: 

Areusberg,  Karl,  Göttingen,  1917,  selbständiger  Kaufmann 

Butterweck,  Willi,  Frankfurt-M.,  am  städt.  Krankenhaus 

Ei n icke,  Erich,  Hannover,  1928—29  Korrespondent  u.  Expedient  bei  früh.  Firma 

Grzan,  Rudolf,  Danzig,  1919,  selbständiger  Kaufmann 

Kittel,  Kurt,  Chef-  und  Verlagsredakteur  i.  R.,  Marburg-Lahn,  1933 — 34,  volkswirt¬ 
schaftlicher  und  journalistischer  Repetitor 

Müller,  Ludwig,  Oldenburg,  Dipl. -Ing.  1933/34,  Schüler  seit  Herbst  1933 

Netter,  Raymund,  Straßburg,  1917 — 18,  selbständiger  Kaufmann 

Schnellbächer,  Hans,  Frankfurt-M.,  1927,  Maschinenschreiber  bei  Reichsbahn- 
dir^ktion 

Trippenbach,  Horst  von,  Garbeningken,  Ostpr.,  1924 — 25,  Rechnungsführer  in 
der  Gutsverwaltung 

Wilhelm,  Albert,  Trier,  1932,  bei  der  Eisenbahndirektion  Trier 


Beruflich  tätig: 

Stellungsuchend : 

Z.  Zt.  Schüler: 

a)  Zivil  blinde: 

Zivilblinde: 

a)  Zivilblinde: 

Baaß 

Juringius 

Engel 

Förster 

Bachmann 

Klep 

Frank 

Hafner 

Beate 

Koch 

Sawitzki 

Hagerott 

Beyer 

Noll 

Snoek 

Kohlhaus 

Böge 

Pahl 

Schmitt 

Nölle 

Breckwoldt 

Busse 

Render 

Strathus 

Insgesamt  5 

Parschau 

Schaette 

Ferrlein 

Trippe 

Schüler 

Fissel 

Wildenhayn 

Wenders 

Garth 

Hitzke 

Winkelmann 

Winkelmann 

Zinn 

Ittihadieh 

Josefiak 

Winkler 

b)  Kriegsblinde: 

Müller 

b)  Kriegsblinde 
Arensberg 

Netter 

Insgesamt  11 

Butterweck 

Schnellbächer 

Verstorben: 

Einicke 

Trippenbach 

Zivilblind: 

Grzan 

Kittel 

Wilhelm 

Schmidt 

Insgesamt  34 
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Einführung 

Der  Verein  der  blinden  Akademiker  Deutschlands  E.  V.  (VbAD.),  die 
Interessenvertretung  der  blinden  Geistesarbeiter,  verfolgt  als  Hauptziel  die 
Erschließung  geeigneter  Berufsmöglichkeiten.  Unter  den  blinden  Geistes¬ 
arbeitern  finden  wir  eine  Anzahl  Gelehrter  und  Schriftsteller,  die  sich  durch 
Buchveröffentlichungen  und  durch  Aufsätze  bereits  einen  Namen  gemacht 
haben.  Die  nachstehende  Nummer  der  „Beiträge  zum  Blindenbildungs¬ 
wesen“  soll  allen  behördlichen  ufid  privaten  Stellen  den  Beweis  liefern, 
daß  wir  unermüdlich  bemüht  sind,  den  schriftstellerisch  begabten  blinden 
Geistesarbeitern  einen  neuen  Weg  nutzbringender  Betätigung  zu  weisen. 

Durch  eingehende  Schulung  und  Beratung  ist  ihnen  eine  weitere  Ar¬ 
beitsmöglichkeit  erschlossen  worden.  Der  Einzelne  wird  sich,  obwohl  er 
gute  Leistungen  auf  schriftstellerischem  Gebiete  aufzuweisen  hat,  nicht 
immer  mit  Erfolg  durchsetzen  können.  Daher  hat  der  VbAD.  bereits  im 
Jahre  1932  die  „Marburger  Pressekorrespondenz“  gegründet,  deren  Ausbau 
zu  einer  Buchbesprechungskorrespondenz,  untermischt  mit  wissenschaft¬ 
lichen  und  feuilletonistischen  Beiträgen,  geplant  ist.  Dieses  Vorhaben  kann 
nur  gelingen,  wenn  die  öffentlichen  und  privaten  Stellen  uns  ihre  hilfreiche 
Hand  bieten.  Die  Ergebnisse  des  Kursus  und  der  hier  abgedruckte  Vor¬ 
schlag  von  Dir.  Dr.  Lüddecke,  Halle,  zeitigten  einen  Plan,  dessen  Verwirk¬ 
lichung  einer  Reihe  von  blinden  Geistesarbeitern  Arbeit  und  Verdienst 
geben  würde.  Da  es  sich  nur  um  eine  verhältnismäßig  geringe  Zahl  wirklich 
befähigter  blinder  Schriftsteller  handelt,  die  durch  werteschaffende  Arbeit 
an  dem  kulturellen  Aufbau  des  deutschen  Vaterlandes  mithelfen  wollen, 
dürfte  der  Ausbau  der  bestehenden  Marburger  Pressekorrespondenz  kaum 
als  eine  Verdrängung  oder  Belastung  anderer  gleichgerichteter  oder  ähn¬ 
licher  Unternehmungen  angesehen  werden.  Ich  möchte  allen  Behörden  und 
Verlegern  das  aufmerksame  Durchlesen  dieses  Heftes  wärmstens  empfehlen 
und  würde  es  dankbar  begrüßen,  wenn  sie  mir  bei  der  Durchführung  des 
Vorhabens  behilflich  wären. 

Die  blinden  Geistesarbeiter  sehen  es  als  ihre  vornehmste  Pflicht  an, 
ihre  geistigen  und  literarischen  Erzeugnisse  der  Presse  beizusteuern.  Es 
fehlen  ihnen  manche  Verbindungen,  die  dem  Normalsinnigen  offenstehen, 
während  die  Marburger  Buchbesprechungskorrespondenz,  wenn  sie  einen 
einflußreichen  Schutzherrn  fände,  ihnen  diesen  Weg  erschließen  könnte. 

Der  verhältnismäßig  hohe  Aufwand,  der  für  den  Blinden  durch  die 
notwendige  Haltung  einer  sehenden  Hilfskraft  bedingt  ist,  kann  nur  ausge¬ 
glichen  werden,  wenn  dieser  Korrespondenz  von  vornherein  ein  guter  Ab¬ 
satz  und  den  Mitarbeitern  entsprechende  Vergütung  gesichert  sind.  Möge 
es  gelingen,  durch  eine  verständnisvolle  Förderung  seitens  aller  Stellen  den 
hier  ausgesprochenen  Gedanken  in  die  Tat  umzusetzen.  Strehl 
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Vorschlag  zur  Beschäftigung  der  blinden 

deutschen  Journalisten 

Von  Dr.  Th.  Lüddecke,  Direktor  des  Institutes  für  Zeitungswesen 

an  der  Universität  Halle 

Es  gibt  unter  den  blinden  Journalisten  viele  begabte  und  in  fachlicher 
Beziehung  ausgezeichnet  durchgebildete  Persönlichkeiten,  die  der  deutschen 
Presse  sicherlich  gute  Dienste  leisten  könnten.  Unsere  Bemühungen,  die 
blinden  Journalisten  im  einzelnen  in  den  Zeitungsbetrieben  unterzubringen, 
würden  naturgemäß  auf  große  Schwierigkeiten  stoßen,  da  der  Blinde  nicht 
ohne  eine  sehende  Hilfskraft  arbeiten  könnte  und  deshalb  im  Zeitungs¬ 
betriebe  wahrscheinlich  als  Belastung  empfunden  würde.  Die  Frage  ist,  ob 
sich  nicht  eine  Möglichkeit  finden  ließe,  die  blinden  Journalisten  in  einer 
Form  an  der  Pressearbeit  zu  beteiligen,  bei  der  diese  Hemmungen  in  Fort¬ 
fall  kämen,  und  die  gleichzeitig  doch  eine  produktive  Dienstleistung  für  die 
deutsche  Presse  darstellen  würde. 

Der  VbAD.  in  Marburg  gibt  schon  seit  längerer  Zeit  eine  Pressekorre¬ 
spondenz  heraus,  die  sich  allerdings  bisher  nicht  einbürgern  konnte,  da  die 
Zeitungen  bisher  nur  in  geringem  Umfange  veranlaßt  werden  konnten,  ein 
Abonnement  abzuschließen.  Das  lag  zum  Teil  an  den  bisherigen  Leistungen 
der  Korrespondenz,  die  den  Bedürfnissen  der  Tagespresse  nicht  genügend 
angepaßt  waren,  zum  Teil  aber  auch  an  der  Tatsache,  daß  die  Zeitungen 
der  Korrespondenz  mit  einem  Vorurteil  begegneten.  Ich  bin  der  Ueber- 
zeugung,  daß  die  Korrespondenz  sich  in  einer  Form  ausbauen  ließe,  die 
wirklich  einem  gegenwärtigen  Bedürfnis  der  deutschen  Tagespresse  ent¬ 
sprechen  würde. 

Die  sogenannte  „Langweiligkeit“  oder  „Oedigkeit“  der  deutschen  Tages¬ 
presse,  über  die  zur  Zeit  immer  noch  geklagt  wird,  ist  u.  a.  darauf  zurück¬ 
zuführen,  daß  die  Ergebnisse  der  deutschen  wissenschaftlichen  Arbeit,  die 
in  Büchern  niedergelegt  werden,  nicht  genügend  in  die  Zeitungen  hinein¬ 
fließen.  Der  Journalist,  der  unter  dem  Druck  des  Uhrzeigers  arbeitet,  hat 
nicht  genügend  Zeit,  die  Fülle  der  Neuerscheinungen  zu  studieren.  Wenn 
aber  die  Zeitungsleute  sich  darauf  beschränken,  ihr  eigenes  Wissen  zum 
größten  Teil  immer  wieder  nur  aus  dem  Zeitungsmaterial  selbst  zu  schöpfen, 
so  muß  sich  die  geistige  Substanz  der  Zeitungen  notwendigerweise  ver¬ 
mindern.  Die  Sparte  „Buchbesprechung“  in  der  deutschen  Presse  ist  — 
trotz  mannigfacher  Bemühungen,  die  schon  auf  eine  Reform  abzielten  — 
bisher  immer  noch  unzulänglich  geblieben.  Gerade  hier  bestünde  aber  die 
Möglichkeit,  die  erzieherische  Wirkung  und  Interessantheit  der  Zeitung  zu 
steigern. 

Mein  Vorschlag  geht  dahin,  die  Korrespondenz  des  VbAD.  in  Marburg 
zu  einer  Buchbesprechungskorrespondenz  auszubauen.  Die  in  Frage  kom¬ 
menden  blinden  Geistesarbeiter  wären —  ihrem  Fachstudium  gemäß  —  zu 
bestimmten  Arbeitsgruppen  zusammenzufassen.  Die  Neuerscheinungen  des 
Büchermarktes  wäien  diesen  Gruppen  zur  gründlichen  Besprechung  zuzu¬ 
leiten,  und  zwar  hätte  diese  Besprechung  nicht  in  erster  Linie  auf  eine 
kritische  Würdigung  des  betr.  Werkes  hinauszulaufen,  sondern  mehr  auf 
eine  lebendig  geschriebene  und  gut  fundierte  Inhaltsangabe,  deren  Abdruck 
den  Leserkreis  der  Presse  interessieren  und  das  allgemeine  Niveau  der 
Zeitungen  heben  würde. 
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Die  Auswahl  der  zu  besprechenden  Bücher  hätte  natürlich  von  zen¬ 
traler  Stelle  aus  zu  erfolgen,  die  die  nationalsozialistischen  Maßstäbe  bei 
der  Auswahl  der  Bücher  anzulegen  versteht. 

Während  die  Bücher  in  der  Presse  bisher  in  der  Reihenfolge  ihres  Er¬ 
scheinens  besprochen  wurden,  würde  es  dem  Interesse  der  Zeitung  besser 
dienen,  wenn  man  bei  der  Auswahl  der  zu  besprechenden  Bücher  Bezug 
nähme  auf  die  aktuellen  Tagesereignisse. 

Ein  Beispiel:  Die  Ermordung  des  jugoslawischen  Königs  lenkt  das  öffent¬ 
liche  Interesse  mit  einem  Male  auf  alle  damit  im  Zusammenhang  stehenden 
Balkanprobleme.  Es  wäre  also  zweckmäßig,  wenn  man  in  diesem  Falle  in 
der  Presse  die  Besprechungen  sämtlicher  wichtigen  Werke  bringen  würde, 
die  sich  mit  dem  Balkanproblem  beschäftigen.  Selbst  ältere  Werke  könnten 
hier  zur  Darstellung  kommen;  denn  erfahrungsgemäß  wird  ein  Buch  noch 
nicht  gelesen,  nur  weil  es  neu  erschienen  ist,  sondern  weil  es  infolge  der 
politischen  Entwicklung  ein  allgemeineres  Interesse  findet.  Auch  dem  deut¬ 
schen  Buchhandel  wäre  also  durch  dieses  Verfahren  gedient. 

Selbst  wenn  die  Tageszeitungen  nicht  sämtliches  Material  der  Korre¬ 
spondenz  zum  Abdruck  bringen  könnten,  würden  doch  die  in  ihr  enthal¬ 
tenen  Inhaltsangaben  wichtiger  Bücher  dem  in  der  Tagesarbeit  steckenden 
Journalisten  gute  Dienste  leisten,  insofern  sie  ihn  gründlich  mit  dem  der¬ 
zeitigen  Standard  der  wissenschaftlichen  Arbeit  bekanntmachen.  Eine  solche 
Korrespondenz  hätte  also  gleichzeitig  den  Charakter  eines  Unterrichtsbriefes. 
Sie  würde  eine  wesentliche  Lücke  im  deutschen  Korrespondenzwesen  aus¬ 
füllen,  und  es  wäre  sehr  zu  überlegen,  ob  man  im  Bedarfsfälle  außer  den 
blinden  Akademikern  nicht  auch  andere  Fachkenner  zur  Mitarbeit  heran¬ 
ziehen  sollte.  Eine  solche  zur  Aktualität  in  Beziehung  gesetzte  Buchbe¬ 
sprechungskorrespondenz,  die  gründliche  Inhaltsangaben  der  Bücher  bringt, 
könnte  unter  Umständen  sehr  viel  dazu  beitragen,  die  deutsche  Zeitung- 
interessanter  zu  gestalten. 

Der  blinde  Geistesarbeiter  hat  mehr  Zeit  zur  Verfügung  als  der  gehetzte 
Pressemann  im  Betriebe.  Die  in  Frage  kommenden  Bücher  würden  von 
dem  VbAD.  in  Marburg  aus  an  die  verschiedenen  Bearbeiter  verteilt  wer¬ 
den.  Die  blinden  Geistesarbeiter  könnten  also  in  dem  ihnen  angepaßten 
Arbeitsrahmen  verbleiben  und  produktive  Dienste  leisten,  ohne  gleichzeitig 
eine  Belastung  für  die  Zeitungsbetriebe  darzustellen.  Es  wäre  natürlich  noch 
ein  weiterer  Schulungskursus  zu  organisieren,  der  sie  auf  ihre  neue  Auf¬ 
gabe  vorzubereiten  hätte. 

Obgleich  das  Abonnnement  auf  diese  Korrespondenz  keineswegs  den 
Charakter  einer  Spende  hätte,  so  muß  doch  zugegeben  werden,  daß  die 
deutsche  Oeffentlichkeit  hier  auch  eine  Ehrenpflicht  zu  erfüllen  hat  da¬ 
durch,  daß  sie  den  blinden  Kameraden,  von  denen  viele  ihr  Augenlicht  im 
Kriege  und  durch  Unfall  verloren  haben,  eine  Arbeitsmöglichkeit  bietet. 
Nach  der  Angabe  von  Herrn  Dr.  Strehl  sind  es  im  Ganzen  etwa  50  Blinde, 
die  für  diese  Arbeit  in  Frage  kämen.  Das  ist  für  Deutschland  eine  ver¬ 
hältnismäßig  niedrige  Ziffer. 

Um  die  Zeitungsbetriebe  zu  veranlassen,  auf  diese  Korrespondenz  zu  abon¬ 
nieren,  würde  es  natürlich  eines  Protektors  bedürfen,  der  an  maßgeblicher 
Stelle  steht  und  u.  U.  im  „Zeitungsverlag“  sowie  in  der  „Deutschen  Presse“ 
einen  entsprechenden  Hinweis  gibt.  Wenn  es  gelingen  sollte,  die  Mehrzahl 
der  deutschen  Zeitungen  zum  Abonnement  zu  bewegen,  so  könnte  der  Preis 
für  die  Korrespondenz  niedrig,  etwa  3 — 5  RM  monatlich,  gehalten  werden. 
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-  Blinde  Geistesarbeiter  als  Presseleute 

Von  Erich  Kurt  Kittel,  Verlags-  und  Chefredakteur  i.  R. 

Die  Frage  nach  Berufsmöglichkeiten  des  blinden  Geistesarbeiters  in  der 
Presse  jedweder  Art  erheischt  zunächst  einmal  die  Beantwortung  der  Frage, 
welche  Anforderungen  der  Redakteurberuf  an  seine  Angehörigen  stellt. 
Wie  in  vielen  akademischen  Berufen,  man  denke  nur  an  die  Aerzte  und 
Ingenieure,  hat  sich  auch  unter  den  Redakteuren  ein  vielverzweigtes  Spe¬ 
zialistentum  herausgebildet;  denn  nur  dadurch  konnte  überhaupt  die  Presse 
sich  zu  der  Leistungsfähigkeit,  wie  wir  sie  in  unseren  Tagen  als  Selbst¬ 
verständlichkeit  voraussetzen,  emporarbeiten. 

Im  Großen  und  Ganzen  haben  wir  es  mit  vier  großen  Gruppen  zu  tun, 
die  dem  Gesamtkomplex  „Druckpresse“  angehören: 

1.  Tageszeitungen, 

2.  Korrespondenzen, 

3.  Zeitschriften  und 

4.  Bücher.  * 

Jede  dieser  vier  Gruppen  —  das  liegt  in  der  Natur  der  Dinge  —  besitzt 
ihre  besondere  Eigenart  und  verleiht  darum  auch  ihren  geistigen  Führern, 
den  Redakteuren  oder  Schriftleitern  (Schriftleiter  dürfen  sich  nach  dem 
Schriftleitergesetz  vom  4.  Oktober  1933  nur  die  in  der  „Schriftleiterliste“ 
eingetragenen  Redakteure  der  im  Reichsgebiet  herausgegebenen  Zeitungen 
und  politischen  Zeitschriften  nennen)  *)  besondere  Charakteristika.  Die  Son¬ 
deraufgaben,  die  den  einzelnen  Schriftleitern  innerhalb  der  einzelnen  Grup¬ 
pen  auferlegt  sind,  geben  dem  ganzen  Berufsstande  ein  buntschillerndes, 
den  Außenstehenden  oft  verwirrendes  Bild.  Gewiß,  Redakteure  sind  sie 
alle,  aber  ihre  Sparten  sind  eben  wie  gesagt  so  vielgestaltig  und  mannig¬ 
faltig  wie  die  Waffengattungen  einer  großen  Armee! 

Da  von  vornherein  festzustellen  ist,  daß  der  blinde  Geistesarbeiter  wohl 
kaum  anders  als  in  der  leistungsfähigen  Großstadtzeitung  ein  Betätigungs¬ 
feld  finden  kann,  sei  auch  an  dieser  Stelle  bei  der  Darstellung  der  Gruppe  1 
(Tageszeitungen)  die  Schriftleitung  einer  solchen  großstädtischen  Tages¬ 
zeitung  vorgestellt.  An  der  Spitze  des  sogenannten  Redaktionsstabes  steht 
der  Hauptschriftleiter  (früher  Chefredakteur),  der  oft  nur  als  politischer 
Leitartikler  wirkt  und  nach  dem  Gesetz  für  die  Gesamthaltung  des  Text¬ 
teiles  der  Zeitung  verantwortlich  ist.  Das  Gesetz  hält  ihn  ferner  dazu  an, 
einen  schriftlichen  Geschäftsverteilungsplan  für  die  eineinen  Ressorts  auf¬ 
zustellen.  Die  eigentliche  Bearbeitung  des  politischen  Teils  der  Zeitung  be¬ 
sorgen  je  nach  der  Größe  des  Blattes  ein  oder  mehrere  politische  Schrift¬ 
leiter.  Ganz  ähnlich  sieht  es  im  Wirtschaftsressort  (Handelsteil)  aus.  Die 
sachlichen  Anforderungen,  die  beide  Ressorts,  Politik  und  Wirtschaft,  an 
ihre  Bearbeiter  stellen,  liegen  auf  der  Hand.  Meist  sind  es  Leute  mit  einer 
umfassenden  politischen,  staatsrechtlichen,  historischen  und  nationalöko¬ 
nomischen  Hochschulbildung,  die  diese  Ressorts  verwalten.  Für  den  Blinden 
kommen  beide  Ressorts  kaum  in  Frage,  weil  hier  ein  starker  Kontakt  mit 
dem  öffentlichen  Leben  notwendig  ist. 

i)  Vgl.  hierzu  ausführlich:  Schmidt-Leonfiardt  u.  Gast,  Das  Schriftleitergesetz 
v.  4.  Okt.  1933,  Kommentar.  Berlin  1934. 
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Etwas  ähnliches  ist  vom  Lokalressort  zu  sagen.  Diese  Tätigkeit  erfordert 
sehr  viel  Außendienst,  zu  dem  der  Blinde  naturgemäß  nicht  geeignet  ist. 

Wohl  aber  kann  man  sich  den  blinden  Juristen  als  Gerichtsbericht¬ 
erstatter  sehr  wohl  vorstellen  Da  gerade  die  Gerichtsberichterstattung  vieler 
Blätter  sehr  verbesserungsbedürftig  ist,  könnte  man  sich  sogar  auf  diesem 
Gebiete  bestimmte  Chancen  für  den  blinden  Juristen  denken.  Bei  großen 
Prozessen  allerdings,  bei  denen  es  auf  genaue  Zitate  und  anschauliche  Re¬ 
portagen  ankommt,  hätte  aber  auch  der  Blinde  seinen  sehenden  Kollegen 
das  Feld  zu  überlassen. 

Das  vielbespöttelte,  dennoch  außerordentlich  verantwortungsreiche  Amt 
des  „Briefkastenonkels“,  zu  dessen  Verwaltung  eine  juristische  Vorbildung 
und  ein  solides  Allgemeinwissen  zur  Pflicht  gemacht  werden  müßten,  eignet 
sich  begreiflicherweise  für  mit  diesen  Eigenschaften  begüterte  Blinde. 

Gewisse  Aussichten  bestehen  im  Feuilleton.  Der  Feuilleton-Schriftleiter 
hat  nicht  nur  die  Aufgabe,  Nachrichten  aus  Wissenschaft  und  Kunst  zu 
vermitteln,  ihm  obliegt  die  gesamte  Unterhaltungslektüre,  ferner  die  Be¬ 
sorgung  von  Buchbesprechungen  und  Kritiken  für  Bühne,  Musik  und  Film. 
Er  bedient  sich  genau  wie  der  Lokalredakteur  eines  großen  örtlichen  Mit¬ 
arbeiterstabes,  um  all  die  Theater-  und  Konzertrezensionen  zu  bewältigen, 
die  der  Zeitungsleser  und  der  Kunstbetrieb  von  ihm  verlangen.  Der  blinde 
Literaturhistoriker  ist  in  der  Lage,  derartige  Berichterstattungen  zum  Teil 
auszuführen.  Wenn  ein  Dichter  aus  eigenen  Werken  liest,  wenn  wissen¬ 
schaftliche  Vorträge  kurz  zu  referieren  sind,  so  kann  dies  der  Blinde  genau 
so  wie  der  Sehende,  ebenso  wie  der  Blinde,  wenn  er  über  den  Durch¬ 
schnitt  begabt  ist,  sehr  wohl  in  der  Presse  über  Neuerscheinungen  auf  dem 
Büchermärkte  berichten  kann1).  Ferner  kann  der  Blinde  im  Innendienst 
der  Feuilleton-Schriftleitung  die  Auswahl  von  Manuskripten  unterhaltenden 
oder  belehrenden  Inhalts  vornehmen.  Auch  dürfte  der  musikhistorisch, 
theoretisch  und  praktisch  durchgebildete  Blinde  in  der  Lage  sein,  Berichte 
aus  den  Konzertsälen  zu  verfassen.  Da  es  Brauch  ist,  daß  den  Schrift¬ 
leitungen  bei  allen  Veranstaltungen  je  zwei  Plätze  eingeräumt  werden,  weil 
auch  der  sehende  Journalist  fast  nie  allein  Veranstaltungen  aufsucht,  be¬ 
stehen  Schwierigkeiten  in  bezug  auf  den  Begleiter  des  Blinden  nicht.  Selbst 
das  Halten  von  Vorlesern  in  den  Redaktionen  dürfte  kaum  für  die  Be¬ 
schäftigung  blinder  Geistesarbeiter  erschwerend  ins  Gewicht  fallen,  weil 
sich  auch  die  sehenden  Schriftleiter  technischer  Hilfskräfte  (Maschinen¬ 
schreiber,  Funkstenographen  u.  dgl.)  bedienen.  Schließlich  sei  noch  auf  die 
Möglichkeit  hingewiesen,  daß  blinde  Feuilletonisten  ohne  weiteres  die  jetzt 
von  vielen  Zeitungen  eingeführte  und  ausbaufähige  Berichterstattung  über 
die  Sendungen  des  Rundfunks  (Sendeberichte)  ausüben  können. 

In  mittleren  Schriftleitungen  bestehen  gewisse  Kombinationsmöglich¬ 
keiten  bei  der  Beschäftigung  Blinder.  So  kann  beispielsweise  eine  im 
Feuilletondienst  beschäftigte  Kraft  stundenweise  auch  im  Nachrichten-Funk¬ 
dienst  beschäftigt  werden.  Funknachrichten  werden  meist  während  des  Ab¬ 
hörens  ohne  Stenogramm  gleich  in  die  Schreibmaschine  geschrieben  und 

!)  Es  sind  Bestrebungen  im  Gange,  das  bisher  in  der  Tagespresse  —  von 
wenigen  Ausnahmen  abgesehen  —  schlecht  gepflegte  Buchbesprechungswesen  aus¬ 
zubauen.  Vgl.  hierzu  insbesondere:  Wilfrid  Bade,  Kulturpolitische  Aufgaben  der 
deutschen  Presse.  Berlin  1933. 
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dann  den  betreffenden  Ressorts  zugeleitet.  Dank  des  sehr  ausgeprägten 
Gehörs  bei  Blinden  und  dank  der  technischen  Beherrschung  der  Schreib¬ 
maschine  sind  derart  kombinierte  Stellen  durchaus  möglich. 

Auch  besteht  die  Möglichkeit,  daß  blinde  Geistesarbeiter  einen  Teil  der 
Sekretariatsarbeiten,  wie  sie  jedes  Ressort  mit  sich  bringt  (Verkehr  mit 
Autoren,  Korrespondenzbüros  usw.),  erledigen  können.  ’ 

Will  ein  blinder  Geistesarbeiter  den  Schriftleiterberuf  erwählen,  so  ge¬ 
nügt  seine  fachliche  Hochschulbildung  nicht.  Es  sind  in  letzter  Zeit  starke 
Strömungen  bemerkbar  geworden,  die  dahin  streben,  schon  auf  der  Hoch¬ 
schule  den  künftigen  Journalisten  ein  Großteil  des  Rüstzeuges,  den  ihr 
künftiger  Beruf  von  ihnen  fordert,  auf  dem  Wege  über  besondere  Institute 
für  Zeitungswesen  mitzugeben.  Eine  Reihe  Universitäten,  wie  Berlin,  Frei¬ 
burg,  Halle,  Heidelberg,  Köln,  Leipzig,  München  und  Münster,  verfügt  bereits 
seit  langem  über  derartige  Institute,  und  ein  Blick  in  die  Vorlesungsver¬ 
zeichnisse  der  einzelnen  Institute  beweist,  daß  zum  Teil  hier  sehr  wertvolle 
Arbeit  geleistet  wird1). 

Aber  abgesehen  von  dieser  hochschulmäßigen  Vorbildung  ist  eine  in¬ 
tensive  Ausbildung  im  Betriebe  eines  großes  Zeitungsunternehmens  unbe¬ 
dingt  erforderlich.  Das  Gesetz  schreibt  eine  auf  die  Dauer  eines  Jahres* 
bemessene  praktische  Ausbildung  (Schriftleiter  in  der  Ausbildung)  vor.  Bei 
Nachweis  eines  sechssemestrigen  Studiums  der  Zeitungswissenschaft  wird 
diese  einjährige  Ausbildungsdauer  um  6  Monate  gekürzt2).  Es  hängt  natür¬ 
lich  von  dem  Wissen,  Können  und  journalistischen  Einfühlungsvermögen 
—  der  Journalist  hat  eben  seine  eigene  Mentalität  —  eines  jeden  werden¬ 
den  Journalisten  ab,  ob  und  inwieweit  er  überhaupt  auch  nach  der  Aus¬ 
bildungszeit  befähigt  sein  wird,  das  schwere  und  an  Verantwortung  reiche 
Amt  zu  bekleiden. 

Der  Blinde,  der  sich  die  Tageszeitung  als  Berufsfeld  aussucht,  muß 
sich  schließlich  immer  der  Tatsache  bewußt  sein,  daß  seine  Tätigkeit  sich 
nur  in  seltenen  Fällen  zu  einer  leitenden  Tätigkeit  entwickeln  kann;  er 
wird  sich  oft  damit  begnügen  müssen,  mehr  oder  weniger  Hilfsleistungen, 
wenn  auch  wertvolle  Hilfsleistungen,  auszuführen. 

Denn  auch  die  technische  Seite  der  Zeitungsmacherei  erfordert  von 
dem  Schriftleiter  manches,  was  der  Blinde  einfach  infolge  seines  Gebre¬ 
chens  nicht  leisten  kann.  Nur  ganz  große  Zeitungen  halten  sich  besondere 
Umbruchredakteure3),  die  sogenannten  „Chefs  vom  Dienst“.  Bei  allen  an- 


1)  Vgl.  hierzu:  Theodor  Lüddecke,  Die  Tageszeitung  als  Mittel  der  Staatsfüh- 
rung,  Hamburg  1933,  Hans  A.  Münster,  Die  drei  Aufgaben  der  deutschen  Zeitungs¬ 
wissenschaft,  Leipzig  1934,  Hans  Barth,  Nationalsozialistischer  Geist  im  Wirtschaftsteil, 
Forderungen  zur  Neugestaltung  der  Tagespresse,  Berlin  1934,  ferner  die  grundsätz¬ 
lichen  Ausführungen,  die  der  Führer  der  deutschen  Zeitungswissenschaft,  Geheim¬ 
rat  Dr.  Heide,  in  der  „Deutschen  Allg.  Ztg.“,  Nr.  523/24  v.  9.  Nov.  34,  S.  4,  ver¬ 
öffentlicht  hat. 

2)  Ueber  Einzelheiten  siehe  Schmidt-Leonhardt  u.  Gast,  a.  a.  O.,  S.  62  ff. 

3)  Umbruch  nennt  man  die  äußere  Anordnung  der  Texte,  Bilder,  Ueberschriften 
und  Schlagzeilen  in  typographischer  Hinsicht.  Die  den  Umbruch  ausführenden 
Schriftsetzer  heißen  Metteure,  der  Umbruch  erfolgt  am  Metteurtisch. 


103 


deren  Zeitungen  aber  ist  der  verantwortliche  Ressortredakteur  auch  der 
Gestalter  seines  Teils,  d.  h.,  er  leitet  für  seinen  Teil  den  Umbruch  selbst. 
Die  Zeitung  will  immer  lebendig  und  geschmackvoll  aufgemacht  sein.  Schon 
aus  diesem  Grunde  ist  es  dem  blinden  Journalisten  versagt,  ein  hundert¬ 
prozentiger  Zeitungsmacher  zu  sein.  Es  wird  ganz  von  der  Lage  der  Dinge 
im  Einzelfalle  abhängen,  inwieweit  der  Blinde  sich  dennoch  bei  der  Tages¬ 
presse  zu  leitenden  Stellen  hindurch-  und  emporzuarbeiten  vermag. 

Hat  die  Tageszeitung  die  Aufgabe,  das  breite  Publikum  über  alle  Er¬ 
scheinungen  des  öffentlichen  Lebens  durch  Nachrichten  und  Artikel  zu 
unterrichten,  so  haben  die  Korrespondenzen  und  Nachrichtendienste  die 
Aufgabe,  die  Zeitungsredaktion  selbst  mit  Nachrichten  und  Artikeln  zu 
versorgen.  Sie  sind  sozusagen  die  Zeitungen  der  Schriftleiter.  Auch  die 
Leiter  der  Korrespondenz-  und  Nachrichtenbüros  sind  Schriftleiter  im  Sinne 
des  Gesetzes. 

Der  großen  Nachrichtendienste  (Telegraphenbüros)  bedient  sich  die  ge¬ 
samte  Tagespresse;  auf  die  Benutzung  von  Korrespondenzen  ist  in  der 
Hauptsache  die  kleine  und  mittlere  Presse  angewiesen.  Aus  finanziellen 
Gründen  kann  diese  Presse  sich  nicht  den  großen  Mitarbeiterstab  wie  die 
Großstadtpresse,  die  teilweise  sogar  eigene  Nachrichtendienste  und  Aus¬ 
ländskorrespondenten  lediglich  zur  Bedienung  der  eigenen  Zeitung  oder 
eines  Konzerns  von  Zeitungen  unterhält,  leisten.  Denn  Originalberichte  und 
Orginalartikel  verschlingen  hohe  Honorare,  während  die  Korrespondenzen 
und  Nachrichtenbüros  angesichts  ihres  großen  Abnehmerkreises  naturgemäß 
von  der  einzelnen  Zeitung  nur  einen  anteiligen  Honorarsatz  beanspruchen. 
Eine  finanziell  starke  Zeitung  fragt  nicht  nach  den  Kosten  der  Nachrichten¬ 
übermittlung.  Sie  fragt  auch  nicht  nach  der  Höhe  des  Honorars,  wenn  ihr 
irgend  eine  Kapazität  des  öffentlichen  Lebens  einen  Original-Leitartikel 
schreibt.  Wohl  aber  können  kleine  Zeitungen  niemals  einen  von  derselben 
Kapazität  stammenden  Artikel  drucken.  Sie  können  es  nur  dann,  wenn  sie 
auf  dem  Wege  über  eine  Korrespondenz  einen  solchen  Artikel  beziehen; 
denn  hier  teilen  sie  sich  ja  anteilig  auf  dem  Wege  über  die  vermittelnde 
Korrespondez  in  das  zu  zahlende  Honorar.  Die  Korrespondenzen  sind  spe¬ 
zialisiert.  Die  großen  Telegraphenbüros  liefern  meist  nur  politisches  und 
wirtschaftliches  Material.  Für  die  einzelnen  Sparten  des  täglichen  Zeitungs¬ 
dienstes  kommen  Spezialkorrespondenzen  in  Frage,  vor  allem  auch  solche 
feuilletonistischer  Art.  Für  den  blinden  Akademiker  dürfte  in  der  Haupt¬ 
sache  genau  wie  bei  der  Feuilleton-Schriftleitung  einer  Tageszeitung  (siehe 
oben)  eine  gewisse  Beschäftigungsmöglichkeit  gegeben  sein.  Es  käme  bei 
dieser  Tätigkeit  für  ihn  auf  die  Prüfung  von  Manuskripten  (Plaudereien, 
Novellen,  Zeitungsromane,  bildende  Artikel,  Whtze  usw.)  an.  Im  Feuilleton- 
Korrespondenzbüro  kommt  es  nicht  auf  das  wahnsinnige  Arbeitstempo  an, 
das  der  Dienst  in  der  aktuellen  politischen  und  wirtschaftlichen  Bericht¬ 
erstattung  erfordert.  Für  das  Aktualitätstempo  ist  der  Blinde  ungeeignet! 

Das  vom  Arbeitstempo  in  den  Feuilleton-Korrespondenzen  Gesagte  gilt 
auch  für  den  Dienst  in  einer  Zeitschrift.  Zeitschriften  unterscheiden  sich 
dadurch  von  der  Zeitung,  daß  sie  in  größeren  Zeitabständen,  also  in  der 
Regel  in  Abständen  von  Wochen,  Monaten  oder  Quartalen,  erscheinen.  Sie 
sind  in  der  Hauptsache  auf  ein  begrenztes  Wissens-  bzw.  Fachgebiet  be¬ 
schränkt  und  erfordern  infolgedessen  intensive  Spezialkenntnisse.  Handelt 
es  sich  um  Fachzeitschriften,  die  sich  an  ganz  bestimmte  Berufsgruppen 
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wenden,  so  werden  diese  fast  immer  von  in  dem  betreffenden  Fache  führen¬ 
den  Fachleuten  herausgegeben.  Die  Herausgeber  fungieren  größtenteils  auch 
als  Redakteur.  Nur  wenn  es  sich  um  durch  ihren  Hauptberuf  stark  in  An¬ 
spruch  genommene  Gelehrte,  Wirtschafter  oder  ähnliche  Standeskreise  han¬ 
delt,  betätigen  sich  an  einer  solchen  Zeitschrift  eine  oder  mehrere  redak¬ 
tionelle  Hilfskräfte.  Bei  rein  wissenschaftlichen  Zeitschriften,  die  ja  meist 
von  Hochschullehrern  herausgegeben  werden,  wird  die  redaktionelle  Klein¬ 
arbeit  fast  immer  von  den  Assistenten  dieser  Gelehrten  besorgt.  Berufs¬ 
aussichten  dürften,  von  gewissen  Einzelfällen  abgesehen,  in  diesem  Zweige 
des  Vervielfältigungsgewerbes  kaum  bestehen,  weil  es  sich  bei  Zeitschriften¬ 
redaktionen  doch  fast  immer  um  Kleinredaktionen  handelt,  in  denen  neben 
der  Redaktionsarbeit  sehr  oft  gleichzeitig  auch  noch  die  technische  Ueber- 
wachung  (Umbruch  und  Lesen  der  Korrekturen)  und  —  im  Falle  eines 
Selbstverlages  —  die  verlegerisch-propagandistische  sowie  die  administrative 
Tätigkeit  von  einer  einzigen  Person  bewältigt  werden  müssen. 

Auf  eine  Zeitschriftenart  sei  noch  besonders  hingewiesen,  auf  die 
Werkzeitung.  Werkzeitungen  kann  nur  der  redigieren,  der  selbst  einmal 
in  einem  industriellen  Betriebe,  Seite  an  Seite  mit  den  Werkmännern,  für 
die  er  die  Zeitung  schreibt,  gestanden  hat.  Vielleicht  bietet  sich  aber  hier 
für  diesen  oder  jenen  späterblindeten  Ingenieur  oder  Chemiker  die  Mög¬ 
lichkeit,  sich  als  Redakteur  oder  Mitarbeiter  einer  Werkzeitung  in  den  Wirt¬ 
schaftsprozeß  wieder  einzugliedern.  Für  Kleinredaktionen  kommt  er  aber 
(siehe  oben)  wegen  der  umfassenden  Tätigkeiten  nicht  in  Frage1). 

Nun  zur  vierten  Gruppe,  der  Buchverlagsredaktion.  Hier  spielt  das 
nervenraubende,  auf  manuelle  und  geistige  Beweglichkeit,  oft  auf  Minuten, 
ja  buchstäblich  auf  Sekunden,  ankommende  Arbeitstempo  der  Tageszeitungen 
und  Nachrichtendienste  gar  keine  Rolle.  Allerdings  fällt  es  auch  bei  der 
Charakteristik  des  Buchverlagsredakteurs  sehr  schwer,  seine  Tätigkeiten  auf 
einen  einheitlichen  Nenner  zu  bringen.  Genau  wie  bei  der  Tageszeitung 
spielt  auch  hier  die  Größe  des  Unternehmens  eine  gewichtige  Rolle.  Je 
kleiner  der  Verlag,  desto  größer  die  Tätigkeit  seines  —  dann  meist  — 
Einzelredakteurs2).  Der  große  Verlag  kennt  genau  wie  die  Tageszeitung 
eine  große  Arbeitsteilung  unter  seinen  Mitarbeitern.  Er  hält  sich  besondere 
literarische,  wissenschaftliche  oder  sonstige  fachliche  Kräfte  als  Lektoren, 
also  Redakteure,  denen  lediglich  die  Lektüre  und  Prüfung  der  unverlangt 
eingelaufenen  oder  vom  Verlag  angeforderten  Manuskripte  obliegt.  Sie  haben 
dem  Verleger  (das  ist  der  kapitalistische  Unternehmer  bzw.  der  kommer¬ 
zielle  Direktor  einer  juristischen  Person)  verantwortlich  über  den  qualita¬ 
tiven  Wert  des  geprüften  Manuskriptes  zu  berichten.  Der  eigentliche  Ver¬ 
lagsredakteur,  ebenfalls  eine  fachlich  und  sachlich  qualifizierte  Kraft  (wie 
gesagt  ist  hier  in  den  einzelnen  Verlagshäusern  die  Arbeitsteilung  eine  ganz 
verschiedene,  sodaß  eben  oft  Lektor  und  Verlagsredakteur  in  Personalunion 


!)  Vgl.  hierzu  ausführlich:  Theodor  Lüddecke,  Nationalsozialistische  Menschen¬ 
führung  in  den  Betrieben.  Die  Werkzeitung  als  Mittel  der  Wirtschaftsführung, 
Hamburg  1934,  ferner  den  Aufsatz  von  Ernst  Dehnhardt,  Die  Werkzeitung,  ein  Be¬ 
rufsfeld  für  erblindete  Techniker,  in  der  vorliegenden  Nummer  der  „Beiträge“. 

■2)  §  27  des  Schriftleitergesetzes  vom  4.  Okt.  33  untersagt  die  Führung  des 
Schriftleitertitels  Personen,  die  nicht  in  die  Schriftleiterliste  eingetragen  sind. 
Schmidt-Leonhardt  u.  Gast,  a.  a.  0.,  S.  210,  weisen  ausdrücklich  darauf  hin,  daß 
sich  Verlagsredakteure  nicht  „Verlagsschriftleiter“  nennen  dürfen. 
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tätig  sind),  hat  nach  der  unter  Beachtung  der  Reichskulturkarnmergesetz- 
gebung1)  erfolgten  Prüfung  des  Manuskripts  zunächst  einmal  Untersuchun¬ 
gen  darüber  anzustellen,  welchen  Absatz  das  herauszugebende  Buch  vor¬ 
aussichtlich  zeitigen  wird.  Er  muß  wissen,  ob  dem  Werke  etwa  ähnliche 
Publikationen  auf  dem  Markt  begegnen,  und  ob  das  Werk  dadurch  von 
vornherein  an  seiner  Verbreitung  gehemmt  wird.  Nota  bene  ist  es  ganz 
klar,  daß  die  Lektoren  bzw.  Redakteure  bei  wissenschaftlichen  Manuskripten 
genau  zu  prüfen  haben,  ob  nicht  etwa  bereits  ein  Werk  der  gleichen  Dis¬ 
ziplin  erschienen  ist,  das,  vom  Standpunkte  der  Theorie  gesehen,  das  vor¬ 
liegende  Manuskript  schon  überholt  hat. 

» 

Hat  die  so  angestellte  Marktanalyse  ein  positives  Resultat  gebracht, 
wird  sich  der  Verlag  zu  entscheiden  haben,  ob  er  das  Manuskript  annehmen 
will  oder  nicht.  Ist  eine  positive  Entscheidung  zugunsten  des  Manuskripts 
erfolgt,  setzen  dann  Verhandlungen  mit  dem  Autor  ein,  mit  dem  nun  ein 
Verlagsvertrag  geschlossen  werden  muß,  der  alle  verlagsrechtlichen  und 
urheberrechtlichen  Angelegenheiten  zwischen  Autor  und  Verleger  regelt. 
Oft  sind  dann  auch  Verhandlungen  mit  dem  Autor  notwendig,  die  auf 
Grund  von  Vorschlägen  des  Lektors  oder  mehrerer  Lektoren  —  in  schwie¬ 
rigen  Fällen  wird  gelegentlich  auch  noch  das  Urteil  nebenamtlich  wirkender 
Speziallektoren  angerufen  —  bestimmte  sachliche  Aenderungen  am  Manu¬ 
skript  aus  den  mannigfachsten  ganz  speziell  gelagerten  Gründen  zum  Ziel 
haben. 

Sind  alle  diese  Fragen  erledigt,  wird  mit  den  Vorbereitungsarbeiten 
zur  Herstellung  des  Buches  und  gleichzeitig  mit  dem  Entwurf  des  Propa¬ 
gandafeldzuges  begonnen.  Das  sind  alles  Aufgaben,  die  in  der  Hand  des 
Verlagsredakteurs  liegen.  Schon  ehe  die  Verhandlungen  mit  dem  Autor  be¬ 
gonnen  haben,  muß  unter  Mitwirkung  der  technischen  Kräfte  festgestellt 
sein,  welchen  Umfang  das  Werk  im  Druck  besitzen  wird.  Der  Redakteur, 
in  ganz  großen  Verlagen  fungiert  hier  ein  sogenannter  Hersteller,  muß 
wissen,  in  welchem  Schriftcharakter  das  Buch  seine  beste  geschmackliche 
und  praktische  Wirkung  erzielen  wird.  Er  muß  das  verfügbare  Schrift¬ 
typenmaterial  seiner  Verlagsdruckerei,  oder  wenn  der  Verlag  über  keine 
eigene  Druckerei  verfügt,  das  Typenmaterial  der  für  den  Verlag  arbeitenden 
sogenannten  Werkdruckereien  kennen.  Er  muß  sich  darüber  klar  sein,  in 
welchem  Format  er  das  Buch  erscheinen  lasssen  will,  er  muß  sich  über 
das  zu  verwendende  Papier  —  es  gibt  auch  hier  wie  bei  den  Schriftarten 
tausenderlei  Sorten  —  und  darüber  im  klaren  sein,  ob  das  Werk  gebunden, 
kartoniert  oder  broschiert  oder  wie  sonst  erscheinen  soll.  Er  muß  wissen, 
ob  die  Publikation  solchen  Ewigkeitswert  besitzen  wird,  daß  man  Leder¬ 
einbände  wagen  kann,  oder  ob  ein  in  Stoff  und  Farbe  geschmackvoller 
Leineneinband  das  richtige  „Gesicht  des  Buches“  sein  wird.  Er  muß  wissen, 
denn  jeder  Fall  ist  nach  der  Art  des  Buches  anders  gelagert,  ob  es  genügt, 
wenn  das  broschierte  Exemplar  derartiges  erforderlich  macht,  daß  zu  seiner 
Verbreitung  ein  knallig  aufgemachter  Buchumschlag  oder  der  in  schlichten 
Lettern  gesetzte  oder  gezeichnete  Umschlag,  wie  man  ihn  durchschnittlich 
bei  wissenschaftlichen  Büchern  anwendet,  am  Platze  ist. 

1)  Siehe  Begründung  zum  Reichskulturkammergesetz  vom  22.  Sept.  1933  (Reichs¬ 
anzeiger  Nr.  225),  abgedruckt  bei  Werner  Hoche,  Die  Gesetzgebung  des  Kabinetts 
Hitler,  Heft  4,  S.  528,  Berlin  1933;  vgl.  ferner:  Karl-Friedrich  Schrieber,  Die  Reichs¬ 
kulturkammer,  Organisation  und  Ziele  der  deutschen  Kulturpolitik,  Berlin  1934. 
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Es  ist  verständlich,  daß  diese  Herstellertätigkeit  für  den  blinden  Ver- 
lagsredakteur  nicht  in  Frage  kommt.  Gewiß  wird  man  sich  in  Einzelfällen 
auf  den  fachmännischen  Rat  der  Großbuchbindereien  verlassen  können, 
aber  im  großen  und  ganzen  kann  man  sagen,  daß  schon  aus  diesem  einen 
Grunde  —  der  Herstellertätigkeit  —  eine  Betätigung  in  kleineren  Verlagen 
für  den  Blinden  nicht  ausführbar  ist1). 

Und  während  das  Buch  sich  im  Satz  und  unter  der  Presse  befindet, 
wird  der  Propagandaplan  abgewickelt.  Dreierlei  Art  ist  die  Propaganda  für 
das  Buch: 

a)  Anzeigenpropaganda  in  der  Buchhändler-,  Fach-  und  gegebenenfalls 
Tagesprese, 

b)  Propaganda  durch  Bücherzettel,  Verlagskataloge  und  besondere  für 
die  eigene  Verlagsproduktion  werbende  Verlagsrevuen  2), 

c)  Besprechungen  durch  die  Presse  und  den  Rundfunk. 

Die  Bearbeitung  der  Tätigkeiten  a)  und  b)  scheidet  für  den  blinden  Ver¬ 
lagsmenschen  wiederum  so  gut  wie  ganz  aus.  Verlagsrevuen  kann  er 
in  größeren  Verlagshäusern  redigieren,  wenn  von  vornherein  Typographie 
und  Ausstattung  der  Revue  feststehen.  Unmöglich  ist  für  ihn  die  Leitung 
einer  bebilderten  Verlagsrevue,  wie  sie  oft  der  schöngeistige  Verlag  heraus¬ 
bringt.  Zweifelsohne  kann  er  die  Bearbeitung  der  Rezensentenliste,  die  bei 
jedem  Buch  neu  und  einmalig  ist,  bewerkstelligen.  Dazu  gehört  eine  genaue 
Kenntnis  der  Tages-  und  Zeitschriftenpresse  und  eine  gewaltige  Personal¬ 
kenntnis;  denn  oft  werden  nicht  die  Redaktionen,  sondern  prominente  Mit¬ 
arbeiter  der  betreffenden  Redaktionen  um  die  Vornahme  einer  Besprechung 
gebeten.  Umfangreicher  Schriftwechsel  und  persönliche  Fühlung  mit  Fach¬ 
leuten  und  Schriftleitern  sind  Voraussetzung  einer  erfolgreichen  Tätigkeit 
auf  diesem  sehr  wichtigen  Gebiete  einer  Verlagsredaktion. 

Mit  der  Hinaussendung  der  Besprechungsstücke  und  der  Abwickelung 
des  Werbefeldzuges  ist  die  Tätigkeit  der  Verlagsredaktion  abgeschlossen. 
Was  sich  dann  abspielt,  interessiert  uns  hier  nicht,  denn  jetzt  setzt  die 
rein  kaufmännische  Tätigkeit  des  Verlages  ein,  die  von  entsprechend  vor¬ 
gebildeten  Bürokräften  bewältigt  wird.  Die  Verlagsredaktion  interessiert 
nur  noch  der  mit  Spannung  erwartete  Eingang  der  Rezensionen  und  die 
ihr  von  Zeit  zu  Zeit  zugehende  Uebersicht  des  Verlagsstatistikers. 

Schließlich  sei  noch  bemerkt,  daß  es  nicht  Sache  des  Verlagsredakteurs 
sein  kann,  sich  lediglich  in  den  Redaktionssessel  zu  setzen  und  die  Hände 
wartend  in  den  Schoß  zu  legen,  bis  ihm  die  Paketpost  ein  dickleibiges 
Manuskript  überbringt.  Zweifellos  entsteht  ein  Teil  der  Verlagsproduktion 
durch  das  freie  Angebot  von  Manuskripten  seitens  der  Autoren.  Und  im 
Rahmen  dieser  Darstellung  ist  bis  jetzt  aus  didaktischen  Gründen  der  Ge- 


!)  Zweifler,  die  meine  Ansicht  nicht  zu  teilen  vermögen,  verweise  ich  auf  das 
Büchlein  von  Fritz  Schröder,  Praktische  Winke  für  den  Verkehr  zwischen  Verlag 
und  Buchbinderei,  Berlin  u.  Leipzig,  1926. 

2)  Lüddecke,  a.  a.  0.,  betrachtet  auch  solche  Hauszeitschriften  (Verlagsrevuen) 
als  Werkzeitungen.  Das  oben  über  Werkzeitungen  Gesagte  trifft  in  bezug  auf  Be¬ 
tätigungsmöglichkeiten  im  Falle  der  Verlagsrevuen  natürlich  nicht  zu.  Verlags¬ 
revuen  kann  der  blinde  Verlagsredakteur  zum  Teil  redigieren. 
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schäftsgang  eines  solchen,  dem  Verlag  angebotenen  Manuskriptes  bis  zu 
seiner  Buchwerdung  geschildert  worden.  Vornehmste  Aufgabe  einer  Ver¬ 
lagsredaktion  ist  es  nämlich,  nicht  auf  den  unsystematischen  Eingang  von 
Buchmanuskripten  die  Verlagsproduktion  auf  zu  bauen,  sondern  selbst,  von 
sich  aus,  bei  Autoren  die  Abfassung  bestimmter  Manuskripte  anzuregen. 
Natürlich  gehört  auch  in  dieser  Hinsicht  eine  große  Personalkenntnis  zu 
dem  unentbehrlichen  Rüstzeug  des  Verlagsredakteurs,  eine  Personalkennt¬ 
nis,  die  weniger  auf  der  Hochschule  als  in  jahrelanger  praktischer  Arbeit 
erworben  wird.  Damit  sei  die  Darstellung  der  Tätigkeit  eines  Verlags¬ 
redakteurs  abgeschlossen1). 

Wenn  wir  abschließend  die  einzelnen  Gruppen  noch  einmal  Revue 
passieren  lassen,  so  müssen  wir  feststellen,  daß  für  den  in  der  Berufswahl 
stehenden  blinden  Akademiker,  der  sich  das  Berufsfeld  der  Presse  als  Wir¬ 
kungskreis  ausgesucht  hat,  die  Aussichten  nicht  sonderlich  günstig  stehen! 
Und  doch  wird  der  Blinde  in  den  einzelnen,  hier  von  mir  gewissenhaft  auf 
Grund  einer  vieljährigen,  in  allen  vier  Gruppen  ausgeübten  eigenen  Praxis, 
abgewogenen  Spezialgebieten,  seinen  Platz  behaupten  können.  Freilich, 
schwierig  ist  der  Weg,  der  erst  einmal  zu  diesem  Platze  führen  soll,  zu 
beschreiten.  Manche  bittere  Enttäuschung,  manches  unerwartete  Hindernis 
wird  er  im  zähen  Kampfe  überwinden  müssen.  Und  mit  dieser  Zähigkeit 
des  Wollens  muß  sich  die  unabläßliche  Begabung  paaren,  die  die  nun  ein¬ 
mal  bestehende  Eigenart  des  Redakteurberufes  erfordert.  Hat  erst  der  blinde 
Redakteur  die  Anerkennung  seiner  sehenden  Kollegen  gefunden,  dann  wird 
es  ihm  auch  leicht  werden,  in  schaffender,  vielleicht  sogar  schöpferischer 
Arbeit  der  Volksgemeinschaft  zu  dienen  —  immer  die  besondere  journa¬ 
listische  Begabung  und  seine  qualifizierte  sachlich-fachliche  Eignung  vor¬ 
ausgesetzt. 

Es  bedarf  jedoch  nach  wie  vor  auch  der  intensivsten  Aufklärungsarbeit 
der  Blindenverbände,  diese  Volksgemeinschaft  von  dem  irrigen  Gefühl  zu 
befreien,  als  ob  der  mit  dem  Gebrechen  der  Blindheit  behaftete  Mensch 
als  ein  Geschöpf  des  Mitleids,  nicht  aber  als  ein  vollwertiges  Glied  der 
Gemeinschaft  angesehen  werden  müßte.  Erst  kürzlich  ist  von  Dr.  Kurd 
Viebig  in  den  „Beiträgen  zum  Blindenbildungswesen“  und  in'  „Der  Kriegs¬ 
blinde“  mit  Recht  auf  die  Tatsache  hingewiesen  worden,  daß  blinde  Geistes¬ 
arbeiter  auf  Grund  ihrer  Blindheit  zu  ganz  besonderer  Konzentration  ihrer 
geistigen  Tätigkeit  gezwungen  werden,  und  daß  dadurch  gerade  bei  blin¬ 
den  Geistesarbeitern  oft  Ergebnisse  zu  verbuchen  sind,  zu  denen  sie  als 
Sehende  vielleicht  garnicht  in  dem  nun  erreichten  Ausmaße  gekommen 
wären.  (Man  denke  nur  an  die  drei  in  jüngster  Zeit  vom  Tod  abberufenen 
großen  blinden  Gelehrten  Pierre  Villey,  Hans  Vaihihger  und  Ernst  von 
Dobschütz,  deren  Lebenswerke  in  den  „Beiträgen  zum  Blindenbildungs¬ 
wesen“  von  Dr.  Strehl  bzw.  Kittel  bzw.  Prof.  Kohlmeyer  gewürdigt  wur¬ 
den).  Wir  Blinden  wissen  das,  aber  es  ist  noch  ein  weiter  Weg  zurückzu¬ 
legen,  ehe  alle  Kreise  der  Gemeinschaft  in  unermüdlicher  Aufklärungs¬ 
arbeit  diese  Erkenntnis  als  Gemeingut  erworben  haben. 


i)  Einen  vorzüglichen  Einblick  in  die  Verlagstätigkeit  gewährt  die  umfassende 
Schrift  des  englischen  Verlegers  Stanley  Unwin,  Das  wahre  Gesicht  des  Verlags- 
buchhandels,  Einzig  autorisierte  Uebertragung  aus  dem  Englischen  von  Fritz 
Schnabel,  Stuttgart  1927. 
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Es  möge  berücksichtigt  werden,  daß  in  dieser  Abhandlung  unter  dem 
Begriff  „blind“  absolute  Blindheit  zu  verstehen  ist.  Praktisch-Blinde,  also 
Schicksalsgenossen,  die  noch  über  irgendwelche  Sehreste  verfügen,  können 
leichter  über  gewisse  technische  Schwierigkeiten  hinwegkommen.  Von  Fall 
zu  Fall  wird  auch  der  absolut  Blinde  diese  Schwierigkeiten  durch  Mithilfe 
des  sehenden  Ehegatten  oder  sonstiger  vorgebildeten  Hilfskräfte  überwinden 
können.  Last  not  least  kommt  es  hier  auf  die  verständnisvolle  Einsicht  der 
Verleger  an,  um  nicht  an  diesen  Dingen  die  Berufsmöglichkeiten  des  blin¬ 
den  Geistesarbeiters  scheitern  zu  lassen. 

Seien  wir  uns  aber  auch  bei  aller  Abwägung  der  Berufsmöglichkeiten 
eines  anderen  Hindernisses  bewußt,  das  der  totale  Staat  im  Zuge  der  Eins- 
werdung  von  Staat,  Volk  und  Partei  mit  sich  gebracht  hat.  Der  parlamen¬ 
tarische  Staat  besaß  ein  Viel  an  Parteien  und  Interessentengruppen.  Und 
diesem  Viel  der  Organisationen  entsprach  ein  großer  Blätterwald  und  ein 
Viel  an  Bucherscheinungen  der  verschiedensten  Weltanschauungen  und  In¬ 
teressensphären.  Mit  dem  beseitigten  Viel  verschwand  ein  Viel  von  Zeitungs¬ 
und  Buchverlagen.  Der  Prozeß,  der  die  Leser  der  zwar  gleichgeschalteten, 
aber  dennoch  als  Nicht-Parteipresse  geltenden  Zeitungen  von  dieser  Presse 
weg-  und  zur  Parteipresse  der  mit  dem  Staat  zur  Einheit  gewordenen  Partei 
führt,  dürfte  noch  längst  nicht  abgeschlossen  sein.  Wir  haben  gerade  in 
den  letzten  Monaten  Kunde  von  dem  Eingehen  so  mancher  ehemals  führen¬ 
den  Zeitung  erhalten !).  Mit  dem  Anschwellen  der  Leserziffern  der  Partei¬ 
presse  kann  unmöglich  eine  entsprechende  Vergrößerung  des  Mitarbeiter¬ 
stabs  dieser  Presse  vollzogen  werden,  weil  ja  in  der  Redaktionsarbeit  der 
Zeitung  durch  ein  Anschwellen  der  Leserziffern  nichts  geändert  wird.  Mit 
anderen  Worten:  Die  Zahl  der  Berufsausübenden  hat  sich  verringert.  Das 
'Berufsfeld  hat  sich  verengt,  und  da,  wo  Plätze  frei  werden,  wird  man  sich 
zunächst  der  erprobten  Kräfte  bei  Neueinstellungen  bedienen1 2).  Dennoch 
wird  man  auf  die  Heranbildung  des  beruflichen  Nachwuchses  —  und  das 
%  Schriftleitergesetz  beweist  das  —  nicht  verzichten.  Aber  übersehen  werden 
darf  die  hier  angedeutete  Entwicklung  bei  einer  sachlichen  Abwägung  der 
Berufsmöglichkeiten  nicht. 


1)  Dieser  Prozeß  ist,  wie  Reichsminister  Dr.  Goebbels  in  seinem  Geschäfts¬ 
bericht  anläßlich  der  großen  Kundgebung  der  Reichskulturkammer  am  6.  Dezember 
1934  ausführte,  durch  Maßnahmen  der  Reichspressekammer  gehemmt  worden.  Die 
Vereinheitlichung  des  deutschen  Pressewesens  dürfte  aber  fortschreiten ;  so  meldet 
die  „Mitteldeutsche  National-Zeitung“,  Halle,  in  ihrer  Nr.  300  vom  24.  Dez.  1934, 
daß  die  „Ostpreußische  Zeitung“  nach  einer  gemeinsamen  Erklärung  des  Gauleiters 
und  Oberpräsidenten  Erich  Koch  und  des  Reichsobmannes  und  kommissarischen 
Landesbauernführers  Wilhelm  Meinberg  ihr  Erscheinen  zum  1.  Januar  1935  ein¬ 
stellt,  „um  auf  diese  Weise  die  Einheit  der  nationalsozialistischen  Presse  herbei¬ 
zuführen“. 

2)  Nach  dem  in  der  vorhergehenden  Fußnote  erwähnten  Bericht  des  Reichs¬ 
propagandaministers  gibt  es  zur  Zeit  15  000  in  die  Schriftleiterlisten  eingetragene 
Schriftleiter. 
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Bericht 

über  den  Kursus  zur  Einführung  in  das  Zeitungswesen  vom 
8.  bis  27.  Oktober  1934  in  der  Blindenstudienanstalt  Marburg-Lahn 

Von  Dr.  Alexander  Reuß,  Schwetzingen 

Der  Verein  der  blinden  Akademiker  Deutschlands  E.  V.,  der  unter  der 
Führung  seines  unermüdlichen  Vorsitzenden  Dr.  Carl  Strehl,  des  Direktors 
der  Hochschulbücherei,  Studienanstalt  und  Beratungsstelle  für  blinde  Stu¬ 
dierende  E.  V.,  Marburg,  schon  so  oft  neue  Wege  zur  Berufsertüchtigung 
der  betreuten  Kreise  gefunden  hat,  veranstaltete  in  diesem  Herbst  einen 
Lehrgang  zur  Einführung  in  das  Zeitungswesen. 

Nicht,  daß  ihm  das  Ziel  vorschwebt,  in  drei  Wochen  fertige  Schrift¬ 
leiter  in  die  Welt  zu  senden;  nicht,  daß  irgend  jemand  meint,  hier  die  An¬ 
lagen  zum  Journalisten  oder  Buchlektor  erwerben  zu  können.  Nur  eine 
Einführung  soll  der  Kursus  sein  für  Blinde,  die  Anlage  und  Fähigkeiten 
zur  Arbeit  in  der  Presse  besitzen,  aber  bisher  nicht  Gelegenheit  hatten,  sich 
mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  und  Erfordernissen  im  Buch-  und  Zei¬ 
tungswesen  vertraut  zu  machen. 

17  blinde  Teilnehmer  sind  von  nah  und  fern  zusammengekommen, 
blinde  Studenten  der  Marburger  Universität,  auswärtige  Schicksalsgefährten 
aus  dem  Rheinland,  aus  Sachsen,  aus  Baden,  aus  der  Reichshauptstadt. 

Herbstsonne  liegt  über  der  alten  Lahnstadt.  Aus  Gärten,  aus  den  Schling¬ 
pflanzen  an  den  Villen  locken  die  Amseln.  Nirgends  hört  man  sonst  so  ein 
helles  Lachen  und  Rufen  der  schwarzgelben  Vögel. 

Außerhalb  der  Stadt  beinahe  schon  liegt  das  Schülerheim  der  Blinden¬ 
studienanstalt.  In  der  Turnhalle  am  Schlag  findet  die  Eröffnung  des  Presse¬ 
kursus  statt.  Nicht  ohne  Absicht  hat  man  diesen  Raum  gewählt,  denn  er 
zeigt  die  Betätigungsmöglichkeit  des  Nichtsehenden  auch  in  der  Richtung 
des  Sportlichen  und  der  Leibesübung.  —  Gäste  kommen  von  allen  Seiten. 

Wir  befinden  uns  an  einer  der  schönsten  Ecken  Marburgs.  Ausblicke 
auf  das  Schloß,  auf  Hügel  und  Wälder  geben  das  Gefühl,  daß  auch  hier 

—  wie  in  Rom,  in  Stuttgart,  in  Wiesbaden,  in  anderen  Städten  —  der  Zu¬ 
fall  die  Heime  der  Blinden  an  Stellen  gebaut  hat,  die  dem  Auge  zum  Genuß 
geschaffen  sind.  Aber  es  wäre  verfehlt,  in  solchem  Spiel  der  Dinge  eine 
Tragik  des  Schicksals  zu  finden.  Auch  der  Blinde  ist  glücklich  in  einer 
schönen  Umgebung,  in  der  freien  Luft,  die  er  atmet,  in  der  Sonne,  die  er 
spürt,  in  der  bunten  Landschaft,  die  ihm  das  Wort  seines  Führers  vermittelt, 

—  glücklicher  als  in  der  Enge  alter  Gassen  und  in  dem  Pferch  erdrücken¬ 
der  Mauern.  Das  hat  Dr.  Strehl  in  richtiger  Weise  erkannt,  als  er  die  beiden 
alten  Grundstücke  mit  den  vornehmen  Villen  im  weiten  Parkgelände  für 
Zwecke  der  Blindenstudienanstalt  einrichtete,  indem  dort  die  Realgymnasial¬ 
abteilung,  das  Schülerheim  und  in  einem  Neubau  der  Verlag  unterge¬ 
bracht  sind. 

Wir  durchschreiten  das  große  Tor  und  gehen  langsam  bergauf  durch 
den  gepflegten  Garten.  Baumgruppen  überschatten  das  Gelände;  wir  hören 
ihr  Rauschen  und  erfahren  aus  dem  Munde  des  Begleiters,*  daß  überall 
Bänke  zum  Ruhen  einladen.  Hinter  einer  Wiese  liegen  Schule  und  Wohn¬ 
haus,  dahinter  die  Wirtschaftsgebäude,  oben  im  Hintergrund  der  Turnplatz. 
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Die  Turnhalle  ist  mit  Blattpflanzen  und  nationalen  Fahnen  geschmückt. 
Freunde  der  Anstalt  und  Gönner  des  Vereins  blinder  Akademiker  werden 
von  Dr.  Strehl  empfangen,  plaudern  miteinander,  reichen  sich  die  Hände. 
Wir  bemerken  den  früheren  Oberpräsidenten  von  Hessen-Nassau,  Herrn 
Geh.  Oberreg.-Rat  Prof.  Dr.  Dr.  v.  Hülsen,  heute  als  menschlich  und  charakter¬ 
lich  warmherziger  Studentenfreund  der  Kurator  der  Universität  Marburg. 
Soeben  kommt  Baurat  Hilmer  als  Vertreter  der  Stadt.  Der  bekannte  Jurist  Re¬ 
gierungspräsident  z.  D.  Prof.  Dr.  Stölzel  zieht  den  Kursusleiter,  Chef-  und  Ver¬ 
lagsredakteur  Kurt  Erich  Kittel,  ins  Gespräch,  —  neben  ihm  die  distinguierte 
Erscheinung  unseres  Hygienikers  Prof.  Dr.  Pfannenstiel.  Beide  Professoren- 
sind  Mitglieder  des  Vorstandes  der  Blindenstudienanstalt. 

Die  Klänge  des  Vorspiels  zu  den  „Meistersingern“  eröffnen  die  Be¬ 
grüßung.  Dir.  Dr.  Strehl  findet  warme  Worte  der  Freude  über  das  Zu¬ 
standekommen  des  Kursus.  Er  wendet  sich  in  erster  Linie  an  den  Vertreter 
des  Reichspropagandaministeriums,  Herrn  Dr.  Schmidt-Leonhardt,  den  Schöp¬ 
fer  des  neuen  Schriftleitergesetzes  und  Mitarbeiter  bei  der  Schaffung  der 
Reichskulturkammer.  Einen  neuen  Weg  hofft  Dr.  Strehl  gefunden  zu  haben, 
der  es  manchem  Blinden  ermöglichen  wird,  seine  Gaben  und  sein  Wissen 
in  den  Dienst  der  Volksgemeinschaft  zu  stellen  als  Mitarbeiter  im  Zeitungs¬ 
wesen.  Weitere  Schulungskurse  werden  in  Aussicht  gestellt:  Dr.  Strehl  er¬ 
öffnet  mit  diesen  Worten  den  Lehrgang  zur  Einführung  in  das  Zeitungs¬ 
wesen,  der  sich  als  erster  in  seiner  Art  an  die  Schulungswochen  für  blinde 
Musiklehrer  und  Dirigenten  anschließt. 

Die  nationalen  Hymnen  klingen  auf.  —  Dann  ergreift  Dr.  Schmidt- 
Leonhardt  das  Wort  zu  seinem  Vortrag  über  „Weltanschauliche  Grundlagen 
des  deutschen  Pressewesens“. 

Nur  zusammenfassend  können  wir  berichten.  —  Noch  besteht  das  alte 
Reichspressegesetz  vom  7.  Mai  1874.  Aber  die  weltanschaulichen  Grund¬ 
lagen,  auf  die  es  sich  aufbaute,  sind  überholt.  An  die  Stelle  der  Zwitter¬ 
entwicklung  einer  Individuation  des  Absolutismus  und  einer  Individuation 
des  Liberalismus,  aus  der  gemeinsamen  Wurzel  der  Renaissance  und  der 
durch  sie  hervorgerufenen  Manifestation  des  Menschengeistes  in  Erfindung 
und  Entdeckung  ist  die  Volksgemeinschaft  und  der  Dienst  in  und  an  der 
Gemeinschaft  getreten.  Diese  Grundlagen  sind  es,  welche  heute  den  Cha¬ 
rakter  der  deutschen  Presse  bestimmen.  Sie  finden  ihren  Ausdruck  im  Geist 
des  neuen  Schriftleitergesetzes. 

Musik  aus  einer  Mozart-Sinfonie  beschließt  mit  freudigem  Ja-sagen 
diese  Darlegungen.  Wir  fühlen  uns  frei  und  mitgerissen,  denn  wir  empfin¬ 
den  neues,  geistiges  Leben  in  der  Zeit,  der  auch  wir  zu  dienen  gewillt  sind. 

Ein  Mahl  in  der  Blindenstudienanstalt  vereint  die  Kursusteilnehmer  mit 
Dir.  Dr.  Strehl  und  dem  Kursusleiter,  Herrn  Kittel.  Nicht  die  große  Feier  im 
steifen  Gewände  hat  sich  zu  Tisch  gesetzt,  sondern  kameradschaftliche 
Freude  und  die  Erwartung  des  Kommenden  beherrschen  die  Stimmung. 
Keine  offiziellen  Reden.  Nur  einige  Worte  des  Dankes  richten  sich  aus 
dem  Gespräch  heraus  an  den  unermüdlichen  Leiter  der  Marburger  Ein¬ 
richtungen  für  Blinde. 

Nachmittags  besichtigen  wir  —  als  eine  Art  Uebergang  von  dem  Schrift¬ 
tum  der  Blinden  zu  dem  der  Sehenden  —  das  Verlagsgebäude  der  Blinden- 

111 


hochschulbücherei.  Es  liegt  oben  im  Park  des  Schülerheims,  ohne  das  Bild 
des  grünen  Gartens  und  den  Gang  der  Schule  zu  stören.  Helle,  große  Räume, 
bequeme  Treppen.  Die  elektrischen  Punziermaschinen  tacken  ihr  unermüd¬ 
liches  Geräusch,  eine  Bogenfalzmaschine  hämmert,  die  Presse  schlägt  auf 
und  zu,  und  in  der  Binderei  arbeiten  Draht-  und  Buchheftmaschinen  und 
zeigen  den  Werdegang  eines  Blindenschriftbandes.  Allerdings,  um  ihn  ganz 
zu  verstehen,  müssen  wir  die  weitläufige  Korrekturabteilung  im  oberen 
Stockwerk  betrachten.  Glasfenster,  überall  Glas  zwischen  den  Arbeitszellen 
der  Blinden,  die  mit  ihrer  sehenden  Hilfskraft  Bürstenabzüge  durchsehen 
und  die  Uebertragungen  verbessern,  welche  für  die  Bücherei  bestimmt  sind. 
Denn  nur  ein  Teil  dieser  Blindenschriften  ist  Druck.  Für  die  Allgemeinheit 
weniger  belangreiche  Bücher  werden  handschriftlich  (eigentlich  mit  Hilfe 
der  Punktschrift-Schreibmaschine)  übertragen,  vermittels  einer  gekoppelten 
Schreibmaschine  unter  Umständen  auch  in  mehreren  Exemplaren.  —  Un¬ 
endlich  fleißige,  mühevolle  Arbeit  summt  in  diesen  Zellen,  welche  an 
Bienenzellen  erinnern. 

Aber  das  Bild  wäre  unvollständig  ohne  einen  Gang  durch  das  Lager 
und  die  Versuchs-  und  Lehrmittelwerkstätten.  Hier  entstehen  die  Hilfsmittel 
des  blinden  Geistesarbeiters,  Notenschreibgeräte,  mathematische  Geräte,  der 
Zeichenapparat,  hier  sehen  wir  die  große  Zukunftshoffnung  unserer  Blin¬ 
den,  die  kleine  Stenographiermaschine,  an  der  seit  langem  gearbeitet  wird, 
deren  Serienherstellung  nun  nichts  Wesentliches  mehr  im  Wege  steht.  Alle 
Besucher  drängen  sich  um  das  Kästchen  mit  den  sieben  Tasten,  aus  dessen 
Seitenwand  ein  schmaler  Papierstreifen  mit  Punktschriftzeichen  sich  weiter 
und  weiter  schiebt.  Diese  Maschine  läßt  sich  bequem  in  der  Aktentasche 
tragen;  sie  wird  durch  eine  besondere  Umkleidung  schalldicht  gemacht  und 
ist  für  den  Studenten  das  ideale  Gerät  zum  Mitschreiben  in  den  Vor¬ 
lesungen,  für  den  Journalisten  das  unentbehrliche  Rüstzeug  bei  der  Bericht¬ 
erstattung  in  Versammlungen,  bei  Gerichtsverhandlungen  usw.  Hier  sehen 
wir  uns  gefördert  auf  dem  Wege  zur  beruflichen  Ertüchtigung. 

Nach  dem  einführenden  Tage  beginnt  am  9.  Oktober  der  Kursus.  Die 
Teilnehmer  sind  im  Lesezimmer  in  der  Wörthstraße  versämmelt. 

Wer  seit  Jahren  das  Werden  der  Blindenstudienanstalt  miterlebt  hat, 
weiß,  daß  dieses  Haus  die  Keimzelle  der  H.St.B.  gewesen  ist.  Ihm  würde 
etwas  fehlen,  wenn  nicht  im  Erdgeschoß  die  Schreibmaschinen  des  Büros 
tippten,  wenn  nicht  die  Pakete  des  Leihbüchereiversandes  sich  auf  den 
Tischen  türmten,  wenn  man  nicht  wüßte,  daß  die  verwickelten  Fäden  des 
ganzen  großen  Betriebes  im  Zimmer  Dr.  Strehls  zusammenliefen,  in  dem 
Raume,  in  dem  er  trotz  dieser  verantwortungsvollen  Verwaltung  für  jeden 
blinden  Geistesarbeiter  zu  sprechen  ist,  von  wo  aus  er  die  Belange  seiner 
Werdenden  betreut.  —  Wie  in  den  ersten  Zeiten,  als  das  Haus  noch  den 
kriegsblinden  Akademikern  diente,  liegen  im  Oberstock  die  Zimmer  der 
Studenten.  Aber  wir  suchen  das  Lesezimmer,  nachdem  wir  im  Speisesaal 
gefrühstückt  und  durch  Gesellschaftsraum  und  Musikzimmer  gegangen  sind, 
die  Morgenzigarette  zu  rauchen. 

Verlags-  und  Hauptschriftleiter  a.  D.  Kurt  Kittel  beginnt  die  Vorlesungen 
und  Uebungen,  die  sich  in  Form  und  Inhalt  ebenbürtig  denen  eines  Hoch¬ 
schullehrers  an  die  Seite  stellen.  Er  hat  sofort  alle  Kursusteilnehmer  in 
jene  Stimmung  zu  versetzen  gewußt,  die  aus  Wißbegier  und  Befriedigung 
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in  ein  Gefühl  der  erfolgreichen  Arbeit  ausklingt.  Prächtig,  wie  er  den  Gegen¬ 
stand  meistert  und  die  Mitte  zu  halten  weiß  zwischen  persönlichem  Anteil 
und  stofflicher  Sachlichkeit.  —  Er  erklärt  die  technische  Seite  des  modernen 
Zeitungsbetriebs.  Schwarzdrucktypen,  Winkelhaken  usw.  bilden  das  An¬ 
schauungsmaterial,  nachdem  Herr  Kittel  seinen  Hörerkreis  mit  einer  aus¬ 
giebigen  Fachliteratur  bekannt  gemacht  hat. 

Eine  lebhafte  Aussprache  gibt  Anregungen,  aber  die  wirkliche  Kenntnis 
vom  technischen  Gang  eines  Zeitungsbetriebes  vermittelt  der  Besuch  im 
Haus  der  „Oberhessischen  Zeitung“  am  folgenden  Tage. 

Ein  altes  Gebäude  beherbergt  die  Druckerei.  Unter  den  Stößen  der 
Rotationspresse  zittern  die  Dielen.  Unsere  Begleiter  leiten  uns  über  Treppen 
und  durch  dunkle  Räume.  Aber  überall  hellt  Freundlichkeit  und  das  klä¬ 
rende  Wort  der  Setzer  und  Meister  Mienen  und  Erkenntnis  der  Besucher 
auf.  Wir  stehen  an  den  Setzkästen,  am  Metteurtisch  vor  dem  Umbruch,  ein 
Kalander  prägt  Matern,  Linotype  und  Typograph  beginnen  zu  rasseln,  die 
große  Rotationsmaschine  setzt  sich  wieder  in  Bewegung:  der  technische 
Werdegang  einer  Tageszeitung  baut  sich  vor  uns  auf. 

Eine  kleine  Gruppe  der  Kursusteilnehmer  muß  für  einen  Nachmittag 
Abschied  nehmen.  Es  ist  Dr.  Stiehl  gelungen,  den  Rundfunk  auf  den  Lehr¬ 
gang  zur  Einführung  in  das  Pressewesen  aufmerksam  zu  machen.  Die 
Viertelstunde  „Hier  spricht  das  Leben"  in  Frankfurt-Main  soll  vier  Blinde 
zu  Wort  kommen  lassen,  die  mit  ihrem  Streben  nach  Tätigkeit  bei  der 
Presse  nichts  anderes  wünschen,  als  dem  Leben  zu  dienen. 


Wachsplattenaufnahme  nach  langer  Bahnfahrt.  Schnelle  Probe  anhand 
vorheriger  Unterweisung  durch  den  Sendeleiter,  der  mitteilt,  auf  was  es 
ihm  ankommt.  Die  Nadel  gräbt  Worte  und  Sätze  ins  Wachs.  Ich  höre  zum 
ersten  Mal  in  meinem  Leben  meine  Stimme  losgelöst  von  mir  selber,  nicht 
durch  die  Resonanz  der  Kopfknochen,  sondern  frei  im  Raum.  Wer  kennt 
sich  selbst?  Ich  begegne  mir  in  freier  Luft  und  hin  entsetzt  über  den 
Doppelgänger,  zweifle  und  habe  Angst  vor  dem  Wesen,  das  ich  selbst  sein 
soll.  Ich  möchte  nie  wieder  reden,  und  alle  Trostworte  der  Freunde,  es  sei 
doch  so  gewesen  wie  im  Leben,  machen  mich  verdrießlich.  Aber  ich  gebe 
schließlich  den  Plan  auf,  in  ein  Trappistenkloster  zu  gehen,  denke  an  die 
liebe  Frau  daheim,  die  ich  vor  dem  Mikrophon  so  überzeugt  gewürdigt 
hatte,  und  muß  mich  mit  der  Tatsache  abfinden,  daß  sie  mich  trotz  dieser 
Stimme  geheiratet  hat.  Mögen  sich  die  Andern  also  auch  damit  abfinden. 
—  Die  Sendung  am  Abend  soll  nicht  einmal  schlecht  geklungen  haben. 


Der  Kursus  geht  am  nächsten  Tage  weiter.  Der  Stoff  ist  mächtig,  die 
Zeit  drängt.  Kurt  Kittel  bespricht  die  Betriebsbesichtigung  der  „Oberhessi¬ 
schen  Zeitung“;  jeder  ist  voll  Dankes,  welcher  besonders  den  Hauptschrift¬ 
leitern  Dr.  Hitzeroth  und  Schneider  gilt.  Jetzt  bespricht  Kittel  die  redak¬ 
tionelle  Seite  der  modernen  Tageszeitung.  Alle  Punkte  dieses  weitver¬ 
zweigten  Themas  werden  eingehend  beleuchtet.  Ein  Zufall  bringt  eine  er¬ 
wünschte  Ergänzung  der  Darlegungen  von  anderer  Seite:  Dr.  Kennerknecht, 
Lehrer  an  der  Realgymnasialabteilung  und  Handelsschule  der  Blinden¬ 
studienanstalt,  war  in  den  ersten  Nachkriegsjahren  Mitarbeiter  eines  Nach¬ 
richtenbüros  im  Saargebiet.  Er  macht  belangreiche  Ausführungen  und  gibt 
ein  anschauliches  Bild  von  der  Tätigkeit  einer  Korrespondenz. 
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Von  gesteigerter  Bedeutung  sind  dann  die  Ausführungen  Dr.  Theodor 
Lüddecke’s,  Leiter  des  Zeitungsinstitutes  der  Universität  Halle,  über  „Pro¬ 
duktive  Pressearbeit“.  Dr.  Stiehl  hat  keine  Mühe  gescheut,  Persönlichkeiten 
zu  gewinnen,  auf  die  ihn  der  Kursusleiter  Kittel  hingewiesen  hat  und  welche 
dem  Lehrgang  dienlich  sind.  Die  Ausführungen  Dr.  Lüddeckes  müssen  hier 
in  Kürze  wiedergegeben  werden. 

Er  geht  von  der  grundsätzlichen  Erwägung  aus,  daß  der  beruflich  ge¬ 
schulte  Blinde  nicht  nur  die  Arbeit  als  Schriftleiter  und  freier  Mitarbeiter 
der  deutschen  Presse  leisten  kann,  sondern  daß  er  auf  einigen  Gebieten 
des  Pressewesens  dazu  bestimmt  ist,  Positives  zu  schaffen,  um  der  Fülle 
der  äußeren  Bilder,  die  heute  auf  den  Menschen  einstürmen  und  sich  in 
der  Zeitung  widerspiegeln,  die  innerlich  ordnende  Formung  und  Vertiefung 
in  höherem  Maße  entgegenzustellen  als  der  Sehende. 

Worauf  es  vor  allem  ankommt,  ist  die  typenmäßige  Geschichtsprognose 
in  Verbindung  mit  fortlaufender  Berichterstattung.  Hier  liegt  das  Schwer¬ 
gewicht  der  Tätigkeit  des  heutigen  Zeitungsmannes.  Hier  hat  das  deutende 
Denken  des  Schriftleiters  einzusetzen.  Im  dritten  Reich  ist  trotz  aller  bös¬ 
willigen  gegenteiligen  Behauptungen  die  Bahn  wieder  frei  für  eine  produk¬ 
tive  Pressearbeit.  Nach  einer  gewissen  Stockung  im  deutschen  Blätterwald 
bekommt  die  deutsche  Zeitung  wieder  ihr  eignes  Gesicht,  und  diese  Ent¬ 
wicklung  berechtigt  durchaus  zu  besten  Zukunftshoffnungen.  Die  produk¬ 
tive  Pressearbeit  ist  zielstrebig,  aber  die  bessere  Schulung  des  ordnenden 
Verstandes  bleibt  erforderlich.  Durch  die  sattsam  bekannte  Spezialisierung 
der  Arbeit  kann  das  Problem  nicht  gelöst  werden,  wohl  aber  durch  innere 
Formung  der  Fülle  der  Gesichte;  die  Masse  des  Wissensstoffes  macht  es 
nicht:  innere  Gestaltungskraft  muß  die  Herrschaft  antreten. 

Hier  nun  zeigt  sich  der  Blinde  geeignet,  —  der  Blinde,  der  durch  sein 
Gebrechen  gezwungen  wird,  universal  und  unbeeinflußt  von  äußeren  Ein¬ 
drücken  zu  denken.  Er  ist  hier  wie  der  Vollsinnige  wertvoll  als  der  Mensch, 
für  den  sich  das  System  der  inneren  Ordnung  aus  der  weltanschaulichen 
Zielsetzung  des  Nationalsozialismus  ergibt.  Zugleich  verlangt  auch  die  stets 
und  noch  immer  vorhandene  stille  Ehrfurcht  der  lesenden  Masse  vor  dem 
gedruckten  Wort  die  Ausschaltung  alles  Minderwertigen.  Nur  das  Wichtige 
der  täglichen  Weltgeschichte,  wie  man  die  Zeitung  nennen  kann,  unter 
der  verantwortlichen  Hand  des  Journalisten  hat  das  Unerhebliche  und 
Schlechte  zu  verdrängen.  Wir  brauchen  eine  Wirklichkeitsdarstellung  im 
Sinne  der  Zeitverbundenheit  von  Leibniz  und  Goethe.  Als  Erzieher  des 
Volkes  kann  der  blinde  Journalist  in  besonderem  Maße  mitarbeiten  an  der 
Neugestaltung  der  Dinge.  Denn  er  kann  die  Zusammenhänge  des  Wesent¬ 
lichen  erkennen,  man  möchte  fast  sagen:  „sehen“,  weil  er  sich  weniger 
zersplittert  als  andere,  wie  ja  auch  in  der  Vergangenheit  Körperbehinderte 
(Beethoven,  Milton,  —  um  nur  zwei  Beispiele  zu  nennen)  oft  den  Gesunden 
Offenbarungen  der  Kunst  und  des  Geistes  geschenkt  haben. 

Die  tiefen  Worte  Dr.  Lüddeckes  wurden  mit  lebhaftem  Anteil  und  freu¬ 
diger  Zustimmung  gehört.  Eine  neue  Hoffnung  klang  aus  dem  dankbaren 
Beifall  auf,  den  der  Redner  von  den  Blinden  Marburgs  erntete. 

Neben  Vorträgen  und  Unterweisungen  laufen  im  Kursus  nun  schon  die 
ersten  praktischen  Uebungen  einher.  Die  Eröffnungsfeier  des  Montag  wird 
für  die  imaginäre  „Lahn-Zeitung“  bearbeitet.  Zögernd  und  tastend  noch 
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versuchen  sich  die  Kursusteilnehmer  in  der  Berichterstattung.  Die  Musik¬ 
verständigen  besuchen  ein  Konzert  in  den  Stadtsälen,  das  eine  Urauffüh¬ 
rung  bringt,  und  bemühen  sich  um  eine  Wiedergabe  für  die  Ortspresse, 
für  eine  größere  Provinzzeitung,  für  ein  führendes  Blatt  der  Reichshaupt¬ 
stadt.  Bücher  werden  ausgegeben  für  kleinere  Zirkel  unter  Berücksichtigung 
des  Bildungsganges  wie  der  Neigungen  der  Teilnehmer:  als  Aufgabe  steht 
eine  Buchkritik  bevor.  Dazu  erläutert  Kursusleiter  Kittel  die  Technik  und 
Redaktion  des  Buchverlages  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Tätig¬ 
keit  eines  Blinden  als  Verlagslektor. 

Prof.  Schmidt-Schleicher  von  den  Behringwerken  in  Marburg  hat  die 
Freundlichkeit,  einen  Vortrag  über  die  Entstehung  und  Bedeutung  der  ver¬ 
schiedenen  Heil-Sera  zu  halten,  die  dort  in  der  Stille  grünumhegter  Anlagen 
hergestellt  werden.  Er  spricht  über  das  Serum  gegen  Diphtherie,  gegen 
Pocken,  zeigt  die  Bekämpfung  des  Wundstarrkrampfes,  des  Flecktyphus, 
der  Pest,  Cholera,  menschenmordender  Seuchen  und  einzeln  auftretender 
Idiosynkrasien.  Die  Ausführungen  sind  hochwissenschaftlich,  nur  dem  Fach¬ 
mann  und  Mediziner  ganz  verständlich.  Sofort  steht  die  neue  Aufgabe  da: 
die  Kursusteilnehmer  müssen  die  Darlegungen  des  Gelehrten  dem  Zeitungs¬ 
leser  nahebringen,  schreiben  eine  klare  Würdigung  der  Vorgänge,  von  denen 
sie  gehört  haben.  Die  Aufgabe  wird  glänzend  gelöst.  Aber  bei  verschiedenen 
Herren  treten  Fieber  und  andere  Beschwerden  auf:  die  Grippe  geht  um, 
Natürlich  nicht,  weil  Prof.  Schmidt-Schleicher  von  so  viel  Bazillen  gesprochen 
hat,  sondern  weil  das  Leben  sich  hier  einen  Scherz  erlaubt.  Zwei  Tage 
später  ist  alles  wieder  in  Ordnung,  und  die  Uebungen  nehmen  ihren 
Fortgang. 

Und  abends  wird  gemeinsam  gelesen.  Wir  sind  Herrn  Kittel  zu  ganz 
besonderem  Dank  verpflichtet  für  die  Wahl  des  Buches,  das  dann  als  Vor¬ 
lage  für  das  Urteil  eines  Verlagslektoren  dient.  Es  ist  „Redakteur  Lynge“ 
von  Knut  Hamsun.  Nicht  nur  ein  geeigneter  Lesestoff  für  angehende  Jour¬ 
nalisten,  sondern  auch  ein  Lehrbeispiel  für  die  heute  überwundene  Ge¬ 
schäftspresse  der  liberalen  Zeit,  dargestellt  von  unbeeinflußter,  allseitig  an¬ 
erkannter  Autorität. 

Ergänzt  wird  die  Darstellung  des  Buchverlags  und  der  mit  ihm  zu¬ 
sammenhängenden  Tätigkeiten  durch  eine  Besichtigung  der  Reichsdruckerei 
des  deutschen  Gemeinschaftsdiakonieverbandes.  Eine  frühere  Brauerei  vor 
den  Toren  Marburgs  beherbergt  das  aufstrebende  Unternehmen.  Große 
helle  Räume.  Wir  betreten  nach  Beförderung  durch  einen  Fahrstuhl  den 
Festsaal  des  Betriebes.  Leiter  und  Werkführer  halten  einen  kurzen  Vortrag 
über  den  Sinn  des  Verlages,  über  den  Werdegang  des  Unternehmens,  das 
sich  in  wenigen  Jahren  aus  kleinsten  Anfängen  groß  emporgearbeitet  hat. 
Sie  geleiten  von  Maschine  zu  Maschine;  das  Buch  entsteht  vor  uns  in 
seiner  technischen  Gestaltung.  Alles  hat  sich  auf  den  Besuch  der  Blinden 
eingestellt.  Maschinen  werden  untersucht,  Schnellpressen  in  Gang  gesetzt, 
der  Zeitschriftenversand  mit  Adressier-  und  Frankiermaschine  wird  vorge¬ 
führt.  Die  Binderei  ist  in  voller  Tätigkeit.  Bis  hinab  zur  Erzeugung  des 
elektrischen  Stromes  leitet  uns  die  Führung.  Wir  nehmen  ein  klares  Bild 
und  eine  dankbare  Erinnerung  mit  nach  Hause,  das  dem  Wunsch  der  Blin¬ 
den  nach  Aufklärung  und  Kennenlernen  eingehendst  Rechnung  trug. 

Praktische  Uebungen  nehmen  die  folgenden  Tage  in  Anspruch.  Nach¬ 
richten  weiden  bearbeitet.  Und  als  der  Zeitungsfunk  nicht  übermittelt  werden 
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kann,  wird  ohne  Umschweife  ein  Streit  inszeniert,  der  bei  den  Gläubigen 
Schrecken  verbreitet,  sich  als  fingiert  herausstellt  und  in  verschiedenster 
Darstellung  zu  Papier  gebracht  wird. 

Wie  im  Fluge  vergehen  die  Tage.  Den  letzten  füllen  die  Ausführungen 
Kittels  über  die  Kulturkammergesetzgebung  und  das  neue  Schriftleitergesetz. 
Der  Kreis  der  Betrachtungen,  den  Dr.  Schmidt-Leonhardt  eröffnet  hatte,  ist 
geschlossen.  Wir  fühlen,  daß  gedrängte  reiche  Arbeit  geleistet  worden  ist. 
Wir  wissen,  worum  es  sich  in  der  Wirklichkeit  und  bei  den  Forderungen  des 
Tages  handelt,  wo  wir  uns  einsetzen  dürfen  und  was  wir  erstreben  sollen. 

Auch  die  Besprechung  der  verschiedenen  Buchkritiken  ist  vollendet. 
Wir  rufen  uns  noch  einmal  den  Hinweis  Dr.  Lüddeckes  ins  Gedächtnis,  daß 
die  Buchbesprechung  in  der  Tagespresse  in  Verbindung  mit  dem  Geschehen 
der  Zeit  ein  für  den  Blinden  besonders  geeignetes  Tätigkeitsfeld  ist,  der 
hier  Neues  schaffen  und  im  Dienste  des  Buches  der  Volksgemeinschaft 
nützen  werde. 

Die  schönen  Tage  sind  vorüber!  .... 

Ein  Faß  Bier  rollt  in  die  Küche.  Nach  dem  Abendbrot  wird  Abschied 
in  den  Gesellschaftsräumen  gefeiert.  Dr.  Strehl  ist  aus  Berlin  zurückgekehrt, 
hat  die  Sache  der  Blinden  im  Reichspropagandaministerium  dargelegt,  hat 
versucht,  die  neuen  Wege  auf  dem  Gebiet  des  Zeitungswesens  für  Blinde 
gangbar  zu  machen.  Er  richtet  ernste  Worte  an  die  Versammelten.  Dem 
Leben  dienen  durch  Eingliederung  ins  Leben,  —  das  ist  der  rote  Faden, 
der  seine  Rede  durchzieht.  Der  Typus  „Blinder“  als  Sonderwesen  im  Aus¬ 
sehen  und  Benehmen  muß  verschwinden;  jeder  muß  daran  arbeiten,  nicht 
nur  sein  Wissen  zu  bereichern,  sondern  auch  gesellschaftlich  im  Rahmen 
der  Gegenwart  aufzugehen.  Das  ist  die  Vorbedingung  für  allen  Erfolg  auch 
auf  beruflichem  Gebiet.  —  Und  dieser  Kursus  hat  nach  beiden  Richtungen 
hin  gefördert:  Wissen  und  Eingliederung  ins  Leben  waren  die  Grundpfeiler, 
auf  denen  auch  Kurt  Kittel  seinen  Lehrgang  aufbaute,  für  den  alle  Teil¬ 
nehmer  ihm  verbunden  bleiben. 

Worte  des  persönlichen  Dankes  kommen  aus  bewegtem  Mund  und 
Herzen.  Ein  Bild  Marburgs  soll  Herrn  Kittel  an  die  Tage  vom  8. — 27.  10.  34 
erinnern.  Der  Vertreter  der  blinden  Studentenschaft  dankt  Dir.  Dr.  Strehl, 
der  älteste  Kursusteilnehmer  singt  das  Lob  der  leiblichen  Fürsorge  unserer 
sorgenden  Schaffnerin  Schwester  Margarete. 

Heitere  Töne  lösen  den  Ernst  der  Stunde.  Lieder  erklingen.  Ein  An¬ 
sager  formt  die  auseinanderstrebenden  Dinge  der  Einzeldarbietungen  zur 
mosaik-artigen  Gemeinsamkeit.  Rauchblaue  Zigarrenluft  wird  von  homeri¬ 
schem  Lachen  erschüttert.  Hinter  den  Wolken  steht  fern,  noch  im  Mantel 
der  Nacht  verhüllt,  der  Morgen,  der  die  neue  Möglichkeit  und  neue  Hoff¬ 
nung  in  sich  trägt. 

Das  macht  den  Abschied  leicht.  Und  leicht  macht  ihn  der  Wunsch  eines 
Wiederzusammenseins  im  nächsten  Jahr,  in  einem  Kursus  für  Fortgeschrittene 
unter  der  gleichen  guten,  menschlich  erwärmenden  Leitung  unseres  ver¬ 
ehrten  Meisters  Kittel. 


116 


Die  Werkzeitung 

Ein  Berufsfeld  für  erblindete  Techniker 

Von  cand.  phil.  Ernst  Dehnhardt,  Marburg 

Unter  den  Späterblindeten,  die  durch  einen  Berufsunfall  oder  auch 
durch  Krankheit  das  Augenlicht  verlieren,  gibt  es  eine  ganze  Reihe  von 
Ingenieuren  und  Chemikern.  Wie  für  jeden  andern,  so  gilt  es  auch  für  sie, 
eine  neue,  befriedigende  Tätigkeit  zu  finden.  Aber  gerade  für  sie  ist  es  be¬ 
sonders  schwer,  sich  auf  einen  rein  geistigen  Beruf  umzustellen,  weil  sie 
zumeist  aufs  engste  mit  ihrer  Tätigkeit  an  der  Maschine,  im  Laboratorium 
oder  im  Konstruktionsbüro  verwachsen  sind.  Für  sie  wäre  es  darum  be¬ 
sonders  willkommen,  gäbe  es  eine  Tätigkeit,  durch  die  sie  in  ihrem  früheren 
Arbeitsbezirk  bleiben  könnten.  Und  diese  Möglichkeit  besteht:  als  Schrift¬ 
leiter  oder  Mitarbeiter  einer  Werkzeitung  können  sie  ihre  Berufserfahrungen 
verwerten,  und  wenn  ihre  Tätigkeit  auch  eine  geistige  ist,  so  bleiben  sie 
doch  in  ständiger  Verbindung  mit  der  Maschinenwelt. 

Wir  glauben,  daß  wir  manchem  unserer  Leser  durch  diesen  Hinweis 
entgegenkommen,  und  um  den  Interessierten  die  Möglichkeit  zu  geben,  sich 
mit  dieser  Sache  näher  zu  beschäftigen,  verweisen  wir  auf  das  neu  er¬ 
schienene  Buch  von 

Theodor  Lüddecke:  „Nationalsozialistische  Menschenführung  in  den  Betrieben. 

Die  Werkzeitung  als  Mittel  der  Wirtschaftsführung.“  Hanseatische  Ver¬ 
lagsanstalt,  Hamburg  1934. 

Der  Direktor  des  „Instituts  für  Zeitungskunde“  an  der  Universität  Halle- 
Saale  hat  der  Oeffentlichkeit  mit  diesem  Buche  eine  wertvolle  Ergänzung 
zu  seinem  vor  Jahresfrist  erschienenen  Werk  „Die  Tageszeitung  als  Mittel 
der  Staatsführung“  gegeben.  Während  er  in  dem  letzgenannten  Buche  das 
Problem  der  politischen  Volkserziehung  im  nationalsozialistischen  Staate 
erörtert,  rollt  er  hier  die  Frage  auf,  wie  ein  moderner  Großbetrieb  gemäß 
der  nationalsozialistischen  Wirtschaftsauffassung  geführt  werden  soll.  Die 
Grundsätze  dieser  Anschauungen  sind  uns  bekannt.  Das  Mittel  zu  ihrer 
Verwirklichung  ist  die  Werkzeitung.  In  der  Zeit  des  Klassenkampfes  wurde 
sie  von  den  Arbeitern  abgelehnt,  weil  sie  in  den  meisten  Fällen  den  Unter¬ 
nehmern  nur  ein  Mittel  war,  um  die  Belegschaft  in  ihrem  Interesse  zu  be¬ 
einflussen  und  so  den  klassenkämpferischen  Gewerkschaften  entgegenzu¬ 
treten.  Daher  konnte  die  Werkzeitung  sich  nicht  zu  dem  entwickeln,  was 
sie  hätte  sein  können:  zu  einem  Bindeglied  zwischen  den  einzelnen  Schich¬ 
ten  des  Betriebes,  durch  das  alle  Mitglieder  der  Belegschaft  zu  einem  sinn¬ 
vollen  Organismus  verknüpft  werden,  zu  einer  Ganzheit,  in  die  sich  jeder 
aus  eigenem  Willen  eingliedert,  weil  er  ihren  Sinn  begreift  und  ihre  Ziele 
bejaht. 

Mit  Nachdruck  weist  Lüddecke  darauf  hin,  daß  nicht  nur  die  Arbeiter? 
sondern  in  den  letzten  Stadien  der  technischen  Entwicklung  auch  die  In¬ 
genieure  und  Betriebsleiter  der  sinnvollen  Werksarbeit  immer  mehr  ent¬ 
fremdet  wurden,  daß  auch  sie  in  ihrer  Arbeit  keinen  höheren  Sinn  mehr 
fanden,  weil  sie  alle  sich  nicht  mehr  als  Glied  einer  Werks- Gemeinschaft, 
sondern  nur  noch  als  Faktoren  in  der  Rechnung  gewinnsuchender  Kapi¬ 
talisten  fühlten.  Der  Glaube  an  die  Arbeit  als  ethische,  werteschaffende 
Forderung  war  also  im  Begriff,  vollkommen  verloren  zu  gehen.  Der  Na- 
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tionalsozialismus  mit  seiner  Auffassung  von  der  Arbeit  als  einer  ethischen 
Aufgabe  und  von  der  Betriebsgefolgsehaft  als  einer  sinnvollen  Schicksals- 
gemeinschaft  hat  begonnen,  hier  Wandel  zu  schaffen. 

Diese  Entwicklung  der  geistigen  Haltung  weiterzutragen  und  ihr  alle 
Schichten  des  arbeitenden  Volkes,  insbesondere  des  eigenen  Betriebes  zu 
erschließen,  ist  die  Aufgabe  der  Werkzeitung.  Sie  soll  eine  Zeitung  „von 
der  Gefolgschaft  für  die  Gefolgschaft  des  Betriebes“  sein,  d.  h.  in  ihr  sollen 
alle  Schichten  des  Werkes  zu  Worte  kommen;  der  Ingenieur  mit  Aufsätzen 
über  die  technischen  Einrichtungen  und  ihre  Bestimmung,  der  Arbeiter  oder 
Werkmeister  mit  seinen  Erfahrungen  an  der  Maschine  oder  mit  seinen  Ar¬ 
beitsgenossen,  der  kaufmännische  Leiter  oder  Verwaltungsangestellte  mit 
den  Aufgaben,  die  ihnen  zum  Wohl  des  Betriebes  übertragen  sind.  So 
sollen  alle  Betriebsangehörigen  ein  abgerundetes  Bild  von  dem  erhalten, 
was  geleistet  wird,  sie  sollen  Anregungen  und  Winke  für  ihre  eigene  Ar¬ 
beit  empfangen,  und  jeder  soll  sehen,  daß  seine  Sorgen  und  Nöte  die  des 
Ganzen  sind,  daß  das  Ganze  jeden  Einzelnen  trägt,  wie  er  wiederum  im 
Dienst  des  Ganzen  seine  Kräfte  einsetzt.  Darüber  hinaus  hat  die  Werk¬ 
zeitung  die  Aufgabe,  die  Werkleute  hineinschauen  zu  lassen  in  die  Be¬ 
ziehungen,  durch  die  sie  und  ihre  Arbeit  mit  dem  ganzen  Volk,  mit 
der  Welt  verbunden  sind.  Sie  sollen  aber  nicht  nur  in  ihrer  Arbeit  ge¬ 
fördert  werden  und  im  Verständnis  ihres  höheren  Sinnes,  sondern  auch  in 
ihren  rein  menschlichen  Angelegenheiten:  die  Werkzeitung  wird  also  von 
allem  berichten,  was  im  Betrieb  vorgeht,  sie  wird  versuchen,  ihren  Lesern 
das  persönliche  Schicksal  ihrer  Mitarbeiter  näher  zu  bringen,  und  sie  wird 
auch  für  geistige  Erholung  und  Bildung,  für  Formung  des  Schönheitssinnes 
und  Vertiefung  des  Weltbildes  zu  wirken  haben. 

Daß  sich  innerhalb  dieses  weiten  Arbeitsfeldes  sehr  wohl  eine  Tätigkeit 
finden  läßt,  für  die  ein  erblindeter  Techniker  mit  seiner  Arbeitserfahrung 
geeignet  ist,  wird  jedem  einleuchten.  Vorbedingung  ist  naturgemäß  Sach¬ 
kenntnis  und  gute  allgemeine  Bildung.  Was  fehlt,  kann  sich  jeder  erwer¬ 
ben,  indem  er  sich  für  einige  Semester  in  den  Hörsaal  einer  Universität 
setzt  und  Volkswirtschaft,  politische  Vorlesungen,  Geschichte  (auch  Philo¬ 
sophie)  und  vielleicht  noch  manches  andere  hört  und  sein  Wissen  durch 
fleißiges  Studium  bereichert.  Eine  berufliche  Umschulung  muß  auf  jeden 
Fall  für  den  eben  erblindeten  Techniker  stattfinden;  darum  können  die 
Kosten  kein  wesentliches  Hindernis  darstellen.  Es  gilt  nun,  große  Werke 
mit  einer  eigenen  Zeitung  zu  interessieren,  damit  sie  den  Versuch  mit  einem 
Blinden  machen.  Heute,  wo  man  der  Werkzeitung  mehr  und  mehr  Auf¬ 
merksamkeit  zuwendet,  wäre  es  sogar  denkbar,  daß  der  Betrieb,  in  dem 
der  Erblindete  früher  gearbeitet  hat,  ihm  ein  neue,  verantwortliche  Stellung 
an  seiner  Werkzeitung  gibt,  wenn  der  Leitung  diese  Möglichkeit  in  wirk¬ 
samer  Form  vorgestellt  wird. 

Es  muß  dabei  jedoch  betont  werden,  daß  der  Schriftleiter  einer  Werk¬ 
zeitung  selbst  einmal  Werkmann  gewesen  sein  muß,  daß  er  den  Betrieb 
genau  kennt  und  wenn  möglich  recht  eng  mit  ihm  verwachsen  ist.  Denji 
nur  der  kann  für  eine  Betriebsgefolgschaft  eine  anregende  und  vollwertige 
Werkzeitung  redigieren,  der  aus  praktischer  Erfahrung  all  das  kennt,  was 
er  seinen  Lesern  darbieten  will.  Daher  wird  sich  ein  Früherblindeter  für 
den  Beruf  des  Werkzeitungsschriftleiters  niemals  eignen,  sondern  immer 
nur  der  fachlich  durchgebildete  und  durch  die  Werkserfahrung  geschulte 
Blinde,  der  aus  der  praktischen  Arbeit  ausscheiden  mußte. 
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Kursus-Bilanz  1934 

Eine  abschließende  Betrachtung  des  Kursusleiters 

E.  K.  Kittel 

Dank  der  tatkräftigen  Unterstützung,  die  der  Plan  der  Abhaltung  eines 
Ferienlehrganges  zur  Einführung  in  das  gesamte  Pressewesen  vonseiten 
Dir.  Dr.  Strehls,  der  zuständigen  Reichsstelle  und  des  „Vereins  der  blinden 
Akademiker  Deutschlands  E.  V.“  erfuhr,  war  es  bereits  4  Monate  nach  Er¬ 
scheinen  der  Untersuchung  „Blinde  Geistesarbeiter  als  Presseleute“  möglich, 
den  ersten  praktischen  Schritt  zu  wagen.  Ein  Wagnis  war  die  Veranstaltung, 
sollte  sie  doch  den  Beweis  erbringen,  daß  blinde  Geistesarbeiter  in  der  Lage 
sind,  den  Presseberuf  ebenso  zufriedenstellend  ausfüllen  zu  können  wie 
eine  Reihe  andere  akademische  Berufe. 

Das  Pressewesen  ist  für  den  blinden  Akademiker  so  gut  wie  unbe¬ 
kanntes  Neuland.  Bei  der  Aufstellung  des  Arbeitsplanes,  der  dem  Lehrgang 
zu  Grunde  gelegt  wurde,  mußte  auf  diese  Tatsache  entsprechende  Rück¬ 
sicht  genommen  werden  Es  kam  darauf  an,  den  Teilnehmern  des  Lehr¬ 
gangs  dieses  Neuland  —  geistig  und  technisch  —  so  zu  erschließen,  daß 
sie  sich  nicht  von  vornherein  unter  der  Wucht  der  Materie  vor  unüber¬ 
windliche  Hemmnisse  gestellt  sahen. 

So  wurde  denn  zunächst  einmal  den  Teilnehmern  das  in  Punktschrift 
übertragene  Buch  Lüddeckes  „Die  Tageszeitung  als  Mittel  der  Staatsfüh¬ 
rung“  zur  Pflichtlektüre  gemacht.  Nach  dem  so  bereits  vor  Kursusbeginn 
eine  fachwissenschaftliche  Basis  geschaffen  war,  konnte  man  den  presse¬ 
rechtlichen  Vortrag  Ministeralrat  Dr.  Schmidt-Leonhardts  an  den  Anfang 
und  den  mehr  pressepolitischen  Vortrag  Dr.  Lüddeckes  in  das  erste  Drittel 
des  dreiwöchigen  Lehrgangs  legen.  Damit  wurde  eine  Grundlage  erreicht, 
auf  der  ohne  jede  Schwierigkeit  die  mehr  auf  das  Praktische  zielenden 
Vorträge  und  Uebungen  aufgebaut  werden  konnten. 

Ueber  die  Blindendrucktechnik,  die  dem  Blinden  am  ehesten  verständlich 
ist,  wurden  die  Teilnehmer  in  Unterrichtsstunden  und  in  Betriebsbesich¬ 
tigungen  in  das  Gebiet  der  Schwarzdrucktechniken  eingeführt.  Erst  nach 
vollkommener  Beherrschung  des  einem  Blinden  nur  schwer  begreiflich  zu 
machenden  Stoffes  wurde  theoretisch  und  praktisch  der  redaktionellen  Seite 
des  Zeitungs-  und  Nachrichtenwesens,  sowie  des  Buchverlagswesens  zu 
Leibe  gerückt.  Die  Anlage  des  Lehrplans  bot  den  Teilnehmern  die  Gewähr 
dafür,  daß  sie  schrittweise,  sozusagen  in  homöopathischen  Dosen,  aber  mit 
umso  stärkerer  Nachhaltigkeit,  in  die  ganze  publizistische  Atmosphäre,  in 
das  Wesen  der  Zeitungs-  und  Buchherstellung  eingeführt  wurden.  Nur  da¬ 
durch  war  es  möglich,  den  Lehrgang  mit  einem  durchschnittlich  sehr  guten 
Erfolg  abzuschließen. 

Mußte  auf  der  einen  Seite  überhaupt  erst  einmal  die  theoretische  Grund¬ 
lage  geschaffen  werden,  erschienen  mir  andererseits  als  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben,  die  Teilnehmer  in  technischer  Hinsicht  so  zu  schulen,  daß  sie 
bei  ihrem  späteren  Eintritt  nicht  schon  an  diesen  rein  technischen  Dingen 
scheitern.  Diese  Aufgabe  ist  voll  geglückt.  Wahrscheinlich  hat  sich  niemand 
mehr  gewundert  als  die  Gefolgschaften  der  besichtigten  Druckereibetriebe, 
daß  eine  Besichtigung  durch  ihres  Sehsinnes  beraubte  Menschen  —  eigent¬ 
lich  ein  Paradoxon  —  mit  so  viel  Verständnis  den  drucktechnischen  Dingen 
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begegneten.  Die  Absolventen  unseres  Lehrganges  werden  draußen  in  der 
Praxis  den  sehenden  Kollegen  und  dem  technischen  Personal  mit  unwissen¬ 
den  Fragen  nicht  „auf  die  Nerven  fallen“!  In  dieser  Hinsicht  wäre  also  das 
Ziel,  die  technischen  Bedenken  der  Verleger  gegen  die  Einstellung  Blinder 
zu  zerstreuen,  erreicht. 

In  den  praktischen  Uebungen  kam  es  besonders  darauf  an,  zu  zeigen, 
welche  Anforderungen  der  Presseberuf  stellt.  Darum  wurde  nicht  nur  rein 
theoretisch  in  die  Organistation  einer  Zeitungs-  oder  Buchverlagsredaktion 
eingeführt.  Die  Teilnehmer  lernten  begreifen,  daß  man  einen  Artikel  nicht 
•so,  sondern  so  schreibt,  daß  diese  Ueberschrift  falsch,  und  daß  jene  Ueber- 
schrift  richtig  ist,  und  daß  diese  und  jene  Schlagzeile  den  Nagel  auf  den 
Kopf  treffen,  und  daß  sie  bei  dieser  oder  jener  Wortwahl  ihrer  Schlagkraft 
entbehren.  In  besonderen  Redaktionsübungen  wurde  das  journalistische 
Fingerspitzengefühl  in  den  Vordergrund  gestellt.  Wie  wichtig  dieses  Finger¬ 
spitzengefühl  ist,  wurde  an  einer  Falschmeldung,  auf  die  alle  Teilnehmer 
mehr  oder  minder  hereinfielen,  besonders  demonstriert.  Geradezu  verblüffend 
für  den  Praktiker  waren  aber  die  Leistungen  bei  der  Bearbeitung  einer 
Feuilletonkorrespondenz.  Selbst  die  für  Uebungszwecke  fingierte  Meldung 
vom  Kraftwagenunfall  eines  bedeutenden  deutschen  Komponisten  wurde 
auch  in  weltanschaulicher  Hinsicht  in  wenigen  Minuten  richtig  kommentiert. 
Die  auch  für  den  geübten  Journalisten  oft  sehr  schwierige  Berichterstattung 
über  wissenschaftliche  Vorträge  wurde  von  den  meisten  Teilnehmern  (Prof. 
Schmidt-Schleichers  Vortrag  über  die  Herstellung  der  verschiedenen  Heil-Sera) 
mit  durchschnittlich  gutem  Erfolg  ausgeführt. 

Berichterstattungsübungen  und  die  Abfassung  von  Buchbesprechungen 
gaben  die  Möglichkeit,  dem  Einzelnen  in  Bezug  auf  Stil,  Aufbau  und  Auf¬ 
fassung  manchen  korrigierenden  Fingerzeig  zu  geben.  Es  würde  dem  Sinn 
dieser  Bilanz  widersprechen,  ein  lückenloses  Bild  der  dreiwöchigen  Arbeit 
zu  vermitteln.  Hier  sollte  nur  anhand  dieser  wenigen  Beispiele  (vergl.  auch 
den  Bericht  des  Kursusteilnehmers  Dr.  Alexander  Reuß  in  dieser  Nummer) 
gezeigt  werden,  daß  in  den  Uebungen  keine  der  in  der  Praxis  täglich  auf¬ 
tretenden  Aufgaben  unberücksichtigt  geblieben  ist.  Abschließend  kann  auch 
von  den  redaktionellen  Uebungen  einschl.  Buchverlagsübungen  gesagt  wer¬ 
den,  daß  die  Absichten  der  Kursusleitung  fast  ohne  Ausnahme  ihre  volle 
Erfüllung  gefunden  haben. 

Gute,  oft  ausgezeichnete  Leistungen,  ein  schier  unermüdlicher  Arbeits¬ 
eifer  und  Fleiß  waren  die  äußeren  Merkmale  dieses  ersten  Ferienlehrganges 
für  blinde  Geistesarbeiter.  Mögen  diese  schulischen  Leistungen  und  dieser 
Arbeitseifer  für  alle  Teilnehmer  in  hoffentlich  recht  naher  Zukunft  draußen 
in  der  großen  Welt  der  Druckpresse  hundertfältige  Frucht  tragen! 


Aenderungen 

auf  dem  Gebiete  der  Reich sversorgung 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Alfons  Gottwald,  Berlin 

Am  3.  Juli  1934  erließ  die  Reichsregierung  das  Gesetz  über  Aenderungen 
auf  dem  Gebiete  der  Reichsversorgung  (Reichsgesetzbl.  1934  S.  541).  Dieses 
Gesetz  bringt  eine  Reihe  neuer  Vorschriften,  von  denen  diejenigen,  die  die 
Blinden  in  erster  Linie  interessieren,  im  folgenden  besprochen  werden  sollen. 
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1. 

Frontzulage 

Artikel  1  des  Gesetzes  führt  eine  Frontzulage  für  Kriegsdienstbeschä¬ 
digte  ein.  Der  Begriff  der  Kriegsdienstbeschädigung  wird  durch  §  1  Abs.  2 
genau  Umrissen.  Kriegsdienstbeschädigung  liegt  hiernach  vor,  wenn  die 
Dienstbeschädigung  auf  die  besonderen,  nur  dem  Kriege  eigentümlichen 
Verhältnisse  zurückzuführen  ist,  d.  h.,  wenn  sie  in  unmittelbarem  Zusammen¬ 
hänge  mit  der  Kriegführung  steht.  Dies  ist  im  Etappen-  oder  Heimatgebiet 
nur  dann  der  Fall,  wenn  die  Dienstbeschädigung  dadurch  herbeigeführt 
ist,  daß  kriegerische  Ereignisse  oder  Zustände  von  der  Front  auf  das  Etappen¬ 
oder  Heimatgebiet  übergegriffen  haben  oder  die  dienstliche  Tätigkeit  durch 
Kampfhandlungen  unmittelbar  beeinflußt  wurde.  In  den  Schutzgebieten 
erlittene  Dienstbeschädigungen,  die  auf  die  besonderen,  nur  dem  Dienst  in 
der  Schutztruppe  eigentümlichen  Verhältnisse  zurückzuführen  sind,  stehen 
im  Sinne  dieser  Vorschrift  einer  Kriegsdienstbeschädigung  gleich. 

Nicht  jeder  Grad  der  Beschädigung  genügt  für  den  Anspruch  auf  Front¬ 
zulage.  Das  Gesetz  führt  zwei  Gruppen  von  Berechtigten  auf. 

a)  Ohne  weiteres  erhalten  die  Frontzulage  solche  Beschädigten,  deren 
Erwerbsfähigkeit  infolge  einer  Kriegsdienstbeschädigung  um  70  vom  Hun¬ 
dert  oder  mehr  gemindert  ist  (§  1  a). 

b)  Außerdem  erhalten  die  Frontzulage  solche  Beschädigten,  deren  Er¬ 
werbsfähigkeit  infolge  einer  Kriegsdienstbeschädigung  um  30  bis  60  vom 
Hundert  gemindert  ist.  Bei  dieser  Gruppe  müssen  aber  zwei  Voraussetzungen 
erfüllt  sein.  Berechtigt  ist  nur,  wer  das  50.  Lebensjahr  vollendet  hat  (§  1  b). 
Keine  Frontzulage  erhält  derjenige,  dessen  Roheinkommen  aus  Arbeit  und 
Versorgungsgebührnissen  zusammen  den  Betrag  von  600  Reichsmark  monat¬ 
lich  übersteigt.  Solange  dies  der  Fall  ist,  ruht  das  Recht  auf  den  Bezug 
der  Frontzulage  (§  3). 

Die  Frontzulage  ist  für  alle  Kriegsdienstbeschädigten  gleich.  Sie  beträgt 
60  Reichsmark  jährlich  (§  1  Abs.  1).  Sie  wird  ab  1.  Juli  1934  gezahlt.  Dies 
ergibt  sich  aus  Artikel  9  des  Gesetzes,  wonach  der  die  Frontzulage  behan¬ 
delnde  Artikel  1  an  diesem  Tage  in  Kraft  tritt. 

Die  Frontzulage  genießt  eine  Reihe  von  Vergünstigungen.  Nach  §  2 
unterliegt  sie  keiner  Steuer  und  öffentlichen  Abgabe.  Sie  darf  ferner  auf 
andere  Bezüge  des  Beschädigten  nicht  angerechnet  werden,  sie  bleibt  auch 
bei  Festsetzung  von  Unterstützungen  in  der  Arbeitslosenversicherung,  der 
Krisenfürsorge  und  der  öffentlichen  Fürsorge  außer  Ansatz. 

Ueber  den  Anspruch  auf  die  Frontzuiage  entscheidet  das  Versorgungsamt. 

Gegen  dessen  Entscheidung  kann  die  Entscheidung  eines  besonderen 
beim  Hauptversorgungsamt  gebildeten  Ausschusses  angerufen  werden,  wenn 
der  Anspruch  mit  der  Begründung  abgelehnt  worden  ist,  daß  die  Gesund¬ 
heitsstörung  nicht  auf  eine  Kriegsdienstbeschädigung  im  Sinne  des  Art.  1 
§  1  Abs.  2  zurückzuführen  ist  (§  96  a  des  Gesetzes  über  das  Verfahren  in 
Versorgungssachen,  der  durch  Artikel  1  Ziffer  8  des  Fünften  Aenderungs- 
gesetzes  (Reichsgesetzbl.  1934  S.  544)  eingefügt  ist).  Die  Anrufung  muß 
binnen  einem  Monat  nach  der  Zustellung  des  Bescheides,  bei  der  Zustellung 
außerhalb  Europas  binnen  6  Monaten,  erfolgen.  Die  Anrufung  des  Aus¬ 
schusses  ist  jedoch  ausgeschlossen,  wenn  bereits  entschieden  ist,  daß  die 
Gesundheitsstörung  nicht  Folge  einer  Dienstbeschädigung  ist.  Die  Entschei¬ 
dung  des  Ausschusses  ist  endgültig. 
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Der  Ausschuß  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  zwei  Beisitzern,  von 
denen  einer  von  dem  Führer  der  Nationalsozialistischen  Kriegsopferver¬ 
sorgung  vorzuschlagen  ist.  Der  Reichsarbeitsminister  bestellt  die  Vorsitzen¬ 
den,  die  Beisitzer  und  ihre  Stellvertreter.  Sie  müssen  kriegsdienstbeschädigt 
im  Sinne  des  Art.  1  §  1  Abs.  2  sein. 

11. 

*  Zusatzrente 

Artikel  4  bringt  eine  Verbesserung  der  Vorschriften  über  die  Zusatz¬ 
rente.  Außer  den  Empfängern  von  Witwen-,  Waisen-  und  Witwerrente  wird 
die  Zusatzrente  gezahlt  an  Beschädigte,  die  eine  Rente  von  mindestens  50 
vom  Hundert  der  Vollrente  beziehen,  sowie  an  Empfänger  von  Haus-  oder 
Uebergangsgeld. 

Die  Zusatzrente  wird  nur  im  Falle  des  Bedürfnisses  gezahlt  (§  2).  Ihre 
Höhe  ist  nach  dem  Grad  der  Beschädigung  gestaffelt  (§  3).  Sie  beträgt 
jährlich  für  Schwerbeschädigte  bei  einer  Minderung  der  Erwerbsfähigkeit 

um  50  bis  60  vom  Hundert . 144  Reichsmark 

„  70  „  80  „  „  ........  300 

-  um  mehr  als  80  „  „  .  504  „ 

für  Empfänger  von  Hausgeld  oder  Uebergangsgeld  300  „ 

Diese  Beträge  erhöhen  sich  noch  bei  dem  Vorhandensein  von  Kindern. 
Für  jedes  Kind,  für  das  der  Versorgungsberechtigte  sorgt,  und  für  das  er 
Kinderzulage  (§  30  des  Reichsversorgungsgesetzes)  bezieht,  erhält  er  108 
Reichsmark.  Beispiel:  Die  Zusatzrente  für  einen  Schwerbeschädigten  mit 
zwei  Kindern,  dessen  Erwerbsfähigkeit  mehr  als  80°/o  gemindert  ist,  beträgt 
jährlich  504  Reichsmark  plus  2  mal  108  Reichsmark  =  216  Reichsmark,  zu¬ 
sammen  720  Reichsmark. 

Das  Bedürfnisprinzip  wird  bei  den  Empfängern  einer  Pflegezulage  (§  31 
des  Reichsversorgungsgesetzes)  von  75  Reichsmark  monatlich  durchbrochen. 
Diese  erhalten  ohne  weitere  Prüfung,  selbst  wenn  sie  ein  nicht  unerheb¬ 
liches  Roheinkommen  haben,  dessen  Höhe  nach  §  62  Abs.  3  des  Reichs¬ 
versorgungsgesetzes  berechnet  wird,  die  halbe  Zusatzrente. 

Die  Feststellung  und  Auszahlung  der  Zusatzrente  für  Schwerbeschädigte 
sowie  für  Empfänger  von  Haus-  und  Uebergangsgeld  obliegt  den  Fürsorge¬ 
stellen  der  Kriegsbeschädigten-  und  Kriegshinterbliebenenfürsorge,  soweit 
der  Reichsarbeitsminister  nichts  anderes  bestimmt  (§  5).  Gegen  die  Ent¬ 
scheidung  der  Fürsorgestelle  kann  Beschwerde  an  die  Hauptfürsorgestelle 
binnen  einem  Monat  eingelegt  werden.  Die  Hauptfürsorgestelle  entscheidet 
endgültig;  das  Spruch  verfahren  ist  ausgeschlossen. 

III. 

Beschädigtenschutz 

Artikel  5  §  2  erweitert  den  Kreis  derjenigen  Personen,  die  den  Schutz 
des  Schwerbeschädigtengesetzes  genießen.  Diese  Bestimmung  ist  jedoch  für 
die  Blinden  ohne  Bedeutung,  da  ihnen  schon  durch  §  8  des  Schwerbe¬ 
schädigtengesetzes  der  Schwerbeschädigtenschutz  gewährt  wird. 

Dagegen  ist  die  Vorschrift  des  Artikel  5  §  1  für  die  Kriegsblinden  von 
Interesse.  Hiernach  wird  die  soziale  Fürsorge  für  die  Kriegsblinden  zwecks 
Vereinheitlichung  und  Verbesserung  den  Landesfürsorgeverbänden  (Haupt¬ 
fürsorgestellen)  zur  Durchführung  übertragen. 
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Artikel  6  bringt  eine  Ankündigung  des  Inhalts,  daß  in  der  zukünftigen 
Gesetzgebung  den  Schwerbeschädigten  weitere  Vergünstigungen  eingeräumt 
werden  sollen.  Auf  steuerlichem  Gebiet  ist  hiermit  bereits  durch  den  Rund¬ 
erlaß  des  Reichsfinanzministers  vom  9.  Juli  1934  der  Anfang  gemacht  wor¬ 
den  (vgl.  den  nachfolgenden  Aufsatz). 


Neue  Ermäßigung  der  Einkommensteuer 
für  blinde  Gehaltsempfänger 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Alfons  Gottwald,  Berlin 

Das  Gesetz  über  Aenderungen  auf  dem  Gebiete  der  Reichsversorgung 
vom  3.  Juli  1934  (Reichsgesetzbl.  I  S.  541)  sieht  in  Artikel  6  §  2  für  die 
steuerliche  Behandlung  der  Arbeitseinkünfte  von  Schwerkriegsbeschädigten 
und  versorgungsberechtigten  Hinterbliebenen  über  die  bisherigen  Vergün¬ 
stigungen  hinausgehende  Steuererleichterungen  vor.  Demzufolge  hat  der 
Reichsfinanzminister  am  9.  Juli  1934  einen  Runderlaß  (S.  2226  A  —  211  III) 
herausgegeben,  durch  welchen  die  bestehenden  Vergünstigungen  weiter 
ausgebaut  werden  (abgedruckt  Reichssteuerblatt  1934  S.  819). 

Dieser  Runderlaß  befaßt  sich  nicht  nur  mit  den  in  dem  genannten 
Gesetz  aufgeführten  Personen,  Schwerkriegsbeschädigten  und  versorgungs¬ 
berechtigten  Hinterbliebenen,  sondern  auch  mit  den  Zivilbeschädigten.  Im 
Abschnitt  A  „Ermäßigung  der  Lohnsteuer“  werden  die  Blinden  ausdrücklich 
aufgeführt.  Es  heißt  unter  II  dieses  Abschnittes  „Blinde  stehen  den  Kriegs¬ 
beschädigten  gleich,  die  eine  Pflegezulage  erhalten“.  Es  gelten  also  für  alle 
Blinden,  ganz  gleich  ob  Kriegs-  oder  Friedensblinde,  die  für  Kriegsbeschä¬ 
digte  mit  Pflegezulage  vorgeschriebenen  Bestimmungen. 

I. 

Erwerbstätige  Blinde 

Für  Lohn-  und  Gehaltsempfänger  sind  100. —  RM.  steuerfrei.  Bei  er¬ 
werbstätigen  Blinden  ist  dieser  Betrag  um  mindestens  400  v.  H.  zu  erhöhen. 
Die  Freigrenze  beträgt  hier  also  500  RM. 

Die  Erhöhung  der  steuerfreien  Beträge  ist  stets  ohne  Nachweis  beson¬ 
derer  Aufwendungen  zu  gewähren.  Sie  hat  ihren  Grund  in  den  erhöhten, 
durch  die  Blindheit  verursachten  persönlichen  Ausgaben  und  Werbungs¬ 
kosten.  Sie  gilt  daher  nur  für  den  Steuerabzug  von  Bezügen  aus  einem 
bestehenden  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis  (vgl.  unten  II). 

Der  steuerfreie  Lohn  betrag  von  100  RM.  setzt  sich  aus  dem  steuerfreien 
Lohnbetrag  im  engeren  Sinne  von  60  RM.  und  einer  Pauschale  für  Wer¬ 
bungskosten  und  Sonderleistungen  von  40  RM.  zusammen.  Entsprechend 
besteht  der  Betrag  von  500  RM.  bei  Blinden  aus  dem  steuerfreien  Lohn¬ 
betrag  im  engeren  Sinne  in  Höhe  von  300  RM.  und  einem  Pauschalsatz 
für  Werbungskosten  und  Sonderleistungen  in  Höhe  von  200  RM.  Ueber- 
steigen  im  Einzelfall  bei  einem  Blinden  die  Werbungskosten  und  Sonder¬ 
leistungen  den  Betrag  von  200  RM.,  und  weist  er  dies  nach,  so  erhöht  sich 
die  Freigrenze  um  den  Betrag,  um  den  die  tatsächlichen  Werbungskosten 
und  Sonderleistungen  200  RM.  übersteigen.  Beispiel:  Die  Werbungskosten 
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und  Sonderleistungen  eines  blinden  angestellten  Geistesarbeiters  belaufen 
sich,  weil  er  eine  qualifizierte  Hilfskraft  benötigt,  täglich  mit  dieser  zu¬ 
sammen  zu  seiner  Arbeitsstelle  fahren  muß  und  außerdem  noch  weitere 
Unkosten  hat,  auf  230  RM.  Die  tatsächlichen  Werbungskosten  und  Sonder¬ 
leistungen  übersteigen  hier  den  Pauschalsatz  um  30  RM.  Um  diesen  Betrag 
ist  die  Freigrenze  zu  erhöhen.  Sie  beträgt  also  530  RM. 

II. 

Nichterwerbstätige  Blinde 

Wenn  nichterwerbstätigen  Blinden  (Ruhegeldempfängern)  infolge  der 
Blindheit  besondere  Ausgaben  erwachsen,  so  kann  es  sich  dabei  niemals 
um  Werbungskosten  handeln;  denn  bei  ihnen  dienen  solche  Ausgaben  nicht 
zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  der  Einkünfte  (§16  Abs.  1  EStG.). 
Da  sich  der  steuerfreie  Lohnbetrag  von  100  RM.  —  wie  erwähnt  —  aus 
einer  Pauschale  von  40  RM.  für  Werbungskosten  und  Sonderleistungen 
und  aus  einem  steuerfreien  Lohnbetrag  im  engeren  Sinne  von  60  RM.  zu¬ 
sammensetzt,  so  kann  in  diesen  Fällen  nur  eine  Erhöhung  des  letzteren 
eintreten. 

Bei  Blinden  ist  dieser  steuerfreie  Lohnbetrag  im  engeren  Sinne  ent¬ 
sprechend  wie  oben  stets  um  400  v.  H.  zu  erhöhen.  Für  nichterwerbstätige 
Blinde  (Ruhegeldempfänger)  beträgt  also  die  Freigrenze  300  RM. 

III. 

Anträge 

Die  steuerliche  Vergünstigung  tritt  nur  auf  Antrag  ein.  Der  Antrag  ist 
an  das  Finanzamt  zu  richten.  Ein  Nachweis  über  die  Erblindung  ist  bei¬ 
zufügen  u.  z.  entweder  ein  Rentenbescheid  oder  eine  Bescheinigung  des 
Versorgungsamtes  oder  ein  amtsärztliches  Zeugnis. 

Der  Arbeitgeber  darf  die  steuerlichen  Vergünstigungen  erst  berück¬ 
sichtigen,  wenn  ihm  die  mit  der  Aenderung  versehene  Steuerkarte  vorge¬ 
legt  wird.  Der  Vermerk  auf  der  Steuerkarte  lautet:  „Der  steuerfreie  Lohn¬ 
betrag  (einschl.  der  Pauschsätze  für  Werbungskosten  und  Sonderleistungen) 
wird  widerruflich  um  400  v.  H.  erhöht.  Dies  gilt  nicht  für  Ruhegeld-  und 
andere  Bezüge  für  eine  frühere  Dienstleistung.  Diese  Verfügung  gilt  usw.“ 

Die  Vergünstigung  nach  dem  Runderlaß  kann  nur  für  die  Zukunft  be¬ 
antragt  werden.  Erstattungen  dürfen  auf  Grund  dieses  Erlasses  nicht  vor¬ 
genommen  werden. 


Kleinrentnerhilfe 

Von  Dr.  Alfons  Gottwald,  Berlin 

Seit  ca.  10  Jahren  erstreben  die  Kleinrentner  die  Umwandlung  ihres 
Fürsorgeanspruchs  in  einen  Rentenanspruch.  Mit  dieser  Forderung  sind  sie 
nicht  durchgedrungen,  jedoch  gibt  das  Gesetz  über  Kleinrentnerhilfe  vom 
5.  Juli  1934  (RGBl.  I  1934,  Seite  580)  einer  Gruppe  von  Kleinrentnern  nun¬ 
mehr  eine  rechtliche  Stellung,  auf  Grund  deren  die  bevorzugten  Klein¬ 
rentner  zwar  keinen  Versorgungsanspruch,  aber  doch  einen  Fürsorgean¬ 
spruch  mit  einer  Reihe  von  besonderen  Vergünstigungen  haben,  der  einem 
Versorgungsanspruch  in  der  Wirkung  recht  nahe  kommt. 
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Zu  dem  Gesetz  ist  der  Erlaß  des  Reichsarbeitsministers  und  des  Reichs¬ 
ministers  des  Innern  an  die  für  die  Durchführung  der  Kleinrentnerfürsorge 
zuständigen  Ministerien  der  Länder  vom  23.  August  1934  ergangen. 

I. 

Kreis  der  berechtigten  Personen 

Nicht  alle  Kleinrentner  erhalten  Kleinrentnerhilfe  im  Sinne  des  neuen 
Gesetzes!  Nur  ein  ganz  kleiner  Kreis  ist  herausgehoben  worden.  Im  ein¬ 
zelnen  verlangt  das  Gesetz  das  Vorliegen  folgender  Voraussetzungen: 

1 .  Kleinrentnerhilfe  erhalten  nach  §  1  alte  oder  gebrechliche  Personen, 
die  hilfsbedürftig  sind.  Alt  im  Sinne  des  Gesetzes  sind  Männer,  wenn  sie 
am  1.  September  1934  das  60.,  Frauen,  wenn  sie  an  diesem  Tage  das 
55.  Lebensjahr  vollendet  hatten.  Erwerbsunfähig  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
sind  Personen,  die  infolge  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen  nicht  nur 
vorübergehend  außerstande  sind,  sich  durch  Arbeit  die  Hälfte  ihres  Lebens¬ 
bedarfs  zu  beschaffen.  Diese  Begriffsbestimmung  der  Erwerbsunfähigkeit 
ist  für  die  Erblindeten  von  besonderer  Bedeutung. 

Die  Erwerbsunfähigkeit  ist  durch  ärztliches  Zeugnis  nachzuweisen.  Bei 
Kleinrentnern,  die  bereits  bisher  in  Kleinrentnerfürsorge  standen,  ist  ein 
erneuter  Nachweis  der  Erwerbsunfähigkeit  nicht  erforderlich. 

2.  Die  Sondervergünstigung  des  Gesetzes  soll  nur  solchen  Personen 
zustehen,  die  sich  im  alten  Reich  ein  Vermögen  erworben  und  dadurch 
aus  eigner  Kraft  ihre  wirtschaftliche  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit 
bis  zu  ihrem  Lebensende  gesichert  hatten.  Aus  diesem  Grunde  muß  jeder, 
der  die  Kleinrenterhilfe  in  Anspruch  nehmen  will,  nachweisen,  daß  er  am 
1.  Januar  1918  ein  Kapitalvermögen  von  mindestens  12  000. —  RM  oder 
einen  Rechtsanspruch  auf  eine  lebenslängliche  Rente  von  jährlich  min¬ 
destens  500. —  RM  gehabt  hat,  und  daß  das  Vermögen  oder  der  Anspruch 
der  Geldentwertung  zum  Opfer  gefallen  ist  (§  1  des  Gesetzes). 

Bei  der  Prüfung  des  Nachweises  ist  darauf  zu  achten,  daß  es  sich  um 
Kapitalvermögen  und  nicht  etwa  um  Grund-  oder  Betriebsvermögen  handelt. 
Außerdem  muß  feststehen,  daß  dem  nachgewiesenen  Vermögen  nicht  etwa 
Schulden  gegenüberstanden,  nach  deren  Abzug  vom  nachgewiesenen  Kapital¬ 
vermögen  ein  Nettovermögensbetrag  von  weniger  als  12  000  RM  verblieb. 
Für  den  Nachweis  des  Vermögens  sind  alle  Beweismittel  zulässig. 

Als  der  Geldentwertung  zum  Opfer  gefallen  ist  ein  Kapitalvermögen 
auch  dann  anzusehen,  wenn  der  Kleinrentner  es  in  der  Zeit  der  Geldent¬ 
wertung  aufgezehrt  hat.  Daß  die  Vermögensanlage  des  Kleinrentners  später 
durch  die  Aufwertungs-  oder  Anleiheablösungsgesetzgebung  teilweise  wie¬ 
der  aufgeweitet  worden  ist,  schließt  die  Gewährung  der  Kleinrentnerhilfe 
nicht  aus. 

Wird  der  Nachweis  erbracht,  daß  am  Stichtag  das  gesetzlich  vorge¬ 
sehene  Miifdestvermögen  vorhanden  war,  so  spricht  die  allgemeine  Ver¬ 
mutung  dafür,  daß  dieses  Vermögen  durch  die  Geldentwertung  vernichtet 
wurde.  Die  für  die  Durchführung  der  Kleinrentnerhilfe  zuständigen  Be¬ 
hörden  haben  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  darüber  zu  ent¬ 
scheiden,  ob  und  gegebenenfalls  welche  besonderen  Feststellungen  in  dieser 
Richtung  noch  erforderlich  sind. 
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Das  Gesetz  verlangt  grundsätzlich,  daß  der  Empfänger  der  Kleinrentner¬ 
hilfe  am  Stichtag  selbst  Eigentümer  des  Kapitalvermögens  war.  Nur  wenn 
ein  Rentner  nach  dem  1.  Januar  1918  von  seinem  Ehegatten  Vermögen 
von  Todes  wegen  erworben  hat,  genügt  zum  Bezug  der  Kleinrentnerhilfe 
der  Nachweis,  daß  das  Vermögen  am  1.  Januar  1918  dem  verstorbenen  Ehe¬ 
gatten  gehörte.  Bei  hilfsbedürftigen  Kleinrentnerehepaaren,  die  in  gemein¬ 
samem  Haushalt  leben,  ist  das  Vermögen  beider  Ehegatten  am  Stichtag 
zusammenzurechnen. 

3.  Kleinrentner,  die  die  angeführten  Voraussetzungen  des  Gesetzes  nicht 
erfüllen,  werden  weiter  in  der  bisherigen  Form  in  der  Kleinrentnerfürsorge 
betreut. 

II. 

Umfang  der  Kleinrentnerhilfe 

Ebenso  wie  bei  der  allgemeinen  Fürsorge  werden  nach  §  6  Richtsätze 
für  die  Bemessung  der  Kleinrentnerhilfe  aufgestellt.  Diese  müssen  die  Richt¬ 
sätze  der  allgemeinen  Fürsorge  um  wenigstens  ein  Viertel  übersteigen.  Der 
Richtsatz  der  allgemeinen  Fürsorge  beträgt  für  Berlin  34. —  RM  monatlich, 
somit  muß  der  Richtsatz  der  Kleinrentnerhilfe  mindestens  42.50  RM  monat¬ 
lich  betragen. 

Die  Zuschläge  für  den  im  Haushalt  lebenden  Ehegatten  des  Empfän¬ 
gers  der  Kleinrenterhilfe  und  für  seine  im  Haushalt  lebenden  Abkömm¬ 
linge  müssen  ebenfalls  mindestens  um  ein  Viertel  höher  bemessen  sein  als 
die  entsprechenden  Zuschläge  der  allgemeinen  Fürsorge. 

Den  Empfängern  der  Kleinrentnerhilfe  sind  neben  der  laufenden  Klein¬ 
rentnerhilfe  unter  den  allgemeinen  Voraussetzungen  alle  Sonderleistungen 
der  öffentlichen  Fürsorge,  z.  B.  Leistungen  zur  Deckung  des  Winterbedarfs, 
Lebensmittelverbilligungsscheine,  Mietbeihilfen  usw.,  zu  gewähren. 

§  8  regelt  die  Art  und  Weise,  in  der  ein  eigener  Verdienst  des  Berech¬ 
tigten  angerechnet  wird.  Danach  bleibt  eigenes  Einkommen  außer  Ansatz, 
soweit  es  die  Hälfte  des  Richtsatzes  nicht  übersteigt.  Beträgt  beispielsweise 
der  Richtsatz  für  die  Kleinrentnerhilfe  in  einer  Gemeinde  40. —  RM  monat¬ 
lich,  so  bleibt  ein  eigenes  Einkommen  des  Berechtigten  bis  zu  20. —  RM 
monatlich  völlig  außer  Betracht.  Von  einem  etwaigen  Mehrverdienst  darf 
nicht  mehr  als  50  vom  Hundert  angerechnet  werden.  Verdient  zum  Beispiel 
der  Berechtigte  monatlich  50. —  RM,  so  erhält  er  bei  einem  angenommenen 
Richtsatz  von  monatlich  40. —  RM.  40  —  minus  (30  :  2  =  15)  =  25  RM. 

Bei  der  Anrechnung  der  Einnahmen  aus  Untervermietung  darf  nur  das 
Reineinkommen  berücksichtigt  werden.  Außer  einem  entsprechenden  Betrag 
für  Arbeitsverdienst,  der  nach  §  8  zu  behandeln  ist,  scheiden  daher  aus: 
der  auf  den  vermieteten  Raum  entfallende  Anteil  an  der  Gesamtmiete  und 
ein  angemessener  Betrag  für  Abnutzung  von  Möbeln,  Wäsche  usw.  Hat 
z.  B.  ein  Kleinrentner  ein  möbliertes  Zimmer  zum  Preise  von  25. —  RM 
monatlich  vermietet,  und  muß  er  selbst  für  dieses  Zimmer  an  seinen  Haus¬ 
wirt  12. —  RM  zahlen,  so  wären  etwa  10. —  RM  als  eigener  Verdienst  des 
Kleinrentners  in  Anrechnung  zu  setzen. 

§  7  bringt  eine  Regelung  für  diejenigen  Kleinrentner,  die  Einkünfte 
aus  Aufwertungshypotheken  und  öffentlichen  Anleihen  haben.  Bei  der  Be- 
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messung  der  Kleinrentnerhilfe  dürfen  die  Fürsorgeverbände  von  den  Vor¬ 
schriften  des  §  84  des  Aufwertungsgesetzes  und  des  §  26  des  Gesetzes  über 
die  Ablösung  öffentlicher  Anleihen  nicht  abweichen.  Hiernach  bleiben  Auf¬ 
wertungsansprüche  außer  Ansatz,  soweit  sie  den  Betrag  von  270. —  RM 
jährlich  =  22.50  RM  monatlich  nicht  übersteigen.  Bezieht  ein  Kleinrentner 
zum  Beispiel  aus  Aufwertungshypotheken  einen  monatlichen  Zinsbetrag 
von  30. —  RM,  so  werden  hiervon  auf  die  Kleinrentnerhilfe  nur  7.50  RM 
angerechnet. 

III. 

•  Sonderstellung  der  Kleinrentnerhilfe 

Die  Kleinrentnerhilfe  wird  grundsätzlich  nach  den  Vorschriften  der 
Fürsorgepflichtverordnung  durchgeführt,  jedoch  enthält  das  Gesetz  eine 
Reihe  von  Vergünstigungen  (§  2). 

1.  Eine  derartige  Vergünstigung  enthält  zunächst  §  3,  wonach  im  Gegen¬ 
satz  zu  §§  25  Abs.  1.  25  A  der  Fürsorgepflichtverordnung  weder  der  Emp¬ 
fänger  der  Kleinrentnerhilfe,  noch  sein  Ehegatte  oder  seine  Eltern  ver¬ 
pflichtet  sind,  dem  Fürsorgeverband  die  Kosten  der  Kleinrentnerhilfe  zu 
ersetzen. 

2.  Dementsprechend  sind  auch  sowohl  der  Ehegatte,  wie  die  Ver¬ 
wandten  auf-  und  absteigender  Linie  nicht  verpflichtet,  nach  dem  Tode 
des  Empfängers  als  seine  Erben  Ersatz  für  das  Empfangene  zu  leisten  (§  4). 
Für  andere  Erben  bleibt  es  allerdings  bei  der  Regelung  des  §  25  Abs.  3 
Sätze  2 — 4  der  Fürsorgepflichtverordnung. 

3.  Soweit  an  die  Kleinrentner  bisher  Zahlungen  im  Rahmen  der  Für- 
sorgepflichtverordnung  erfolgt  sind,  gelten  die  bisher  erörterten  Gesetzes¬ 
bestimmungen  entsprechend.  Auch  diese  Leistungen  brauchen  also  weder 
vom  Kleinrentner,  noch  von  seinen  in  §§  3  und  4  des  Gesetzes  aufgeführten 
Verwandten  zürückgezahlt  zu  werden.  Die  Beseitigung  der  Ersatzpflicht 
tritt  auch  in  denjenigen  Fällen  ein,  in  denen  der  Verpflichtete  zum  Ersatz 
der  von  dem  Fürsorgeverband  aufgewendeten  Kosten  rechtskräftig  verurteilt 
worden  ist.  Jedoch  werden  bereits  erfolgte  Ersatzleistungen  nicht  wieder 
zurückvergütet. 

Sicherheiten,  wie  zum  Beispiel  Hypotheken  oder  Sicherungsübereig¬ 
nungen  sind  von  der  Fürsorgebehörde  freizugeben. 

4.  §  5  bestimmt,  daß  die  Vorschriften  der  Fürsorgepflichtverordnung 
über  Arbeitspflicht,  Arbeitszwang  und  über  das  Verwaltungsverfahren  gegen 
Unterhaltspflichtige  für  die  Empfänger  der  Kleinrentnerhilfe  nicht  gelten. 
Unterhaltspflichtige  können  also  nicht  durch  bloßen  Beschluß  der  Ver¬ 
waltungsbehörde  zur  Zahlung  des  Unterhaltes  gezwungen  werden,  vielmehr 
muß  der  Rechtsweg  vor  den  ordentlichen  Gerichten  beschritten  werden. 

IV. 

Anträge 

Anträge  auf  Gewährung  der  Kleinrentnerhilfe  sind  bei  den  örtlich  zu¬ 
ständigen  Bezirksfürsorgestellen  zu  stellen. 
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Alle  gerichtlichen  und  außergerichtlichen  Verhandlungen  und  Urkun¬ 
den,  die  bei  der  Durchführung  des  Gesetzes  nötig  werden,  sind  gemäß 
§  28  der  Fürsorgepflichtverordnung  gebühren-  und  stempelfrei. 

Für  die  Durchführung  der  Kleinrentnerhilfe  gilt  das  Einspruchs-  und 
Beschwerdeverfahren  nach  der  Fürsorgepflichtverordnung. 

Alle  2  Jahre  kann  die  Fürsorgebehörde  die  Hilfsbedürftigkeit  des  Emp¬ 
fängers  nachprüfen. 


Anstellungen,  Ernennungen,  Prüfungen 

1.  Juristen  und  Nationalökonomen 

Fritsch,  Rob.,  Marburg-L.,  Savignystr.  21,  zum  Assesor  am  Finanzamt  Marburg-L. 
ab  1.  X. 

Geißler,  Br.,  Mannheim,  Augartenstr.  3,  Diplom-Volkswirt  am  1.  VIII. 

Krause,  Fr.,  Ger.-Ass.,  Dr.,  Naumburg-Saale,  Barbaraplatz  5,  ans  Landgericht  Naum¬ 
burg  zur  Beschäftigung  in  Verwaltungssachen  überwiesen. 

Siemßen,  H.,  Hamburg-Fuhlsbüttel,  Heinrich  Traunplatz  9,  zum  Oberregierungs¬ 
rat  ernannt. 

Spargel,  E.,  Reg.-Rat,  Hamburg,  Lohhof  5,  zum  Leiter  der  aintl.  Hauptfürsorge¬ 
stelle  für  Kb.  und  Kh. 

2.  Philologen 

Biel  icke,  Joh.,  Berlin-Pankow,  Kavalierstr.  4,  zum  Blindenoberlehrer  an  der  Blin¬ 
denberufsschule. 

t 

3.  Musiklehrer 

Förstemann,  M.  G.,  Magdeburg,  Eichendorfstr.  4 II,  ab  1.  VIII.  Organist  an  St. 
Johannis  in  Magdeburg. 

Kornath,  Helene,  Hindenburg,  Oberschles.,  Schechestr.  10,  Staatl.  Musiklehrer¬ 
prüfung. 

Scheler,  Kurt,  Wiesbaden,  Rheinstr.  80,  Staatl.  Klavierlehrerprüfung. 

Sobotta,  Viktor,  Hindenburg,  Oberschles.,  Kronprinzenstr.  258,  Staatliche  Musik¬ 
lehrerprüfung. 

4.  Verschiedenes 

Küster,  W.,  Celle,  Güterbahnhofstr.  12,  ab  1.  VI.  am  Landeserbhofgericht. 

Die  Schüler  der  Blindenstudienanstalt 

Schneider,  Ilse,  Fischenich  b.  Köln,  Gennerstr.  49,  die  Reifeprüfung, 

Kudert,  Hans,  Breslau,  Queisstr.  9,  die  Schulschlußprüfung  am  22.  Sept.  bestanden. 
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